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H A N N S JÜRGEN KÜSTERS 

SOUVERÄNITÄT UND ABC-WAFFEN-VERZICHT 

Deutsche Diplomatie auf der Londoner Neunmächte-Konferenz 1954 

Selten kommt der Verlierer eines Krieges in die Lage, von den Siegermächten Genug­
tuung erwarten zu dürfen. Diesen ungewöhnlichen Trumpf hielt Bundeskanzler Ade­
nauer in Händen, als der Vertrag über die Europäische Verteidigungsgemeinschaft am 
30. August 1954 in der französischen Nationalversammlung gescheitert war. Die west­
liche Diplomatie stand unter Zugzwang. Neun Jahre nach Übernahme der obersten 
Gewalt in Deutschland durch die Alliierten, fünf Jahre nach Gründung der beiden 
deutschen Staaten und knapp zweieinhalb Jahre nach Unterzeichnung des Deutsch­
land-Vertrages in Bonn und des EVG-Vertrages in Paris war noch keine tragfähige Lö­
sung für die Westbindung der Bundesrepublik zustande gebracht. Neue Entscheidun­
gen waren erforderlich, wie das Besatzungsregime beendet, Souveränität hergestellt 
und der deutsche Verteidigungsbeitrag kontrolliert werden sollte. Die sechs EVG-Si-
gnatarstaaten stimmten Mitte September 1954 der Initiative des britischen Außenmini­
sters Eden zur Aufnahme von Verhandlungen zu1. An der Neunmächte-Konferenz 
vom 28. September bis 3. Oktober 1954 im Lancaster House in London nahmen außer 
der Bundesrepublik Deutschland2, Frankreich3, Italien und den Benelux-Staaten noch 

1 Secretary of State's Tour of European Capitals, September 1954, in: Public Record Office, London 
(PRO), Foreign Office (FO) 371 General Correspondence, 125146 Nine-Power Conference on Ger-
man re-armament, London, September 1954. Aufzeichnung der Unterredung Adenauer-Eden, 12.9. 
1954, sowie Aufzeichnung Grewe, Kurze Zusammenfassung der Verhandlungen mit dem britischen 
Außenminister Eden, 13.9. 1954, beide in: Bundesarchiv, Koblenz (BA), Nachlaß (NL) Herbert 
Blankenhorn 351/33 a. 

2 Wortlaut der deutschsprachigen Verhandlungsprotokolle in: Dokumente zur Deutschlandpolitik, 
II. Reihe/Bd. 11 Annexband: Die Londoner Konferenz 1954, hrsg. vom Bundesminister des Innern 
unter Mitwirkung des Bundesarchivs, bearb. vom Verf. (in Vorbereitung). 

3 Ministere des Affaires Etrangeres, Conference de Londres (28 septembre-3 octobre 1954) et 
Reunions de Paris (20-22 octobre 1954) relatives ä la cessation du regime d'occupation en 
Allemagne, ä l'elargissement du traite de Bruxelles et ä la creation de l´Union de l'Europe 
occidentale, Proces-verbaux des seances-Propositions-Textes adoptes-Communiques, Paris 1956, 
Premiere Partie, Conference des Ministres des Affaires Etrangeres de la France, du Royaume-Uni, 
des Etats-Unis, du Canada, de la Republique federale d'Allemagne, de Belgique, d´Italie, des Pays-Bas 
et du Luxembourg, Londres 28septembre- 3 octobre 1954, Proces-verbaux des seances-Propositi-
ons-Acte final-Communiques, S. 15-351, in: Documents Diplomatiques Francais (DDF) 1954 An­
nexes (21 Juillet-31Decembre), hrsg. vom Ministere des Affaires Etrangeres, Commission de Pub-
lication des Documents Diplomatiques Francais, Paris 1987. 
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Großbritannien4, Kanada und die Vereinigten Staaten5 teil, die Truppen auf dem euro­
päischen Kontinent stationiert hatten. 

Prealables und Verhandlungsziele 

Schon bei der Unterzeichnung des Deutschland-Vertrages am 26. Mai 1952 hatte Ade­
nauer den drei Westmächten das Versprechen abgehandelt, erneut zu beraten, wenn 
sich die Ratifizierung des EVG-Vertrages „ungebührlich verzögert"6. Am 27.Juni 
1954 waren der amerikanische Präsident Eisenhower und Großbritanniens Premiermi­
nister Churchill in Washington übereingekommen, zur Abwehr der dann für Adenau­
er bedrohlichen Situation müßten die im Deutschland-Vertrag vorgesehenen Maßnah­
men zur Wiederherstellung der Souveränität der Bundesrepublik ergriffen werden7. 
Das bedeutete nichts anderes als die Entkoppelung des Junktims zwischen beiden Ver­
tragswerken - vorausgesetzt, der Kanzler würde solange auf die Wiederbewaffnung 
verzichten, bis eine einvernehmliche Rechtsgrundlage für den deutschen Verteidi­
gungsbeitrag gesichert war. Die von der amerikanisch-britischen Arbeitsgruppe vorbe­
reiteten Änderungen des Deutschland-Vertrages8, mit denen der britische Hohe Kom­
missar, Hoyer Miliar, am 2. September 1954 zu Adenauer kam, waren für diesen voll­
kommen unakzeptabel9. Seine Richtlinie hieß: Fortführung der europäischen Integra­
tionspolitik und Zurückstellung der europäischen Verteidigungsfragen, volle Souverä­
nität, unter Umständen nur für die amerikanische und die britische Besatzungszone, 
Eintritt in die NATO und Abschluß von Verträgen über die Stationierung der auslän­
dischen Truppen in der Bundesrepublik10. Den Deutschland-Vertrag in seiner originä-

4 PRO, FO 1086 Conference of Ministers, 176 Verbatim records of 3rd to 14th Plenary meetings; 177 
Text in French of verbatim records of 4th to 18th Plenary meetings; 179 Documents issued at Con­
ference NPC (54) 2-61; 180 Text in French of Conference NPC (54) 1-62. 

5 Foreign Relations of the United States (FRUS) 1952-1954, V Western European Security, Part 2, 
Washington 1983, S. 1294-1370. 

6 Wortlaut der Schreiben der drei Außenminister an den Bundeskanzler vom 26.5.1952 betreffend die 
Möglichkeit, gewisse Bestimmungen der Verträge vor dem Inkrafttreten dieser Verträge vorzeitig in 
Wirksamkeit zu setzen (Artikel 11 Absatz 2 des Deutschland-Vertrages), in: Bundesgesetzblatt 
(BGBl),Teil II,Nr.3,29.3.1954,S.245. 

7 Memorandum of Conversation, Eisenhower-Churchill, 27.6. 1954, in: FRUS 1952-1954, V, Part 1, 
Washington 1983, S. 985 ff. Agreed Minute United States-United Kingdom Minute on Germany and 
EDC, 27.6.1954, in: Ebenda, S. 988 f.; auch in: PRO, FO 371/125146. 

8 Report of the Anglo-American Study Group on Germany, London, 5.-12.7.1954, in: FRUS, ebenda, 
S. 997-1016. 

9 Aufzeichnung Gespräch Adenauer-Hoyer Miliar, 2.9. 1954, sowie Entwurf einer Note der Herren 
Hohen Kommissare an den Herrn Bundeskanzler, beide in: BA, NL Blankenhorn 351/33 b. 

10 Tagebuchnotiz Blankenhorn, 31.8. 1954, in: Ebenda, 32a. Herbert Blankenhorn, Verständnis und 
Verständigung. Blätter eines politischen Tagebuchs 1949 bis 1979, Frankfurt a. Main/Berlin/Wien 
1980, S. 194 f. Zusammenfassung der außenpolitischen Ziele des Bundeskanzlers bei Gero von Gers-
dorff, Adenauers Außenpolitik gegenüber den Siegermächten 1954. Westdeutsche Bewaffnung und 
internationale Politik, München 1994, S. 335-352. 
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ren Fassung mit weitgehenden Beschränkungen der Souveränität in Kraft zu setzen, 

kam für den Kanzler nicht mehr in Betracht. Ein halbes Jahr nachdem die Sowjetunion 

in einem einseitigen Akt die D D R für souverän in ihren inneren und äußeren Angele­

genheiten erklärt hatte11, erwartete er, daß die Westmächte ihre Besatzungsherrschaft 

gleichfalls durch eine einseitige Deklaration beendeten. 

An oberster Stelle der Verhandlungsziele stand für die Bundesregierung die Forde­

rung nach Erlangung der Souveränität und Nichtdiskriminierung. Das Besatzungsre­

gime mußte endgültig abgelöst und das Junktim zwischen Deutschland-Vertrag und 

EVG-Vertrag aufgebrochen werden. Die Deutschen sollten künftig nicht mehr ein 

Volk zweiter Klasse sein. In verschiedenen Punkten waren Änderungen des Deutsch­

land-Vertrages unabdingbar: weitgehende Beseitigung der Restriktionen hinsichtlich 

der vollen Gewalt über die inneren und äußeren Angelegenheiten, Anerkennung der 

Souveränität und vollen Gleichberechtigung der Bundesrepublik durch Neuformulie­

rung des Artikels 1, Aufhebung der Notstands rechte, so daß den Westmächten keine 

Eingriffsrechte mehr blieben. Das Recht auf Stationierung ausländischer Streitkräfte 

auf deutschem Gebiet mußte den alliierten Vorbehaltsrechten entzogen und auf eine 

vertragliche Grundlage gestellt werden. Die umstrittene Bindungsklausel in Artikel 7 

Absatz 3 sollte wegfallen, ohne daß die Drei Mächte von ihrer Verpflichtung zur Wie­

dervereinigungspolitik Abstand nahmen. Die deutschlandpolitischen Rechtspositio­

nen und der Anspruch auf Wiedervereinigung waren aber nur aufrechtzuerhalten, 

wenn die Vorbehaltsrechte unangetastet blieben. Die Wiederbewaffnung sollte auf der 

Grundlage des gleichzeitigen Beitritts der Bundesrepublik zur N A T O und zum Brüs­

seler Pakt erfolgen12. Bonn war bereit, freiwilligen Selbstbeschränkungen bei der Rü­

stung, ähnlich wie im EVG-Vertrag vorgesehen13, und einer Kontrolle durch die 

N A T O zuzustimmen, vorausgesetzt die Notstandsklausel entfiel und die Westmächte 

11 Erklärung der Regierung der UdSSR über die Aufhebung der kontrollierten Tätigkeit des Hohen 
Kommissars der UdSSR in Deutschland und über die Herstellung der vollen Souveränität der Deut­
schen Demokratischen Republik in ihren inneren und äußeren Angelegenheiten, 25.3. 1954. Wort­
laut in: Dokumente zur Deutschlandpolitik der Sowjetunion, Bd. 1: Vom Potsdamer Abkommen am 
2. August 1945 bis zur Erklärung über die Herstellung der Souveränität der Deutschen Demokrati­
schen Republik am 25.März 1954, hrsg. vom Deutschen Institut für Zeitgeschichte, Berlin 1957, 
S.501f. Die Regierung der DDR hatte am 27.3. 1954 verlautbart, die DDR „wird mit der UdSSR 
sowie mit anderen Staaten die gleichen Beziehungen unterhalten, wie sie unter souveränen Staaten 
üblich sind". Tägliche Rundschau vom 28.3.1954. 

12 Protokoll der 45. Kabinettssitzung, 22.9. 1954, in: Die Kabinettsprotokolle der Bundesregierung, 
Bd. 7 1954, bearb. von Ursula Hüllbüsch/Thomas Trumpp, Boppard a. Rhein 1993, S. 389-402, hier 
S.391, 393. Vgl. Heinrich Krone, Aufzeichnungen zur Deutschland- und Ostpolitik 1954-1969, in: 
Rudolf Morsey/Konrad Repgen (Hrsg.), Adenauer-Studien, Bd. III: Untersuchungen und Doku­
mente zur Ostpolitik und Biographie, Mainz 1974, S. 134-201, hier S. 135. 

13 Vier „Briefe des Bundeskanzlers zu dem Vertrag über die Gründung der Europäischen Verteidi­
gungsgemeinschaft und seinen Zusatzprotokollen" vom [2]7.5.1952 bezogen sich auf die Anerken­
nung des Verbots der Herstellung von Kriegsmaterialien, u. a. die Entwicklung, Herstellung und den 
Besitz von ABC-Waffen, gemäß Artikel 107 Anlage II EVG-Vertrag. Wortlaut in: BGBl II/3, S. 412-
416. 
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erneuerten ihre Sicherheitsgarantien für die Bundesrepublik und Berlin sowie ihre Ver­
pflichtungen zur Unterstützung der Wiedervereinigungspolitik14. 

Die Vorabveröffentlichung der französischen Vorstellungen am 18. September 195415 

löste in Bonn Verärgerung aus16. Von einer defensiven Verhandlungsposition Frank­
reichs konnte nicht die Rede sein. Kein Wort über die Ausgestaltung der Souveränität und 
den gleichzeitigen NATO-Beitritt. Statt dessen wollte die französische Regierung dem 
um Deutschland und Italien erweiterten Brüsseler Pakt die Kontrolle der deutschen Auf­
rüstung übertragen. Auch das Bekenntnis zur Nichtdiskriminierung täuschte nicht dar­
über hinweg, daß man in Paris offenbar mehr die Nachordnung der Bundesrepublik, also 
eine Zweiklassen-Gesellschaft, im Auge hatte als die volle Gleichberechtigung der Deut­
schen. Die vorgesehenen Beschränkungen bei der Bewaffnung fanden nur auf Streitkräfte 
Anwendung, die dem NATO-Oberkommando unterstellt waren. Frankreich und Groß­
britannien konnten auf diese Weise ihre Kontingente der Kontrolle entziehen. Unmiß­
verständlich waren zudem die Forderungen nach Übernahme des generellen Produkti­
onsverbots schwerer Waffen in den strategisch gefährdeten Zonen. Nach Artikel 107 An­
lage I EVG-Vertrag17 gehörten dazu diejenigen Waffen, deren Erzeugung auf dem Ver­
ordnungswege und über Ausstellung von Genehmigungen durch das vorgesehene Kom­
missariat erfolgen sollte. Für die in Anlage II18 aufgeführten Waffengruppen durfte das 
Kommissariat hingegen in strategisch gefährdeten Gebieten nur Genehmigungen ertei­
len, wenn der (Minister-)Rat dies einstimmig beschlossen hatte. Die Produktion von A-, 
B- und C-Waffen war somit von der Zustimmung aller EVG-Mitgliedstaaten abhängig. 
Die zu schaffende westeuropäische Rüstungsagentur sollte Lenkung und Kontrolle der 
Produktion sowie die Zuteilung der Rüstungsgüter an die Mitgliedstaaten abwickeln und 
die Errichtung neuer Anlagen und Fabriken überwachen. Auch davon war vor allem die 
Bundesrepublik betroffen. Sie verfügte noch nicht über eine ausgebildete Rüstungsindu­
strie und war fast vollständig auf amerikanische Militärhilfe angewiesen. Alle deutschen 
Verbände sollten zudem grundsätzlich SACEUR unterstellt sein19. 

14 Vgl. Konrad Adenauer, Erinnerungen 1953-1955, Stuttgart 1966, S.342f. 
15 Die Forderungen waren zusammengefaßt in dem Memorandum der französischen Delegation, das 

bei der ersten Plenarsitzung am 28.9. 1954 vorlag. NPC (54) 1,27.9.1954, Geheim, S.2f., in: PRO, 
FO 1086/181 Text in German of Conference NPC (54) 1-55; Conference des Ministres des Affaires 
Etrangeres, Londres, Annexe 1, S.287f., in: DDF 1954 Annexes. 

16 Vgl. Adenauer, Erinnerungen 1953-1955, S. 315-319; Bruno Thoß, Der Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zur WEU und NATO im Spannungsfeld von Blockbildung und Entspannung (1954-
1956), in: Anfänge westdeutscher Sicherheitspolitik 1945-1956, Bd. 3: Die NATO-Option, hrsg. vom 
Militärgeschichtlichen Forschungsamt, München 1993, S. 32 f. 

17 Wortlaut in: BGBl II/3, S. 372 f. 
Artikel 107 Anlage II Vertrag über die Gründung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft war 
in sechs Abschnitte untergliedert: (I.) Die Atomwaffe, (IL) Die chemische Waffe, (III.) Die biologi­
sche Waffe, (IV.) Weittragende Geschosse, gelenkte Geschosse und Influenz-Minen, (V.) Kriegsschif­
fe mit Ausnahme von kleineren Schiffen für Verteidigungszwecke, (VI.) Militärflugzeuge. Wortlaut 
in: Ebenda, S. 373 ff. 

19 Vgl. Pierre Guillen, La France et l'integration de la RFA dans l'OTAN, in: Guerres mondiales et Con-
flits contemporaine, No 159 (1990), S. 73-91. 
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Die Regierung Mendes-France drängte in Washington darauf, daß die Bundesregie­
rung bei der Regelung territorialer Fragen (Oder-Neiße-Gebiete) und der Herbeifüh­
rung der Wiedervereinigung auf Gewaltanwendung verzichtete. Andernfalls sollte sie 
ihre westlichen Beistandsgarantien verlieren20. Zur Austarierung des Gewichts der 
deutschen Streitkräfte forderte Paris die dauerhafte Stationierung britischer Truppen 
auf dem Kontinent. Die amerikanische Regierung sollte überdies ihre für den EVG-
Vertrag gegebenen Garantien wiederholen. 

Die harte Gangart der Franzosen stiftete Verwirrung, auch war ihre Taktik nicht 
recht zu durchschauen. Packten sie nun gleich alle Bedingungen auf den Tisch, um den 
Verhandlungserfolg so gut wie aussichtslos zu machen, oder suchten sie das gesamte 
Problempaket wirklich zu lösen? Aus Edens Sicht mußte die Konferenz ein Konzept 
für die legitimen französischen Ansprüche nach Sicherheitsgarantien gegenüber der 
deutschen Wiederbewaffnung verabschieden, ohne jedoch „Klimmzüge zu machen, 
um Mendes-France eine Mehrheit zu sichern", die Verträge in der Nationalversamm­
lung ratifiziert zu bekommen21. Die britische Regierung setzte auf die NATO als ei­
gentliches Kontrollorgan deutscher Wiederbewaffnung und wollte SACEUR stärker 
in diese Aufgaben einbinden, was auch für die Deutschen weniger diskriminierend 
war. Das Pentagon trat entschieden den französischen Forderungen entgegen, obgleich 
man sich des Risikos bewußt war, mit der Bundesrepublik eine territorial unbefriedigte 
Macht in die NATO aufzunehmen, die durch ihr Streben nach Wiedervereinigung po­
tentiell Instabilität in das atlantische Bündnis hineintragen könnte22. Außenminister 
Dulles hingegen plädierte im Nationalen Sicherheitsrat für eine gewisse Zurückhal­
tung23. Von Adenauers Ratschlägen, Frankreich mit Wirtschaftssanktionen stärker 
unter Druck zu setzen, hielt Dulles nichts. Das State Department wollte in London im 
wesentlichen drei Ziele erreichen: eine Spaltung der westeuropäischen Verbündeten 
verhindern, die Westbindung der Bundesrepublik (und letztlich eines vereinten 
Deutschlands) mit allen Mitteln sicherstellen, vor allem durch Herstellung der Souve­
ränität der Bundesrepublik, und die NATO-Vorwärtsstrategie und die Verteidigung 
Westeuropas durch den deutschen Beitrag stärken, wobei die Vereinigten Staaten keine 
massive deutsche Aufrüstung beabsichtigten, wie Dulles dem französischen Minister­
präsidenten versicherte24. Doch unterschätzten die Amerikaner keineswegs die Bedeu­
tung des deutschen Verteidigungsbeitrags zur Eindämmung sowjetischer Kontrolle in 
Europa. 

20 Zirkulartelegramm des amtierenden Staatssekretärs, Smith, an verschiedene diplomatische Missio­
nen, 20.9.1954, in: FRUS 1952-1954 V/2, S. 1231-1234. 

21 Vgl. Anthony Eden, Memoiren 1945-1957, Köln/Berlin 1960, S. 197. 
22 Report of Anglo-American Study Group on Germany, Enclosure 6 British Paper on Restrictions on 

German rearmament which might be feasible in the event of German Admission to N. A.T. O., in: 
FRUS 1952-1954 V/1, S. 1013-1016, hier S. 1015f. 

23 Memorandum of Discussion at the 215th Meeting of the National Security Council, 24.9. 1954, in: 
Ebenda, V/2, S. 1263-1268. 

24 Merchant, Memorandum of Conversation, Dulles-Mendes-France, 27.9. 1954, in: Ebenda, S. 1283-
1288, hier S. 1286. 
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In einem Gespräch mit dem amerikanischen Staatssekretär Murphy ließ Mendes-
France erste Anzeichen einer Kompromißbereitschaft in der Frage des NATO-Bei-
tritts der Bundesrepublik erkennen25. Unmittelbar vor Konferenzbeginn versprach 
Mendes-France außerdem, in der Souveränitätsfrage keine Schwierigkeiten zu machen, 
wenn die Brüsseler Rüstungsgemeinschaft geschaffen werde, ihr die Kontrollaufgabe 
obliege und die anglo-amerikanischen Mächte die verlangten Sicherheitsgarantien 
geben würden26. Gekonnt spielte er den Hilfsbedürftigen, der von seinen Partnern 
„Waffen" zur Unterstützung seines Kampfes für die Durchsetzung der angestrebten 
Vereinbarungen in der Nationalversammlung brauchte. 

Prozedere und Verhandlungstaktik 

Am Vorabend der Konferenz hatten sich Dulles und Eden darauf verständigt, die 
Deutschlandfragen getrennt im Viererkreis der drei Westmächte mit der Bundesrepu­
blik zu erörtern27. Die Londoner Verhandlungen waren aufgeteilt in eine Neunmäch­
te-Konferenz, die insgesamt zu 14 Plenarsitzungen zusammentrat, und eine Viermäch­
te-Konferenz, die zwischen den Plenarsitzungen fünf Verhandlungsrunden abhielt. 
Getagt wurde zumeist mit allen Delegationsmitgliedern. Teilweise trafen sich die Au­
ßenminister auch unter sich und waren dann von höchstens zwei Beratern begleitet. 
Auf Vorschlag von Dulles übernahm Eden als Gastgeber während der gesamten Kon­
ferenz den Vorsitz. Durch den Verzicht auf die Rotation wollten sie möglichen Versu­
chen von Mendes-France entgegenwirken, mit prozeduralen Tricks die Verhandlungen 
in die Länge zu ziehen. Vorbereitet wurden die Sitzungen von drei Unterkommissio­
nen für die Beendigung des Besatzungsstatuts, die Erweiterung des Brüsseler Pakts 
sowie die Sicherheitsgarantien28. 

Eden, Dulles, Mendes-France, Adenauer und der belgische Außenminister Spaak 
waren die Hauptakteure auf der Konferenzbühne. Bundeskanzler und französischer 
Ministerpräsident, beide damals zugleich auch Außenminister, entpuppten sich bald 
als die eigentlichen Gegenspieler. Adenauer benötigte vornehmlich die Einwilligung 
Frankreichs zur Erlangung von Souveränität, Wiederbewaffnung und NATO- bzw. 
WEU-Beitritt. Mendes-France dagegen suchte für seine Konzessionen möglichst viele 
Gegenkonzessionen einzuhandeln. Jeder von ihnen schielte nach amerikanischen und 
britischen Sicherheitsgarantien. Letzten Endes aber war Adenauer in der Rolle des de-
mandeurs. Zurückhaltung versprach deshalb mehr Erfolg als allzu naßforsches Auftre­
ten. Bedeckt halten, hieß Adenauers Verhandlungsdevise. Er ließ Dulles und Eden, die 

25 Telegramm Dillon an Department of State, 24.9.1954, in: Ebenda, S. 1256-1259. 
26 Merchant, Memorandum of Conversation, Dulles-Mendes-France, 27.9.1954, in: Ebenda, S. 1285. 
27 Bowie, Memorandum of Conversation, Eden-Dulles, 27.9. 1954, in: Ebenda, S. 1275-1278, hier 

S.1277. 
28 Brieftelegramm Blankenhorn an Auswärtiges Amt, Bonn, Nr. 375,28.9.1954, Geheim (Tageskopie), 

in: BA, NL Blankenhorn 351/34. 
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größeres politisches Gewicht in die Waagschale werfen konnten, den Vortritt und war­
tete ab, inwieweit sie sich für die Grundanliegen der Deutschen verwendeten29. Der 
Kanzler bewegte sich meist auf vorbereitetem Terrain, hielt sich mit Forderungen zu­
rück und unterstützte in seinen Stellungnahmen lieber die Meinung des britischen oder 
des amerikanischen Delegationsleiters. Echte Konzessionen machte er erst in der letz­
ten Verhandlungsphase, als sie unumgänglich waren und andere Optionen ausgereizt 
schienen. 

Edens Verhandlungsführung war in den Augen des Kanzlers chevaleresk und konzi­
liant30. Unterstützt von seinem amerikanischen Kollegen, spielte der britische Außen­
minister mehr den Part des Mittlers zwischen den Parteien. Grewe, Leiter der Politi­
schen Abteilung im Bonner Auswärtigen Amt, bescheinigte Eden späterhin, „ganz 
auf der Höhe seiner Aufgaben" gewesen zu sein31. Adenauers Berater Blankenhorn da­
gegen sah in ihm einen „weichen" Vorsitzenden, nicht aufdringlich, seiner Natur nach 
skeptisch, der „etwas zynisch die Schwierigkeiten mit teils amüsierter, teils eleganter, 
manchmal auch etwas oberflächlicher Art zu überbrücken" suchte32. Spaak hielt ihn 
gar für „franzosenfreundlicher als Dulles"33. Der amerikanische Außenminister trat 
reserviert auf34 und griff meistens mit präzisen Vorschlägen und Erklärungen in die Be­
ratungen ein. Schwierigster Verhandlungspartner war zweifellos Mendes-France. In 
Adenauers Augen war er ein ungewöhnlich energischer Mann, dem er den Mut zugute 
hielt, Probleme anzufassen. Auf Blankenhorn wirkte der französische Premier kalt, be­
rechnend und sehr willensstark: jemand, der vor keiner Schwierigkeit zurückschreckt35. 
Trotz des auf ihm lastenden Drucks hielt Mendes-France unbeirrt an seinem Konzept 
fest. Über weite Strecken der Verhandlungen befolgte er die Taktik der Selbstbindung. 
Bei jeder Gelegenheit kehrte er die Beschränkung des Handlungsspielraums der Regie­
rung gegenüber dem Parlament hervor. Zugeständnisse ließ er sich grundsätzlich nur 
in kleinen Schritten, mühsam und zäh, abringen und erinnerte stets im gleichen Atem­
zug an seine Forderungen. 

Die amerikanisch-britische Verhandlungstaktik zielte darauf ab, möglichst schnell 
herauszufinden, was Mendes-France wirklich im Schilde führte. Zeigte er sich konzes­
sionsbereit, dann wollten Dulles und Eden ihm entgegenkommen36. Suchte er nur 
einen Vorwand zum Abbruch der Konferenz, mußte man darauf achten, daß in der Öf­
fentlichkeit die Schuld für das Scheitern der Verhandlungen eindeutig bei den Franzo-

29 Tagebuchnotiz Blankenhorn, 30.9.1954, in: Ebenda, 33 a. 
30 Protokoll der Sitzung des CDU-Bundesvorstands, 11.10. 1954, in: Adenauer: „Wir haben wirklich 

etwas geschaffen." Die Protokolle des CDU-Bundesvorstands 1953-1957, bearb. von Günter Buch­
stab, Düsseldorf 1990, S. 246-333, hier S. 256. 

31 Wilhelm G. Grewe, Rückblenden 1976-1951, Frankfurt a. M./Berlin/Wien 1979, S. 196 f., 200. 
32 Tagebuchnotiz Blankenhorn, 30.9.1954, in: BA, NL Blankenhorn 351/33 a. 
33 Paul-Henri Spaak, Memoiren eines Europäers, Hamburg 1969, S. 241. 
34 Protokoll der Sitzung des CDU-Bundesvorstands, 11.10. 1954, in: Adenauer: „Wir haben wirklich 

etwas geschaffen.", S. 257. 
35 Tagebuchnotiz Blankenhorn, 30.9.1954, in: BA, NL Blankenhorn 351/33 a. 
36 Bowie,Memorandum of Conversation,Dulles-Eden,27.9.1954,in:FRUS 1952-1954V/2,S.1275ff. 
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sen lag. Der Konferenzerfolg hing eben wesentlich davon ab, inwieweit Dulles und 
Eden gemeinsam Lösungen durchsetzen würden. Beide hielten einen Joker in der Hin­
terhand, den sie je nach Konferenzverlauf und Verhandlungslage auszuspielen gedach­
ten. Die britische Regierung war prinzipiell zur dauerhaften Stationierung ihrer Trup­
pen auf dem europäischen Kontinent bereit. Dulles war ermächtigt, die für die EVG 
gegebenen Garantien zu erneuern1 . Doch wollte er im ersten Verhandlungsstadium 
die Initiative Eden überlassen und nicht zu früh mit eigenen Vorschlägen herauskom­
men, um bei passender Gelegenheit mit package deals die Beratungen über Hindernis­
se hinwegzuhieven. Für den Fall, daß der französische Widerstand gegen den deut­
schen NATO-Beitritt zu stark sein würde, war ein Sicherheitsabkommen nur mit Bri­
ten und Amerikanern nach Art von ANZUS oder SEATO vorgesehen, dem Frank­
reich später beitreten könnte38. Taktisch klüger war es aber, nicht von vorneherein die 
französischen Vorstellungen einer Rüstungsgemeinschaft abzuweisen. Man durfte 
Mendes-France keinen leichten Vorwand bieten. Zudem schien es unverfänglicher, 
wenn die Änderungsvorschläge zum Rüstungspool über die Benelux-Staaten lanciert 
wurden, was auch für Adenauer annehmbarer war. Genaugenommen benötigten alle 
Verhandlungspartner einen Erfolg. Den Makel eines nochmaligen Fehlschlags konnte 
sich keiner leisten. 

Souveränitätsfrage 

Im Mittelpunkt der Viermächte-Verhandlungen stand die Frage, wie, wann und unter 
welchen Bedingungen die Bundesrepublik für souverän erklärt werden sollte. Eden er­
öffnete die Beratungen39 mit zwei Vorschlägen: das Besatzungsregime so bald wie mög­
lich unter Beachtung der nationalen Verfassungsvorschriften zu beenden und in einem 
Akt des guten Willens durch eine Absichtserklärung die Ausübung der Besatzungsrech­
te bis zum Inkrafttreten der revidierten Verträge interimistisch auszusetzen40. Im einzel­
nen war beabsichtigt, die Besatzung im vorhinein aufzuheben oder unabhängig von Ver­
einbarungen über den deutschen Verteidigungsbeitrag, zu dem sich die Deutschen offi-

37 Statement of Policy by the National Security Council, NSC 5433/1 Immediate U. S. Policy Toward 
Europe, 25.9.1954, in: Ebenda, S. 1268-1271, hier S. 1270. 

38 Telegramm Blankenhorn an Adenauer und Hallstein, Nr.368, 153/54geh., 25.9. 1954, in: BA, NL 
Blankenhorn 351/34; Aufzeichnung „Ersatzlösung für NATO", 27.9.1954, in: Ebenda. 

39 Neun-Mächte-Konferenz, London, [Erste] Sitzung der Delegationsleiter Frankreichs, der Bundesre­
publik Deutschland, des Vereinigten Königreichs und der Vereinigten Staaten von Amerika, NPC 
(54) 7, [28.] 9.1954, Geheim, S. 1 f., in: PRO, FO 1086/178 Nine Power Conference in London, Sep-
tember-October 1954, Text in German of Verbatim Records of Ist to 12st Plenary Meetings. Auch: 
Verbatim Record in English, Meeting of the Heads of Delegations of France, German Federal Re-
public, United Kingdom, United States of America, 28.9. 1954, Secret, in: Ebenda, 
371/109774 W10714/2; Conference des Ministres des Affaires Etrangeres, Londres, 28.9. 1954, 
S. 35-41, in: DDF 1954 Annexes; Zusammenfassung in: FRUS1952-1954 V/2, S. 1299-1302. 

40 United Kingdom, Declaration of intent, 28.9.1954, in: PRO, FO 371/109775. 
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ziell bereiterklärt hatten41, außer Kraft zu setzen: vorausgesetzt, die Wiederbewaffnung 
blieb bis zum Inkrafttreten entsprechender Vereinbarungen davon ausgenommen. Mit­
tels einer Deklaration der Drei Mächte sollte der Bundesrepublik „volle Gewalt (au-
thority) über ihre inneren und äußeren Angelegenheiten" gegeben werden, ungeachtet 
alliierter Vorbehalte in bezug auf Berlin. Diese Deklaration sollte allerdings nur gemein­
sam mit dem revidierten Bonner Vertrag von 1952 in Kraft gesetzt werden. Zur gleichen 
Zeit waren Vereinbarungen über Stationierung, Status und Finanzierung der alliierten 
Streitkräfte und deren Sicherheit zu treffen. Schließlich blieb zu überprüfen, inwieweit 
die Bonner Verträge zweckmäßig in Kraft gesetzt werden könnten, wobei man nicht 
neu verhandeln, sondern sich auf die hinfällig gewordenen Bestimmungen beschränken 
sollte42. 

Eden war klar, daß Adenauer ein vorzeigbares Ergebnis mit nach Hause bringen 
mußte. Kritiker in den Koalitionsparteien und bei der Opposition erwarteten substan­
tielle Verbesserungen. Im übrigen waren ja die amerikanische und die britische Regie­
rung gegenüber Kongreß und Unterhaus im Wort. Dulles hatte am 12. Juli 1954 die 
Vorsitzenden des Auswärtigen Ausschusses des Repräsentantenhauses, Robert B.Chi-
perfield, und des Senats, Alexander Wiley, über den britisch-amerikanischen Plan un­
terrichtet, im Falle der Nichtratifizierung des EVG-Vertrages den Dreimächte-Vertrag 
mit der Bundesrepublik in Kraft zu setzen43. Vorsorglich hatte Dulles eine Entschlie­
ßung des Senats am 30. Juli 1954 initiiert, daß der Präsident ihm geeignet erscheinende 
Maßnahmen zur Wiederherstellung der Souveränität Deutschlands und zur Sicherung 
des Verteidigungsbeitrages ergreifen konnte44. Churchill berichtete am 14.Juli 1954 
dem Unterhaus über das Vorhaben und mußte sich daraufhin prompt von Oppositi­
onsführer Attlee den Vorwurf anhören, dies würde Deutschland „einen bedeutenden 
Zuwachs an Souveränität" geben, „ohne Integration der deutschen Streitkräfte in eine 
europäische Armee"45. 

Adenauer kam also nicht umhin, über Art und Umfang der Revision des Deutsch­
land-Vertrages zu verhandeln und abzuwarten, bis die Verträge durch nationale Ratifi­
kationsverfahren in Kraft gesetzt waren. Doch zunächst einmal unterstützte er Edens 
Interimsvorschlag in der Hoffnung, die Westmächte würden in einer Deklaration das 

41 Deutsches Memorandum, NPC (54) 3,28.9.1954, Geheim, in: Ebenda, 1086/181. Wortlaut in: Ade­
nauer, Erinnerungen 1953-1955, S.319ff. 

42 Proposal by the Head of the United Kingdom Delegation, Termination of the Occupation, NPC (54) 
UKP1, 28.9. 1954, in: PRO, FO 371/109774; Wortlaut in: FRUS 1952-1954 V/2, S. 1301 f.; Con­
ference des Ministres des Affaires Etrangeres, Londres, Annexe 17, S. 316, in: DDF 1954 Annexes. 

43 Wortlaut in: Department of State Bulletin, Vol. 30,26.7.1954, S. 148 f. 
44 Einstimmig hatte der Senat in. einer Resolution am 30.7. 1954 befürwortet, die „Souveränität für 

Deutschland wiederherzustellen und es zu befähigen, zur Aufrechterhaltung des internationalen 
Friedens und der Sicherheit beizutragen". Der Präsident wurde aufgefordert, entsprechend zu han­
deln. United States of America, Congressional Record, Proceedings and Debates of the 83d Congress, 
Second Session, Vol. 100, Part 10, Wortlaut der Senate Resolution 295, S. 12 666, Debatte und Abstim­
mung S. 12 666 ff. 

45 Parliamentary Debates (Hansard), House of Commons, Official Report, Session 1953-54, Fifth Se-
ries, Vol. 530, Col. 499-502. 
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Besatzungsstatut umgehend aufheben46. Dann nämlich wäre die Herstellung der Sou­
veränität von der Ratifikationsprozedur abgekoppelt und eine nochmalige Verzöge­
rungspolitik wirkungslos gewesen. Angesichts der jüngsten Erfahrungen in Frank­
reich konnte niemand vorhersehen, wann die Parlamente die Verträge absegneten. Den 
Anspruch auf rasche Genugtuung begründete Adenauer mit der psychologischen Ent­
täuschung, die das deutsche Volk nun erlebte, nachdem es erfolgreich die Probe in Sa­
chen Demokratie bestanden hatte. Für den Fall, daß es zu keiner Einigung der West­
mächte über diese einseitige Deklaration komme, wies Adenauer auf mögliche politi­
sche Veränderungen im Bundesrat durch die bevorstehenden Landtagswahlen hin und 
malte das Gespenst des Neutralismus in Deutschland an die Wand. 

Mendes-France trennte zunächst Ziel und Prozedere. In der ersten Plenarsitzung 
sprach er sich für „eine möglichst weitgehende Wiederherstellung der deutschen Souve­
ränität" aus und betonte, daß sie „ein politisches Problem ist und wir gegen sie a priori 
keine Einwände haben. Ich bin der Ansicht, daß wir nicht 10 Jahre nach einem Kriege, 
wie dem zwischen 1939 und 1945, die Hypothese aufrechterhalten können, daß ein Land 
in einer zweitrangigen Stellung gehalten werden sollte."47 Obschon er sich zur Ablösung 
des Besatzungsstatuts bekannte, wandte er gegen die Interimslösung denkbare verfah­
renstechnische Komplikationen bei der Ratifikation ein. Er bezog sich auf die Äußerung 
des Berichterstatters für den Deutschland-Vertrag, Roger Gaborit (Radikale Partei), am 
28. August, daß der Auswärtige Ausschuß der Nationalversammlung die Regierung ge­
bunden habe, im Falle des Scheiterns der Ratifikation die Artikel der Gesetzesvorlage zur 
Ratifizierung des Bonner Vertrages zu separieren, um dem Ausschuß die Möglichkeit 
zur erneuten Diskussion des revidierten Deutschland-Vertrages zu geben48. 

Mendes-France bot an, den Deutschland-Vertrag in der Fassung von 1952, bereinigt 
von gegenstandslos gewordenen Bestimmungen, unverzüglich in Kraft treten zu las­
sen. Damit wären die Eingriffsrechte der Westmächte größtenteils aufrechterhalten ge­
blieben, was für die Bundesrepublik zur Folge gehabt hätte, von dem Ziel der Souve­
ränität noch weit entfernt geblieben zu sein. Auch Dulles hielt an der Vertragsform für 
die Erlangung der Souveränität in einem verfassungskonformen Ratifikationsverfah­
ren fest. Er unterstrich zudem die Beibehaltung der alliierten Vorbehaltsrechte in 
bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes und behielt sich eine Stellungnahme zum 
Eden-Vorschlag vor. 

Zunächst aber mußte Adenauer weitere Vorleistungen erbringen. In der vierten Ple­
narsitzung erklärte er den Verzicht auf Gewaltanwendung bei der Erlangung der Wie-

46 Merchant hatte bereits am 25.9.1954 Blankenhorn klargemacht, daß die Beendigung des Besatzungs­
regimes per Deklaration ausgeschlossen sei, wenn nicht zuvor alle Vereinbarungen unter Dach und 
Fach seien. Telegramm Blankenhorn an Adenauer und Hallstein, 25.9.1954, in: BA, NL Blankenhorn 
351/34. 

47 Neun-Mächte-Konferenz, Erste Plenarsitzung, NPC (54) 5,28.9. 1954, Geheim, S. 12,21, in: PRO, 
FO 1086/178; Conference des Ministres des Affaires Etrangeres, Londres, S.31, in: DDF 1954 An­
nexes. 

48 Wortlaut in: Journal Officiel, Debats Parlementaires, Assemblee Nationale, 124e Seance, Ire Seance, 
29.8.1954, S. 43 86-4392, hier S. 4391 f. 
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dervereinigung Deutschlands49. Damit verknüpfte er die Forderung, die Westmächte 
sollten ihre Sicherheitsgarantien für die Bundesrepublik und Berlin wiederholen, die 
Verpflichtung zur Wiedervereinigung Deutschlands in Frieden und Freiheit erneuern 
und das Ziel eines frei verhandelten Friedensvertrages bestätigen. Adenauer spielte 
damit auf die der Bundesrepublik und Berlin gegebenen Sicherheitsgarantien der Drei 
Mächte vom 19. September 1950 in New York an, die durch den EVG-Vertrag ersetzt 
werden sollten50. Dieses Paket konnte aber nur geschnürt werden, wenn zuvor Einver­
nehmen existierte, auf welche Weise die Souveränität der Bundesrepublik hergestellt 
würde. 

Zur Klärung der Verfahrensfragen hatte die Arbeitsgruppe über die deutsche Souve­
ränität, der Conant, Grewe, Francois-Poncet und Hoyer Miliar angehörten51, für die 
zweite Viermächte-Sitzung einen Fragebogen ausgearbeitet. Fürs erste war zu ent­
scheiden, ob die Souveränität vor oder gleichzeitig mit dem Verteidigungsbeitrag in 
Kraft treten sollte. Eden wollte die Verhandlungspartner von der Zweckmäßigkeit der 
Grundsatzerklärung, in der sich die Drei Mächte freiwillig zur Interimslösung ver­
pflichteten, überzeugen. Die Vorteile: Hierbei handelte es sich um einen reinen Ver­
waltungsakt der Regierungen, dem die Parlamente nicht zustimmen mußten, der einen 
ersten konkreten Verhandlungserfolg markierte, Adenauer ein handfestes Ergebnis be­
scherte, die Festlegung eines Zeitpunkts für das Inkrafttreten der Verträge überflüssig 
machte und einer Entkoppelung von Souveränität und Verteidigungsbeitrag vorbeug­
te. Mendes-France wollte vorerst nur eine Absichtserklärung akzeptieren und Dulles 
vor allem den Kanzler nicht aus der vertraglichen Bindung entlassen. 

Im Hinblick auf die Beendigung des Besatzungsregimes wurden drei Modelle disku­
tiert: Eine Viermächte-Erklärung in Form eines Protokolls, das den gesamten 
Deutschland-Vertrag in revidierter Fassung in Kraft setzte; eine Dreimächte-Erklä­
rung, die den Deutschland-Vertrag teilweise ersetzte und verbunden gewesen wäre mit 
Vereinbarungen zur Aufrechterhaltung der alliierten Vorbehaltsrechte; oder eine ein­

49 Neun-Mächte-Konferenz, London, Vierte Plenarsitzung, NPC (54) 29.9. 1954, Geheim, S. 1 f., in: 
PRO, FO 1086/178; Conference des Ministres des Affaires Etrangeres, Londres, 29.9.1954, S. 79-84, 
in: DDF 1954 Annexes; Zusammenfassung in: FRUS 1952-1954 V/2, S. 1311 ff. Wortlaut der Erklä­
rungen von Dulles, Eden und Pearson in dieser Sitzung in: Europa-Archiv (EA) 9 (1954), S.6983-
6987. 

50 Gemeint waren „die allgemeine Beistandszusage Amerikas durch das Zusatzprotokoll zum Nordat­
lantikpakt über die Beistandsverpflichtungen der Teilnehmerstaaten des Nordatlantikpaktes - dar­
unter die Vereinigten Staaten - gegenüber den Mitgliedstaaten der Europäischen Verteidigungsge­
meinschaft, die allgemeine Beistandszusage Großbritanniens durch den Vertrag zwischen dem 
Vereinigten Königreich und den Mitgliedstaaten der Verteidigungsgemeinschaft; die allgemeine Bei­
standszusage Frankreichs durch die Teilnahme am EVG-Vertrag; die Erklärung der Drei Mächte be­
züglich Berlins durch die Drei-Mächte-Erklärung vom 27. Mai 1952." Erklärung des Leiters der De­
legation der Bundesrepublik Deutschland auf der Vierten Plenarsitzung am 29.9., NPC (54) 21,30.9. 
1954, Vertraulich, in: PRO, FO 1086/181. 

51 Diese Arbeitsgruppe (Hohe Kommissare und Grewe) war bereits vom 21.-24.9. 1954 in Bonn zu­
sammengetroffen, um die Verhandlungen über die Wiederherstellung der Souveränität und die Revi­
sion des Deutschland-Vertrages vorzubereiten. FRUS 1952-1954 V/2, S. 1297, Anm.3. 
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seitige Verpflichtungserklärung der Bundesrepublik, mit der die alliierten Vorbehalts­
rechte des Deutschland-Vertrages in Kraft gesetzt würden, verbunden mit einer Drei­
mächte-Erklärung, die den Deutschland-Vertrag zum Teil ersetzte und das Besat­
zungsregime sukzessiv beendete. Bei der zweiten Variante war der Zeitpunkt des In­
krafttretens genauer zu bestimmen. Schwieriger jedoch war die Frage, was passieren 
sollte, wenn das Besatzungsregime beendet würde, bevor die Sicherheitsvorkehrungen 
für die deutsche Aufrüstung in Kraft getreten waren. Sollten in dieser Interimsperiode 
die Kontrollen der Entmilitarisierung und Abrüstung Deutschlands durch eine einsei­
tige Erklärung oder durch eine vertragliche Verpflichtung der Bundesregierung, daß 
sie diese Kontrollen durchführt, oder durch die Vorbehaltsrechte der Besatzungsmäch­
te aufrechterhalten werden? Sollte die Bundesrepublik in dieser Zeit die Möglichkeit 
haben, bereits mit der Aufrüstung zu beginnen, oder würden die Kontrollen durch 
einen gemeinsamen Viermächte-Ausschuß aufrechterhalten, der mit Stimmenmehrheit 
entscheidet und damit die Bundesrepublik praktisch als gleichberechtigt anerkennt? 
Das waren alles vertrackte technische Fragen, die jedoch unkalkulierbaren Konflikt­
stoff in sich tragen konnten52. 

Die Konzessionsbereitschaft der Westmächte hatte dort ihre Grenze, wo gemeinsa­
me Rechtsverpflichtungen gegenüber der Sowjetunion möglicherweise verletzt wür­
den. Peinlich genau achteten Dulles, Eden und Mendes-France darauf, daß sie die Vier­
mächte-Verantwortlichkeiten mit der Sowjetunion über die Besatzung Berlins und in 
puncto Wiedervereinigung nicht überschritten. Einen Bruch wollten sie unter keinen 
Umständen riskieren. Ohne besondere Erwähnung gehörte die „Formel zur Definiti­
on des rechtlichen Status der Bundesrepublik" und das Interpretativprotokoll der 
Westmächte vom 23.September 195053 zur Verhandlungsgrundlage. In dieser einseiti­
gen politischen, juristisch aber keineswegs bindenden Erklärung hatten sich die Drei 
Mächte auf verschiedene Prinzipien ihrer Deutschlandpolitik festgelegt. Demzufolge 
war die Bundesregierung die „einzige rechtmäßig konstituierte deutsche Regierung". 
Als solche konnte sie „im Namen Deutschlands sprechen und das deutsche Volk in in­
ternationalen Angelegenheiten vertreten". Sie war darüber hinaus „allein legitimiert", 
die „Rechte und Verpflichtungen des früheren deutschen Reiches zu übernehmen". 
Schließlich hatten die Drei Mächte konstatiert, daß „die Begrenzung der Gebietsherr­
schaft der Bundesregierung ihre Fähigkeit einschränkt, die Gesamtheit der in Frage 
stehenden Rechte tatsächlich auszuüben" und den „Verpflichtungen in vollem Umfan­
ge nachzukommen". Bei der Ausübung der obersten Gewalt sahen sich die Westmäch­
te allenfalls in der Lage, „verbindlich für die Bundesrepublik, jedoch nicht für die an­
deren Länder, die Rechte und Pflichten der Bundesrepublik zu bestimmen". Davon 

52 Fragen, die den vier Außenministern vorzulegen sind, NPC (54) 15,29.9.1954, Vertraulich, in: PRO, 
FO 1086/181; Conference des Ministres des Affaires Etrangeres, Londres, Annexe 18, S.317f., in: 
DDF 1954 Annexes. 

53 Schreiben Francpis-Poncet an Adenauer, 23.9. 1950, Anlage: Formel zur Definition des Status der 
Bundesrepublik und Erläuterungsprotokoll, in: Die Kabinettsprotokolle der Bundesregierung, 
Bd. 3:1950, bearb. von Ulrich Enders/Konrad Reiser, Boppard a. Rhein 1986, S. 142-152, hier S. 149f. 
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ausgenommen war Berlin. Die Formel - und darauf legten sie besonders Wert - „bein­
haltet daher keine Anerkennung der Regierung der Bundesrepublik als de jure-Regie-
rung ganz Deutschlands". 

Von dieser Haltung wichen die drei Außenminister um kein Jota ab. In der zweiten 
Vierer-Verhandlungsrunde54 machte Dulles deutlich, daß die Grenzen ihres Hand­
lungsspielraums in der Erklärung zur Übernahme der obersten Gewalt in Deutschland 
vom 5.Juni 1945 und im Potsdamer Abkommen lagen. Wo Souveränitätsbefugnisse 
der Übereinkunft mit der Sowjetunion bedurften, blieben die Vorbehaltsrechte beste­
hen. Dulles wollte dazu die ausdrückliche Zustimmung Adenauers haben, damit die 
Deutschen diese Rechte nicht als Relikt der Besatzungsbefugnisse verstanden55. 

Unterhalb dieser Schwelle war es Dulles gleichgültig, ob die Souveränitätserklärung 
vor oder gemeinsam mit dem Verteidigungsbeitrag wirksam würde. So oder so, die Be­
waffnung Deutschlands war von amerikanischer Militärhilfe abhängig und unterlag 
der Kontrolle Washingtons. Daher waren alle Modalitäten zur Beendigung des Besat­
zungsregimes akzeptabel. Seine Zustimmung zur Interimslösung verband er lediglich 
mit der Forderung, die vertragliche Bindung des Deutschland-Vertrages beizubehal­
ten. Die Anfertigung eines Protokolls über die revidierten Artikel war unkomplizierter 
als Verhandlungen über einen neuen Vertragstext. Adenauer empfahl er, die deutschen 
Änderungswünsche auf den Tisch zu legen, und ließ durchblicken, daß die sofortige 
Aufhebung des Besatzungsstatuts nicht in Betracht komme. Mendes-France setzte er 
unter Druck mit dem dezenten Hinweis, wenn bis Jahresende die Verträge nicht abge­
schlossen würden, sähe sich Washington zu einer Politik des agonizing reappraisaP6 

gezwungen. Der amerikanischen Zone in Deutschland werde dann gegebenenfalls 
Souveränität verliehen. 

Der französische Ministerpräsident bewegte sich zunächst kaum. Nachdem er sein 
generelles Einverständnis zum NATO-Beitritt der Deutschen hatte erkennen lassen, 
versteifte er sich auf die Haltung, den Deutschland-Vertrag von 1952 sofort in Kraft zu 
setzen und dann die Ausgestaltung der Souveränität in Angriff zu nehmen. Alternati­
ven wie die Komplettierung des Vertrages oder gar Neuverhandlungen lehnte er mit 
dem Hinweis auf die schwierig zu erlangende Billigung durch das Parlament und den 

54 Neun-Mächte-Konferenz, London, Zweite Sitzung der Delegationsleiter Frankreichs, der Bundes­
republik Deutschland, des Vereinigten Königreichs und der Vereinigten Staaten von Amerika, 1.10. 
1954, Geheim, 32 S., in: PRO, FO 1086/178. Auch: NPC, Verbatim Record of Second Four Power 
Meeting, 1.10.1954, Secret, in: Ebenda 371/109774 W 10714/3; Conference des Ministres des Affai­
res Etrangeres, Londres, 1.10.1954, S. 141-155, in: DDF 1954 Annexes; Zusammenfassung in: FRUS 
1952-1954 V/2, S.1318ff. 

55 Der Labour-Abgeordnete und frühere britische Außenminister Morrison interpretierte den Sachver­
halt am 17.11.1954 im Unterhaus genau entgegengesetzt. Die Vorbehaltsrechte verhinderten seiner 
Meinung nach, daß die Westdeutschen einen Separatfrieden mit der Sowjetunion über die Wiederver­
einigung schließen und die Westmächte außen vor lassen würden. Parliamentary Debates (Hansard), 
House of Commons, Vol. 533, Col. 427. 

56 Brian R.Duchin, The „Agonizing Reappraisal": Eisenhower, Dulles, and the European Defense 
Community, in: Diplomatic History, Vol. 17 (1992), S. 201-221. 
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hohen Zeitdruck ab. Adenauer sah seine Felle davonschwimmen. Politisch hatte er 
nichts in Händen, vor allem keine Garantie, bis wann die Ratifikationsverfahren abge­
schlossen sein würden. Denn selbst Eden mußte kleinlaut zugeben, die Regierung sei 
gegenüber dem Unterhaus die Verpflichtung eingegangen, den revidierten Deutsch­
land-Vertrag nochmals vorzulegen. Als Churchill am 14. Juli 1954 vor dem Unterhaus 
bei einem Scheitern der Ratifikation des EVG-Vertrags die Möglichkeit der Inkraftset­
zung des Deutschland-Vertrags ankündigte, hatte Attlee vor der endgültigen Entschei­
dung die Einberufung des Parlaments gefordert und der Premier dem nicht widerspro­
chen57. Mit einer Garantieerklärung, daß dem Unterhaus bis spätestens 30. November 
1954 die Verträge zugeleitet würden, versuchte Eden den Kanzler zu beruhigen. Nach 
der eindeutigen Stellungnahme von Dulles bewegte sich auch Adenauer auf die Ände­
rung des Deutschland-Vertrages zu, bevorzugte aber unverändert eine Dreimächte-Er­
klärung, die nicht ratifikationsbedürftig war. 

In der dritten Viererrunde58 wurde der Entwurf der Grundsatzerklärung zügig disku­
tiert. Die Drei Mächte wollten bis zum Abschluß der parlamentarischen Verfahren auf 
den Gebrauch der Besatzungsbefugnisse verzichten oder sie nur im Einvernehmen mit 
der Bundesregierung ausüben59. Mendes-France hegte jedoch den Verdacht, Adenauer 
könnte aus der Absichtserklärung mehr politisches Kapital schlagen, als der französi­
schen Regierung lieb war. So insistierte er, daß „die Grundsatzerklärung nicht ein inter­
nationales Abkommen darstellt, daß sie keinerlei juristische Änderung im gegenwärti­
gen Status der Bundesrepublik bedeute und daß sie in keiner Weise irgendwelche Ent­
scheidungen vorwegnehme, die vom französischen Parlament getroffen werden könn­
ten, dem das alleinige Recht zusteht, Entscheidungen in einer solchen Frage zu treffen"60. 
Vorsichtshalber ließ er seine Stellungnahme offiziell an die Delegationen verteilen. 

Die Vier konnten sich zwar auf die beschränkte Revision des Deutschland-Vertrages 
in Form eines Protokolls verständigen, das zeitlich parallel mit dem NATO-Beitritt in 
Kraft treten sollte. Der eigentliche Durchbruch aber stand trotz der pausenlosen Ver­
handlungen der letzten dreieinhalb Tage immer noch aus. Das schwierigste Problem, 
die Kontrolle des deutschen Verteidigungsbeitrages, war ungelöst. Erst Adenauers 
ABC-Verzichtserklärung öffnete die Türen für Kompromisse auch über die Behand­
lung des Deutschland-Vertrages. In der vierten Verhandlungsrunde am späten Nach­
mittag des 2. Oktober61 kam der Bericht der Arbeitsgruppe über die Veränderungen 

57 Parliamentary Debates (Hansard), House of Commons, Vol. 530, Col. 501. 
58 Troisieme Seance ä Quatre, 1.10. 1954, S. 167-174, in: DDF 1954 Annexes; Verbatim Record of the 

Third Four Power Meeting, 1.10.1954, in: PRO, FO 371/109 774 W 10 714/4. 
59 Die Grundsatzerklärung [NPC (54) 31,1.10. 1954, Vertraulich, in: Ebenda, 1086/181] wurde in der 

dritten Sitzung der Vier Mächte am nächsten Morgen angenommen. Verbatim Record of Third Four 
Power Meeting, 1.10. 1954, Secret, in: Ebenda 371/109 774 W 10714/4; veröff. Wortlaut in: EA 9 
(1954), S. 6978. 

60 Erklärung Mendes-France während der dritten Tagung der vier Minister am 1.10.1954,NPC(54)41, 
2.10.1954, Vertraulich, in: Stiftung Bundeskanzler-Adenauer-Haus, Bad Honnef-Rhöndorf 
(StBKAH),III/64. 

61 Neun-Mächte-Konferenz, London, [Vierte] Sitzung der Delegationsleiter Frankreichs, der Bundes-
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des Vertrages zur Sprache62. Zu klären blieb die Streichung der Präambel und des Ar­
tikel 7 Absatz 3 sowie die Formulierung des Artikel 1 Absatz 2, in dem es um die Frage 
der Souveränität der Bundesrepublik ging. Mit allem verknüpft war die Annahme der 
Grundsatzerklärung. 

Die deutschen Unterhändler hatten vorgeschlagen, auf die Präambel ganz zu ver­
zichten oder zumindest die beiden letzten Absätze fallenzulassen, da sie allzu sehr auf 
die Besatzungsbefugnisse der Drei Mächte abstellten. Mit dieser Forderung konnte 
sich Adenauer verhältnismäßig schnell durchsetzen. Um so härter wurde anschließend 
um den Text des Artikel 1 Absatz 2 gerungen. Dem Vorschlag der deutschen Delegati­
on zufolge sollte darin der Begriff „souverän" eingefügt werden, und zwar mit der 
Formulierung, daß die drei westlichen Regierungen - nicht die Staaten! - „künftig mit 
der Bundesrepublik die gleichen Beziehungen unterhalten wie mit anderen souveränen 
Staaten". Absatz 3 bestimmte, daß die Bundesrepublik demgemäß „über ihre inneren 
und äußeren Angelegenheiten selbst entscheiden" würde63. Mit dem Komparativ „wie 
mit anderen souveränen Staaten" sollte der Bundesrepublik indirekt Souveränität be­
scheinigt werden. In den Verhandlungen der Unterkommission hatte die französische 
Seite die Formulierung mit der Begründung zurückgewiesen, es könnte zu Schwierig­
keiten mit den vorbehaltenen Befugnissen führen. Außerdem greife der Vorschlag zu 
weit in Viermächte-Besatzungsrechte ein. Die französische Delegation hatte indessen 
die Übernahme der Formulierung des Artikel 1 Absatz 1 Deutschland-Vertrag von 
1952 vorgeschlagen, die Bundesrepublik solle „nach Maßgabe der Bestimmungen des 
Vertrages über die Beziehungen der Bundesrepublik und der Drei Mächte volle Macht 
über ihre inneren und äußeren Angelegenheiten besitzen". Der Ausdruck „souverän" 
kam nicht vor64. 

republik Deutschland, des Vereinigten Königreichs und der Vereinigten Staaten von Amerika, 2.10. 
1954, Geheim, in: PRO, FO 1086/178; Verbatim Record of Fourth Four Power Meeting, Secret, 2.10. 
1954, in: Ebenda 371/109774 W 10714/5; Conference des Ministres des Affaires Etrangeres, 
Londres, 2.10.1954, S.237-246, in: DDF 1954 Annexes. 

62 Bericht der Arbeitsgruppe über die Beendigung der Besatzung, NPC (54) 45,2.10.1954, Vertraulich, 
in: PRO, FO 1086/181; Conference des Ministres des Affaires Etrangeres, Annexe 19, S. 319-324, in: 
DDF 1954 Annexes. 

63 Wortlaut Artikel I, Absatz 1 und 2 Deutschland-Vertrag, in: BGBl II/3: „1. Mit dem Inkrafttreten 
dieses Vertrages beenden die Regierungen Frankreichs, des Vereinigten Königreichs und der Verei­
nigten Staaten die Besetzung der drei westlichen Besatzungszonen Deutschlands, heben das Besat­
zungsstatut auf und lösen die Alliierte Hohe Kommission sowie die Dienststellen der Landeskom­
missare auf. 2. Die drei Regierungen werden künftig mit der Bundesrepublik die gleichen 
Beziehungen unterhalten wie mit anderen souveränen Staaten. 3. Die Bundesrepublik wird demge­
mäß über ihre inneren und äußeren Angelegenheiten selbst entscheiden." 

64 Wortlaut: „Mit dem Inkrafttreten dieses Vertrages werden die Regierungen Frankreichs, des Verei­
nigten Königreichs und der Vereinigten Staaten das Besatzungsregime in Deutschland beenden, das 
Besatzungsstatut aufheben und die Alliierte Hohe Kommission sowie die Dienststellen der Landes­
kommissare in der Bundesrepublik Deutschland abschaffen. Die Bundesrepublik wird demgemäß 
nach Maßgabe der Bestimmungen des Vertrages über die Beziehungen der Bundesrepublik und den 
Drei Mächten volle Macht über ihre inneren und äußeren Angelegenheiten besitzen." Bericht der Ar­
beitsgruppe über die Beendigung der Besatzung, NPC (54) 45,2.10.1954, in: PRO, FO 1086/181. 
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Adenauer gab sich damit nicht zufrieden. Unter allen Umständen wollte er „das 
Wort ,souverän' irgendwo" in dem Vertragstext unterbringen. Die Drei Mächte sollten 
sich endgültig zur Souveränität und Gleichberechtigung der Bundesrepublik im west­
lichen Lager bekennen. Wie an seinen Äußerungen vor dem CDU-Bundesvorstand 
später abzulesen ist, ging es ihm um weit mehr. War das Besatzungsstatut erst abgelöst, 
dann hatten die Deutschen international wieder eine beachtete Position erreicht: „Wir 
sind wieder ein freies Volk. [...] Wir haben dann auch den Status wieder errungen, den 
eine Großmacht haben muß. Wir können dann mit Fug und Recht sagen, daß wir wie­
der eine Großmacht geworden sind."65 

Eden wie auch Dulles versuchten zuvorderst, den Kanzler mit simplen Argumenten 
von seinem Ansinnen abzubringen. Adenauer konterte mit der Bereitschaft, auf den 
Formulierungsvorschlag der französischen Delegation als Verhandlungsgrundlage ein­
zugehen, wenn das Wort „souverän" eingefügt würde. Damit forderte er weiteres Ent­
gegenkommen heraus. In Absatz 3, so schlug er vor, sollte die Souveränität in bezug 
auf die Ausübung der Gewalt der Bundesrepublik in ihren inneren und äußeren Ange­
legenheiten zum Ausdruck kommen. Eden war gewillt, den Komparativ „wie mit an­
deren souveränen Staaten" zu akzeptieren, wogegen sich Mendes-France vehement 
wehrte. Wenngleich mit keiner Silbe in den Verhandlungen versucht wurde, die Inhalte 
des Begriffs Souveränität zu definieren, so war doch durch die Äußerungen von Men­
des-France deutlich geworden, daß die französische Regierung von einer sehr restrik­
tiven Interpretation ausging und die Souveränität der Bundesrepublik mit der Auf­
rechterhaltung der obersten Gewalt in Deutschland für unvereinbar hielt. 

Vor der Konferenz hatte Mendes-France intern bereits unzweideutig klargestellt: 
„Der Begriff der totalen Souveränität ist auf den besonderen Fall Deutschland nicht 
anwendbar, seitdem man übereingekommen ist, die Festlegung der deutschen Grenzen 
bis zur Friedensregelung zu verschieben. Wenn man beabsichtigt, sie auf das Bundes­
gebiet zu beschränken, besiegelt man die Teilung Deutschlands, und man stärkt da­
durch gleichfalls die sowjetische These von der Koexistenz zweier souveräner 
Deutschlands." Wenn man die Bundesregierung als die Regierung ganz Deutschlands 
anerkennt, würde sich das unlösbare Problem der Saar ergeben, eine Friedensregelung 
präjudiziert und die Wiederherstellung der Einheit Deutschlands mit der Sowjetunion 
ausgeschlossen. „Die Bundesrepublik könnte den Alliierten nicht auf der Grundlage 
eines Vertrages Rechte zuerkennen, die sie selbst nicht besitzt. Im übrigen ist es für uns 
nicht das Wesentliche, theoretische Rechte zu bewahren, sondern Rechte, die der So­
wjetunion entgegen gehalten werden können, die also in den Abkommen von 1945 be­
gründet bleiben. Die Zuerkennung der totalen und unbeschränkten Souveränität für 
die Bundesrepublik würde eine Situation ohne Ausweg schaffen." Sie führe dazu, 
Westdeutschland isoliert gegenüber Ostdeutschland und der Sowjetunion zu lassen. 
Die Aufnahme der Bundesrepublik in die westliche Gemeinschaft wie auch die Wie­
derbewaffnung setzten nach Ansicht Mendes-Frances keinesfalls die Zuerkennung der 

65 Protokoll der Sitzung des CDU-Bundesvorstands, 11.10. 1954, in: Adenauer: „Wir haben wirklich 
etwas geschaffen.", S. 257f. 
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unbegrenzten Souveränität der Bundesrepublik voraus. Denn das bedeutete „sozusa­
gen die vollständige Zerstörung der Abkommen von 1945"66, also der Geschäfts­
grundlagen der Viermächterechte in Deutschland. 

Ähnlich hatte Georges Mollard am 16. September in Le Monde argumentiert. 
„Damit die Bundesrepublik ein souveräner Staat wird, damit ihr das ,imperium' über­
tragen werden kann", strich er heraus, „ist es absolut unerläßlich, daß die Erklärung 
vom 5.Juni 1945 über die Niederlage Deutschlands und die Übernahme der Obersten 
Gewalt außer Kraft gesetzt wird". Daraus wurde geschlossen, daß die Übertragung der 
„vollen Souveränität" in Anbetracht der nicht zu erwartenden Zustimmung seitens der 
Sowjetunion zum damaligen Zeitpunkt unmöglich sei. Zu recht hätten die Bonner Ver­
träge nur von „voller Macht" (pleine autorite) über ihre inneren und äußeren Angele­
genheiten gesprochen und nicht bestimmt, daß die Bundesrepublik die „oberste Ge­
walt" (autorite supreme) übernehme67. 

Die französische Auffassung von Souveränität orientierte sich weitgehend an der Dok-
trinder „absoluten Souveränität". Als souverän wird demnach der Status eines Staates be­
zeichnet, der vollständige Autonomie über seine inneren Angelegenheiten und die Unab­
hängigkeit besitzt, in die internationale Arena einzutreten. Souverän sind seine Kompe­
tenzen dann, wenn der Staat nach eigenem Gutdünken diplomatische Beziehungen un­
terhalten, Verträge schließen, Krieg führen und Frieden schließen kann. Im Gegensatz 
dazu steht die Doktrin der „relativen Souveränität" .Sie legt die politischen Realitäten zu­
grunde, sieht Staaten in mannigfachen Abhängigkeiten und negiert ihre Existenzfähig­
keit in völliger Unabhängigkeit von anderen Staaten68. Für Mendes-France war ein Staat 
eben nur dann „souverän", wenn die Kriterien der absoluten Souveränität zutrafen. Diese 
herzustellen war nach französischem Verständnis allein den Vier Mächten unter Ein­
schluß der Sowjetunion vorbehalten. Unabhängigkeit eines Staates in seinen Handlun­
gen und Entscheidungen stellte lediglich ein Teilelement absoluter Souveränität dar. 

Die Drei Mächte waren sich darüber einig, daß die Bundesrepublik nur hinsichtlich 
der Ausübung der Gewalt souverän sein sollte. Als der französische Ministerpräsident 
unverhohlen die Frage aufwarf, ob die Bundesrepublik „Souveränität" oder „souverä­
ne Gewalt" in ihren inneren und äußeren Angelegenheiten haben solle, antwortete der 
versierte Jurist Dulles unmißverständlich: „souveräne Gewalt". „Souveränität" im 
Sinne der absoluten Begriffsdeutung kam für die Bundesrepublik nicht in Betracht, le­
diglich im Sinne relativer Souveränität. 

Mit einer gehörigen Portion Schlitzohrigkeit versuchte Adenauer dagegenzuhalten. 
Man könne „souveräne Gewalt" nicht sagen, und zudem umfasse Souveränität beide Be­

66 Telegramm Mendes-France an Francois-Poncet, 21.9. 1954, in: DDF 1954, Paris 1987, S.422f. Vgl. 
Telegramm Mendes-France an die diplomatischen Vertreter Frankreichs in Bonn, London und 
Washington, 23.9.1954, in: Ebenda, S.437ff. 

67 Georges Mollard, Les textes en vigueur empechent de restituer ä 1'Allemagne une complete souverai-
nete,in: Le Monde vom 16.9.1954. 

68 Zusammenfassung der verschiedenen Kriterien und zeitgenössischen Lehrmeinungen über den Sou­
veränitätsbegriff im Völkerrecht in: Digest of International Law, bearb. von Marjorie M. Whiteman, 
Vol. 1, Department of State Publication 7403, Washington D. C. 1963, S. 233-239. 
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griffe. Er schlug vor, das Wort Souveränität in Klammern zu setzen, weil man angeblich 
im Französischen „souveräne Autorität" und im Deutschen „Autorität" sage. Mendes-
France gab ihm daraufhin deutlich zu verstehen, daß dies zwei unterschiedliche Dinge 
seien. Dahinter verbarg sich nämlich die elementare Frage, ob die Bundesrepublik nur in 
ihren Handlungen souverän sein solle oder als souveräner Staat zu bezeichnen sei. Eden 
kommentierte diese juristischen Spitzfindigkeiten mit der Bemerkung, nicht mehr fol­
gen zu können, und griff auf die Formel zurück, die Bundesrepublik werde berechtigt 
sein, „in souveräner Weise" ihre Angelegenheiten zu verwalten. Das wiederum bedeute­
te für Adenauer einen Rückschritt. Er gab nun sein „Souveränitätsverständnis" zum be­
sten und stellte klar, daß derjenige souverän handele, „der sich einer Sache erhaben 
dünkt". Ein weiteres Mal setzte er an, den ursprünglichen deutschen Formulierungsvor­
schlag in der komparativen Form einzubringen. Doch Mendes-France ließ sich nicht be­
irren. Er akzeptierte den Begriff „souverän" nur in bezug auf die Ausübung der Gewalt. 
Als Kompromiß bot er die Formulierung an, die Bundesrepublik solle „dieselbe Gewalt 
über ihre inneren und äußeren Angelegenheiten ausüben wie souveräne Staaten". Eden 
warf ein, „wie andere Staaten", womit sowohl der Staat Bundesrepublik als auch die Aus­
übung der Gewalt als „souverän" bezeichnet worden wären. Mendes-France lehnte ab 
und bestand darauf, die Bundesrepublik solle Autorität haben „wie souveräne Staaten". 
Die genaue Bezeichnung blieb im unklaren, was Adenauer akzeptierte. 

Doch im Handumdrehen wurde ihm anscheinend der Fehler bewußt. Die Deut­
schen in der Bundesrepublik würden ihre Souveränität, die sie sui generis besaßen, 
nicht durch die Aufhebung des Besatzungsstatuts seitens der Drei Mächte erlangen, 
sondern aus dem Vertragsverhältnis, das die Bundesrepublik mit den Drei Mächten ab­
schloß. Infolgedessen wandte Adenauer ein: „Souveränität ist das einem jeden Lande 
aus seiner eigenen Natur nach entstehende Recht". Was dem deutschen Volk jedoch 
quasi naturrechtlich zustand, konnte es nicht mittels Vertrag von den Westmächten 
übertragen bekommen. Also, folgerte Adenauer, könne man nicht Souveränität in Ver­
bindung mit vertragsrechtlichen Bestimmungen bringen. Mendes-France, der wie 
Dulles und Eden dieser Argumentation nicht widersprach, wollte dann die letzten 
Worte „wie souveräne Staaten" streichen. Dafür war er bereit, die Formulierung zu ak­
zeptieren, daß die Bundesrepublik „Autorität" über ihre inneren und äußeren Angele­
genheiten bekommen würde. Damit wäre das Wort „souverän" aus dem Vertragstext 
eliminiert worden und er eine Sorge losgeworden. Denn mit der im deutschen Vor­
schlag festgelegten Formel „Beendigung der Besatzung" hatte er ebensolche Schwie­
rigkeiten. Nach französischer Ansicht sollte nämlich nicht die Besatzung, sondern nur 
das Besatzungsregime beendet werden. Adenauer willigte in diese Änderung ein, die 
ansonsten einen Bruch der Viermächte-Vereinbarungen mit der Sowjetunion bedeutet 
hätte. 

Ein drittes Mal warf er nun das ungelöste Grundsatzproblem auf, weil man - wie er 
belehrend hinzusetzte - im Deutschen nicht sagen könne „wie andere souveräne Staa­
ten". In diesem Durcheinander der Textformulierungen machte er den Vorschlag, ein­
fach zu sagen „als ein souveräner Staat". Die Formulierung präzisierte den Status der 
Bundesrepublik. Mendes-France reagierte sofort mit dem Hinweis auf damit verbun-
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dene rechtliche Probleme und pochte wiederum darauf, das Wort souverän auf die 
Ausübung der Gewalt zu beziehen. Dulles kam dann auf die glorreiche Idee, die Bun­
desrepublik „soll dementsprechend die volle Gewalt eines souveränen Staates über 
seine inneren und äußeren Angelegenheiten erhalten". Der Begriff „souverän" wurde 
mit dem Wort „Staat" in direkte Verbindung gesetzt, bezog sich aber auf die Ausübung 
der Gewalt. Die exakte Beschreibung des Status der Bundesrepublik war geschickt ver­
mieden worden. Ein diplomatischer Kompromiß par excellence! Den unterschiedli­
chen Rechtsauffassungen unter den Drei Mächten als auch den Wünschen Adenauers 
war Rechnung getragen. Mit dieser kunstvollen diplomatischen Formulierung wurde 
den Rechtsberatern und Völkerrechtlern in den Regierungszentralen Tür und Tor für 
akribische Auslegungen geöffnet. 

Anschließend war die von Dulles vorgeschlagene Streichung des Artikel 7 Absatz 3 
nur noch Formsache. Die Westmächte, so sah es jedenfalls Adenauer, wollten ihre Ent­
scheidungsfreiheit ebenso erhalten, wie man sie der Bundesrepublik bereits im Vertrag 
von 1952 zugestanden hatte69. Selbst Mendes-France stimmte sofort zu, weil bereits 
seine beiden Vorgänger den Artikel unterschiedlich gedeutet hatten. 

Grewe, profunder Kenner der gesamten Vertragsmaterie, gab Mitte der siebziger 
Jahre zu, Adenauer habe sich keine Illusionen über das mit den revidierten Verträgen 
für die Bundesrepublik wirklich Erreichte gemacht. Häufig habe der Kanzler gar die 
Ergebnisse in rosigeren Farben gemalt, als es wohl seiner inneren Überzeugung ent­
sprach. Er wußte um die Hypotheken des Vertrages. Deshalb war wohl auch Grewe zu 
juristischen Spagatschritten gezwungen, um Souveränität und Vorbehaltsrechte in Ein­
klang zu bringen. Offizieller Diktion der Bundesregierung zufolge war der Bundesre­
publik nun wieder die Rechtsstellung eines „souveränen Staates" zuteil geworden, die 
ihr immer zugestanden habe. Grewe kehrte in allen möglichen Publikationen70 hervor, 
das Wort „Souveränität" habe nun endlich Eingang in den Vertragstext gefunden, und 
zwar gleich in Artikel 1. Er interpretierte es als klares und unmißverständliches „An­
erkenntnis der Souveränität der Bundesrepublik" und versuchte, juristische Zweifel an 
der Souveränitätsphilosophie auszuräumen. Im Gegensatz zu den Verträgen von 1952 
seien die revidierten Vertragstexte nunmehr eindeutig. Sie könnten „nur als Aufgabe 
der Obersten Gewalt durch die drei Westalliierten verstanden werden"71. Mit Blick auf 
das Staatsverständnis schränkte Grewe aber zugleich ein, die Bundesrepublik „will 
kein souveräner westdeutscher Neustaat sein. Sie fühlt sich vielmehr als die einzig legi-

69 Protokoll der Sitzung des CDU-Bundesvorstands, 11.10. 1954, in: Adenauer: „Wir haben wirklich 
etwas geschaffen.", S. 272. 

70 Zusammenfassung der verschiedenen Beiträge in: Wilhelm G. Grewe, Deutsche Außenpolitik der 
Nachkriegszeit, Stuttgart 1960, S. 61-89,185-196; ders., Der Deutschland-Vertrag nach zwanzig Jah­
ren, in: Konrad Adenauer und seine Zeit. Politik und Persönlichkeit des ersten Bundeskanzlers. Bei­
träge von Weg- und Zeitgenossen, hrsg. von Dieter Blumenwitz/Klaus Gotto/Hans Maier u. a., Stutt­
gart 1976, S. 698-718, hier S. 710,712. 

71 Wilhelm G. Grewe, In der Bundesrepublik wird die Besetzung beendet, in: Münchener Merkur vom 
31.10./1.11.1954; ders., Souveränität der Bundesrepublik, in: Archiv des öffentlichen Rechts, 80. Bd. 
(41. Bd. Neue Folge), Tübingen 1955-56, S. 231-240, hier S. 234. 
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time gegenwärtige Organisationsform des niemals untergegangenen deutschen Ge­
samtstaates, deren Hoheitsgewalt durch die Macht der Tatsachen vorübergehend auf 
Westdeutschland beschränkt ist. Sie kann daher auch nach internationalem Recht nicht 
- entgegen ihrem eigenen Selbstverständnis - als ein neuer souveräner Teilstaat angese­
hen werden."72 

Grewe verhehlte nicht, daß die Souveränität der Bundesrepublik „mit zwei Servitu­
ten73 übervertraglicher Natur" - wie er es nannte - „belastet" bleibe, nämlich den 
Rechten der ehemaligen Besatzungsmächte in bezug auf Berlin und in bezug auf 
Deutschland als Ganzes. Teils durch reine Willkürakte, teils durch unumgängliche Re­
visionsakte waren einzelne oder mehrere Mächte von den Viermächte-Vereinbarungen 
von 1945 abgerückt, so daß nur noch ein Restteil als weiterhin gültig angesehen werden 
könne74. „Wer solche Souveränitätsbeschränkungen nicht-vertraglicher Natur", be­
züglich der obersten Gewalt, die 1945 zwischen Deutschland und den Siegermächten 
ja nicht vertraglich kodifiziert, sondern einseitig auferlegt worden waren, „für unver­
einbar mit dem Souveränitätsbegriff" halte, der „mag das tun". Mit anderen Worten: 
Die restriktive Auslegung des Begriffs durch die französische Regierung war in aller­
letzter juristischer Konsequenz nicht zu widerlegen. Doch die Staatenpraxis und die 
Sprache der internationalen Verträge stehe „einem solchen dogmatischen Begriffs­
rigorismus" fern. Grewe argumentierte stets mit der relativen, stärker (macht- und 
real-)politischen Deutung des Souveränitätsbegriffs. Skeptikern hielt er entgegen, daß 
die eingeschränkte Souveränität deutschlandpolitischer Notwendigkeit entspreche 
und die Wiedervereinigung unumstrittenes Ziel der Bundesrepublik sei. „Die politi­
sche Unentbehrlichkeit dieser beiden Servituten kann unter dem Gesichtspunkt der 
deutschen Interessen nicht ernstlich bestritten werden."75 

Seine Thesen stützte Grewe vornehmlich auf das Begründungsschreiben von Dulles 
zu den Pariser Verträgen. Darin war festgehalten, daß „für Deutschland Souveränität 
wiederhergestellt" werde. Die Vorbehaltsrechte, so bemerkte der amerikanische Au­
ßenminister, „werden zurückgehalten für den besonderen Zweck in bezug auf die so­
wjetische Position in Ostdeutschland und sind nicht dazu beabsichtigt, in ordnungsge­
mäßen deutschen Angelegenheiten, weder innenpolitisch noch außenpolitisch, ange­
wandt zu werden"76. Ebenso verwies er darauf, daß die Veränderungen gegenüber dem 
1952 geschlossenen Deutschland-Vertrag die Verpflichtungen der Vereinigten Staaten 
weder erhöhten noch deren Vorteile minderten. In Eisenhowers Mitteilung an den 

72 Wilhelm G. Grewe, Der neue Deutschland-Vertrag. Die politischen Voraussetzungen der neuen Lö­
sung, in: Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, Nr.212, 10.11. 1954, 
S.1917-1922,hierS.1919. 

73 Zu den unterschiedlichen völkerrechtlichen Ansichten: Digest of International Law, Vol. 2, S. 1173— 
1183. 

74 Wilhelm G. Grewe, Von der Kapitulation zum Deutschlandvertrag, in: Außenpolitik 3 (1952), S.3-
16,hierS.4ff. 

75 Grewe, Souveränität, S. 235. 
76 Schreiben Dulles an Eisenhower, 12.11.1954, in: Department of State Bulletin, Vol. 30, 6.12. 1954, 

S. 849-855, hier S. 851. 
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Senat war die in London vereinbarte Formel der „vollen Gewalt eines souveränen Staa­
tes über die inneren und äußeren Angelegenheiten", die die Bundesrepublik überneh­
me, enthalten77. Der Hinweis von Dulles auf die Souveränität fehlte. 

In den amtlichen Begründungen der britischen und der französischen Regierung zu 
den Pariser Verträgen kamen einige deutliche Auffassungsunterschiede zu den Ansich­
ten der Bundesregierung zutage, die Grewe größtenteils formuliert hatte. In ihrem 
„Expose des Motifs" für die Nationalversammlung blieb die Regierung Mendes-Fran-
ce ziemlich unverblümt bei der Auffassung: „Das Wesentliche, das System, etabliert 
durch die Verträge von Bonn, ist nicht modifiziert worden, weder im Hinblick auf die 
Beziehungen der Drei Mächte mit der Sowjetunion noch auf diejenigen durch die Bun­
desrepublik gegenüber den Alliierten eingegangenen Verpflichtungen. Die Rechte, die 
die Drei Mächte in Deutschland im gemeinsamen Interesse der Alliierten und der 
Deutschen beibehalten, werden gleichfalls und im Verbund von Frankreich, den Verei­
nigten Staaten und Großbritannien ausgeübt78. Das alliierte Stationierungsrecht, des­
sen Prinzip gegenüber der UdSSR integral aufrechterhalten ist, wird auf dem Gebiet 
der Bundesrepublik nur mit ihrer Zustimmung ausgeübt. Eine gesonderte Vereinba­
rung regelt die Modalitäten."79 Von Abtretung der obersten Gewalt oder gar von Sou­
veränität der Bundesrepublik war nichts zu lesen. 

Am 17. November 1954 gab Eden vor dem Unterhaus eine ähnliche Erklärung ab. Er 
legte Artikel 4 Deutschland-Vertrag und den Aufenthaltsvertrag lediglich als einen ein­
seitigen Verzicht aus und ging nicht von der Aufgabe des Stationierungsrechts der Drei 
Mächte aus. Mit dem neuen Status der Bundesrepublik sei es nicht vereinbar, wenn an­
dere Länder in der Lage wären, große Truppenverbände auf das Gebiet der Bundesre­
publik zu entsenden. „Wir entschieden deshalb, daß, obwohl wir unser Recht zurück­
behalten, wir es nur im Einvernehmen mit der Bundesregierung ausüben sollten."80 

Auch in der „Frankfurter Allgemeinen" wurde Kritik an Grewes Thesen laut. Her­
bert von Borch wies in einem Leitartikel am 9. November 1954 auf die Ausführungen 
von Mendes-France vor dem Auswärtigen Ausschuß der Nationalversammlung hin. 
Die Souveränität der Bundesrepublik, hatte der Ministerpräsident betont, unterliege 
unverändert der Kontrolle der vier Besatzungsmächte, solange kein Friedensvertrag 

77 Special Message to the Senate Transmitting Protocols Relating to the Federal Republic of Germany, 
15.11. 1954, in: Public Papers of the Presidents of the United States, Dwight D.Eisenhower 1954, 
Washington 1960, S. 1046-1050, hier S. 1049. 

78 An dieser Stelle folgt der Hinweis in der Vorlage auf die Vereinbarung der Drei Mächte über die Aus­
übung der vorbehaltenen Rechte in Deutschland vom 23.10.1954. Wortlaut in: Dokumente zur Ber­
lin-Frage 1944-1966, hrsg. vom Forschungsinstitut der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Poli­
tik in Zusammenarbeit mit dem Senat von Berlin, München 41987, S. 225 f. 

79 Assemblee Nationale, Documents Parlementaires, Annexes No.9432, Session de 1954, Seance du 
9 novembre 1954, S.2387. Entsprechende Argumentation in der Bewertung der Londoner Konfe­
renz: Telegramm Mendes-France an die diplomatischen Vertreter Frankreichs im Ausland, 7.10. 
1954, in: DDF 1954, S. 528-532. 

80 Parliamentary Debates (Hansard), House of Commons, 17.11. 1954, Vol.533, Col.397-410, hier 
Col.408. 
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geschlossen sei. Dies rechtfertige auch die Stationierung alliierter Truppen in Deutsch­
land. Die streng juristische Position Mendes-Frances sei nicht zu widerlegen, behaup­
tete von Borch. Die Vorbehaltsrechte wären eben nicht nur politischer Natur, sondern 
staatsrechtlicher und militärischer Art. Den Besatzungsmächten seien „Machtvoll­
kommenheiten verblieben, die aus dem Besatzungsrecht herrühren und unbeschadet 
der westdeutschen Souveränität [...] fortbestehen". Artikel2 Deutschland-Vertrag 
lege die Vorbehaltsrechte fest und Artikel 4 Absatz 1 besage, daß sich die Rechte und 
Pflichten der alliierten Streitkräfte nach dem damals noch im einzelnen auszuhandeln­
den Truppenvertrag richten. In Absatz 2 sei jedoch festgehalten, daß bisher ausgeübte 
Rechte hinsichtlich der Streitkräfte nicht tangiert werden, soweit sie für die Ausübung 
der im ersten Satz des Artikel 2 genannten Rechte erforderlich seien, die sich auf 
Deutschland als Ganzes bezogen. Somit dauerten hinsichtlich Gesamtdeutschland 
auch die militärischen Besatzungsrechte der Westmächte fort, was in Artikel 5 Ab­
satz 2 Bestätigung erfahre. Der Bundeskanzler habe zudem auch nach Streichung der 
Notstandsklauseln den alliierten Militärbefehlshabern zum Schutze ihrer Streitkräfte 
besondere Rechte unter Einschluß des Gebrauchs von Waffengewalt zugesichert. 
Demnach waren zwei Dinge für von Borch klar: Die Westmächte wollten nicht das 
Recht aus der Hand geben, „den Russen in Viermächteverhandlungen auch als Inhaber 
von Besatzungsgewalten gegenüberzutreten". Und: „Die alliierten Vereinbarungen 
zwischen den vier Oberbefehlshabern von 1945 bilden immer noch den dünnen völ­
kerrechtlichen Faden, an denen Wiedervereinigungsverhandlungen hängen". Daß die­
ser bestehenbleibe, liege durchaus im Interesse der Deutschen81. 

In Anbetracht der bevorstehenden Ratifikationsdebatten waren solche öffentlichen 
Anwürfe geradezu Gift für die Bundesregierung. Grewe konnte die Argumente nur 
zum Teil entkräften. Zu recht wandte er ein, daß man nicht den Truppenvertrag, der die 
Rechtsstellung der Streitkräfte genau regelte, und den neuen Vertrag über den Aufent­
halt ausländischer Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutschland, der die Rechts-
grundlage im Verhältnis der Bundesrepublik zu den Westmächten als „ausschließlich 
vertragliches Einverständnis" beschreibe, verwechseln dürfe. Artikel 4 Absatz 2 
Deutschland-Vertrag besage, daß die bisherigen alliierten Stationierungsrechte hiervon 
nicht berührt würden. Sie bezögen sich „lediglich auf das Verhältnis [der Westmächte] 
zur Sowjetunion". Schließlich räumte er ein: „Dafür ist sie [die Klausel] unentbehrlich 
- wenn auch auf diese Weise die rechtliche Konstruktion kompliziert und vielschichtig 
wird". Hinsichtlich des Souveränitätsbegriffs unterschied Grewe zwischen dem politi­
schen und rechtlichen Sinn. Er gab zu, daß der Aufenthalt einer großen Anzahl auslän­
discher Truppen auf eigenem Territorium eine Einbuße an politischer Souveränität be­
deute. „Kontrollierte Souveränität" sei der Preis, den man für Sicherheit letztlich zah­
len müsse. Dies erlaube jedoch nicht daran zu zweifeln, daß der Besatzungszustand be­
endet sei und der neue Status der Bundesrepublik „völkerrechtlich als ein Status der 
Souveränität zu bezeichnen ist"82. 

81 Herbert von Borch, Wie weit sind wir souverän?, in: Frankfurter Allgemeine vom 9.11.1954. 
82 Wilhelm G. Grewe, Kontrollierte Souveränität, in: Ebenda vom 25.11.1954. 



Souveränität und ABC-Waffen-Verzicht 521 

Angesichts des zwischen den Drei Mächten am 23. Oktober 1954 in Paris geschlos­

senen Abkommens über die Ausübung der vorbehaltenen Rechte in Deutschland83 

war sich die Bundesregierung ihrer Interpretation jedoch nicht so ganz sicher. Dem 

Dreimächte-Abkommen nach sollten nämlich die in der Bundesrepublik Deutschland 

akkreditierten Missionschefs diese Rechte wahrnehmen und gemeinsam tätig werden. 

Vorsichtshalber fragte Adenauer am 16.November 1954 nach, ob die drei Botschafter 

bei der Ausübung der Vorbehaltsrechte als Rat von Botschaftern handeln und mit 

einem speziellen Verwaltungsstab arbeiten würden, was gegebenenfalls die Fortset­

zung der Alliierten Hohen Kommission bedeutet hätte, nur unter neuem Namen. Fre­

derick Hoyer Miliar, geschäftsführender Hoher Kommissar, versicherte dem Kanzler 

am 1. Dezember 1954, daß „es nicht notwendig sein werde und auch in keiner Weise 

beabsichtigt sei", einen Rat von Botschaftern als Nachfolgeorgan zu schaffen. Grund 

des Abkommens sei, die „klare Übereinstimmung der Auffassung" der Drei Mächte in 

den Akten festzuhalten, daß die Missionschefs „lediglich auf ad hoc-Basis" und im 

Rahmen der in den Pariser Verträgen „vorgesehenen besonderen Umstände" gemein­

sam vorgehen werden84. Vornehmlich ging es den Westmächten zwar um Garantien 

untereinander; für die französische Regierung darum, zu verhindern, daß Amerikaner 

und Briten quasi im Alleingang mit Bonn und gegen die eigenen Interessen in der 

Deutschlandpolitik vorpreschten. Umgekehrt wollten London und Washington die 

Regierung in Paris unter Berufung auf diese Regelung vor weitreichenden Sonderak­

tionen Richtung Moskau bewahren. Aber konnte die Bundesregierung generell aus­

schließen, daß nicht doch eines Tages Notwendigkeiten sich ergäben oder Absichten 

der Westalliierten sich änderten? Schließlich waren die Notstandsgesetze noch nicht 

verabschiedet. Und solange das nicht geschehen war, besaßen die Westmächte Inter­

ventionsrechte. 

Die Bundesregierung hatte alle Mühe, die neue Souveränitätsdoktrin den Bundes­

tagsabgeordneten beizubringen, weniger denen der CDU/CSU als denen der SPD. In 

der Sitzung der CDU/CSU-Fraktion am 6. Oktober 1954 gab der Vorsitzende von 

Brentano den Ratschlag, man solle in bezug auf die Änderung des Besatzungsrechts 

„so wenig als möglich von der Wiederherstellung der deutschen Souveränität spre­

chen". Die Forderung sei ja auch erst aufgekommen, nachdem die EVG gescheitert 

war. Zu bedenken sei, „daß echte Souveränität echte Integration ausschließe". Bundes­

minister Strauß sekundierte ihm, zwar habe Mendes-France am Schluß der Londoner 

Konferenz ein Minimum an Konzessionen gemacht, doch der Bundeskanzler mußte 

größeres Entgegenkommen zeigen, „um das Ergebnis nicht zu gefährden". Unter dem 

Strich solle man aber bloß kein Wort darüber verlieren, „daß London besser sei als die 

83 Wortlaut in: FRUS 1952-1954 V/2, S. 1439f.; Dokumente zur Berlin-Frage 1944-1966, S. 225 f. 
84 Wortlaut des Schreibens Hoyer Miliar an Adenauer, 1.12.1954, in: Deutscher Bundestag, 2. Wahlpe­

riode (Wp) 1953, Drucksache 1200: Schriftlicher Bericht des Ausschusses für auswärtige Angelegen­
heiten (4. Ausschuß), Entwurf eines Gesetzes betreffend das Protokoll vom 23.10.1954 über die Be­
endigung des Besatzungsregimes in der Bundesrepublik Deutschland - Drucksachen 1000, zu 1000, 
83 S., Generalberichterstatter:Furier, 15.2.1955,S.l-26,hierS.4. 
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EVG und daß es echte Vorteile im Sinne des Machtzuwachses bringe", weil die Besat­
zung zu Ende gehe und die Bundesrepublik 500000 Soldaten bekomme. „Innenpoli­
tisch sei es gefährlich", setzte Strauß hinzu, „und nach außen könne es gefährlich wer­
den."85 

Die wichtigste Änderung des Deutschlandvertrages zu der Fassung von 1952, so be­
tonte Staatssekretär Hallstein am 20. Januar 1955 vor den Mitgliedern der mit der The­
matik befaßten Bundestagsausschüsse, sei „die klare und unzweideutige Anerkennung 
der Souveränität". Auf den Einwand des SPD-Abgeordneten Lütkens, ob die Verwen­
dung des Begriffs Souveränität nicht falschen Schein erwecke, der politischen Realitäten 
nicht gerecht werde, antwortete Hallstein mehr mit politischen denn mit völkerrechtli­
chen Argumenten. Zum einen erhalte die Bundesrepublik trotz alliierter Vorbehalts­
rechte „eine unabhängige Stellung, die den Gebrauch des Wortes Souveränität rechtfer­
tigt". Den eigentlichen politischen Wert der „Definition des neuen Status der Bundesre­
publik als eines souveränen Staates" sah er zum anderen in der Möglichkeit, ihre „Stel­
lung nicht nur zu befestigen, sondern auch auszubauen und zu vervollkommnen". Au­
ßerdem schien es ihm juristisch durchaus nützlich, daß „in allen zweifelhaften Fällen die 
Zuständigkeitsvermutung" künftig für die Bundesregierung spreche86. 

Im Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht überwogen ebenfalls Bedenken, 
ob die Bundesrepublik „wirklich als souveräner Staat bezeichnet werden" könne. Ent­
sprechend lapidar stellte man fest, durch die Bezugnahme auf den Souveränitätsbegriff sei 
„jedenfalls die Vermutung für die alleinige Zuständigkeit der Bundesrepublik in allen 
nicht vorbehaltenen Materien gesichert". Nichtsdestoweniger blieb die Mehrheit des 
Ausschusses bei der Auffassung, die „Verleihung der vollen Macht eines souveränen Staa­
tes an die Bundesrepublik" bedeute „nichts anderes als das Freiwerden der deutschen 
Souveränität von besatzungsrechtlichen Schranken, die nun wieder abgebaut werden"87. 

Lütkens wollte zudem wissen, inwieweit die Vorbehaltsrechte nach Artikel 1 Ab­
satz 2 Deutschlandvertrag im Zusammenhang mit dem Interpretationsprotokoll der 
Drei Mächte von September 1950 gedeutet werden müßten88. Im Grunde zielte die 
Frage darauf ab, ob die Drei Mächte weiterhin die Bundesregierung nicht als De-jure-
Regierung ganz Deutschlands anerkennen würden. Mendes-France hatte nämlich am 
23.Dezember 1954 vor der Nationalversammlung erstmals das Interpretationsproto-
koll aus dem Jahre 1950 öffentlich erwähnt und gleich nachgeschoben, die Jurisdiktion 
der Bundesrepublik sei auf das im Grundgesetz definierte Territorium begrenzt. Mit 

85 Protokoll der Fraktionssitzung, 6.10.1954, S. 1,10, in: Archiv für Christlich-Demokratische Politik, 
Sankt Augustin (ACDP), VIII-001 -1006/3. 

86 Parlamentsarchiv, Bonn (PA), Deutscher Bundestag, [2.Wp 1953], 4.Ausschuß, Stenographischer 
Bericht über die 29. Sitzung des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten gemeinsam mit den an 
den Beratungen der Pariser Verträge (Drucksfache] 1000, zu 1000,1060, 1061 und 1062) beteiligten 
Ausschüssen, 20.1.1955,29.Protokoll,Nr. 11 von25 Exempl[aren], Vertraulich, 95 S., hier S.15f. 

87 Besonderer Bericht des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht (16. Ausschuß), Bericht­
erstatter: Wahl, 11.2.1955, in: Deutscher Bundestag, 2. Wp 1953, Drucksache 1200, S.30ff., hier S. 31. 

88 PA, Deutscher Bundestag [2. Wp 1953], 4. Ausschuß, Stenographischer Bericht über die 29. Sitzung 
des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten, S. 16. 
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anderen Worten: das Saarland, Berlin und die sowjetische Besatzungszone seien ausge­
nommen. Die Westmächte hätten erwogen, daß nur in bestimmten Fällen, wie bei­
spielsweise bei der Regelung der Auslandsschulden des früheren Reiches, die Bundes­
regierung im Namen Deutschlands spreche, was ohne dem nicht möglich gewesen 
wäre89. Hallstein betonte hingegen vor dem Auswärtigen Ausschuß, die Drei Mächte 
hätten auf Drängen der Bundesregierung in der Londoner Schlußakte (Teil V, Ziffer 1) 
den Gehalt ihrer New Yorker Erklärung von 1950 bekräftigt. Die Regierung der Bun­
desrepublik sei „unverändert die einzige frei und rechtmäßig gebildete Regierung in 
Deutschland", hieß es auch später im Generalbericht des Ausschusses an den Deut­
schen Bundestag90. Die Wiederholung dieser sachlichen Feststellung hatte jedoch 
nichts mit der Souveränität der Bundesrepublik zu tun. Vielmehr ging es um den Al­
leinvertretungsanspruch, genauer gesagt, um die Zuständigkeit, für Gesamtdeutsch­
land und das gesamte deutsche Volk international aufzutreten. 

Hallstein verneinte die Gültigkeit des Interpretationsprotokolls, und zwar haupt­
sächlich aus formalen Gründen. Die Souveränitätsfrage sei von der Befugnis zur ge­
samtdeutschen Repräsentation unabhängig. Die Londoner Erklärung, die die NATO-
Staaten akzeptiert hätten91, beziehe sich mit keiner Silbe auf das Protokoll. Somit hät­
ten sie auch nicht das Interpretationsprotokoll übernommen. Und überhaupt entspre­
che die politische Situation von 1950 nicht mehr der von 1954. Schließlich habe sich der 
völkerrechtliche Status der Bundesrepublik nach dem Willen der Drei Mächte verän­
dert92. Unverhohlen gab er zu verstehen, der Zweck der Anerkennungsformel sei „in 
erster Linie, der Bundesrepublik die Möglichkeit zu geben, in internationalen Angele­
genheiten und Vertragsbestimmungen die Rechte des deutschen Reiches wahrzuneh­
men". Nicht ohne Stolz fügte er hinzu: „Es ist auch in den meisten internationalen Or­
ganisationen gelungen, diesen Anspruch durchzusetzen."93 

Im Generalbericht wurde später zu diesen Diskussionen vermerkt, die Bundesregie­
rung habe auf Fragen des Ausschusses mitgeteilt, die in Artikel 1 Absatz 2 Deutsch­
landvertrag vereinbarte Formulierung über den völkerrechtlichen Status der Bundes­
republik „sei auf deutsches Verlangen in Paris [sic!] so gewählt worden, um hinsicht­
lich der Souveränität eine eindeutige Lage zu schaffen und um auszuschließen, daß von 
einer ,als ob'-Souveränität oder von einem ähnlichen Status gesprochen werde"94. Ver­

89 Wortlaut in: Journal Officiel, Debats Parlementaires, Assemblee Nationale, 220e Seance, 23.12.1954, 
S.6812. 

90 Deutscher Bundestag, 2. Wp 1953, Drucksache 1200, S. 2. 
91 Wortlaut der Entschließung des Nordatlantikrats betreffend die Zustimmungserklärung der übrigen 

Parteien des Nordatlantikvertrags zu den auf der Londoner Konferenz abgegebenen Erklärungen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Drei Mächte, in: EA 9 (1954), S. 7138. 

92 PA, Deutscher Bundestag, 4. Ausschuß, Stenographischer Bericht über die 29. Sitzung des Ausschus­
ses für auswärtige Angelegenheiten, S.26; Deutscher Bundestag, 2. Wp 1953, Drucksache 1200, S. 2f. 

93 PA, Deutscher Bundestag, 4. Ausschuß, ebenda, S.26. 
94 Der Halbsatz „wie ihn die Deutsche Demokratische Republik in Anspruch nehme" wurde in der 

Endfassung gestrichen; vgl. Entwurf des Generalberichts, Drucksache 1000, [erster Teil] 37 S., in: PA, 
Gesetzes-Dokumentation, Materialien zu den Pariser Verträgen und Abkommen 11/117-120, A 7: 
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ständlicherweise beharrte der Ausschuß auf dem Standpunkt, die Souveränität der 
Bundesrepublik sei eine ursprüngliche und keine verliehene, sie verkörpere „deutsche 
Souveränität", die gehemmt, aber durch das Besatzungsstatut nicht beseitigt war und 
nach Inkrafttreten der Pariser Verträge „wieder effektiv werde". 

Bathurst, Rechtsberater der britischen Hohen Kommission, und Simpson, Angehö­
riger des Auswärtigen Dienstes, benutzten 195695 die Stellungnahme des Auswärtigen 
Ausschusses für ihre These, die internationalen Verpflichtungen der Bundesrepublik 
würden trotz Streichung des Artikel 7 Absatz 3 auch ein wiedervereinigtes Deutsch­
land binden. Sie gingen bei ihrer Beschreibung des Rechtsstatus davon aus, daß die 
Bundesrepublik unverändert an der fortdauernden Existenz Deutschlands und dem 
Anspruch auf Alleinvertretung festhalte. Gleichzeitig unterstrichen sie, daß die Drei 
Mächte nur bereit gewesen seien, mit Inkrafttreten der Pariser Verträge das Besat­
zungsregime abzuschaffen, nicht jedoch die Besatzung an sich. Es gebe darum keinen 
Zweifel, daß im engen Sinne die Besatzung Deutschlands fortbestehe. Das Ergebnis 
könne man als „Besatzung begrenzt durch Vertrag" verstehen - wie dies Grewe tat - , 
besser noch sei es, die Situation als residuale Besatzung („residual occupation") zu cha­
rakterisieren, womit angezeigt werde, daß die Besatzung nur zu dem begrenzten 
Zweck der Wiedervereinigung Deutschlands und des Abschlusses eines Friedensab­
kommens weiterhin bestehe. Nur dafür behielten sich die Drei Mächte die oberste Ge­
walt gegenüber Deutschland als Residuum vor. 

Der Auswärtige Ausschuß konnte sich im Generalbericht an den Deutschen Bun­
destag nicht auf eine gemeinsame Interpretation der Souveränität der Bundesrepublik 
verständigen. Man einigte sich lediglich auf die nichtssagende Feststellung, der ver­
wendete Souveränitätsbegriff sei für die Pariser Verträge und die Weiterentwicklung 
der Bundesrepublik - von „großer Bedeutung". Die Mehrheit des Ausschusses, vor­
nehmlich CDU/CSU-Abgeordnete, folgte Hallsteins Argumenten und leitete aus dem 
Recht der Bundesregierung, für Deutschland zu sprechen, auch „die Fähigkeit, Ge­
samtdeutschland zu berechtigen und zu verpflichten", ab96. Der Anspruch auf Allein­
vertretung wurde damit einmal mehr parlamentarisch untermauert. Dem stand die 
Auffassung vor allem der SPD-Abgeordneten entgegen, die Drei Mächte würden in 
ihrer Erklärung der Bundesrepublik zum mindesten kein Recht zuerkennen, „für Ge­
samtdeutschland Verpflichtungen zu übernehmen oder unmittelbare Verfügungen zu 
treffen". 

Kern des Streitpunktes waren die daraus erwachsenden Konsequenzen. Durfte die 
Bundesrepublik eine eigene, selbständige und unabhängige Außenpolitik, insbesondere 
hinsichtlich der Wiedervereinigung, betreiben? Während im Generalbericht diese Zu­

Hand- und Korrekturexemplar des Assistenten des (4.) Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten, 
Weichert, zu den Verhandlungen über die Pariser Verträge. 

95 M.E.Bathurst/J. L.Simpson, Germany and the North Atlantic Community. A Legal Survey, Lon­
don 1956, S. 192-195. 

96 PA, Deutscher Bundestag, 4. Ausschuß, Stenographischer Bericht über die 29. Sitzung des Ausschus­
ses für auswärtige Angelegenheiten, S. 17; Deutscher Bundestag, 2. Wp 1953, Drucksache 1200, S. 2. 
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ständigkeit und Befugnis uneingeschränkt bejaht wurde97, hatte sich Hallstein vorsich­
tiger geäußert und das Recht der Bundesregierung, in der Wiedervereinigungspolitik in­
itiativ zu werden, nicht ausgeschlossen, wenn dies nicht hinter dem Rücken der Drei 
Mächte geschehe, Bonn also mit Moskau keine Separatverhandlungen führen würde98. 

Arndt monierte in seinem Bericht über die Minderheitsmeinung die doppeldeutige 
Verwendung des Begriffs „Bundesrepublik". Einerseits werde damit im Sinne des 
Grundgesetzes die Bundesrepublik Deutschland bezeichnet, eben jener Staat Deutsch­
land, der im Jahre 1867 gegründet wurde und das ganze deutsche Volk in den Grenzen 
von 1937 umfaßte, der für einen Teil des Volkes und des Staatsgebietes 1949 durch das 
Grundgesetz reorganisiert wurde. Damit habe man die Souveränitätserklärung der 
DDR vom März 1954 widerlegt. Andererseits läge den Pariser Verträgen bei der Be­
zeichnung „Bundesrepublik" nicht „der Staat Deutschland, sondern ein Bruchstück 
dieses Staates innerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes, der Inbegriff der 
dort eingesetzten Verfassungsorgane" zugrunde. Arndt leitete aus der Souveränitätser­
klärung seinen zentralen Vorwurf ab, die Bundesrepublik - von ihm zur besseren Un­
terscheidung als „Westdeutschland" bezeichnet - werde „als ein Staat anerkannt und 
verselbständigt und somit ein anderer und neuer Staat aus dem Staate Deutschland her­
ausgelöst"99. Daß diese Argumentation sich nicht mit den in Washington und London 
vertretenen Rechtspositionen deckte, schien ihn nicht zu kümmern. 

Weniger anfechtbar war dagegen seine These, die Beendigung des Besatzungsregi­
mes beziehe sich nicht auf den Staat Deutschland, sondern nur auf „Westdeutschland", 
das - so habe Hallstein ausdrücklich erklärt - ein souveräner Staat werde. Zwar übten 
die vom Grundgesetz eingerichteten Verfassungsorgane deutsche Staatsgewalt aus, 
aber nicht die deutsche Staatsgewalt. Die Bundesregierung sei eine deutsche Regierung 
und die einzige mit demokratischer Legitimation, weil sie aus freien Wahlen im Gel­
tungsbereich des Grundgesetzes hervorging, aber nicht die Regierung des Staates 
Deutschland. Arndt bezog sich auf den Berichterstatter des Auswärtigen Ausschusses 
der französischen Nationalversammlung, Jacques Isorni, der am 20. Dezember 1954 
die Meinung vertreten hatte, das wiedervereinigte Deutschland werde - trotz Wegfall 
des Artikel 7 Absatz 3 Deutschlandvertrag - gebunden sein, dann nämlich, wenn 
Westdeutschland Ostdeutschland absorbiere. Für Arndt war es ein weiterer Beleg, daß 
für verschiedene Kreise in Frankreich der Staat Deutschland gegenwärtig nicht existie­
re und die Bundesregierung infolgedessen auch nicht die Regierung ganz Deutschlands 
sei. Unter Berufung auf das Grundgesetz kam Arndt zu dem Schluß, daß „West­
deutschland niemals zu einem selbständigen Staat mit eigener Souveränität und gegen­
wärtigen Grenzen gemacht werden" dürfe100. 

97 Deutscher Bundestag, 2. Wp, ebenda, S. 5. 
98 PA, Deutscher Bundestag, 4. Ausschuß, Stenographischer Bericht über die 29. Sitzung des Ausschus­

ses für auswärtige Angelegenheiten, S. 30 f. 
99 Berichterstatter: Arndt (Minderheitsauffassung), 11.2. 1955, Deutscher Bundestag, 2.Wp 1953, 

Drucksache 1200, S.32-36, hierS.32f. 
100 Ebenda, S. 33 ff. 
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Die unterschiedlichen Ansichten führten zu einigen interessanten Korrekturen an 
der Endfassung des Generalberichts. So war nur noch davon die Rede, daß mit Be­
endigung des Besatzungsregimes „jeder besatzungsmäßige Tatbestand" aufhöre, „die 
Freiheit der Bundesrepublik von der Besatzungshoheit also eine umfassende sein soll". 
Das Wort „völlig" vor „umfassende" war aus der Vorlage gestrichen worden. Auch die 
Feststellung „Die B[undes]R[epublik] erlangt damit den völkerrechtlichen Status der 
Souveränität"101 fand nur in der abgeschwächten Form „Damit wird für die Bundesre­
publik der völkerrechtliche Status der Souveränität anerkannt" Eingang in die Bundes­
tagsdrucksache102. Die Mehrheit des Ausschusses nahm also von der Deutung des Sou­
veränitätsbegriffs im absoluten Sinne Abstand und folgte der funktionellen Interpreta­
tion, wie sie Grewe im wesentlichen vorgegeben hatte. 

ABC-Waffen-Verzicht 

Zentrale Verhandlungsgegenstände der Neunmächte-Plenarsitzungen waren das Ver­
hältnis des erweiterten Brüsseler Paktes zur NATO, die Schaffung einer westeuropäi­
schen Rüstungsagentur und die Modalitäten der Kontrolle des deutschen Verteidi­
gungsbeitrags. Der NATO-Beitritt der Bundesrepublik stand zu keinem Zeitpunkt der 
Verhandlungen zur Disposition. Umstritten dagegen war, wer die Wiederbewaffnung 
der Deutschen beaufsichtigen und welchen Beschränkungen sie unterliegen sollte? 

Mendes-Frances Haltung war im Grunde paradox. Frankreich hatte den EVG-Ver­
trag abgelehnt, wollte aber alle Sicherheitsgarantien gegen die deutsche Wiederaufrü­
stung in die neuzuschaffende Rüstungsgemeinschaft unter dem Dach einer Kontroll­
behörde der WEU hinüberretten103. In der vierten Plenarsitzung war Eden den fran­
zösischen Bestrebungen ein großes Stück entgegengekommen. In Form der Selbstbin­
dung sagte er für die britische Regierung zu, die auf dem europäischen Festland statio­
nierten Streitkräfte, die SACEUR zugeteilt waren, aufrechtzuerhalten und nicht gegen 
das Votum der Mehrheit der Brüsseler Pakt-Mächte zurückzuziehen, von Notfällen 
abgesehen104. Dulles hatte seinerseits die französische Forderung nach Erneuerung 
amerikanischer Garantien, wie sie für den EVG-Vertrag galten, nicht abgelehnt. Men-

Entwurf des Generalberichts, S. 11 f., in: PA, Gesetzes-Dokumentation, Materialien zu den Pariser 
Verträgen und Abkommen 11/117-120, A 7. 

102 Deutscher Bundestag, 2. Wp 1953, Drucksache 1200, S. 5. 
103 Vorschläge der französischen Delegation Punkt C l derTagesordnung,NPC(54) 10,29.9.1954, Ver­

traulich, in: PRO, FO 1086/181; Aufzeichnung der französischen Delegation zur Frage der Rü­
stungsproduktion, NPC (54) 19, 30.9. 1954, Vertraulich, in: Ebenda; Conference des Ministres des 
Affaires Etrangeres, Londres, Annexe 5 und Annexe 7, S.294f., 298 f., in: DDF 1954 Annexes. 

104 Erklärung Edens in der vierten Plenarsitzung, NPC (54) 14,29.9.1954, in: PRO, FO 1086/181. Wort­
laut in: EA9 (1954),S.6985f. Zum Zustandekommen der Entscheidung Olaf Mager, Die Stationie­
rung der britischen Rheinarmee - Großbritanniens EVG-Alternative, Baden-Baden 1990, S. 85-131, 
Wortlaut der Stationierungsverpflichtung, S.219. 
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des-France zahlte dafür mit dem prinzipiellen Einverständnis zur Aufnahme der Bun­
desrepublik in NATO und WEU105. 

Die deutsche Delegation hatte zu Beginn der Verhandlungen ihren Beitritt von der 
Nichtdiskriminierung abhängig gemacht. Beschränkungen von Rüstungsproduktio­
nen in strategisch exponierten Gebieten106 war sie bereit zuzustimmen, wenn es alle 
Länder in vergleichbarer Lage betraf. Außerdem erwartete sie, daß die Drei Mächte 
ihre Sicherheitsgarantien von 1952 wiederholten107. Während Frankreich vorgeschla­
gen hatte, im Rahmen des Brüsseler Paktes eine Rüstungskontrollagentur aufzubauen, 
wollten Briten und Amerikaner diese Aufgabe der NATO unter der Obhut von 
SACEUR übertragen. Dabei war überlegt worden, ob man nicht zu einer allgemeinen 
Rüstungsbeschränkung in Westeuropa übergehen solle. 

Hauptproblem der Rüstungskontrolle war die Frage, was in der Zwischenzeit von 
etwa zwei, drei Jahren mit dem deutschen Militärpotential der vorgesehenen 12 Divi­
sionen108 geschieht, bis eine Rüstungskontrollorganisation aufgebaut sein würde. 
Wenn die Bundesrepublik nach Ablösung des Besatzungsstatuts ohne Überwachung 
aufrüsten könnte, besaßen die westlichen Mächte keinerlei Sicherheitsgarantien, daß 
die Deutschen nicht wieder „Orgien der Rüstungsproduktion" betrieben. Außerdem 
war der von Adenauer im Schreiben an die Außenminister der Drei Mächte am 27. Mai 
1952 ausgesprochene Verzicht auf die Produktion von ABC-Waffen hinfällig gewor­
den. Adenauer sagte damals zu, daß die Bundesregierung auf dem Wege der Gesetzge­
bung „die Entwicklung, die Herstellung und den Besitz von Atomwaffen" sowie „die 
Einfuhr von Kernbrennstoffen [...] in Mengen von mehr als 500 Gramm für die Dauer 
eines Jahres" verbiete109. In einem weiteren Schreiben bestätigte er, daß die Bundesre­
publik, angesichts ihrer „strategisch exponierten Lage", es nicht als Diskriminierung 
betrachte, „daß das Kommissariat in Anwendung des Artikels 107 dieses Vertrages 
keine Ermächtigung für die in Anhang II dieses Artikels angeführten Kriegsmateriali­
en in der Bundesrepublik erteilen wird", soweit es nicht als Anweisung des (Minister-) 
Rats geschehe. Die Zusage hatte er jedoch von der Voraussetzung abhängig gemacht, 

105 Vgl. Eden, Memoiren, S. 198. 
106 In dem Abkommen gemäß Artikel 107 (§ 4-b) war damit das westlich liegende Gebiet gemeint, das 

entlang der Linie längs der deutsch-holländischen Grenze bis zum Rhein, ihm folgend bis Köln, am 
Ostrand von Troisdorf vorbei den Rhein bei Bonn erreichend, ihm entlang bis Mainz, vorbei am 
Ostrand von Darmstadt bis zum Neckar bei Heidelberg, ihm folgend bis Esslingen, durch Ulm bis 
zur Ostspitze des Bodensees verlief. Wortlaut in: BGBl II/3, S. 411. 

107 Vgl. Adenauer, Erinnerungen 1953-1955, S.319ff. 
108 In einem geheimen und nicht publizierten Anhang zum EVG-Vertrag, bekannt als „ Accord Special", 

waren die Basiszahlen für das deutsche Kontingent der europäischen Verteidigungsstreitkräfte von 
der EVG-Interimskommission festgelegt worden. Die britische Regierung hatte vorgeschlagen, auf 
dieser Grundlage und der deutschen Antwort auf die EVG-Jahreserhebung für 1953 (E. D. C. Annual 
Review Questionnaire for 1953 [CCP/D/2, 24.11. 1953]), die insgesamt die Personalstärke von 
575000 Mann vorsah, Verhandlungen aufzunehmen. Brief A, Brief for Nine-Power Conference, 
London - September 1954, Safeguards, German Defense Contribution, Annex: The Initial German 
Defense Contribution, ohne Datum, in: PRO, FO 371/125146. 

109 Schreiben Adenauer an die Außenminister der Drei Mächte, [2]7.5.1952, in: BGBl 11/3, S. 417. 
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daß die deutschen Kontingente in der EVG bei der Versorgung mit Waffen der genann­
ten Art zur Erfüllung ihrer Verteidigungsaufgaben nicht benachteiligt werden110. 
Churchill hatte am 1. September 1954 dem Kanzler einen „freiwilligen Akt der Selbst­
beschränkung" bei der Rüstungsproduktion nahegelegt111. Die Aufforderung war 
mehrfach vor den Londoner Verhandlungen112 und im Kreise deutscher Delegations­
mitglieder diskutiert worden. Einer neuerlichen Schlechterstellung wollte Adenauer 
aber nicht ohne weiteres beipflichten. 

Zur Lösung des Problems wurden in der achten Plenarsitzung113 drei verschiedene 
Ansätze erörtert. Dulles schlug ein Moratorium für die Herstellung von AB C-Waffen 
vor, dem sich die Bundesrepublik für zwei Jahre unterwerfen sollte, bis die Kontrollor­
ganisation existierte. Anschließend würde im WEU-Ministerrat durch Mehrheitsbe­
schluß darüber entschieden, in welchem Umfang welches Land über ABC-Waffen ver­
fügen könne. Vorübergehend würde die Diskriminierung der Deutschen zwar beibe­
halten, doch waren nach Ablauf der Frist alle anderen Mitglieder ebenso diesem Sy­
stem der Mehrheitsentscheidung unterworfen114. Der Vorschlag stieß vor allem beim 
niederländischen Außenminister Beyen auf heftige Ablehnung, der darin eine Beein­
trächtigung der Souveränität sah, die das Parlament im Haag nie genehmigen werde. 
Auch Adenauer antwortete zurückhaltend. Er war anscheinend skeptisch, ob der Mo­
ratoriumsvorschlag nicht zu guter Letzt auf einen erzwungenen Verzicht der Bundes­
republik auf Nuklearwaffen hinausliefe. Abhängig zu sein von einem Mehrheitsvotum 
der anderen Mitgliedsstaaten, die schon auf die deutsche Wiederbewaffnung äußerst 
mißtrauisch reagierten, bedeutete mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit, die Nuklear-
waffenoption für unbestimmte Zeiten aus der Hand zu geben, was Adenauer tunlichst 
zu vermeiden trachtete. Er wollte deshalb den amerikanischen Vorschlag erst schrift­
lich sehen und dann Stellung beziehen. 

Spaak präsentierte zunächst den Plan115, die Kontrolle auf das Herstellungsverbot 
für ABC-Waffen in strategisch gefährdeten Gebieten zu erstrecken, wie sie in Arti­
kel 107 Absatz 4 b EVG-Vertrag vorgesehen war, ergänzt durch Adenauers Verzichts­
erklärung vom 27. Mai 1952. Bedarf, Import und Export von Rüstungsgütern sollten 

110 Wortlaut, in: Ebenda,S.416f. 
111 Persönliche Botschaft Churchill an Adenauer, Geheim, 1.9. 1954 (Abschrift), in: BA, NL Blanken-

horn 351/33 b. 
112 Vgl. Hans-Heinrich Jansen, Großbritannien, das Scheitern der EVG und der NATO-Beitritt der 

Bundesrepublik Deutschland, Bochum 1992, S.240. 
113 Neun-Mächte-Konferenz, London, Achte Plenarsitzung, 1.10. 1954, Geheim, in: PRO, 

FO 1086/178. Verbatim Record of Eighth Plenary Meeting, 1.10. 1954, Secret, in: Ebenda 
371/109775 W 10714/7; Conference des Ministres des Affaires Etrangeres, Londres, 1.10. 1954, 
S. 175-189, in: DDF 1954 Annexes; Zusammenfassung in: FRUS 1952-1954 V/2, S. 1321 ff. 

114 Erklärung Dulles auf der achten Plenarsitzung, NPC (54) 36, 1.10. 1954, Geheim, in: PRO, 
FO 1086/181. 

115 Aide-Memoire über das Problem der Kontrolle der Bewaffnung, vom Leiter der belgischen Delega­
tion zur Prüfung bei der fünften Plenarsitzung am 30.9. vorgelegt, NPC (54) 16,29.9.1954, Geheim, 
in: Ebenda; Conference des Ministres des Affaires Etrangeres, Londres, Annexe 6, S.296f., in: DDF 
1954 Annexes. 
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von einer Dienststelle der WEU überwacht und Maßnahmen auf deren Vorschlag hin 
vom Ministerrat mit Stimmenmehrheit beschlossen werden. Die eingesetzte Arbeits­
gruppe zur Prüfung des belgischen Memorandums kam zu keinem endgültigen Ergeb­
nis. Die französische Delegation billigte die in Anlage II Artikel 107 EVG-Vertrag auf­
geführten Kategorien der ABC-Waffen nicht als Verhandlungsgrundlage, unter ande­
rem weil in Abschnitt I die Erzeugung von bis zu 500 Gramm Kernbrennstoff (Pluto­
nium U 233 und U235) keiner Genehmigungspflicht unterliegen sollte116, diese je­
doch für eigene Forschungen an der Atombombe nicht ausreichten117. 

Die französische Delegation hatte vorgeschlagen, eine Aufsichtsbehörde zu schaffen 
und die Kontrolle der Waffenproduktion nach zwei Kategorien zu unterscheiden: 
Waffen, die in strategisch exponierten Gebieten hergestellt werden, und übrige Waffen, 
die im Rahmen des Brüsseler Vertrages und den dort aufgeführten Ausnahmen von der 
Pariser Arbeitsgruppe aufzulisten wären118. 

In der neunten Plenarsitzung119 erweiterte Spaak den Katalog der Ausnahmebestim­
mungen und bezog den ganzen europäischen Kontinent in die Definition des strate­
gisch gefährdeten Gebietes ein. Um Mendes-France kompromißbereiter zu stimmen 
und Frankreichs Arbeiten an der Atombombe nicht gänzlich einzuschränken, waren 
davon Gebiete ausgenommen, die außerhalb des europäischen Kontinents lagen. Fer­
ner könnten bereits vorhandene Fabriken weiterhin genutzt werden120. Forschungen 
und ABC-Waffenproduktion in Europa würden dann an die Zustimmung von NATO 
und WEU gebunden. Für den Fall, daß keine Klärung über die Begrenzung der strate­
gisch gefährdeten Gebiete erzielt werde, stellte Spaak einen freiwilligen ABC-Waffen-
verzicht Belgiens in Aussicht. 

116 Jacques Bariety, La decision de rearmer l'Allemagne, l'echec de la Communaute Europeenne de 
Defense et les accords de Paris du 23 octobre 1954 vus du cote francais, in: Revue Beige de Philologie 
et d'Histoire71 (1993) Fasc.2: Histoire Medievale, Moderne et Contemporaine, S.354-383, hier 
S. 369-382 [dt. Fassung: Frankreich und das Scheitern der EVG, in: Tutzinger Schriften zur Politik, 
Bd. 2: Die doppelte Eindämmung. Europäische Sicherheit und deutsche Frage in den Fünfzigern, 
hrsg. von Rolf Steininger/Jürgen Weber/Günter Bischof u.a., München 1993, S.99-131]; Georges 
Soutou, La politique nucleaire de Pierre Mendes-France, in: Relations Internationales, No.59 
(automne 1989), S.317-330, hierS.321. 

117 Bericht der Arbeitsgruppe über das Memorandum der belgischen Delegation betreffend die Rü­
stungskontrolle, NPC (54) 32,1.10.1954, Geheim, in: PRO.FO 1086/181; Conference des Ministres 
des Affaires Etrangeres, Londres, Annexe 11, S. 306f., in: DDF 1954 Annexes. 

118 Conference des Ministres des Affaires Etrangeres, Londres, Annexe 14 Aide-memoire de la delega-
tion francaise sur le controle des armements, 1.10.1954, S. 311 f., Annexe 12 Projet de directive de la 
delegation francaise sur la production des armements, 1.10. 1954, S.308, beide in: Ebenda; Entwurf 
einer Direktive, von der französischen Delegation der Konferenz zur Prüfung vorgelegt, NPC (54) 
46,2.10.1954, Vertraulich, in: PRO,FO 1086/181. 

119 Neun-Mächte-Konferenz, London, Neunte Plenarsitzung, 2.10. 1954, Geheim, in: PRO, FO 
1086/178; Conference de Ministres des Affaires Etrangeres, Londres, 2.10.1954, S. 195-205, in: DDF 
1954 Annexes; Zusammenfassung in: FRUS 1952-1954 V/2, S. 1324 f. 

120 Rüstungskontrolle, vom Leiter der belgischen Delegation (M. Paul-Henri Spaak) zur Prüfung der 
neunten Plenarsitzung vorgelegt, NPC (54) 48,2.10.1954, Geheim, in: PRO, FO 1086/181; Confe-
rence des Ministres des Affaires Etrangeres, Londres, Annexe 13, S.309f., in: DDF 1954 Annexes. 
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Weder Mendes-France noch Eden oder Spaak waren bereit, sich auf die Definition 
eines solchen Territoriums einzulassen oder gar einen Verzicht auszusprechen, solange 
Adenauers Haltung unklar war. Im übrigen hatten zu diesem Zeitpunkt der Verhand­
lungen die Hauptfiguren bereits ihre „Opfer" gebracht: Eden mit der Stationierung 
britischer Streitkräfte auf dem Kontinent, Mendes-France mit der Zustimmung zur 
Ausgestaltung der Souveränität der Bundesrepublik, der Wiederbewaffnung und dem 
grundsätzlichen Ja zum N A T O - und WEU-Beitritt, Dulles mit der Aussicht auf Fort­
führung amerikanischer EVG-Garantien. Allein der Bundeskanzler war bis dahin von 
größeren Konzessionen verschont geblieben. 

Adenauer hatte zu alledem zunächst einmal eisern geschwiegen und abgewartet. Je­
dermann am Verhandlungstisch wußte, worum es sich bei der Diskussion dieser tech­
nischen Details letztlich drehte: den Deutschen den Griff nach ABC-Waffen möglichst 
zu verwehren. Der gordische Knoten wäre in dem Moment durchschlagen, wenn Ade­
nauer freiwillig auf die Produktion von ABC-Waffen verzichtete, die schwierige Ge­
bietsdefinition wegfiel und die Einhaltung der Bestimmungen über die WEU und 
SACEUR erfolgen konnte. Als der italienische Außenminister Martino anregte, den 
Kreis der Verhandlungsteilnehmer auf die Minister mit je einem Berater zu reduzieren, 
weil erfahrungsgemäß den Beteiligten dann Konzessionen leichter fallen, rückte Ade­
nauer mit der Verzichtserklärung heraus. „Ich möchte nicht zank- und streitsüchtig er­
scheinen"121, betonte er, „und ich bin daher bereit, im Namen der Bundesrepublik zu 
erklären, daß wir freiwillig auf die Herstellung von A-, B- und C-Waffen verzichten, 
nicht aus Gründen der strategisch gefährdeten Gebiete, sondern ganz freiwillig."122 

Kein Wort über die Geltungsdauer! Kein Wort über die Konditionen dieser Erklärung! 
Auch nicht über die Frage, ob die Bundesregierung damit auf den Erwerb solcher Waf­
fen verzichtete. Adenauer hatte sein „Verhandlungsopfer" gebracht. Er war von sei­
nem Grundsatz der Nichtdiskriminierung abgewichen. Eden dankte ihm sehr und 
schloß die Sitzung. 

Grewe behauptete später, niemand habe damals daran gedacht, die Bundesrepublik 
könne durch Verkauf aus anderen Staaten in Besitz von Atomwaffen kommen123. Tat­
sächlich hatte Dulles in der achten Plenarsitzung auf der Grundlage der Vorschläge der 
Arbeitsgruppe versucht, der Bundesrepublik interimistisch für die Dauer von zwei bis 
drei Jahren bis zur Errichtung der Kontrollbehörde neben dem Produktionsverbot das 

Adenauer wies auch vor dem CDU-Bundesvorstand darauf hin, daß er den Streit mit seiner Erklä­
rung beendet habe. Protokoll der Sitzung, 11.10.1954, in: Adenauer: „Wir haben wirklich etwas ge­
schaffen.", S. 255. 

122 Neun-Mächte-Konferenz, London, Neunte Plenarsitzung, 2.10.1954, S. 26, in: PRO, FO 1086/178; 
Wortlaut der Erklärung in der französischen Protokollfassung: „Je suis pret ä declarer, au nom de la 
Republique federale d'Allemagne, que nous renoncons de plein gre ä la production des armes A, B et 
C." Conference des Ministres des Affaires Etrangeres, Londres, 2.10.1954, S. 205, in: DDF 1954 An­
nexes. 

123 Die Pariser Deutschland-Verträge. Gespräch mit Wilhelm Grewe, in: Albert Wucher (Hrsg.), Wie 
kam es zur Bundesrepublik? Politische Gespräche mit Männern der ersten Stunde, Freiburg i. Br. 
1968,S.183-189,hierS.187f. 
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Verbot der Einfuhr und gemäß dem französischen Verhandlungsprotokoll auch das 

der Ausfuhr aufzuerlegen124. Mit der Verzichtserklärung war die nuklearpolitische 

Vorrangstellung Frankreichs gegenüber der Bundesrepublik bestätigt worden und den 

westlichen Partnern eine Sicherheitsgarantie gegeben. Der Durchbruch in den Bera­

tungen war fast erreicht. In der elften Plenarsitzung zweifelte Mendes-France die Ef­

fektivität der britischen Beteiligung an dem Brüsseler Kontrollsystem an und brachte 

mit seinem überzogenen Bedürfnis nach Garantien die Konferenz an den Rand des 

Scheiterns. Nach Edens Wutausbruch lenkte Mendes-France schließlich ein125. 

In der vorherigen zehnten Sitzungsrunde126 im verkleinerten Kreis lag die Verzichts­

erklärung der deutschen Delegation schriftlich vor127. Adenauer erweiterte sie dann 

noch auf die sogenannten „weittragenden Geschosse", wie sie in Anlage 5 Artikel 107 

EVG-Vertrag beschrieben waren. Damit verband er die Forderung, die Außenminister 

mögen das Limit erlaubter Kriegsschiffe mit einer Wasserverdrängung von 1500 t auf 

3000 t erhöhen - aus wirtschaftlichen Gründen, um die deutschen Werften konkur­

renzfähig zu halten - und die Produktion von Unterseebooten bis zu 350 t sowie von 

Militärflugzeugen mit Ausnahme strategischer Bomberflugzeuge zulassen128. 

Was sich in der Verhandlungspause zwischen der neunten und zehnten Plenarsitzung 

zutrug, gab später Anlaß zu Spekulationen. Nirgendwo tauchte in den Protokollen die 

Formel rebus sic stantibus auf, unter der Adenauer, wie er behauptete, diesen ABC-Waf-

fen-Verzicht erklärt haben wollte. Im zweiten Band seiner „Erinnerungen 1953-1955", 

der 1966 erschien, schilderte er die Bestrebungen der französischen Regierung, eine eu­

ropäische Rüstungskontrolle im Rahmen des Brüsseler Paktes zu vereinbaren, um sich 

„Möglichkeiten für den Ausbau von Abmachungen mit Moskau offenzuhalten". Men-

124 Dulles wörtlich: „Die Bundesrepublik Deutschland verpflichtet sich, [...] (a) keine in der Anlage 2 zu 
Artikel 107 des Pariser Vertrages aufgeführten Gegenstände herzustellen oder einzuführen, (b) ihre 
Herstellung anderer Rüstung auf das Maß zu beschränken, das notwendig ist, um ihre nach Vereinba­
rung aufgestellten Streitkräfte auszurüsten unter Berücksichtigung der von den Vereinigten Staaten 
empfangenen Fertigprodukte. Diese deutschen internen Erfordernisse werden von SACEUR ge­
schätzt werden." Erklärung auf der achten Plenarsitzung, NPC (54) 36, 1.10. 1954, in: PRO, 
FO 1086/181. In der deutschsprachigen Fassung fehlt der Hinweis auf das Exportverbot. Verbatim 
Record of Eighth Plenary Meeting, S. 13: „[...] not to manufacture or import or export items covered 
by the Annex 2 to Article 107 of the Paris Treaty." Ebenda 371/109 775 W 10714/7. Conference des 
Ministres des Affaires Etrangeres, Londres, 1.10.1954, S. 182, in: DDF 1954 Annexes: „[...] importer 
ou exporter les armements enumeres ä l'annexe 2 de l'article 107 du traite de Paris." 

125 Conference de Ministres des Affaires Etrangeres, Londres, 2.10. 1954, S. 223 ff., in: DDF 1954 An­
nexes; vgl. Adenauer, Erinnerungen 1953-1955, S.348. 

126 Neun-Mächte-Konferenz, London, Zehnte Plenarsitzung (Geheimsitzung), 2.10.1954, Geheim, in: 
PRO, FO 1086/178; Conference des Ministres des Affaires Etrangeres, Londres, 2.10.1954, S.209-
221, in: DDF 1954 Annexes. 

127 Erklärung Adenauers in der neunten Plenarsitzung am 2.10.1954, NPC (54) 55,3.10.1954, in: PRO, 
FO 1086/181; Wortlaut in: EA 9 (1954), S.6979f. 

128 General Speidel behauptete, der Verzicht sei ohne Gegenleistung erfolgt, was sich noch mehr als zehn 
Jahre später bei den Non-Proliferations-Verhandlungen ausgewirkt habe. An den Londoner Bera­
tungen war er anscheinend nur mittelbar beteiligt. Vgl. Hans Speidel, Aus unserer Zeit. Erinnerun­
gen, Berlin/Frankfurt a. M./Wien 41977, S. 324. 
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des-France sei damit Befürwortern einer Entspannungspolitik entgegengekommen129. 
Dessen unnachgiebige Haltung habe die Verhandlungen in eine Krise geführt, die er, 
Adenauer, mit seiner Verzichtserklärung auf die Herstellung von AB C-Waffen 
überwinden half. Anschließend sei Dulles auf ihn zugekommen und habe „mit lauter 
Stimme, so daß jeder im Saale es hören konnte", gesagt: „,Herr Bundeskanzler, Sie 
haben soeben erklärt, daß die Bundesrepublik Deutschland auf die Herstellung von 
ABC-Waffen im eigenen Lande verzichten wolle. Sie haben diese Erklärung doch so 
gemeint, daß sie - wie alle völkerrechtlichen Erklärungen und Verpflichtungen - nur 
rebus sic stantibus gilt!'" Adenauer will geantwortet haben: „Sie haben meine Erklärung 
richtig interpretiert!" Die übrigen Teilnehmer hätten geschwiegen130. 

Adenauer relativierte seine Behauptung, dies sei der „einzige wirklich,einsame Be­
schluß' " gewesen, den er als Kanzler getroffen habe, schon im nächsten Satz. Er habe 
die Erklärung ohne vorherige Absprache im Kabinett, mit der Bundestagsfraktion, den 
Parteigremien und dem Bundestag abgegeben. Daß zuvor Abstimmungen mit seinen 
Beratern, insbesondere den führenden Militärs, stattgefunden hatten, schloß er damit 
keineswegs aus. 

Anläßlich des „Rhöndorfer Gesprächs" im Oktober 1989 war General Graf Kiel-
mansegg bemüht, das Bild von Adenauers ABC-Waffen-Verzicht als „einsamen Ent­
schluß" des Kanzlers zurechtzurücken131. Im Kreise von Hallstein, Blankenhorn, Blank 
und ihm sei klar gewesen, daß es zu diesem Verzicht kommen mußte. In den Tagen zuvor 
sei es lediglich um den verhandlungstaktisch günstigsten Zeitpunkt gegangen. Kiel-
mansegg erweckte den Eindruck, daß er der einzige deutsche Berater war, der an der 
Seite des Kanzlers im verkleinerten Kreis der Außenminister an der entscheidenden 
(zehnten) Verhandlungsrunde beteiligt war. Tatsächlich sprach Adenauer die Verzichts­
erklärung in der neunten Plenarsitzung aus. In der Pause - so berichtete Kielmansegg, 
der in Abwesenheit des Dolmetschers für Adenauer übersetzte - kam als erster Spaak 
auf ihn zu und bat: „Sagen Sie Ihrem Kanzler, daß er ein größerer Europäer ist als ich."132 

Etwas später sei Dulles gefolgt und habe gesagt, er solle Adenauer sagen, „ein wie großes 
Verständnis er für diesen Verzicht hätte und was all dies für den Kanzler, für Deutsch­
land usw. bedeute". Das habe Kielmansegg übersetzt. Adenauer, der jedoch nicht - wie 
von ihm selbst dargestellt - mit erhobener Stimme gesprochen habe, bat daraufhin, 
Dulles zu sagen, das sei schon richtig, „aber darüber können wir ja wieder sprechen, 
wenn ich erst einmal meine zwölf Divisionen habe". Das - so behauptete Kielmansegg -
war Adenauers Formulierung der „Clausula rebus sic stantibus"133. 

129 Georges Soutou, La France, l'Allemagne et les accords de Paris, in: Relations Internationales, No. 52 
(hiver 1987), S. 451-470, hier S.452ff. 

130 Adenauer,Erinnerungen 1953-1955, S.347. 
131 Ausführungen Kielmansegg in: Hans-Peter Schwarz (Hrsg.), Konrad Adenauers Regierungsstil, 

Bonn 1991, S.59ff. 
2 „Dites ä votre chancelier qu'il est un plus grand Europeen que moi." Ebenda, S. 60. 

Erstmals veröffentlicht wurde diese Version der Vorgänge von Hans-Peter Schwarz, Adenauer und 
die Kernwaffen, in: VfZ 37 (1989), S. 567-593, hier S.578; ders., Adenauer: Der Staatsmann, 1952-
1967, Stuttgart 1991, S. 157 f. 
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Daß der vermeintliche Wortlaut der Verzichtserklärung in der entscheidenden neun­
ten Plenarsitzung schon 1987 in den „Documents Diplomatiques Francais" veröffent­
licht worden war, blieb unerwähnt. Adenauer sagte demnach am Ende der Sitzung le­
diglich: „Ich bin bereit, im Namen der Bundesrepublik Deutschland zu erklären, daß 
wir auf die Herstellung von ABC-Waffen freiwillig verzichten."134 

Jahrelang hatte Adenauer während seiner Kanzlerschaft vergeblich um die nuklear­
politische Mitsprache der Bundesrepublik im Club der Atommächte gekämpft135. Und 
auch 1966 gehörte er zu den heftigsten Gegnern der deutschen Unterschrift unter den 
Nicht-Weiterverbreitungsvertrag. Lange Zeit herrschte deshalb das dumpfe Gefühl, 
Adenauer habe angesichts der Entwicklung der Force de frappe in seinen „Erinnerun­
gen" die völkerrechtlichen Grundlagen des Zustandekommens der Verzichtserklärung 
auf der Londoner Konferenz 1954 den westlichen Bündnispartnern nochmals ins Ge­
dächtnis rufen und den Anspruch auf Mitbestimmung über den Einsatz von Atomwaf­
fen bekräftigen wollen. Einige bislang nicht berücksichtigte Dokumente aus Adenau­
ers Nachlaß136 geben Aufschluß darüber, wie die Darstellung in seinen Memoiren zu­
standekam. Bevor er diese Version publizierte, wurden nämlich im Sommer 1965 in­
tensive Recherchen nach Hinweisen auf diese „Clausula rebus sic stantibus"-Äuße-
rung von Dulles angestellt. Mit Akten wollte der Kanzler untermauern, was Dulles 
ihm elf Jahre zuvor entgegnet hatte. 

In ersten Manuskriptfassungen über den Verlauf der Londoner Konferenz tauchte 
die ABC-Verzichtserklärung nicht auf. Auf der Rückseite eines Abzugs des Presse­
kommuniques vom 3. Oktober 1954 notierte Adenauer handschriftlich: „Dulles Frage: 
rebus sic stantibus."137 Das Außenpolitische Büro des Kanzleramts unter Leitung von 
Horst Osterheld wurde bemüht, Belege für die Äußerung des amerikanischen Außen­
ministers herbeizuschaffen, „wonach der deutsche Verzicht auf ABC-Waffen nur im 
Rahmen der ,clausula rebus sic stantibus' gelte"138. In den Akten des Bundeskanzler­
amtes ließen sich keine Anhaltspunkte finden. Archivrat Schliebusch, der mehrere 
Tage im Politischen Archiv des Auswärtigen Amtes zubrachte und 22 Aktenbände mit 
Protokollen der Sitzungen, Telegrammen, Teilnehmerlisten, Programmen, Notizen 
und Presseverlautbarungen prüfte, wurde nicht fündig. Auch Dr. Buchheim139 und der 
damalige stellvertretende Leiter des Politischen Archivs, Dr. Lange, die ebenfalls die 
Unterlagen durchgesehen hatten, waren nicht auf die Dulles-Erklärung gestoßen. Dol­
metscher Heinz Weber, neben dem zweiten Dolmetscher, Rappaport, auf der Konfe-

134 Conference des Ministres des Affaires Etrangeres, Londres, 2.10.1954, S. 205, in: DDF 1954 Annexes. 
135 Vgl. Hans-Peter Schwarz, Adenauer, le Nucleaire, et la France, in: Revue d'Histoire Diplomatique 

106(1992), S.297-311. 
136 Den Hinweis auf die im folgenden zitierten Dokumente gab Hans Peter Mensing. Dazu dessen Bei­

trag: Die Adenauer-Memoiren: Entstehung, Zielsetzung, Quellenwert, in: Jahrbuch der Görres-Ge-
sellschaft 1994 (Publikation in Vorbereitung). 

137 StBKAH, Memoirenunterlagen, Manuskripte, Erinnerungen Bd. II. 
138 Mitteilung Osterheld an Seibach, 6.8.1965, in: StBKAH, 11/24. 
139 Zu dessen Darstellung der Londoner Konferenz 1954: Hans Buchheim, Deutschlandpolitik 1949-

1972. Der politisch-diplomatische Prozeß, Stuttgart 1984, S. 48 f. 
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renz tätig, konnte sich nicht entsinnen, einen solchen Satz übersetzt zu haben. Immer­
hin stellte sich heraus, daß Adenauer den Verzicht am Ende der neunten Plenarsitzung 
ausgesprochen hatte. Nun wurde vermutet, daß Erklärung und Zeitpunkt der Abgabe 
vorher abgesprochen waren, weil nur damit die Zustimmung der französischen Dele­
gation zur Souveränität und Wiederbewaffnung der Bundesrepublik und somit der er­
folgreiche Ausgang der Konferenz sichergestellt werden konnten. An der sich an­
schließenden Geheimsitzung sollten von jeder Delegation nur drei Berater teilnehmen. 
Gemutmaßt wurde, daß außer dem Kanzler Staatssekretär Hallstein und Blankenhorn 
zugegen waren. Unklar blieb, ob Dulles am Ende der neunten oder zehnten Plenarsit­
zung auf Adenauer zugegangen war und dabei die „berühmte Clausula-Erklärung" 
abgegeben hatte. Falls die Durchsicht von Akten des Büros Staatssekretär des Auswär­
tigen Amtes keine Aufschlüsse erbringe, empfahl Osterheld, könne man noch an die 
Herren Hallstein und Blankenhorn herantreten, was Adenauer auch tat. 

Am 30. Juli 1965 diktierte er zwei Schreiben an besagte Herren, in denen er darauf 
hinwies, in der „zehnten Plenarsitzung" den AB C-Waffen-Verzicht ausgesprochen zu 
haben. Als sich anschließend die Teilnehmer von ihren Sitzen erhoben hätten, legte 
Adenauer dar, sei Dulles auf ihn zugegangen und habe „dem Sinne nach gesagt: ,Es ver­
steht sich doch, daß für diese Erklärung die im Völkerrecht übliche ,clausula rebus sic 
stantibus' gilt'. Ich habe dem zugestimmt. Auch die übrigen Teilnehmer der Konferenz 
haben die Erklärung des amerikanischen Delegationsleiters ohne Widerspruch zur 
Kenntnis genommen."140 Also „dem Sinne nach" sollte Dulles, nach Adenauers Dar­
stellung, diese Äußerung von sich gegeben haben, ohne auf Widerspruch der anderen 
Beteiligten gestoßen zu sein. 

Blankenhorn antwortete kurz und bündig. Er habe versucht, aus ihm „verbliebenen 
Notizen und aus meinem Gedächtnis die Dinge zu rekonstruieren". Zwar wußte er, 
daß der Kanzler in den vergangenen Jahren „sehr oft" von der Dulles-Äußerung ge­
sprochen hatte. Selbst konnte er sich „aus eigener Kenntnis nicht daran erinnern"141. 
Wahrscheinlich habe jemand anders dieses Gespräch übersetzt. Wer die Eitelkeiten 
und Neigungen von Botschaftern kennt, gerne vorzugeben, bei allen entscheidenden 
politischen Anlässen präsent gewesen zu sein, und sich zudem an Blankenhorns ge­
spanntes Verhältnis zu Hallstein erinnert, wird verstehen, warum die Antwort sach­
lich, kühl, ja distanziert ausfiel. 

Hallsteins Antwortschreiben verschaffte Adenauer offenbar die notwendige Rückver­
sicherung, den Vorgang in der bekannten Form zu veröffentlichen. Der ehemalige Staats­
sekretär konnte „zum Tatsächlichen" folgendes „aus sicherer Erinnerung" sagen142: Die 

140 Schreiben Adenauer an Blankenhorn, 30.7. 1965 (abgesandt am 4.8. 1954), in: StBKAH, 11/23. 
Schreiben Adenauer an Hallstein, 30.7.1965 (abgesandt am 12.8.1954), in: Ebenda, 11/24. Abgesehen 
von dem Einführungsabsatz sind die Schreiben wortgleich. Auf der Kopie des Schreibens an Hallstein 
vermerkte Adenauer handschriftlich: „War denn Herr Hallstein anwesend? A 3/8". 

14 Schreiben Blankenhorn, London, an Adenauer, 13.8.1965, in: Ebenda, 11/23. 
142 Schreiben Hallstein, Marbach, an Adenauer, 22.8. 1965, in: Ebenda, 11/24; Walter Hallstein, Mein 

Chef Adenauer, in: Konrad Adenauer und seine Zeit, S. 132-136, hier S. 134. 
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Konferenz war durch die kategorische Weigerung Frankreichs, „einem Zugang der Deut-
schen zu Atom-usw.-Waffen zuzustimmen", in einen schier aussichtslosen Engpaß gera­
ten. Enttäuschung und Ratlosigkeit machten sich breit. In dieser Situation gab Adenauer, 
auf Hallsteins „Anregung, die,einseitige Erklärung'" ab. Die Beratungen wurden unter­
brochen. Am Saalausgang, wo sich die Delegationsmitglieder üblicherweise drängten, 
wurde der Kanzler von einigen Delegationsleitern umringt, die ihm Dank und Anerken­
nung aussprachen. Unter ihnen war Spaak, der Adenauer „sichtlich bewegt die Hand 
drückte. Von der anderen Seite",berichtete Hallstein weiter, „kam John Foster Dulles, der 
dem Sinne nach sagte: ,Ich habe Sie verstanden: für Ihre Erklärung gilt die clausula rebus 
sicstantibus'. Diese Äußerung von Dulles mag noch von Spaak gehört worden sein." Dies 
„ist mir wahrscheinlich", setzte Hallstein hinzu. „Dagegen ist mir nicht erinnerlich, daß 
andere Delegationsleiter in Hörweite waren. Sicher waren einige Beamte unserer Delega­
tion Ohrenzeugen." Einschränkend wies er daraufhin: „Man wird wohl nicht sagen kön­
nen, daß alle Konferenzteilnehmer die Erklärung des amerikanischen Delegationsleiters 
ohne Widerspruch zur Kenntnis genommen haben. Aber man wird vermuten können, 
daß der Ausdruck ,einseitige Erklärung' auch von den andern Teilnehmern analog gedeu-
tetwurde." 

Hallstein also war es, der Adenauers Version bestätigte. Für die Darstellung der ent­
scheidenden Passage benutzte er fast dieselbe Formulierung, wie sie Adenauer in sei­
nem Anschreiben vorgegeben hatte. Somit ist anzunehmen, daß in der Tat Dulles nicht 
wortwörtlich, sondern nur sinngemäß von der Rebus sic stantibus-Klausel gesprochen 
hatte. 

Resümee 

Die Wortprotokolle der Londoner Verhandlungen bestätigen, daß erst der ABC-Waf­
fen-Verzicht Adenauers den Weg zum Kompromiß über die Souveränitätsformulie­
rung ebnete. Die Verzichtserklärung wurde ohne zeitliche Beschränkungen und weite­
re Bedingungen abgegeben. Alle Beteiligten waren sich darüber im klaren, daß der 
Konferenzerfolg nur zu erreichen war, wenn die Bundesrepublik die nukleare Vor­
zugsstellung der drei Westmächte anerkannte und diese sich bemühten, die Diskrimi­
nierung nicht allzu krass ausfallen zu lassen. In den Verhandlungen über die Souverä­
nitätsfrage lehnten die Drei Mächte Formulierungen ab, in denen die Bundesrepublik 
Deutschland als souverän im absoluten Sinne des Begriffs bezeichnet wurde. Um nicht 
die politischen Ergebnisse zu gefährden oder gar juristische Auffassungsunterschiede 
allzu stark in Erscheinung treten zu lassen, taten alle Verhandlungsteilnehmer gut 
daran, ihre Positionen nicht en detail zu klären. Verständlich, daß Grewe die 
„Interpretationslücke" zwischen absoluter und relativer Souveränität nutzte und dar­
aufhin seine Theorie der Abtretung weitgehender Teile der obersten Gewalt an die 
Bundesrepublik konstruierte. Er war auch keineswegs im Unrecht, wenn er stets die 
These für abwegig hielt, aus den Vorbehaltsrechten eine Generalklausel für die Fort­
dauer der obersten Gewalt der Alliierten in Deutschland abzuleiten, weil damit keine 
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Ermächtigung zu Eingriffen in innere und äußere Angelegenheiten verbunden sei143. 
Allerdings bezog er sich auf die Ausübung der Gewalt und ließ die Kriterien der abso­
luten Souveränität beiseite. 

Die Bundesregierung beschritt in ihrer deutschlandpolitischen Position die Quadra­
tur des Kreises. Sie wollte primär vom Besatzungsstatut loskommen, souverän werden 
und zugleich den Rechtsanspruch auf die Wiedervereinigung und das Alleinvertre­
tungsrecht aufrechterhalten. Dabei war sie sich der Widerspruch herausfordernden po­
litischen Argumentationsgrundlage durchaus bewußt. Auch wenn sich die Bundesre­
publik Deutschland sui generis als souverän definierte, so änderte es nichts an der Tat­
sache, daß die Bundesregierung ihre Souveränität erst einmal innen- und außenpoli­
tisch durchsetzen und entwickeln mußte. Die Grenzen lagen in den Viermächte-Vor­
behalten. Dort war die Souveränität der Bundesrepublik aus den wohlerwogenen 
Gründen des Wiedervereinigungsgebotes erschöpft. Dabei durften die eigenen 
deutschlandpolitischen Rechtsstandpunkte und die der Drei Mächte gegenüber der 
Sowjetunion nicht in Frage gestellt werden. Zur gleichen Zeit mußte die Unterstüt­
zung des Ziels der Wiedervereinigung durch die Westmächte erhalten bleiben. Der po­
litische Preis war die Hinnahme der Vorbehaltsrechte. Washington, London, Paris und 
wahrscheinlich insgeheim auch Bonn waren sich stillschweigend darüber im klaren, 
daß die Bundesrepublik Deutschland völkerrechtlich allenfalls die Kriterien relativer 
Souveränität erfüllte. 

Der Bundesregierung blieb angesichts der unüberwindbaren Hürde alliierter Vorbe­
haltsrechte bis zur Vollendung der Einheit Deutschlands nichts anderes übrig, als stets 
den Begriff der Souveränität in relativer Bedeutung herauszukehren und die absolute 
Begriffsinterpretation solange zurückzustellen, bis die Frage unter den vier Sieger­
mächten geregelt sein würde. Die Drei Mächte hatten im Herbst 1954 ihre juristischen 
Positionen deutlich gemacht und die Bundesrepublik trotz der Vorbehaltsrechte poli­
tisch als souverän behandelt. Ob die Bundesrepublik Deutschland zwischen dem 
5. Mai 1955 und dem 15. März 1991 wirklich ein souveräner Staat war, hängt eben von 
der Definition des Begriffs im absoluten oder relativen Sinne ab. Volle Souveränität der 
Bundesrepublik hätte die völkerrechtliche Teilung Deutschlands bedeutet, darüber be­
stand allseits Einvernehmen. Findige Staats- und Völkerrechtler sahen in den alliierten 
Vorbehaltsrechten die einzige rechtliche Klammer, die die beiden getrennten Teile 
Deutschlands noch verband. Die Bundesregierung konnte und wollte jedoch die von 
ihr und den drei Westmächten vertretenen deutschlandpolitischen Rechtspositionen 
nicht durch Insistieren auf juristisch eindeutig nur mit der Sowjetunion lösbare Fragen 
gefährden. 

143 Wilhelm G. Grewe, Wie souverän ist die Bundesrepublik?, in: Dieter Blumenwitz/Gottfried Zieger 
(Hrsg.), 40 Jahre Bundesrepublik Deutschland. Verantwortung für Deutschland, Köln 1989, S.65-
78, insbes.S. 73-78. 
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Sozialistische Ursprünge eugenischen Denkens 

I. 

Eine Analyse dessen, was sozialistische Identität genannt werden kann, handelt 
zwangsläufig von Konflikten. Der durch die sozioökonomischen und politischen Re­
volutionen des 18.Jahrhunderts in Gang gesetzte gesellschaftliche Wandel führte zur 
Entstehung völlig neuer sozialer Konfliktlagen. Diese spiegelten sich in der Umwer­
tung oder Neuschöpfung einer Vielzahl von Begriffen. „Der Kampf um die ,richtigen' 
Begriffe" gewann zunehmend „an sozialer und politischer Brisanz"1. Dieses Ringen 
um die öffentliche „Meinungsführerschaft" trug wesentlich zur „Identitätsstiftung" 
der eigenen sozialen oder politischen Gruppe bei, nicht zuletzt durch die begriffliche 
Ausgrenzung und Stigmatisierung konkurrierender Gruppen2. Das Ergebnis war eine 
politische Freund-Feind-Konstellation, denn die unterschiedlichen Definitionsversu­
che besaßen wie „alle politischen Begriffe [...] einen polemischen Sinn"3. Das „auffäl­
ligste und historisch wirksamste Beispiel" für solche begriffliche Identitätsstiftung war 
schon für Carl Schmitt „die durch Karl Marx formulierte Antithese von Bourgeois und 
Proletarier". Hier nämlich würden „alle Kämpfe der Weltgeschichte in einem einzigen, 
letzten Kampf gegen den letzten Feind der Menschheit zu konzentrieren" versucht, 
indem „die vielen Bourgeoisien der Erde in eine einzige, die vielen Proletariate eben­
falls in ein einziges zusammengefaßt" würden; auf diese Weise sei eine „gewaltige 
Freund-Feindgruppierung" entstanden4. 

Mit dieser ebenso gewaltigen Vereinfachung übersieht Schmitt die Tatsache, daß 
auch der marxistische Begriff des Proletariats nicht von den sozialen Realitäten abstra­
hieren konnte. Die „Vielzahl ,arbeitender', ,unterer', ,armer Volksklassen'" war näm­
lich mitnichten auf einen Begriff zu bringen. Diese waren „von einem Proletariat' mit 
ausgebildetem Klassenbewußtsein, eigenen Kollektivinteressen, politischer Organisa-

1 Reinhart Koselleck, Begriffsgeschichte und Sozialgeschichte, in: Vergangene Zukunft. Zur Semantik 
geschichtlicher Zeiten, Frankfurt a. M. 41985, S. 107-129, hier S. 112. 

2 Vgl. Peter L. Berger/Thomas Luckmann, Die gesellschaftliche Konstruktion der Wirklichkeit. Eine 
Theorie der Wissenssoziologie, Frankfurt a.M. 1986, S. 123. 

3 Carl Schmitt, Der Begriff des Politischen, Berlin 1932, N D 1963,S.26ff.,hierS.31. 
4 Ebenda, S. 73. 
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tion und Aktion noch meilenweit entfernt"5. Der Mythos, der um den marxistischen 
Proletariatsbegriff entstanden ist, darf nicht dazu führen, die reale soziale „Inhomoge­
nität" dieses Proletariats und insbesondere die „ideologisch-politischen Auswirkun­
gen der sozialen Hierarchien" innerhalb desselben zu übersehen oder zu verkleinern6. 
Die nie zu überwindende soziale und politische Heterogenität des „Proletariats" mün­
dete nicht zuletzt in eine signifikante doppelte „Freund-Feindgruppierung", quasi in 
einen gesellschaftlichen Zweifrontenkrieg der marxistischen Arbeiterbewegung, der 
mit dem großen Klassengegner, „der Bourgeoisie", und zugleich mit einem alles andere 
als klassenkämpferischen „Lumpenproletariat" zu führen war. Stefan Born, selbstbe­
wußter Buchdruckergeselle und Führer der emanzipatorischen „Arbeiterverbrüde­
rung" von 1848, ging so weit, einen vierten Stand der hochqualifizierten Facharbeiter, 
einen fünften Stand der ungelernten Tagelöhner und - weitab davon - einen sechsten 
Stand des „Lumpenproletariats" klar voneinander zu scheiden7. 

Die soziopolitischen Konsequenzen dieser „deutlich voneinander abgehobenen, 
häufig durch latente oder offene Antagonismen" geprägten sozialen Differenzierung 
der „Unter"-Schichten8 sind bislang wissenschaftlich kaum thematisiert worden9. 
Auch der Begriff „Proletarier" wurde innerhalb dieses vielschichtigen Konflikts nie 
eindeutig bestimmt. Die Frage, ob und welche „Proletarier" als „Lumpen", als letztlich 
asoziales Gesindel zu charakterisieren seien, markierte den zentralen Begriffskonflikt 
zwischen den ideologischen Wortführern des Bürgertums und der sozialistischen Ar­
beiterbewegung. Die marxistische Begriffsbildung des „Lumpenproletariats" und 
deren Entwicklung zeigen, daß dieser Konflikt schließlich weitgehend auf Kosten der 
als „Lumpenproletariat" definierten sozialen Randgruppe gelöst wurde. Eine Analyse 
dieses „sprachlichen Identifikationsmusters" (Koselleck) der Arbeiterbewegung 
macht auch deren politisches Handeln hinsichtlich des „Lumpenproletariats" plausi­
bel: Durch die begriffsgeschichtliche Rekonstruktion der Stadien einer sozialen Stig­
matisierung, der politischen Feindbestimmung sowie der aus beidem resultierenden 
Biologisierung des „Lumpenproletariats" soll im vorliegenden Aufsatz jene spezifisch 
eugenische Politik der deutschen Sozialdemokratie erklärt werden, die sich faktisch 
wesentlich gegen das sozial, politisch und biologisch definierte „Anders-Sein" des 
„Lumpenproletariats" richtete10. 

5 Hans-Ulrich Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. 2: Von der Reformära bis zur industriel­
len und politischen .Deutschen Doppelrevolution' 1815-1845/49, München 21989, S. 144. 

6 Martin Broszat, Plädoyer für Alltagsgeschichte. Eine Replik auf Jürgen Kocka, in: Ders., Nach Hitler. 
Der schwierige Umgang mit unserer Geschichte, München 1988, S. 194-200, hier S. 198 f. 

7 Vgl. Wehler, Gesellschaftsgeschichte, Bd. 2, S.253. 
8 Ebenda, S.253 f. 
9 Vgl. Arno Herzig, Unterschichtenprotest in Deutschland 1790-1870, Göttingen 1988, S. 112 ff.; 

Klaus Dörner, Tödliches Mitleid. Zur Frage der Unerträglichkeit des Lebens, oder: Die soziale Frage: 
Entstehung - Medizinierung - NS-Endlösung - heute - morgen, Gütersloh 21989, S. 27. 

10 Vgl. Michael Schwartz, Sozialistische Eugenik. Eugenische Sozialtechnologien in Diskurs und Poli­
tik der deutschen Sozialdemokratie 1890-1933, Diss. Münster 1992; ders., Sozialismus und Eugenik. 
Zur fälligen Revision eines Geschichtsbildes, in: Internationale Wissenschaftliche Korrespondenz 
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Der Begriff des Proletariats ist eine Schöpfung des Bürgertums. Er ersetzte ab 1830 den 
älteren Begriff des „Pöbels", um jene an der Subsistenzgrenze existierenden Unter­
schichten zu bezeichnen, für die man vom „Dritten Stand" aufwärts gemeinhin die 
Konnotationen „verächtlich oder bemitleidenswert, unerwünscht und gefährlich" be­
reithielt. Neben der objektiven Komponente der Verelendung und der Annahme einer 
daraus resultierenden Gefahr für die werdende bürgerlich-kapitalistische Gesell­
schaftsordnung implizierte der Begriff von Anfang an auch eine normative, moralisie­
rende Abwertung der Proletarier: „Die alte Herrenvorstellung von der Faulheit des 
Knechtes wurde auf den Proletarier übertragen, der durch Fleiß und Sparsamkeit die 
äußerste Not zu überwinden imstande sein sollte." Deshalb wurden denen, die nicht 
aus eigener Anstrengung nach oben kamen, nur allzu rasch „Sittenverfall, Roheit, Ar­
beitsscheu und unmoralisches Anspruchsverhalten" attestiert11. Der sehr bald offen­
kundige polemische Zweck dieser bürgerlichen Deutungen lag darin, eine angeblich 
auf den Umsturz zielende bewußte Homogenisierung diverser Unter-Schichten zu er­
schweren. Exemplarisch hierfür sind etwa Friedrich Harkorts „Briefe an die Arbeiter", 
in denen der Autor die tiefe soziale und politische Kluft zwischen den „braven Arbei­
tern" und den deklassierten Proletariern - verlumpten „Hülfstruppen" gescheiterter 
revolutionärer Aufwiegler, „welche stets bereit sind, über anderer Leute Gut herzufal­
len und den Krebsschaden der Kommunen zu bilden" - deutlich markierte. Proletarier 
waren in dieser Sicht von Jugend an verwahrloste „Zuchthauskandidaten" und 
Gestrandete der Großstadtzivilisation, ungelernt und kinderreich, „Wüstlinge und 
Zecher, die den blauen Montag heiliger halten als den Sonntag", „verlorene Söhne ohne 
Reue, denen Gesetz und Ordnung ein Greuel" sei. Dieses Bild sozialen Grauens ent­
lockte Harkort den Stoßseufzer: „Warum sorgen die Gemeinden selbst nicht besser für 
die Ausrottung dieser Zuchthauskandidaten?"12 

Der selbstbewußt proklamierte marxistische „Versuch, die Bezeichnungen für Un­
gelernte, Nichtqualifizierte, Arme, gesellschaftlich nicht Respektierte zu Ehrenbe­
zeichnungen" einer klassenbewußten und siegesgewissen Arbeiterschaft zu machen, 
also der Versuch, einen positiven Proletarierbegriff zu etablieren, war letztlich ein 
Fehlschlag, der Begriff vermochte seine vom Bürgertum stets erneuerte und polemisch 
gegen die Arbeiterbewegung gerichtete inferiore Konnotation niemals abzulegen13. 

zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung 25 (1989), S. 465-489; ders., Eugenik und Bevölke­
rungspolitik. Über neuere Beiträge zu einer problematischen Sozialtechnologie, in: Archiv für Sozi­
algeschichte (AfS) 32 (1992), S. 426-444. 

11 Werner Conze, Proletariat, Pöbel, Pauperismus, in: Geschichtliche Grundbegriffe, hrsg. von 
Otto Brunner/Werner Conze/Reinhard Koselleck, Bd. 5, Stuttgart 1984, S. 27-68, hier S. 27 und 40-
43; vgl. auch ders., Das Ende des Proletariats, in: VfZ 4 (1956), S. 62-66, hier S. 64. 

12 Zit. nach Gerd Stein, Lumpenproletarier - Bonze - Held der Arbeit. Verrat und Solidarität, Frankfurt 
a.M.1985,S.43. 

13 Vgl. Conze, Ende des Proletariats, S. 63 ff. 
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Die bürgerliche Grenzziehung zwischen „ehrlichen" Arbeitern und „lumpigen" Pro­
letariern war deshalb besonders wirkungsvoll, weil diese „Abgrenzung [...] weitge­
hend dem Selbstbewußtsein der Arbeiter und Arbeitergesellen selbst" entsprach14. So 
stieß denn auch der Versuch, die 1848/49 entstandene „Arbeiterverbrüderung" der 
deutschen Arbeitervereine als Organisation des Proletariats zu definieren, auf nahezu 
einhellige Ablehnung. Eine Benennung als „Proletarier" hätte diese Repräsentanten 
selbstbewußter Facharbeiterschichten - „eine Art Aristokratie" der Industriearbeiter­
schaft (Stefan Born)15 - unweigerlich „der Verachtung in ihrem Sozialmilieu 
preis[ge]geben"16, wäre quasi als Selbstbezichtigung verstanden worden. Die standes­
bewußten „Handwerksgesellen und qualifizierte[n] Facharbeiter" zielten mit ihrer 
„Verbrüderung" ohnehin nicht auf eine bewußte „Proletarisierung" und Solidarisie­
rung mit dem „verlumpten" Bodensatz der Gesellschaft, der „damals vielfach als ein 
Bestandteil der kriminellen Welt angesehen wurde"1 7 . Vielmehr war es primär an vor­
modernen Normen orientierte „Selbstachtung [...], was sie erstrebten - und ein Ein­
kommen, das diese Selbstachtung ermöglichte"18. Im Verhältnis der stark arbeiterari­
stokratisch geprägten frühen Arbeiterbewegung zum „Lumpenproletariat" war und 
blieb es - um mit Engels zu sprechen - nahezu „unvermeidlich, daß ihre alten Hand­
werkervorurteile ihnen jeden Augenblick ein Bein stellten"19. 

III. 

Schon vor der Revolution von 1848 hatte die Begriffsdiskussion um das „Proletariat" 
entscheidende Fortschritte gemacht. Lorenz von Stein verortete das wesentliche Cha­
rakteristikum desselben nicht mehr in der sozialen Lage, die durch die N o t des Paupe­
rismus geprägt war, sondern im sozialen Bewußtsein20. Karl Marx und Friedrich En­
gels griffen dieses zentrale Kriterium des Bewußtseins der „Klasse für sich" auf, bejah­
ten jedoch im Gegensatz zu Stein auch dessen revolutionäre Qualität. Hinsichtlich des 
Wesens der proletarischen „Klasse an sich" waren die Marx'schen Definitionen aller­
dings weniger stringent: Zum einen setzte er Proletariat häufig mit Industriearbeiter­
schaft gleich, zum anderen führte er das Kriterium der Besitzlosigkeit im Industrieka-

14 Conze, Proletariat, S.45. 
15 Wehler, Gesellschaftsgeschichte, Bd. 2, S. 252. 
16 Conze, Proletariat, S. 45; Jürgen Bergmann, Soziallage, Selbstverständnis und Aktionsformen der Ar­

beiter in der Revolution von 1848, in: H. Volkmann/Jürgen Bergmann (Hrsg.), Sozialer Protest. Stu­
dien zu traditioneller Resistenz und kollektiver Gewalt in Deutschland vom Vormärz bis zur Reichs­
gründung, Opladen 1984, S.283-303, hier S. 291,296 ff.; Wolfgang Kaschuba, Lebenswelt und Kultur 
der unterbürgerlichen Schichten im 19. und 20. Jahrhundert, München 1990, S. 62. 

17 Helga Grebing, Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung. Ein Überblick, München u 1981, S. 45. 
18 Barrington Moore, Ungerechtigkeit. Die sozialen Ursachen von Unterordnung und Widerstand, 

Frankfurt a. M. 21984, S. 223. 
19 Friedrich Engels, Zur Geschichte des Bundes der Kommunisten, in: Karl Marx/Friedrich Engels, 

Ausgewählte Werke in sechs Bänden, hrsg. vom Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK der 
SED, Bd. 6, Berlin 1987, S.243. 

20 Vgl. Conze, Proletariat, S.50. 
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pitalismus ein, was Theodor Geiger mit Blick auf den Marx'schen Proletariatsbegriff 
von einem ausufernden „Sammelsurium aus allen Klassen" sprechen ließ21. Diese „so­
ziale Erweiterung des Proletariatsbegriffs" schloß all jene Bevölkerungsgruppen ein, 
„die nicht von ihrem Kapital leben können, der Arbeiter so gut als der Gelehrte, der 
Künstler wie der kleine Bourgeois"22. Damit bot Marx zumindest eine gute realsozio­
logische Skizze der sozialistischen Arbeiterbewegung. Noch Jahrzehnte später beob­
achtete Werner Sombart, daß die mittlerweile etablierte Sozialdemokratie nur einen 
Teil des deutschen Industrie-Proletariats erreichte, daneben jedoch eine Menge „prole-
taroide Existenzen" aus dem absteigenden Teil des Mittelstandes sowie aus dem „Steh­
kragenproletariat". Entgegen der Parteidoktrin von der „Einheitlichkeit des proletari­
schen Klasseninteresses" sei die Sozialdemokratie in Wahrheit, so meinte er, „keine 
Klassenpartei" des Industrieproletariats, „sondern ein buntes Gefüge sehr verschie­
denartiger sozialer Schichten"23. 

Der Versuch, den marxistischen Proletarier-Begriff in dieser heterogenen Arbeiter­
bewegung zu verankern, setzte erhebliche Widerstände innerhalb der dort organisier­
ten Arbeiterschichten frei - namentlich in der SPD-nahen Gewerkschaftsbasis als auch 
unter der Mehrheit der SPD-Funktionäre, die sich aus den zur Spitzengruppe der In­
dustriearbeiterschaft transformierten Teilen des handwerklichen Sozialmilieus rekru­
tierten24. Es waren bezeichnenderweise primär die Vertreter des marxistischen „Steh­
kragenproletariats" vom Schlage Karl Kautskys, die den Proletarier-Begriff um 1890 
zum programmatischen Ehrentitel der Arbeiterbewegung erhoben. Doch selbst inner­
halb der sozialistischen Intelligenz war dieser Schlüsselbegriff nie unangefochten. Der 
Revisionist Eduard Bernstein verwarf ihn explizit zugunsten einer Politik, „den Arbei­
ter aus der sozialen Stellung eines Proletariers zu der eines Bürgers zu erheben und so 
das Bürgertum oder Bürgersein zu verallgemeinern"25. Solch theoretische Offenheit 
wurde zwar bekanntlich von der Parteimehrheit desavouiert, doch mit dem fortschrei­
tenden Schwund der revolutionären Naherwartung verblaßte auch das Leitbild des re­
volutionären Proletariers, so sehr es verbal weiterbeschworen wurde26. 

21 Theodor Geiger, Die Klassengesellschaft im Schmelztiegel, Köln/Hagen 1949, S. 12. 
22 Zit. nach Conze, Proletariat, S.54f. 
23 Werner Sombart, Der proletarische Sozialismus (.Marxismus'), Bd. 2, Jena 101924, S. 115-120; Jürgen 

Winkler, Die soziale Basis der sozialistischen Parteien in Deutschland vom Ende des Kaiserreichs bis 
zur Mitte der Weimarer Republik 1912-1924, in: AfS 29 (1989), S. 137-171, hier S. 160 ff. 

24 Vgl. Joseph Rovan, Geschichte der deutschen Sozialdemokratie, Frankfurt a. M. 1980, S. 79; Grebing, 
Arbeiterbewegung, S. 166. 

25 Zit. nach Conze, Proletariat, S. 63. 
26 Vgl. Dieter Groh, Negative Integration und revolutionärer Attentismus. Die deutsche Sozialdemo­

kratie am Vorabend des Ersten Weltkrieges, Frankfurt a. M./Berlin/Wien 1973, S. 74 ff.; der revolutio­
när-proletarische Alleinvertretungsanspruch der KPD sowie der „staatstragende" Kurs der SPD nach 
1918 verhärtete diese „Trennungslinie" erheblich; vgl. Conze, ebenda, S. 66 ff.; obwohl es soziolo­
gisch kaum zutreffend war, SPD und KPD als Parteien der „Arbeiteraristokratie" resp. des „Lumpen­
proletariats" zu dichotomisieren, trugen beide Parteien auf das heftigste zu solcher gegenseitiger Stig­
matisierung bei; vgl. Arno Klönne, Die deutsche Arbeiterbewegung. Geschichte -Ziele -Wirkungen, 
München 1989, S. 221. 
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Die bemerkenswerte Kontinuität solcher anti-proletarischer Vorurteils- und Ab­
grenzungsmuster läßt sich nur partiell mit dem soziologischen und mentalen „Über-
gangscharakter"27 der werdenden proletarischen Klasse erklären. Gewiß war die starke 
Abgrenzung zunächst eine Folge der Auflösung traditioneller sozialer Barrieren: Da 
gerade im Prozeß der proletarischen Klassenbildung eine „klare Unterscheidung von 
Proletariat und Lumpenproletariat" zumindest „schwierig", wenn nicht „unmöglich" 
war28, fiel das Bemühen um deutliche Abgrenzung umso aggressiver aus: „Von allen 
Qualifizierten" wurde „peinlich genau auf soziale Distanz geachtet", wobei diese 
„scharfe Segmentierung [...] den Abstand zwischen Innungsmeister und Gesellenfach­
arbeiter bei weitem übertraf"29. Indem die entstehende Arbeiterbewegung einerseits 
die „Vorurteile des Bürgertums gegenüber dem Pöbel" übernahm30 und quasi nach 
unten weiterreichte, andererseits jedoch eine revolutionäre Umdeutung des Proletari­
er-Begriffs vollzog, bedurfte sie eines komplementären polemischen Begriffs, der bei­
den Funktionen gerecht zu werden vermochte. Dies war die Geburtsstunde des marxi­
stischen Begriffs vom „Lumpenproletariat". 

Die klassische Arbeiterbewegung hat diese ursprüngliche traditional-moralische 
Abgrenzung gegenüber den als asozial stigmatisierten Schichten nie überwunden. Die 
milieu-interne „Solidarität mit in Not geratenen Arbeitern" stand nicht in Wider­
spruch zur eindeutigen Distanzierung vom sogenannten Lumpenproletariat, die weiter 
gewahrt wurde. Letztere diente mit ihrer klar ersichtlichen Orientierung „an bürgerli­
chen Wert- und Normensystemen" der Erziehung der eigenen Parteimitgliedschaft 
„zur Organisationsdisziplin", doch war dies nicht alles. Stets blieb auch die durch 
„Minderwertigkeitsgefühle" geprägte Abwehr der „bürgerlich-konservativen Gegner, 
die in arroganter, diffamierender Absicht das Bild eines politisch unbewußten und 
triebhaft handelnden Proleten zeichneten", von erheblicher Bedeutung31. Der nie 
enden wollende Zwang zur Apologie vertiefte die traditionelle soziale Kluft und recht­
fertigte diese mehr und mehr auch ideologisch. Damit war das Phänomen der Abgren­
zung der sozialistischen Proletarier von den „Lumpen" nicht mehr nur ein bloßes 
Übergangsproblem der Arbeiterbewegung, sondern etablierte sich als ein ebenso bei­
läufiges wie fortdauerndes Charakteristikum ihrer organisatorischen und ideologi­
schen Existenz. „Je mehr das Proletariat durch Bildung von Gewerkschaften und Par­
teien sich als Arbeiterklasse organisierte" und zumindest eine negative Integration in 
die antagonistische Klassengesellschaft erzielte, desto stärker bedurfte dieser Prozeß 

27 Hartmut Zwahr, Zur Konstituierung des Proletariats als Klasse. Strukturuntersuchung über das 
Leipziger Proletariat während der Industriellen Revolution, Berlin (DDR) 1978, S. 323. 

28 Ernst Nolte, Idealsoziologie und Realsoziologie im Werk von Marx und Engels. Ein Beitrag zum Ver­
ständnis der Bonapartismustheorie, in: Politische Vierteljahresschrift (PVS) 15 (1974), S. 155-173, 
hier S. 166 f. 

29 Wehler, Gesellschaftsgeschichte, Bd. 2, S. 252. 
30 Herzig, Unterschichtenprotest, S. 113. 
31 Rainer Paetau, Konfrontation oder Kooperation. Arbeiterbewegung und bürgerliche Gesellschaft im 

ländlichen Schleswig-Holstein und in der Industriestadt Kiel zwischen 1900 und 1925, Neumünster 
1988, S. 93. 
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soziopolitischer Identitätsfindung als einer „wohl unvermeidlichen Voraussetzung" 
der „möglichst scharfe[n] Abgrenzung und Distanzierung von den industriell Un­
brauchbaren"32. Erich Mühsam hat 1910 die treffende Beobachtung gemacht, wie sehr 
die deutsche Sozialdemokratie „in ihrem Ehrgeiz, im Gegenwartsstaat mitzutun, als 
Rad in der Maschine anerkannt zu werden und den Interessen der Arbeiter zu nützen, 
indem sie sie aus Proletariern zu Kleinkapitalisten zu machen sucht", diese strikte Ab­
grenzung nach unten immer wieder erneuerte. „Diejenigen Elemente der Gesell­
schaft", so Mühsam, „deren Wesensart sich in das Gefüge des Staatsbetriebes nicht ein­
ordnen läßt", würden von der SPD „verächtlich als Lumpenproletariat' erledigt"33. 

Die entstehende Subkultur der organisierten Arbeiterbewegung war stets eine elitäre 
Minorität. Selbst auf ihrem Zenit erfaßte sie höchstens ein Achtel der Industriearbei­
terschaft; als die SPD 1912 ihr bestes Reichstagswahlergebnis (ca. 35 %) erzielte, wurde 
sie bestenfalls von der Hälfte des gesamten Proletariats gewählt34. In soziologischer 
Hinsicht muß dieses Arbeiterbewegungsmilieu „als ein Werte- und Normensystem 
der ortsfesten, besser bezahlten, in stabilen familiären Verhältnissen lebenden Fachar­
beiter" beschrieben werden, „in mancher Hinsicht sich selbst abschottend gegen ande­
re, nicht in der Berufs-, Branchen- und Milieutradition wurzelnde" Gruppen35. Noch 
im 20. Jahrhundert sorgten sich klassenbewußte Arbeiter stark darum, „nicht zu den 
untersten Gruppen", sondern eher zum „Arbeitermittelstand" zu zählen. Selbst einfa­
che Arbeiterinnen wußten: „Es gibt Arbeiter, die überhaupt nichts auf sich halten, die 
nach unten gehen. Und es gibt Arbeiter, die sich etwas gehoben fühlen, die was gelernt 
haben, die denken können, die ihre Meinung sagen und denen es finanziell einigerma­
ßen gut geht." Die Grenze zwischen Arbeitermittelstand und denen „darunter" war 
stets präsent36. Diese in breiten Schichten der Arbeiterbewegung empfundene Di­
stanz zum „Typus der toten Seelen", in die sich nicht selten Verachtung oder gar Haß 
mischte37, bot den Hintergrund für Rosa Luxemburgs hellsichtige Feststellung, die 
Arbeiterbewegung sei „gar nicht imstande", die „herabsinkenden, verelendeten 
Schichten der Arbeiterklasse zu vertreten", denn diese schieden, „sobald sie unter das 
Niveau ihrer Klasse [!] herabsinken, in das Lumpenproletariat aus" und verschwänden 
damit „überhaupt aus dem Zielbereich der Sozialdemokratie"38. Die proletarische Ho-

32 Dörner, Mitleid, S. 27. 
33 Zit. nach Stein, Lumpenproletarier, S. 65. 
34 Vgl. Moore, Ungerechtigkeit, S. 252 f. 
35 Kaschuba, Lebenswelt und Kultur, S.30; neuere Regionalstudien bestätigen diese Beobachtung; vgl. 

Paetau, Konfrontation oder Kooperation, S. 105; Helga Kutz-Bauer, Arbeiterschaft, Arbeiterbewe­
gung und bürgerlicher Staat in der Zeit der Großen Depression. Eine regional- und sozialgeschichtli­
che Studie zur Geschichte der Arbeiterbewegung im Großraum Hamburg 1873-1890, Bonn 1988. 

36 Zit. nach Stefan Bajohr, Vom bitteren Los der kleinen Leute. Protokolle über den Alltag Braun­
schweiger Arbeiterinnen und Arbeiter 1900 bis 1933, Köln 1984, S. 234. 

37 Die aufschlußreichen Ergebnisse einer Arbeiterbefragung durch Adolf Levenstein 1912 sind zit. bei 
Moore, Ungerechtigkeit, S. 265-268. 

38 Rosa Luxemburg, Erörterungen über die Taktik (1898), in: Dies., Gesammelte Werke, Bd. 1 / l , Berlin 
1974, S.257-261, hier S.258ff. 
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mogenität der SPD wurde folglich durch bewußte Ausgrenzung des „Lumpenproleta­
riats" gewahrt, die „Klasse für sich" war nur über eine massive Abgrenzung von Teilen 
der „Klasse an sich" zu haben. 

Man hat diesbezüglich die Ansicht vertreten, daß „gerade die Funktionäre der Ar­
beiterbewegung" regelrecht „Ekel und Abscheu" vor dem als minderwertig definier­
ten „Pöbel" empfunden hätten. Damit habe sich „eine bemerkenswerte Kluft zwi­
schen dieser .barbarischen' Arbeiterkultur und der angepaßten Kultur der Arbeiter­
bewegung" aufgetan und ständig vertieft. Diese „Aversion vor dem Mob", die 
schließlich „das intellektuelle Zentrum der Sozialdemokratie in einen Hort sozialdar­
winistischer Sanierungsutopien gegenüber der ausschweifenden und dreckigen Straße 
umgewandelt" habe, sei letztlich nur eine Kompensation der eigenen Abstiegsängste 
gewesen39. Solche Hypothesen sind jedoch in mehrfacher Hinsicht nicht hinrei­
chend. Die monokausale Erklärung durch den Hinweis auf die Funktionärs- und 
Intelligentsia-Mentalität der Arbeiterbewegungseliten ignoriert das bereits erwähnte 
Phänomen, daß eine kohärente Arbeiterkultur offenbar gar nicht existierte und daher 
der Konflikt um das „Lumpenproletariat" auch als Auseinandersetzung unterschied­
licher sozialer Gruppen innerhalb der Arbeiterschaft gedeutet werden muß. Die 
Kluft zwischen Funktionären und Parteibasis sollte zwar wahrgenommen, aber nicht 
überbewertet werden40. Es spricht vielmehr einiges für die Hypothese, daß die vor­
moderne Abgrenzung von den „Unter-Schichten" in der gesamten Arbeiterbewe­
gung, sowohl in den Intelligenz- und den Funktionärseliten als auch in großen Teilen 
der Massenbasis, lebendig blieb und in spezifischer Weise modifiziert und intensiviert 
wurde. Auf der anderen Seite waren es immer wieder gerade Vertreter der Parteiintel­
ligenz, die einer „gesamtproletarischen Solidarität" das Wort redeten und die sozialen 
Gräben innerhalb der Arbeiterklasse zu überbrücken trachteten41. In jedem Fall war 
die sozialdemokratische „Aversion vor dem Mob" weit älter und vor allem weit tief­
greifender als ihre jeweilige ideologische Manifestation. Sie darf zudem nicht allein 
als kompensierte Abstiegsangst verstanden werden, war sie doch mindestens ebenso 
sehr Ausdruck eines dezidierten Aufstiegswillens. Die doppelte Frontstellung der Ar­
beiterbewegung gegen Bourgeoisie und „Lumpenproletariat" resultierte insofern 
ebensosehr aus „dem erschreckenden Minderwertigkeitsgefühl" der Arbeiterbewe­
gung, „Proletarier zu sein"42, wie aus dem immer wieder artikulierten Wunsch nach 
sozialer Hebung der Massen: „Die sozialistische Gesellschaft bildet sich nicht, um 
proletarisch zu leben, sondern um die proletarische Lebensweise der großen Mehr-

39 Karl-Heinz Roth, Schein-Alternativen im Gesundheitswesen: Alfred Grotjahn (1869-1931) - Inte­
grationsfigur etablierter Sozialmedizin und nationalsozialistischer Rassenhygiene, in: Ders. (Hrsg.), 
Erfassung zur Vernichtung. Von der Sozialhygiene zum .Gesetz über Sterbehilfe', Berlin 1984, S. 3 1 -
56, hier S. 38 ff. 

40 Vgl. Paetau, Konfrontation oder Kooperation, S. 94; Moore, Ungerechtigkeit, S. 262 ff. 
41 Vgl. etwa den Parteitagskonflikt von 1892 weiter unten. 

42 Leo Hintermayr, Sozialismus und Darwinismus. Eine Untersuchung über den Einfluß der Deszen­
denztheorie auf die Lehren des wissenschaftlichen Sozialismus der Neuzeit, Wolfenbüttel 1931, S. 94; 
Paetau, Konfrontation oder Kooperation, S. 93. 
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zahl der Menschen abzuschaffen."43 So gesehen bestand das Kernproblem des „Lum­

penproletariats" darin, daß es nicht ,entproletarisierbar' schien. Die Frage scheint 

deshalb berechtigt: „Wurde das Lumpenproletariat geopfert, damit die Siegeschancen 

[der Arbeiterbewegung] im proletarischen Kampfe steigen" konnten44? 

IV. 

Der sozialistische Begriff des „Lumpenproletariats", der zunächst unverkennbar 
„dem alten Pöbel-Begriff im moralischen Sinne" entsprach45, wurde sehr bald um 
eine signifikant neue, wesentlich politische Freund-Feind-Bestimmung ergänzt. 
Nicht nur für den marxistischen Proletariatsbegriff gilt Theodor Geigers Beobach­
tung, daß der Versuch, äußerst vielschichtige „Bevölkerungsmassen" zum Zwecke 
einer „geschichtskonstruktiv geforderte[n] Funktion" als „eine Schicht, Klasse oder 
einen Stand" zu bezeichnen, „notwendig" folgende Konsequenz zeitigte: „Wer zur 
Schicht gehört und der ihr zugeschriebenen Funktion nicht genügt, verhält sich 
inadäquat."46 In der Tat erkannten bereits Marx und Engels in ihren Analysen der 
unorganisierten Unterschichten - jener ,,passive[n] Verfaulung der untersten Schich­
ten der alten Gesellschaft"47 - etwas für den Verlauf des proletarischen Klassenkamp­
fes äußerst Schwerwiegendes: „Dies Gesindel ist absolut käuflich."48 „Seiner ganzen 
Lebenslage nach", so wußte schon das „Kommunistische Manifest", werde das 
„Lumpenproletariat" „bereitwilliger sein, sich zu reaktionären Umtrieben erkaufen 
zu lassen", als der Revolution zu dienen49. Diese aktuelle Politisierung bestimmte 
wesentlich die Marx'sche Begriffsbildung, deren zentrale These von der konterrevo­
lutionären Rolle des „Lumpenproletariats" insbesondere im Rahmen der Bonapartis­
mus-Analyse entfaltet wurde. Im Ergebnis paßten die politisch-soziologische Analy­
se des intellektuellen Vordenkers und die sozialen Abgrenzungsstrategien der qualifi­
zierten Arbeiterschichten im Hinblick auf das „Lumpenproletariat" in erstaunlicher 
Weise zusammen50. 

Marx teilte das Proletariat - analog zur Harkort'schen Dichotomie der Arbeiter und 
der Lumpen - in den guten und den schlechten, den verlumpten Teil; bei ihm waren je­
doch nicht die „Arbeiter der Revolution" die Lumpen, sondern die deklassierten 
„Hülfstruppen" der Reaktion: „neben verkommenen und abenteuernden Ablegern 

43 August Bebel, Die Frau und der Sozialismus, Frankfurt a. M.51985, S. 414 f. 
44 Stein, Lumpenproletarier, S. 10. 
45 Conze, Proletariat, S. 55; Doris Byer, Rassenhygiene und Wohlfahrtspflege. Zur Entstehung eines so­

zialdemokratischen Machtdispositivs in Österreich bis. 1934, Frankfurt a.M./NewYork 1988, 
S.157f. 

46 Theodor Geiger, Die soziale Schichtung des deutschen Volkes, Berlin 1932, S. 125. 
47 Manifest der Kommunistischen Partei, in: Marx/Engels, Ausgewählte Werke, Bd. 1, S. 427. 
48 Zit. nach Conze, Proletariat, S. 55. 
49 Marx/Engels, Ausgewählte Werke, Bd. 1, S. 427. 
50 Vgl. Robert L. Bussard, The „Dangerous Class" of Marx and Engels: The Rise of the Idea of the Lum­

penproletariat, in: History of European Ideas 8 (1987), S. 675-692, hier S. 687f. 
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der Bourgeoisie Vagabunden, entlassene Soldaten, entlassene Zuchthaussträflinge, ent­
laufene Galeerensklaven, Gauner, Gaukler, Lazzaroni, Taschendiebe, Taschenspieler, 
Spieler, [...] Bordellhalter, Lastträger, Literaten, Orgeldreher, Lumpensammler, Sche­
renschleifer, Kesselflicker, Bettler" und so fort51. Nicht nur Angehörige der Unter­
schichten selbst fielen unter diese Definition, sondern alle, die sich als „Lumpenprole­
tarier" verhielten, also korrupt, reaktionär und ohne dezidiertes Klassenbewußtsein 
agierten, gleichgültig, welcher sozialen Herkunft sie waren. In diesem Sinne war Louis 
Napoleon Bonaparte „als Bohemien, als prinzlicher Lumpenproletarier" geradezu der 
Prototyp dieses Genres52. Ein von tiefer Verachtung getragener Bannstrahl traf jene 
„ganz unbestimmte, aufgelöste hin- und hergeworfene Masse", die es wagte, zur „Pri­
vatarmee Bonapartes" zu werden und nicht zur Gefolgschaft von Marx53. 

Jedoch war die marxistische Definition des „Lumpenproletariats" aufgrund ihrer pri­
mär politischen Funktion sehr flexibel: Ein- und dieselbe soziale Gruppe konnte - je 
nach ihrem politischen Wohl- oder Fehlverhalten - von Marx und Engels „als Proleta­
riat', als Lumpenproletariat' und als ,Pöbel' bezeichnet werden"54. So attestierte Engels 
1892 gerade den ,,roh[en]" und „vernachlässigt[en]" ungelernten Arbeitern Englands, 
die „von der Aristokratie der Arbeiterklasse über die Achsel angesehen" würden, sich 
jedoch soeben politisch zu organisieren begannen, unverzüglich größeren revolutionä­
ren Elan als den in „ererbten, respektablen' Bourgeoisvorurteilen" befangenen „besser­
gestellten" Arbeitern der älteren Unions. Bei richtiger politischer Einsicht wurde gerin­
gere Verbürgerlichung zum „unermeßlichen Vorteil", der dazu befähigte, die „Führung 
der Arbeiterbewegung überhaupt [zu] ergreifen und mehr und mehr die reichen und 
stolzen ,alten' Unions ins Schlepptau [zu] nehmen"55. Marx und Engels führten daher 
zeitlebens einen Zweifrontenkrieg, der sich ebensosehr gegen bürgerliche „Verspieße­
rung" wie gegen politisch schädliche „Verlumpung" richtete. Wo es nötig schien, 
wandten sie sich mit scharfer Ironie gegen parteiinterne Tendenzen zur Abqualifizie-
rung revolutionärer Aktionen: „Wenn Berlin wieder einmal so ungebildet sein sollte, 
einen 18.März [a la 1848] zu machen", so karikierten sie die gegnerische Position, „so 
müssen die Sozialdemokraten, statt als ,barrikadensüchtige Lumpe' [...] am Kampf teil­
zunehmen, vielmehr den ,Weg der Gesetzlichkeit beschreiten', abwiegeln, die Barrika­
den wegräumen und nötigenfalls mit dem herrlichen Kriegsheer gegen die einseitigen, 
rohen, ungebildeten Massen marschieren."56 Diese Persiflage sollte 1918/19 um den 
Preis einer dauernden Spaltung der Arbeiterbewegung Wirklichkeit werden. 

Mit wachsenden politischen Erfolgen gewannen in der deutschen Arbeiterbewe­
gung politischer Pragmatismus und Organisationspatriotismus die Oberhand über re-

51 Karl Marx, Der 18.Brumaire des Louis Bonaparte, in: Marx/Engels, Ausgewählte Werke, Bd.2, 
S.362. 

52 Bussard, Dangerous Class, S. 685; das Marx-Zitat in: Marx/Engels, ebenda, S. 372. 
53 Vgl. hierzu Marx/Engels, ebenda, S. 362 ff., 413. 
54 Ernst Nolte, Marxismus und industrielle Revolution, Stuttgart 1983, S. 402. 
55 Friedrich Engels, Vorwort zur 2. deutschen Ausgabe der „Lage der arbeitenden Klasse in England", 

in: Marx/Engels, Ausgewählte Werke, Bd. 6, S. 400-417, hier S. 415. 
56 Karl Marx/Friedrich Engels, Zirkularbrief an August Bebel u. a., in: Ebenda, Bd. 5, S. 393 f. 
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volutionäre „Barrikadensucht". Die zielbewußte Pflege der Marx'schen Bonapartis­
mus-Theorie beendete die bisherige politische Ambiguität. Wo immer unorganisierte 
proletarische Schichten fortan die politische Strategie der Sozialdemokratie gefährde­
ten, wurden sie nach den Kriterien von „Organisation, Disziplin und Einsicht" (En­
gels) gewogen und für zu leicht befunden. Schon der ADAV verurteilte wie sein Führer 
Lassalle ziellose Revolten. Doch beteiligten sich letztlich alle Flügel der Arbeiterbewe­
gung an dieser Ausgrenzung57. Hier offenbarte sich eine tiefsitzende Aggression der 
organisierten Arbeiterbewegung gegen solche Gruppen, die sich ihrer organisatori­
schen Sozialdisziplinierung entzogen. Als etwa der Aufruf der SPD, das 1895 von Wil­
helm IL pompös-chauvinistisch ausgerichtete 25. Sedanfest zu boykottieren, innerhalb 
der Arbeiterschaft nicht rundum erfolgreich war, behauptete der SPD-Redakteur 
Franz Mehring, die revolutionäre „Arbeiterklasse" habe beim Fest gar „nicht mitge­
tan", „das arbeitende und schaffende Volk" sei überhaupt „nicht dabei" gewesen. Der 
Großteil der feiernden Massen seien vielmehr Angehörige „des allezeit käuflichen 
Lumpenproletariats" gewesen, „das sich mit Hurrah heiser schreit und zur Illuminie­
rung seines patriotischen Tatendranges ein halbes Hundert Anschlagsäulen in Brand 
steckt"58. Der richtige Proletarier - der disziplinierte Sozialdemokrat nämlich - distan­
zierte sich hier gleich doppelt: vom „Lumpen" in Form des Hurra-Patrioten, der das 
Geschäft der herrschenden Klassen besorgte, wie auch vom „Lumpen" in Form des 
undisziplinierten Rowdys und Krawallmachers, der öffentliches Ärgernis erregte, 
ohne der revolutionären Sache auch nur im Geringsten zu nützen. 

Die Aggressivität der SPD-Parteipresse gegenüber dem „Lumpenproletariat" hatte 
Methode und war bereits auf dem SPD-Parteitag von 1892 gegen Kritiker solcher Aus­
grenzungsstrategien grundsätzlich legitimiert worden. Damals hatte die linksintellek­
tuelle Oppositionsgruppe der „Jungen" kühn beantragt, dem „Vorwärts" wegen seiner 
feindseligen Stellungnahme gegen kurz zuvor erfolgte aufsehenerregende Ausschrei­
tungen Berliner Arbeitsloser eine Rüge zu erteilen. Der Parteitag sollte namentlich die 
diffamierende „Bezeichnung Lumpenproletariat' entschieden" zurückweisen, „da 
hierdurch die Möglichkeit nicht ausgeschlossen erscheint, daß wir uns für eine bessere 
Sorte von Proletariern halten". Schließlich seien die Randalierer „doch auch Proletari­
er". Wenn dieselben „im moralischen Werte augenblicklich unter uns stehen" würden, 
sei dies einzig „in den Verhältnissen begründet". Man könne und dürfe „die Proletarier 
nicht in verschiedene Kategorien theilen". 

Diese Resolution traf den Nerv der Sache. Sie wurde jedoch durch den Chefredak­
teur des „Vorwärts", Wilhelm Liebknecht, in bemerkenswerter Weise erledigt. Zwar 
erblickte auch Liebknecht im „Lumpenproletariat" ein verirrtes „Produkt der bürger­
lichen Gesellschaft", das er letztendlich für „bedauernswerth" hielt; dieses Lippenbe­
kenntnis verband er aber mit der Verheißung, daß es „im sozialistischen Staat [...] ein 
Lumpenproletariat so wenig geben" werde „wie eine Bourgeoisie". Für Asoziale hatte 
der Sozialismus keinen Platz, herrschte doch die Vision einer völligen Integration in 

57 Vgl. Herzig, Unterschichtenprotest, S. 113 f. 
58 Franz Mehring, Die Rede des Kaisers, in: Neue Zeit 13 (1894/95), S. 737-741, hier S. 738 f. 
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die sozialistische Arbeits- und Leistungsgesellschaft: „Da wird keiner verlumpen, weil 
alles in geregelter Thätigkeit sein und jeder Mensch [...] seine geregelte Thätigkeit und 
sein menschenwürdiges Dasein haben wird." Diese Prognose war möglich, weil die 
SPD das Phänomen der „Verlumpung" immer noch allein auf kapitalistische Milieube­
dingungen zurückführte. Was aber, wenn die „Lumpen" sich nicht ändern wollten? 
Was, wenn sie sich gar nicht anpassen konnten, weil „Verlumpung" angeboren wäre? 

Obwohl es nach Liebknecht der SPD „gewiß nicht an Sympathie" auch für diese 
„Opfer der Gesellschaft" fehlte, da man „selbst im tiefstgesunkenen Menschen [...] 
immer den Menschen, den Bruder" erblicke, definierte der führende Parteiideologe das 
„Lumpenproletariat" als objektiven Gegner im Klassenkampf: Auch die Kapitalisten 
seien nämlich Mitmenschen - „und trotzdem müssen wir sie heute bekämpfen". Diese 
Feindbestimmung im Verhältnis zum „Lumpenproletariat" legitimierte Liebknecht 
durch die effektvolle Berufung auf den mittlerweile kanonisierten Marx. Dessen Ver­
such einer ideologischen Exkommunikation der „Lumpen" wurde offen mit den älte­
ren sozialen Abgrenzungsmustern der Arbeiterschaft verknüpft: Das „Lumpenprole­
tariat" bestand laut Liebknecht nun einmal aus den „Deklassierten", also aus den gera­
de „nicht in die Klasse des Proletariats gedrängten Opfer[n] des Kapitalismus". Diese 
„Ausgestoßenen" fänden sch häufig in solchen Erwerbszweigen, „die nach den herr­
schenden Moralbegriffen zum großen Teil nicht für ehrliche gelten". Obwohl ur­
sprünglich über Protestaktionen von Arbeitslosen diskutiert worden war, führte Lieb­
knecht plötzlich als einziges konkretes Beispiel für solche „Lumpenproletarier" unwi­
dersprochen die großstädtischen Zuhälter („die sogenannten Ballonmützen") an. 
Damit hatte er demagogisch leichtes Spiel. Da nämlich, so Liebknecht, diese Existen­
zen auf Kosten „von der heutigen Gesellschaft in die Prostitution herabgestoßen[er]" 
Frauen „ein flottes Leben" führten, erwiesen sie sich eindeutig als „Ausbeuter" - „und 
das revolutionäre Proletariat bekämpft jede Ausbeutung und alle Ausbeuter". Dieser 
„Abfall der heutigen bürgerlichen Gesellschaft" - „Diebe, Verbrecher verschiedener 
Art" - unterscheide sich vom revolutionären Proletariat grundsätzlich dadurch, daß er 
„von den Schäden der kapitalistischen Gesellschaft zu profitieren wisse", während 
letzteres - quasi in ehrlicher revolutionärer Arbeit - dieselben beseitigen wolle. Das 
„Lumpenproletariat" sei daher „weder revolutionär noch sozialistisch" zu nennen. 

Hinzu kam ein dritter Argumentationsstrang. Schon zu Beginn seiner Rede hatte Lieb­
knecht daraufhingewiesen, daß eine Solidarisierung der SPD mit Krawallmachern, die 
alles andere „als eine revolutionäre Erhebung" inszeniert hätten, lediglich die eigene Par­
tei „den Feinden ans Messer geliefert" hätte - und „derartigen Nonsens können Sozialde­
mokraten nicht begehen". Darum habe der „Vorwärts" das wirkliche Proletariat „nicht 
beschimpft", sondern „im Gegentheil in Schutz genommen", denn „ehrliche Arbeiter 
sind keine Lumpen". Das Moment des Organisationspatriotismus verstärkte noch das 
Konglomerat sozialer Distanzierung und politisch-ideologischer Feindbestimmung. 

Kernstück dieses vielschichtigen sozialdemokratischen Feindbildes vom „Lumpen­
proletariat" blieb jedoch der von Marx herausgearbeitete und seither immer wieder 
konstatierte Mangel an revolutionärer Haltung, ja mehr noch: die Käuflichkeit des 
Lumpenproletariats durch die Reaktion. Wie bereits Marx diente auch Liebknecht die 
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glorifizierende Erinnerung an den Pariser Juni auf stand von 1848 zu eindeutiger Pola­
risierung: Damals sei das heldenhaft kämpfende revolutionäre Proletariat durch das 
„als Mobilgarde organisierte Lumpenproletariat" niedergeworfen worden. In Lieb­
knechts Diktion wurden Lumpen quasi zu Hyänen; da „stürzten die Mobilgarden, be­
rauscht vom Schnaps, angehetzt durch Dirnen, die man ihnen lieferte - auch Lumpen­
proletariat - , wie Tigerkatzen auf das kämpfende Proletariat, das nach sechstägigem 
Kampfe, wie die Welt einen zweiten nicht gesehen, der Übermacht erlag." Diese reak­
tionäre Funktion des Lumpenproletariats schien sich seither immer wieder zu bestäti­
gen, sie konnte beinahe als eine Art Naturgesetz gelten. Die vom Lumpenproletariat 
ausgehende Bedrohung der Arbeiterbewegung konnte deshalb laut Liebknecht jeder­
zeit „wiederkommen". „Man erkundige sich einmal, wo die Polizei ihre Spitzel" und 
„ihre Informer" rekrutiere, wetterte Liebknecht und ermittelte dann selbst „fast alle 
aus dem Lumpenproletariat". 

Aus solch bitteren Erfahrungen heraus habe sich das revolutionäre Proletariat im 
Laufe seiner Geschichte „stets gegen die Gemeinschaft mit dem Lumpenproletariat, mit 
den Dieben und Lumpen, energischst verwahrt". Wohl könnten auch in dieser Gruppe 
„revolutionäre Aufwallungen" vorkommen, jedoch fehle es grundsätzlich „an Klassen­
bewußtsein", und „im allgemeinen" erscheine das Lumpenproletariat als „positiv reak­
tionär". Hier fand Liebknecht schließlich zu den aktuellen Krawallen zurück, indem er 
betonte: „Jedenfalls haben unsere Parteigenossen [...] weder Fenster eingeworfen noch 
Läden geplündert; wer das getan hat, verdient den Namen Lumpenproletarier, und zwar 
in noch schlimmerem Sinne, als Marx ihn gebraucht hat." Von der zunächst noch bekun­
deten Grund-Solidarität war schließlich nichts mehr zu spüren, sie war durch ein 
Konglomerat von Vorurteilen, mittlerweile etablierten Abgrenzungshaltungen und er­
fahrungsbedingter politischer Konfrontationsmentalität grundlegend revidiert worden; 
die SPD-Parteitagsmehrheit reagierte darauf mit andauerndem, lebhaftem Beifall59. 

Der politische Gegensatz zwischen Arbeiterbewegung und „Lumpenproletariat" 
blieb für die Kontinuität des diesbezüglichen Freund-Feind-Denkens auch im 20. Jahr­
hundert zentral. Selbst bei Linkssozialisten wie Rosa Luxemburg führte die Feststel­
lung, gerade die lumpenproletarischen „Opfer der kapitalistischen Entwicklung" seien 
als soziales Symptom „ein Todesurteil für die kapitalistische Wirtschaft", keineswegs 
zu einer gesamt-proletarischen Solidarisierung, wie die „Jungen" sie einst angemahnt 
hatten. „Diese verelendeten Elemente" waren auch in Luxemburgs Augen für den „re­
volutionären Kampf der Arbeiterklasse [...] nicht nur keine Stütze, sondern geradezu 
ein Hemmschuh", indem sie „meistens für anarchistische Konfusion die geeignete so­
ziale Grundlage" abgäben60. Diese an Liebknecht und Mehring anknüpfende Wertung, 
die gleichsam die Tätereigenschaften der Opfer in den Vordergrund rückte, konnte Lu-

59 Vgl. Protokoll über die Verhandlungen des Parteitages der SPD, abgehalten zu Berlin vom 14.-21.11. 
1892, Berlin 1892, S. 272-275; vgl. hierzu auch die treffende Interpretation bei Gerhard A. Ritter, Die 
Arbeiterbewegung im Wilhelminischen Reich. Die sozialdemokratische Partei und die freien Ge­
werkschaften 1890-1900, Berlin 21963,S. 221. 

60 Rosa Luxemburg, Zur Verelendungsfrage, in: Dies., Gesammelte Werke, S. 328f. 
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xemburg später mit eigenen Beobachtungen zur russischen Revolution von 1905 anrei­
chern, wo sich das „Lumpenproletariat" durch die „systematische Aufstachelung" 
gegen die revolutionären Matrosen als Kampfmittel gegen die Revolution zu „Brand­
stiftung, Mord, Suff und Plünderung" habe benutzen lassen61. Solche objektiv schädli­
chen Schichten gedachte die Sozialdemokratie - einschließlich ihres linken Flügels -
niemals zu vertreten. 

Dieses hergebrachte Deutungsmuster vom „Lumpenproletariat" ließ sich später mü­
helos reaktivieren, als es darum ging, sich das Aufkommen der NS-Massenbewegung 
weltanschauungskonform zu erklären. Unter der linken Intelligenz wurde es beinahe 
Mode, die NS-Bewegung als organisiertes Lumpenproletariat zu definieren, ließen sich 
doch auf diese Weise soziale und politische Feindbilder bündeln. Nicht allein Ernst Nie-
kisch erklärte kategorisch, die vom Nationalsozialismus vorgespiegelte „Volksgemein­
schaft" sei nicht mehr als die „Solidarität des lumpenproletarischen Gesindels"; sie diene 
lediglich dazu, „das ganze Volk auf die formlos chaotische Existenzweise menschlichen 
Abschaums" herunterzubringen62. Auch Ernst Bloch, obschon frei von solcher Verein­
fachung, erblickte zumindest in der regierenden NS-Führung einen über Deutschland 
hergerufenen „Auswurf", „lumpige Streber und Irre"63. Ähnelte diese Analyse der Be­
wertung Napoleons III. bei Marx, so warnten andere Beobachter vor der asozialen Basis 
des Regimes. Noch 1938 verurteilten sächsische Informanten der Exil-Sopade die fak­
tisch auf bloßen Kinderreichtum setzende NS-Bevölkerungspolitik: Hierdurch werde 
„eine Art Lumpenproletariat erzogen"; man setze „bedenkenlos Kinder in die Welt", er­
halte „dafür erhebliche Zuwendungen vom Staat" und brauche dann „nicht so eifrig 
nach Arbeit zu rennen". Insbesondere in den „SA-Siedlungen" könne „eine regelrechte 
Massenaufzucht" ohne jedes Verantwortungsgefühl beobachtet werden64. 

Anders als die SPD neigten Revolutionäre ohne Massenbasis nicht selten dazu, in 
den von der Sozialdemokratie verschmähten Subkulturen zu agitieren. Noch in den 
Debatten, die sich an der Revolte von 1968 entzündeten, wurde die Strategie Herbert 
Marcuses, die konsumgesättigte Arbeiterschaft als revolutionäres Potential gleichsam 
abzuschreiben und statt dessen „alle Hoffnung der Revolutionäre auf Randgruppen" 
zu verweisen, heftig diskutiert. Kritiker machten sie mitverantwortlich für die gerade­
zu „widernatürliche[n] Allianzen" der studentischen „Neuen Linken" mit „periphe­
ren, an den Grenzen der Kriminalität sich bewegenden" Subkulturen - „Raubauken, 
die im besten Falle 'rebels without a cause', im schlimmsten Gangster im Kleinformat 
sind"65. Auch aus den Reihen der Weimarer KPD gab es Versuche, die vielen jungen 

61 Rosa Luxemburg, Die Lösung der Frage (1905), in: Ebenda, S. 619-622, hier S. 620. 
62 Ernst Niekisch, Das Reich der niederen Dämonen, Hamburg 1953, S. 131 ff.; vgl. auch die an Marx' 

18.Brumaire gemahnenden Wonkaskaden über die soziale Herkunft der „Personnage des Dritten 
Reiches", in: Ebenda, S. 111. 

63 Ernst Bloch, Politische Messungen, Pestzeit, Vormärz, Frankfurt a.M. 1977, S. 118. 
64 Deutschland-Berichte der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (Sopade), 1934-1940, Bd. 5: 

1938, hrsg. von Klaus Behnken, Salzhausen/Frankfurt a. M. 61982, S. 651 f. 
65 Jean Amery, Der Identitätsverlust der Neuen Linken, in: Ders., Widersprüche, Frankfurt a.M./u.a. 

1980, S.184-192, hier S.187f. 
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Proletarier, die durch kriminelle Handlungen Gefahr liefen, zum „Lumpenproletariat" 
herabzusinken und dort „ihre Kräfte [...] nutzlos [zu] vergeuden, in den Dienst der 
deutschen Komsomolz [zu] stellen"66. Doch trotz solcher Organisations- oder Bünd­
nisversuche (etwa im Milieu krimineller Berliner Jugendbanden) oder der anarcho-re-
volutionären „Klassenkämpfe" eines Max Hölz kritisierten auch disziplinierte Kom­
munisten immer wieder ein nutzloses, da politisch undiszipliniertes und nicht diszipli­
nierbares, ja potentiell konterrevolutionäres „Lumpenproletariat".67. Der Vorwurf des 
„revolutionären Abenteurertums" oder des Anarchismus legitimierte so manches so­
wjetische Todesurteil. Doch selbst die solcherart verfemten Anarchisten - etwa der als 
SPD-Kritiker so hellsichtige Erich Mühsam - verfielen in dieselbe disqualifizierende 
Argumentation, sobald das umworbene „Lumpenproletariat" ihnen die politische Ge­
folgschaft versagte: Er habe vor sich „ein Auditorium von Psychopathen, dummen 
Jungen, geldgierigen Deklassierten", beschrieb Mühsam die Mehrheit seiner Versamm­
lungsbesucher - „und daneben ein paar wirklich famose Kerle, die [...] neugierig und 
selbst manchmal begeistert den neuen Einsichten Raum gaben, die sich vor ihnen auf­
taten"68. Famos waren auch hier allein die Denkenden, die Gleichgesinnten. Schon En­
gels hatte in seiner Grabrede für Marx mit feinem Unterscheidungsvermögen konsta­
tiert, „die denkfähigen, denkenden Proletarier aller Länder" seien dem Verstorbenen 
„in dankbarer Verehrung zugetan"69. Und die übrigen? Im Hinblick auf sie wuchs die 
Versuchung zum biologistischen Verdikt. Mühsam beispielsweise stellte fest, daß „im 
fünften Stande" der „Prozentsatz der Geisteskranken, Phantasten, Hysteriker usw." 
erschreckend groß sei; für ihn bleibe es „eine offene Frage", ob ihr Geisteszustand für 
ihre miserable soziale Lage verantwortlich sei oder umgekehrt70. Während Mühsam 
noch rätselte, machten sich einige Sozialisten bereits an die wissenschaftliche Klärung 
dieser Frage. Das sozialistische Feindbild des Lumpen wurde in der SPD rasch „biolo-
gisiert", und es legitimierte bald einen gezielten Gegenschlag des sozialistischen Prole­
tariats mittels eugenischer Politik. 

V. 

Seit der zweiten Hälfte des 19.Jahrhunderts wurden politische Legitimationsmuster 
unter dem Eindruck der neuen naturwissenschaftlichen Leit-Disziplinen zunehmend 
naturalisiert und biologisiert71. Der in diesem Kontext entstehende bürgerliche Sozi-

66 Zit nach Stein, Lumpenproletarier, S. 74. 
67 Vgl. etwa die Kolbenhoff-Passage in: Ebenda, S. 79; Eve Rosenhaft, Organizing the „Lumpenprole­

tariat". Cliques and Communists in Berlin during the Weimar Republic, in: Richard J. Evans (Hrsg.), 
The German Working Class 1888-1933. The Politics of Everyday Life, London/Totowa 1982, S. 174-
219. 

68 Zit nach Stein, Lumperiproletarier, S. 68. 
69 Marx/Engels, Ausgewählte Werke, Bd. 5, S. 511. 
70 Zit nach Stein, Lumpenproletarier, S. 68. 
71 Vgl. Gunter Mann (Hrsg.), Biologismus im 19. Jahrhundert, Stuttgart 1973; Günter Altner (Hrsg.), 
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aldarwinismus predigte die individuelle Emanzipation im Rahmen einer als „Kampf 
ums Dasein" bezeichneten gesellschaftlichen Konkurrenz. Damit erteilte er jeglichen 
kollektiven Emanzipationsforderungen und einer hierauf basierenden sozialen Umge­
staltung eine klare Absage72. Diesen Generalangriff auf seine grundlegenden Ziele 
konnte der Sozialismus nicht unbeantwortet lassen. Sämtliche Gegenstrategien der Ar­
beiterbewegung beriefen sich aber ebenfalls auf die Naturwissenschaften, die als neue 
gesellschaftliche Leitwissenschaften auch das szientistische Selbstverständnis des wis­
senschaftlichen Sozialismus stützen mußten. Es ist deshalb sogar von einer „naturwis­
senschaftlichen Frömmigkeit" der Sozialdemokratie gesprochen worden73. Der Sozia­
lismus des 19.Jahrhunderts war, insbesondere in seiner Frühzeit, stark durch einen 
„Sozialistischen Darwinismus" geprägt74. Der Sozialdarwinismus erwies sich damit, 
wie jede szientistische Legitimationsideologie, „für sehr verschiedene Deutungen so­
zialen Geschehens" und damit auch für die sozialdemokratische Variante als verfüg­
bar75. Allerdings übernahm die sozialistische Intelligenz, hierin Engels folgend, mit 
den zentralen Kategorien des bürgerlichen Sozialdarwinismus nicht auch dessen kru-
den Naturalismus, der letztlich alle Kultur in Natur aufzulösen drohte. Statt dessen 
wurde die kulturelle Evolution als jeweils höhere Phase dieses „Kampfes ums Dasein" 
gedeutet, der - streng marxistisch-biologistisch - zur kommunistischen Endgesell­
schaft führen werde76. Die deutsche Arbeiterbewegung erblickte in dem auf das Sozia­
le angewandten Darwinismus einen „wissenschaftlichen Beweis" für den schließlichen 
„Sieg des Proletariats", indem man einfach das gegen den Sozialismus ins Feld geführte 
selektionistische Recht des Stärkeren „vom Individuum auf die Klasse" übertrug77. 
Damit wurde auch die Klassensolidarität zu einem entscheidenden Kriterium im Da­
seinskampf. So sah der junge Karl Kautsky im Sozialismus eine „höhere Stufe" im 
Kampf ums Dasein, und er attestierte der proletarischen Klassensolidarität „nach aller 

Der Darwinismus. Die Geschichte einer Theorie, Darmstadt 1981; Heinz-Georg Marten, Sozialbio­
logismus. Biologische Grundpositionen der politischen Ideengeschichte, Frankfurt a. M. 1983. 

72 Vgl. Rolf Peter Sieferle, Die Krise der menschlichen Natur. Zur Geschichte eines Konzepts, Frank­
furt a.M. 1989. 
73 Kurt Bayertz, Naturwissenschaft und Sozialismus. Tendenzen der Naturwissenschaftsrezeption in 
der deutschen Arbeiterbewegung des 19. Jahrhunderts, in: Social Studies of Science 13 (1983), S. 355-
394, hier S. 357. 

74 Terence Ball, Marx and Darwin. A Reconsideration, in: Political Theory 7 (1979), S. 469-483, hier 
S. 469 f.; zur Darwinismus-Diskussion in der SPD nach wie vor unverzichtbar: Ludwig Woltmann, 
Die Darwinsche Theorie und der Sozialismus. Ein Beitrag zur Naturgeschichte der menschlichen 
Gesellschaft, Düsseldorf 1899; Hans-Josef Steinberg, Sozialismus und Sozialdemokratie. Zur Ideolo­
gie der Partei vor dem Ersten Weltkrieg, Bonn 41976. 

75 Sieferle, Krise, S. 118 ff.; die neuere Wissenssoziologie bestätigt diese Beobachtung; vgl. etwa: Ber-
ger/Luckmann, Konstruktion, S. 137; Peter Weingart/Jürgen Kroll/Kurt Bayertz, Rasse, Blut und 
Gene. Geschichte der Eugenik und Rassenhygiene in Deutschland, Frankfurt a.M. 1988, S.20-23; 
Loren R. Graham, Between Science and Values, New York 1981. 

76 Vgl. Ted Benton, Social Darwinism and Socialist Darwinism in Germany: 1860 to 1900, in: Rivista di 
Filosofia 73 (1982) S.79-121, hier S. 88f., 120f. 

77 Alfred Blaschko, Natürliche Auslese und Klassenteilung, in: Neue Zeit 13 (1894/95), S. 615-624, 
hier S. 615. 
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natürlichen und geschichtlichen Analogie" größere Siegeschancen als einer „aus egoi­

stischen und unter einander concurrierenden Mitgliedern zusammengesetzte[n] Ge­

sellschaft". Darum werde „das fatale Gesetz des Kampfes um das Dasein [...], der na­

türlichen Auswahl jener, die am fähigsten sind zu leben, [...] dem Sozialismus den Sieg 

sichern"78. 

„Immer wieder" regten sich seither innerhalb der Arbeiterbewegung „starke Ten­

denzen zu einer Naturalisierung der Gesellschaft und ihrer Entwicklung"79. Umfas­

sende Sozialpolitik legitimierten sozialistische Darwinisten - „wenn schon sozialdar­

winistisch gedacht sein muß" - mit dem Hinweis darauf, daß eine wirklich effektive 

Auslese nur „unter wesentlich gleichen Bedingungen" möglich sei; erst dann könne 

„sich zeigen, wer wirklich überlegen ist". Solche Bedingungen seien jedoch durch die 

„objektive Ungleichheit" in jeder Kulturgesellschaft nicht gegeben. Ziel der Sozialpo­

litik sei es deshalb, „diese Ungleichheit wenigstens nicht ins Ungemessene wachsen zu 

lassen". Dies habe mit „Förderung Minderwertiger nichts zu tun", sondern solle einer 

(sach-)gerechteren Auslese dienen80. Gewisse sozialdarwinistische Mentalitäten und 

Denkfiguren blieben in der Sozialdemokratie auch über den um 1890 erreichten H ö ­

hepunkt der sozialdarwinistischen Intellektuellendebatten hinaus präsent; sie prägten 

selbst noch die „Chancengleichheits"-Diskurse der jüngsten Vergangenheit81. 

Dieser selektionistische Vulgärdarwinismus innerhalb der Sozialdemokratie konnte 

nicht ohne (zumindest indirekte) Auswirkungen auf das Verhältnis von „Proletariat" 

und „Lumpenproletariat" bleiben. Tatsächlich wurde der Gegensatz zwischen proleta­

rischer Elite und „lumpenproletarischem" Pöbel zunehmend biologisiert. Hatte sich 

die organisierte Arbeiterbewegung von jeher als Elite des Proletariats definiert, so 

wuchs bei einigen Sozialisten, insbesondere ihren intellektuellen Wortführern, die 

Tendenz, sich nunmehr auch als dessen biologische Auslese zu begreifen. Angesichts 

der immer wiederkehrenden bürgerlich-soziologischen Schreckensbilder vom Proleta­

riat als einer „vegetierenden, willenlos dienenden Masse" beharrten manche sozialisti­

schen Publizisten schon um die Jahrhundertwende darauf, daß dem „glücklicherwei­

se" nicht so sei. „Ein sehr großer Teil der Arbeiterschaft" stünde „in jeder Hinsicht" 

weit über dieser verelendeten Masse, was durch „die so beliebte ,Milieuwirkung'" al­

lein nicht zu erklären sei. Die „Wesensgleichheit" der proletarischen Massen sei viel­

mehr bloß eine scheinbare. „Vor unseren Augen vollzieht sich ein Ausleseprozeß, löst 

sich eine Schicht der Fähigen ab, die nicht [...] wieder eine gemeinsame Oede und 

Leere" darstelle. Wer solches dennoch behaupte, sei „mit den Trade Unions und den 

ihnen gleichwertigen Gewerkschaften auf dem europäischen Kontinent wenig ver­

78 Karl Kautsky, Der Sozialismus und der Kampf ums Dasein, in: Der Volksstaat vom 28. und 30.4. 
1876. 

79 Bayertz, Naturwissenschaft, S. 368 f. 
80 Theodor Geiger, Erbpflege und Sozialpolitik, in: Archiv für Soziale Hygiene und Demographie NF. 8 

(1933/34), S. 223-229, hier S. 225 f. 
81 Erhard Lucas, Stichwort: „Ellenbogengesellschaft". Historische Anmerkungen zu einem aktuellen 

Schlagwort. Rückblick auf die Debatte um Sozialdarwinismus und Sozialismus, in: Gewerkschaftli­
che Monatshefte 35 (1984), S. 133-145, hier S. 143 ff. 
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traut"82. An solchen Positionen knüpften die soziologischen Untersuchungen der 
SPD-Führerschichten in den zwanziger Jahren an. Diese basierten auf der Prämisse 
von der denkbar größten Inhomogenität des Proletariats, denn „die geistigen Span­
nungen zwischen den untersten Schichten des sogenannten Lumpenproletariats und 
den klassenbewußten Führerschichten dürften [...] die zwischen den bürgerlichen 
Typen bestehenden Spannungen weit übertreffen"83. Aus solchen Prämissen ergaben 
sich rasch eugenische Wertungen und Abwertungen84. 

Die biologische Aufwertung der Elite bedingte natürlich eine biologistische Diffa­
mierung des „Lumpenproletariats". Selbst dort, wo innerhalb der Arbeiterbewegung 
die Lebensweise des „Lumpenproletariats" nüchtern als Folge von Milieueinflüssen 
skizziert wurde, artikulierte sich das implizite oder explizite Werturteil, im Daseins­
kampfe versagt zu haben. Denn anders als der „erwachte sozialistische Arbeiter" hatte 
dieser „traurigste Ausschnitt" des Gesamtproletariats nicht die Kraft aufgebracht, 
„dem Fuseldunst und Lasterbrodem einer großstädtischen Mietskaserne" zu entwach­
sen. Zu den „stumpfen Hirnen" des „Lumpenproletariats" war „der Sozialismus noch 
nicht vorgedrungen": „[...] in die dunklen Hinterhöfe, in denen seine Gestalten um­
herwimmeln, fällt auch nicht der schwächste Schein sozialistischen Lichtes, und seine 
Menschen kennen nicht die Revolte, sondern nur die Resignation, die werden keine 
Empörer, sondern Lumpen, und der schrille Schrei eines an sich selbst verzweifelnden 
Nihilismus ist der trostlose Ausklang"85. 

Die zwischen Mitleid und Distanzierung oszillierende Haltung der Arbeiterbewe­
gung mündete nach 1918 in ein ähnlich ambivalentes, Hilfe und Kontrolle vereinendes 
wohlfahrtsstaatliches „Machtdispositiv" (M. Foucault), dem die sozialdarwinistische 
Prämisse zugrunde lag, das „aus den Reihen bedrückter und mittelloser Proletarier­
schichten" stammende „Lumpenproletariat" sei „nicht tüchtig genug für den Lebens­
kampf". Teils versagten diese Personen, „weil es ihnen an moralischen Abwehrkräften 
mangelt", teils weil sie „erblich schwer belastete Menschenkinder" seien. „Aus den 
Reihen dieser unglücklichen Menschen", so wußte etwa die sozialdemokratische Frau­
enbewegung, „rekrutiert sich dann das Heer der Vagabunden, der Gewohnheitsver­
brecher und der Dirnen". Auf der Grundlage dieser Analyse plädierten dann wohl­
fahrtspolitisch engagierte SPD-Frauen dafür, diese „für den Lebenskampf zu schwa­
chen Elemente in eine humane Obhut zu nehmen, sie vor sich selbst und die mensch­
liche Gesellschaft vor ihnen zu schützen"86. Diese doppelte Präventivstrategie münde-

82 Hans Fehlinger, Rezension zu Werner Sombart, Das Proletariat, in: Politisch-Anthropologische 
Revue 6 (1907/08), S. 347. 

83 Viktor Engelhardt, Die Verteilung der Partei- und Gewerkschaftsfunktionäre auf die Berufsgruppen, 
in: Neue Zeit 41 (1923), S. 470-475, hier S. 470. 

84 Ähnliche Elitetheorien entstanden zugunsten der sowjetischen KP-Funktionäre in der sowjetischen 
Eugenik der zwanziger Jahre; vgl. Lydia T. Black, The concept of race in Soviet anthropology, in: Stu-
dies in Soviet Thought 17 (1977), S. 1-27; M. B. Adams, The politics of human heredity in the USSR, 
1920-1940, in: Genome 31 (1989), S. 879-884. 

85 Hermann Wendel, Rezension zu C. Staun, Lehrjahre in der Gosse, in: Neue Zeit 32 (191'4), S. 693 f. 
86 Verwahrungsgesetz, in: Die Genossin 2 (1925), S. 73 f. 
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te in den parlamentarischen Beratungen über ein neues Verwahrungsgesetz in konkrete 
politische Entwürfe; das Gesetz kam dann freilich doch nicht zustande, da der SPD 
eine Definition der zu Verwahrenden zu unsicher schien. 

Ein Vorbild für die noch distanziertere, streng selektionistische Variante hatte schon 
der junge Kautsky geliefert, als er hinsichtlich der Ausrottung der australischen und 
nordamerikanischen Ureinwohner bekannte, „den Menschenfreund" befalle schon 
„ein melancholisches Gefühl", wenn er „diesen Vernichtungsprozeß ruhig ansehen" 
müsse, „ohne helfen zu können", um dann als theoretische Erkenntnis hinzuzusetzen: 
„[...] Das Gesetz des Kampfes ums Dasein ist ein hartes und unerbittliches."87 Dieser 
Fatalismus bestimmte einige Teile der Arbeiterbewegung bis in die Endphase der Wei­
marer Republik. Das Verbandsorgan der sozialdemokratischen Lebensreformer er­
klärte noch im Januar 1933, während man einen Tierzüchter, der auch die minderwer­
tigen Exemplare sich fortpflanzen lasse, „mindestens für sehr dumm halten" würde, sei 
es im Falle der menschlichen Gesellschaft „wirklich höchste Zeit", der „Überwuche­
rung der minderwertigen Elemente" endlich mit rassenhygienischen Mitteln Einhalt 
zu gebieten. Sobald ein Mensch durch seine Existenz andere schädige, habe die Gesell­
schaft geradezu die Pflicht, einzugreifen. „Das Recht des Menschen auf sein Leben ist 
ein bedingtes. Soweit er die naturgesetzlichen Bedingungen nicht erfüllt, muß er unter 
den Folgen seiner Fehler leiden. Die Natur kennt keine Sündenvergebung." Ein­
schränkend hieß es aber immerhin, innerhalb der menschlichen Gesellschaft dürfe 
diese natürliche Selektion keinesfalls durch „Vernichtung von Menschenleben" nach­
geahmt werden; statt dessen wurde für eine Verhinderung der Fortpflanzung erblich 
„Minderwertiger" durch eugenische Maßnahmen bis hin zur Zwangssterilisation plä­
diert88. 

VI. 

Sozialistische Eugenik blieb innerhalb der SPD stets ein eher elitäres Phänomen, das 
zunächst auf intellektuelle Zirkel, später - insbesondere nach 1919 - auf die medizini­
schen und sozialpolitischen Experten der Partei konzentriert blieb. Innerhalb der so­
zialistischen Intelligenz erhob sich gegen das eugenische Denken anfänglich auch Wi­
derspruch, der quer zu sonstigen innerparteilichen Frontlinien verlief. Um 1920 war 
die Entwicklung jedoch schon so weit vorangeschritten, daß in den maßgeblichen ge-
sundheits- und bevölkerungspolitischen Expertengruppen der Partei ein grundlegen­
der Konsens über die Notwendigkeit eugenischer Politik bestand, wenn man sich auch 
über konkrete eugenische Maßnahmen und ihre jeweilige „Durchschlagskraft" noch 
längst nicht einig war. Die Mehrheit der Partei verhielt sich zu den wachsenden Akti-

87 Karl Kautsky, Der Kampf ums Dasein in der Pflanzenwelt, in: Neue Zeit 1 (1883), S. 186-189, hier 
S. 188 f.; ders., Die Indianer im Kampf ums Dasein, in: Zürcher Post vom 14.8.1884. 

88 Hat jeder Mensch das Recht der Fortpflanzung? (Die Unfruchtbarmachung der geistig Minderwer­
tigen), in: Volksgesundheit 43 (1933), S. 6 ff., hier S. 7f. 
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vitäten ihrer eugenischen Sozialtechnologen teils wohlwollend, teils passiv, behinderte 
sie zumindest in keiner Weise. 

Die zentralen eugenischen Kategorien „Minderwertigkeit" und „Auslese" richteten 
sich keineswegs nur gegen Angehörige marginaler Gruppen oder der Unterschicht, 
sondern- zumindest theoretisch- ebensogut gegen sozial besser gestellte Erbkranke und 
waren damit letztlich klassenunspezifisch89. Daher läßt sich das „Lumpenproletariat" 
auch nicht als die Zielgruppe der Eugenik schlechthin identifizieren. Da der Begriff 
„Minderwertigkeit" jedoch schillernd war und in ihm ein ganzer „ Komplex aus industri­
eller Brauchbarkeit sowie öffentlicher Wohlanständigkeit oder kommunikativer Anpas­
sungsfähigkeit"90 mitschwang, mußte er gegenüber solchen sozialen Gruppen besondere 
Brisanz entfalten, die gegen all diese Wertmuster verstießen: Dies traf insbesondere auf 
„ ,Asoziale', Kriminelle, Schwachsinnige" zu, wobei die Gefahr für die Arbeiterbewe­
gung stets darin bestand, daß „die Grenzen" dieser Gruppen „zum Proletariat' fließend" 
waren91. Marx hatte das Phänomen der „Entartung" noch als Folge der umweltbedingten 
Massenverelendung im Kapitalismus begriffen92; mit der Politisierung naturwissen-
schaftlich-szientistischer Denkmuster wurden in den folgenden Jahrzehnten „die 
Pauperisierung der Massen, Kriminalität und Alkoholismus" zunehmend weniger als 
Kosten des tiefgreifenden sozialen Wandels, sondern vielmehr „als Folgen der Degenera­
tion des Erbguts interpretiert"93. Schon 1909 hatte Edmund Fischer, ein zum SPD-Partei­
redakteur und Reichstagsabgeordneten aufgestiegener Bildhauergeselle, unter Berufung 
auf Lombroso argumentiert, das sich vorwiegend aus Landstreichern, Alkoholikern und 
Prostituierten rekrutierende „Lumpenproletariat" sei nicht allein durch sein Milieu ge­
schädigt, sondern in erster Linie „geistig minderwertig"94. Fischer hob bei dieser 
Wertung ausdrücklich hervor, daß schon Marx und Engels diese Gruppe als „passive 
Verfaulung der untersten Schichten" bezeichnet hätten, womit er deren Werturteil biolo-
gisierte. Der SPD-Funktionär wehrte sich entschieden dagegen, etwa zeitweilig arbeits­
lose echte Proletarier mit solchem „Lumpenproletariat" gleichzusetzen95. 

Diese Empfindlichkeiten wurden wesentlich dadurch geschürt, daß sich - auch in 
der eugenischen Debatte - die Vertreter der Arbeiterbewegung immer wieder gegen 
die von bürgerlicher Seite gepflegte sozialdarwinistische Unterstellung verwahren 
mußten, das gesamte Proletariat sei erblich minderwertig und habe daher seine 

89 Vgl. Gisela Bock, Zwangssterilisation im Nationalsozialismus. Studien zur Rassenpolitik und Frau­
enpolitik, Opladen 1986, S. 72 ff. 

90 Dornen Mitleid, S.28. 
91 Weingart/Kroll/Bayertz, Rasse, Blut und Gene, S.20; Jürgen Reyer, Alte Eugenik und Wohl­

fahrtspflege. Entwertung und Funktionalisierung der Fürsorge vom Ende des 19. Jahrhunderts bis 
zur Gegenwart, Freiburg i. Br. 1991, S. 129; Klaus Scherer, „Asozial" im Dritten Reich. Die vergesse­
nen Verfolgten, Münster 1990, S. 37-56. 

92 Vgl. Nolte, Idealsoziologie, S. 156. 
93 Weingart/Kroll/Bayertz, Rasse, Blut und Gene, S. 18. 
94 Vgl. Edmund Fischer, Die sexuellen Probleme, in: Sozialistische Monatshefte 15 (1909), S. 959-966, 

hier S. 961 ff. 
95 Vgl. Edmund Fischer, Das Lumpenproletariat, in: Ebenda, S. 1133-1139, hier S. 1133,1135. 
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schlechten Lebensumstände vollauf verdient. Wenn bürgerliche Wissenschaftler den 

Terminus „Proletariat" als Synonym für Asoziale, „Verbrecher, Dirnen, Zuhälter, Ar­

beitsscheue usw." verwandten, so erschien dies sozialistischen Rezensenten als Pole­

mik im Krieg der „Proletarier"-Begriffe, als schlicht unwissenschaftliche, an Böswillig­

keit grenzende „Kampfansage gegen den Sozialismus"96. Selbst einigen Vertretern der 

völkischen Rassenhygiene ging dieser offensichtliche politische Mißbrauch der Gene­

tik auf Kosten der Arbeiterbewegung zu weit: „Oberflächliche Kenntnis", vielleicht 

aber „auch absichtliches Mißverstehen dieser Lehren" führe - so das „Archiv für Ras­

sen- und Gesellschaftsbiologie" noch 1932 - „bei Laien nicht selten zu Folgerungen in 

dem Sinne, als wären die wirtschaftlich und gesellschaftlich führenden Schichten eines 

Volkes im Alleinbesitz der wertvollen Anlagen". Deshalb sei es nicht verwunderlich, 

daß die Arbeiterbewegung die Eugenik lange Zeit abgelehnt und als „Bourgeoiswis­

senschaft" abgetan habe. Dabei sei doch „die soziale Klasse der industriellen Arbeiter­

schaft [...] sicher kein ungeeignetes Objekt für eugenische Bestrebungen"97. 

Weit weniger gelassen reagierten sozialistische Eugeniker, die von rechter Seite in 

ihrem Engagement sichtlich unterschätzt wurden, auf solche Minderwertigkeits-Dia­

gnosen über das Industrieproletariat. Im polemisch-szientistischen Diskurs führten sie 

ihrerseits eugenische Argumente gegen die „Anderen" - Bourgeoisie und „Lumpen­

proletariat" - ins Feld. Einige sozialistische Gegen-Polemiker sprachen sogar explizit 

von einer „Lumpenbourgeoisie" als eugenisch minderwertiger Zielgruppe98. So erklär­

te Oda Olberg schon 1906, während die wichtigste Ursache für die Massenentartung 

der Arbeiterschaft in Wahrheit deren Massenelend, also das negative Milieu, sei, herr­

sche eine „rapide" erbliche Entartung gerade in den oberen Schichten der Bevölke­

rung. Der dort besonders auffällige „Mangel an Zuchtwahl" bedinge ein „Aufpäppeln 

der Minderwertigen (Nachkommen von Syphilitikern, Alkoholikern, Wüstlingen, Tu­

berkulösen usw.)", was unweigerlich zur „Rassenschädigung" führen müsse99. Solche 

Argumente gingen direkt auf SPD-Positionen in der sozialdarwinistischen Kontrover­

se nach 1880 zurück100. 

Sehr viel stärker noch wirkte die aus traditionalen, politischen und sozialdarwinisti­

schen Motiven begründete Distanzierung des „revolutionären" Proletariats vom „Lum­

penproletariat" in die werdende sozialistische Eugenik hinein. Gerade sozialistische 

Ärzte dehnten das Abgrenzungskriterium des Bewußtseins immer stärker vom politi­

schen Bereich auf das Biologische und Sexuelle aus. So stellte etwa der linkssozialistische 

Mediziner Max Hodann dezidiert ein „Bildungsproletariat" der „wertvollsten Famili-

96 R. F. Fuchs, Rezension zu A. Basler, Einführung in die Rassen- und Gesellschaftsphysiologie, in: Die 
Gesellschaft 3 (1926), S. 283-286, hier S. 283 ff. 

97 Ernst Brezina, Arbeiterschaft und Aufartung, in: Archiv für Rassen- und Gesellschaftsbiologie 26 
(1932), S. 15-35, hier S.33f. 

98 Vgl. Byer, Rassenhygiene, S. 163 ff. 
99 Vgl. Oda Olberg, Bemerkungen über Rassenhygiene und Sozialismus, in: Neue Zeit 24 (1906), S. 725-

733, hier S. 731 ff. 
100 Vgl. Karl Kautsky, Der Darwinismus und die Bourgeois-Wissenschaft, in: Der Sozialdemokrat vom 

9.10.1884. 
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en" gegen das Lumpenproletariat. Der Wiener Kommunalarzt und Sozialist Karl Kaut-
sky jr. wiederum versuchte diesen angeblich auch eugenisch relevanten Bewußtseins-
Unterschied zwischen Proletariat und „Lumpenproletariat" umfassender zu definieren. 
Beide Gruppen, so Kautsky, litten unter der grundlegenden (schon von Marx so defi­
nierten) „Unsicherheit der Existenz". Während jedoch der Lumpenproletarier auf seine 
Klassenlage mit „stumpfe[r] Ergebenheit in sein Schicksal und Gleichgültigkeit gegen­
über den Folgen seines Tuns" reagiere, sei der „moderne Industrieproletarier" ein ganz 
„anderer Mensch": „ihm ist seine Klassenlage voll bewußt geworden. Er leidet unter ihr 
nicht nur körperlich, sondern auch seelisch und er kämpft mit voller Hingabe [...], um 
die Lage seiner Klasse zu verbessern." Nicht zuletzt zeuge er - anders als der Lumpen­
proletarier - „nicht wahllos und zügellos Kinder, ohne sich zu kümmern, was aus ihnen 
wird"101. Dem bewußten Proletariat wurde so die Fähigkeit zu bewußter, rationaler 
Fortpflanzung attestiert, während dieselbe beim generell ziel- und besinnungslosen 
Lumpenproletarier keineswegs vorausgesetzt werden und zu einer wie auch immer ge­
arteten Kontrolle der eugenischen Soziabilität Anlaß geben konnte. 

Dementsprechend begründete der prominente sozialistische Arzt Ignaz Zadek seine 
Kampagne gegen den Alkoholismus damit, daß die Trunksucht sowohl die Trinker als 
auch deren Nachkommen geistig ruiniere. Der Trinker verstieß außerdem gegen das 
der SPD so wichtige Kriterium der Organisierbarkeit: Zadek diagnostizierte, daß „das 
alkoholisierte Hirn des Gewohnheitstrinkers" nicht nur schlecht funktioniere, „ab­
norm reizbar und erregbar" sei und zu Gewalttätigkeiten neige, sondern daß es auch 
„jeder ernsteren Denkarbeit, jeder ruhigen Agitation und Organisation widerstrebt". 
Damit sei es „eine schlechte Waffe, wie für den Kampf ums Dasein überhaupt, so im 
besonderen für den Befreiungskampf der Arbeiterklasse". Und gerade deshalb habe 
„die Sozialdemokratie, die den Unverstand und die Indifferenz der Massen als ihren 
ärgsten Feind betrachtet, in dem Kampf gegen den Alkohol in vorderster Reihe zu ste­
hen"102. Zu diesem eher organisationspatriotischen Kriterium trat die neue These, Al­
koholiker produzierten eine erblich minderwertige Nachkommenschaft, was den 
Trinker auch in generativer Hinsicht mit dem zentralen Ziel des stetigen Aufstiegs der 
Arbeiterklasse in Konflikt brachte. Zadek betonte schon 1911, daß Alkoholismus 
durchaus zu „Unfruchtbarkeit und Entstehung minderwertiger Nachkommen" füh­
ren und daher in beiden Fällen „eine fortschreitende Verkümmerung der menschlichen 
Rasse" bewirken könne103. Der Kampf gegen den Alkoholismus, der ohnehin schon 
auf einem Konglomerat aus Moralismus, Lebensreformbestrebungen und Versuchen 
zur Organisationsdisziplinierung beruhte, wurde gerade von sozialistischen Ärzten, 
aber auch von Vertretern der sozialistischen Lebensreform- oder Frauenbewegung, in 
der Folgezeit mehr und mehr mit eugenischen Argumenten angereichert. 

101 Zu Hodann siehe Wilfried Wolff, Max Hodann (1894-1946) - Sozialist und Sexualreformer, Ham­
burg 1993, S.222. Das Kautsky-Zitat zit. nach Byer, Rassenhygiene, S. 158. 

102 Ignaz Zadek, Auch ein Beitrag zur Alkoholfrage, in: Sozialistische Monatshefte 6 (1902), S. 809-812, 
hier S. 812. 

103 Aus den Schriften von Ignaz Zadek, in: Der Sozialistische Arzt 7 (1931), S. 218 ff., hier S. 218. 
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Kategorisch wandte sich Oda Olberg 1926 gegen die beim „Klassenfeind" so belieb­
te Gleichsetzung von „Proletariat" und „Lumpenproletariat". Insbesondere in ihrem 
eugenischen Hauptwerk „Die Entartung in ihrer Kulturbedingtheit" machte sie Front 
gegen bürgerlich-sozialdarwinistische Auffassungen, das Proletariat bilde sich in stän­
diger negativer Auslese „aus dem Abfall der herrschenden Klasse". Die breite Masse 
„der qualifizierten Arbeiter", so betonte Olberg, sei kein minderwertiger Bodensatz 
der Gesellschaft, sondern bilde „ein soziales Ganze[s], das Tradition und soziale 
Schranken zusammenhalte, und das dem Einsickern unterliegender bürgerlicher Ele­
mente einfach dadurch Widerstand entgegenstellt, daß es im großen ganzen ein hohes 
Maß physischer Leistungsfähigkeit oder doch Zähigkeit voraussetzt". Der Proletarier, 
der in der Regel eben nicht den sozialen Aufstieg in eine andere Klasse unternehme, 
sondern aus sozialen und mentalen Gründen in seiner eigenen Klasse verbleibe, dürfe 
aufgrund dieser sozialen Beständigkeit „keineswegs [als] ein im Daseinskampf Ge­
scheiterter" diffamiert werden104. 

Hatte Kautsky jr. den Unterschied zwischen „Proletariat" und „Lumpen" noch in Be­
wußtsein und Verhalten (insb. dem Fortpflanzungsverhalten) gesehen, ohne damit die 
objektive Identität der Klassenlage beider Gruppen infragestellen zu wollen, so lieferte 
Oda Olberg eine weit tiefgreifendere biologische Begründung dieser Kluft. Sie definierte 
das „Lumpenproletariat" soziologisch und biologisch gezielt aus dem „Proletariat" hin­
aus. Die "Gültigkeit der Milieutheorie" beschränkte Olberg in schon klassischer Manier 
auf das Industrieproletariat105; mit dem „Lumpenproletariat" verhalte es sich hier näm­
lich „ganz anders". Dieses rekrutiere sich „durchaus nicht vorwiegend aus dem Proleta­
riat"; „Lumpenproletarier" seien vielmehr „überhaupt keine wirtschaftliche, sondern 
eine biologische Kategorie, die sich aus dem Abfall aller sozialen Schichten bildet". Be­
trachte man diese Gruppe von Menschen, „die aus dem Produktionsmechanismus der 
Gesellschaft geschleudert sind, die dauernd der Armenpflege zur Last liegen, ständig ob­
dachlos sind, als Bettler, Vagabunden und Gewohnheitsverbrecher das Leben fristen", so 
erscheine deren ,,soziale[r] Schiffbruch" durchaus als „eine Folgeerscheinung und ein 
Ausdruck biologischer Unzulänglichkeit". Gewiß gebe es auch Menschen, „die ohne 
Veranlagung", durch ungünstige soziale Umstände also, in diese Schicht abgeglitten 
seien, doch bildeten sie „nur einen kleinen Bruchteil der Deklassierten" .Deren „Haupt­
masse" bestehe jedenfalls „aus Entarteten, aus Imbezillen oder Psychopathen"106. 

Solches Denken blieb nicht auf die sozialistische Publizistik beschränkt, sondern 
fand auch Eingang in eine „linke" akademische Soziologie. Der Sozialdemokrat Theo­
dor Geiger etwa, 1928-1933 Professor an der TU Braunschweig und danach im skan-

104 Oda Olberg, Die Entartung in ihrer Kulturbedingtheit, München 1926, S. 19 f. 
105 Vgl. Byer, Rassenhygiene, S. 158. 
106 Olberg, Entartung, S. 19f.; hinsichtlich des sozialen Umgangs mit diesen „defekten" Menschen ver­

folgte Olberg keineswegs die radikale Maxime „Wer nicht arbeitet, soll nicht essen!", wie dies Byer, 
ebenda, S. 158f., irrigerweise und mit sinnwidrigen Zitaten behauptet; statt dessen plädierte Olberg 
sogar dafür, den „Minderwenigen" „die Daseinsfristung am Rande der Gesellschaft zu erleichtern", 
da es für die Gesellschaft „sehr viel kostspieliger" sei, sie als Kranke, Irre oder Verbrecher abzustem­
peln und auszusondern, was zudem vielfach sachlich nicht gerechtfertigt wäre; Olberg, ebenda, S. 22. 
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dinavischen Exil, ging mit Oda Olbergs eugenischen Überzeugungen völlig konform. 
„Erbpflege" bedeutete für Geiger, sich „nicht mehr damit" zu begnügen, „die Men­
schenmassen, die uns mit jedem neuen Zeitalter beschert werden, hinzunehmen, wie 
sie sind". Eine umfassende sozialpolitische Pflege der lebenden Menschen sollte mit 
einer negativ-eugenischen vorgeburtlichen Auslese verknüpft werden, denn „je edler 
der Stoff, desto edleres Erzeugnis kann sorgsame Arbeit daraus schaffen"107. Ganz auf 
der Linie Olbergs bestritt der Soziologe auch die Berechtigung der weitverbreiteten 
Vergleiche zwischen Berufsgruppen (insb. der Arbeiterschaft) und dem „Lumpenpro­
letariat" oder Verbrechern; letztere seien doch eindeutig keine Erwerbsgruppe, son­
dern hier handle es sich „teils um sozialen Auswurf, teils um Kranke". Wer dennoch -
wie etliche bürgerliche Eugeniker - eine soziale Wertigkeitsskala aufstelle, „in der die 
Arbeiterschaft als wertmäßig benachbarte Schicht neben das Lumpenproletariat' ge­
stellt wird, der legt nicht nur von verbotener Unwissenheit Zeugnis ab; er bekundet 
[auch] einen Mangel an sozialem Taktgefühl, der ihn unwürdig macht, im Namen einer 
so edlen und sozialethisch so wichtigen Sache wie der Erbpflege zu sprechen"108. 

Das soziale Taktgefühl gegenüber dem organisierten Proletariat der Arbeiterbewe­
gung ging mit einer scharfen Abgrenzung gegenüber dem „Lumpenproletariat" einher: 
Obwohl „der fatale und unsinnige Ausdruck Lumpenproletariat '" - dessen marxi­
stisch-polemische Konnotationen Geiger offensichtlich nicht bewußt waren - „dem 
bösartigen Vergleich mit dem echten Proletariat eine scheinbare Berechtigung" gebe, 
sei dieser wissenschaftlich nicht zulässig: Beim lumpenproletarischen „Gesindel" 
handle es sich nämlich um die „Bärme aller echten sozialen Schichten" und nicht um 
eine kompakte soziale Gruppe direkt unterhalb des Proletariats; „jener Auswurf", der 
vielmehr klar „außerhalb der bürgerlichen Gesellschaft" stehe, umfasse „die Gestran­
deten und Deklassierten aller sozialen Zonen - zumeist Untermenschen, die vom Mut­
terleib an geistig und moralisch, oft auch körperlich, minderwertig sind". Mit dieser 
These von den „Untermenschen", denen er eine den „Standlosen (Unehrlichen) in der 
ständischen Gesellschaft" vergleichbare Rolle jenseits aller Schichtensoziologie 
zumaß109, verlor sich der zum Eugeniker mutierende Soziologe Geiger in einem strik­
ten Erbdeterminismus. Größten Wert legte er auf die Feststellung, daß das in tiefstem 
Sinne a-soziale „Lumpenproletariat" „dem Proletariat nicht um einen Deut näher 
[stehe] als etwa den ,Akademikern'"110. 

Diese denkbar scharfe Unterscheidung zwischen „Proletariat" und „Lumpenprole­
tariat" mündete bei Geiger folgerichtig in eine ebenso deutliche Abgrenzung der Sozi­

alpolitik von der Wohlfahrtspolitik: Letztere konnte demnach als „Schaffung von Aus­
nahmemilieus für Mindertaugliche" erscheinen, die in exzessiver Form durchaus als 

107 Theodor Geiger, Erbpflege. Grundlagen - Planung - Grenzen, Stuttgart 1934, S.7; Geigers Schrift 
konnte in Deutschland noch veröffentlicht werden, während sich ihr Autor bereits im dänischen Exil 
befand. 

108 Ebenda, S. 57. 
109 Theodor Geiger, Soziologische Kritik der eugenischen Bewegung, Berlin 1933, S. 33. 
110 Geiger, Erbpflege, S. 58. 
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„Gegenauslese" wirkte und den „Ruf nach rücksichtsloser [eugenischer] Ausmerze" 

berechtigt erscheinen ließ. Hingegen wehrte sich Geiger entschieden dagegen, diese 

Kritik an unterschiedsloser Wohlfahrtspolitik auch auf die sozialpolitische „Milderung 

der sozialen Schichtmilieus" auszudehnen. Sozialpolitik für breite Bevölkerungs­

schichten sei alles andere als „Gegenauslese", sie wolle vielmehr „durch wenigstens 

teilweisen Ausgleich des sozialen Handicaps die natürliche Auslese wieder zur Gel­

tung bringen"111. Es sei daher in keiner Weise angängig, „in der öffentlichen Debatte 

die Adressaten der Sozialpolitik" - also die breite Arbeiterschaft, aber längst nicht nur 

diese - „in nächste Nachbarschaft mit ,minderwertigen Volkselementen' zu brin-

gen"112. 

Diese quasi schichtungssoziologisch untermauerte Distanzierung von „Proletariat" 

und „Lumpenproletariat", wie sie Olberg und insbesondere Geiger entwickelten, 

wurde im sozialistisch-eugenischen Diskurs nicht völlig konsensfähig. Vielen linken 

Eugenikern reichte eine - ansonsten ähnlich scharfe - Binnendifferenzierung in ver­

schiedene proletarische Schichten. Die praktischen Konsequenzen beider Positionen 

unterschieden sich freilich kaum. So grenzte die prominente SPD-Reichstagsabgeord­

nete Antonie Pfülf, Generalstochter und Lehrerin, die „lumpenproletarischen Minder­

wertigen" zwar nicht rigoros aus, sie teilte jedoch rückhaltlos die (nicht nur im soziali­

stischen Spektrum beliebte) These eines engen Zusammenhangs zwischen „Lumpen­

proletariat" und Verbrechertum. Pfülf trat 1923 im Zentralorgan der sozialdemokrati­

schen Frauenbewegung für eine freiwillige, eugenisch motivierte Geburtenbeschrän­

kung bewußter Proletarierinnen ein, um auf diese Weise das Problem des erblich veran­

lagten jugendlichen Verbrechertums lösen zu helfen. Ein Großteil der jugendlichen Für­

sorgezöglinge und Sträflinge sei nämlich eindeutig „abnorm" und „schon in der Keim­

entwicklung vorausbestimmt worden zum Schädling der Gesellschaft"; eine negative 

Lebensumwelt habe dann das ihrige dazu getan, um diese kriminelle Anlage zu entfal­

ten. Anders als für Olberg und Geiger war für Antonie Pfülf die Bekämpfung dieses kri­

minellen „Lumpenproletariats" noch ein binnenproletarisches Problem, „eine ureigene 

Sache des Proletariats, eine sehr ernste Sache seines Klassenkampfes, für die die Frauen 

in erster Reihe ins Treffen" müßten. Negative Eugenik wurde hier zur Sache politisch 

und sittlich hochwertiger Proletarierinnen, die neben dem Klassenkampf gegen die 

Bourgeoisie eine zweite Front „in unseren eigenen Reihen" eröffneten, „gegen den 

Feind, den wir am meisten hassen, gegen Stumpfheit, Unverstand, Verantwortungslo­

sigkeit der breiten Massen auch auf dem Gebiet der Fortpflanzung"113. Das Dilemma 

gesamtproletarischen Einheitsdenkens und binnenproletarisch-eugenischer Abgren­

zung suchte Pfülf, wie auch andere Vertreterinnen der SPD, durch eine - fast möchte 

man sagen - sexistische Höherbewertung weiblicher Proletarier zu lösen. Ihr Engage-

111 Theodor Geiger, Natürliche Auslese, soziale Schichtung und das Problem der Generationen, in: Köl­
ner Vierteljahrshefte für Soziologie 12 (1933/34), S. 159-183, hier S. 161 f. 

112 Theodor Geiger, Eugenik. Soziologische Betrachtungen, in: Soziale Praxis 42 (1933), S. 35-43,65-70, 
hier S. 37. 

113 Toni Pfülf, Jugendliches Verbrechertum, in: Die Gleichheit 33 (1923), S. 50 f. 
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ment gegen „lumpenproletarische" Kriminelle mündete später in die von ihr mitgetra­
genen SPD-Sterilisationsinitiativen im Strafrechtsausschuß des Reichstages114. Andere 
SPD-Politikerinnen motivierten mit ähnlichen eugenischen Analysen eine dauerhafte 
Zwangsasylierung erblich belasteter Jugendkrimineller115. 

„Lumpenproletarier" und erbkranke Kriminelle paßten aus der Sicht dieser Sozial­
demokraten nicht in eine künftige sozialistische Gesellschaftsordnung. Hier nämlich 
war „der an Körper und Geist völlig gesunde Mensch die Grundlage des Idealstaa­
tes"116. Nicht nur sozialdemokratische Gesundheitspolitiker hatten erklärtermaßen 
„an der Erzeugung und Erhaltung des gesunden Menschen [...] ein wesentlich größe­
res Interesse als die uns als Gegner gegenüberstehenden bürgerlichen Parteien", wobei 
sie auf Umweltverbesserung ebenso wie auf die gezielte „Ausmerzung" des „Un-
glück[s] körperlicher oder geistiger Erkrankungen" setzten117. Auch für kommunisti­
sche Intellektuelle stand es außer Frage, daß eine künftige sozialistische Rassenhygiene 
das Ziel verfolgen würde, „innerhalb der Gattung Mensch diejenigen Menschenschläge 
bewußt zu entwickeln [...], die den neuen wirtschaftlichen und kulturellen Daseinsbe­
dingungen des Sozialismus am weitestgehenden entsprechen"118. Auch in sozialisti­
schen Kreisen zitierte man feierlich das Nietzsche-Wort: „Nicht fort sollt ihr euch 
pflanzen, sondern hinauf!"119 Dachte sich der alte Karl Kautsky diesen „Übermen­
schen" noch vergeistigt-intellektuell120, so stand Leo Trotzki der neuen Generation 
moderner Sozialtechnologen mit dem Credo schon näher, die sozialistische Gesell­
schaft werde „einen höheren gesellschaftlich-biologischen Typus, und wenn man so 
will - den Übermenschen zu schaffen" in der Lage sein121. Der britische Sozialist und 
Eugenik-Anhänger H. G. Wells verglich den planenden wissenschaftlichen Sozialisten 
mit einem Gärtner: Er suche „einen Plan zu machen, wie man einen Garten entwirft 
und anlegt, damit süße und angenehme Dinge wachsen können, sich weite und schöne 
Aussichten eröffnen und Unkraut und Fäulnis verschwinden"122. Nicht nur Wirt­
schaft und Gesellschaft wurden durch einen solchen Plan geordnet, sondern auch der 
Mensch selbst sollte einer umfassenden, daher auch eugenischen „Planbewirtschaftung 
des menschlichen Lebens"123 unterworfen werden. 

114 Vgl. Schwanz, Sozialistische Eugenik. 
115 Vgl. Verwahrungsgesetz, S. 73 f. 
116 Andreas V. Knack, Ein Aktionsprogramm zum Gesundheitswesen?, in: Neue Zeit 40 (1922), S. 173-

180, hier S. 174. 
117 Ebenda, S. 173 f. 
118 Max Levien, Stimmen aus dem deutschen Urwalde. Zwei neue Apostel des Rassenhasses, in: Unter 

dem Banner des Marxismus 2 (1928), S. 150-195, hier S. 162. 
119 Vgl. Henriette Fürth, Die Regelung der Nachkommenschaft als eugenisches Problem, Stuttgart 1929, 

S.15. 
120 Vgl. Karl Kautsky, Die materialistische Geschichtsauffassung, Bd. 2, Stuttgart/Berlin 21929, S. 839ff. 
121 Zitat Trotzkis nach Hans Fenske, Politisches Denken im 20.Jahrhunden, in: Hans-Joachim Lieber 

(Hrsg.), Politische Theorien von der Antike bis zur Gegenwart, Bonn 1991, S. 657-880, hier S. 760. 
122 Zit. nach Zygmunt Bauman, Moderne und Ambivalenz. Das Ende der Eindeutigkeit, Hamburg 1992, 

S.51. 
Knack, Aktionsprogramm, S. 177. 
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„Wahrhaft explosiv" wurde dieses ausufernde, prometheische „Selbstvertrauen des 

Gärtners" durch die „Vermischung" mit „Ressentiments gegen den ,Anderen'"124. In 

diese Gefahrenzone geriet auch das „Lumpenproletariat". Obwohl die sozialistische 

Eugenik keine „Kriegserklärung" an die „Lumpenproletarier" darstellte, sondern stets 

an der humanen Betreuung bereits lebender Menschen festhielt, wurden doch jene Be­

völkerungsgruppen, die dem Ziel einer sozialistisch-eugenischen Leistungsgesellschaft 

nicht entsprachen, sozialdemokratischen Gesundheitsexperten zunehmend „zum 

Feindbild"125. So illustrierte der prominente Sozialhygieniker und SPD-Reichstagsab­

geordnete Alfred Grotjahn seine Forderung nach eugenischer Differenzierung des Ge­

burtenrückganges bedenkenlos mit den später von Geiger so heftig kritisierten eugeni­

schen Wertigkeitsskalen: Indem der Geburtenrückgang zunächst stets die oberen, als 

hochwertig definierten Schichten der Bevölkerung ergreife, führe er notwendig zu 

einem eugenischen Qualitätsverlust in der Nachkommenschaft eines Volkes; als Beleg 

wurden die wissenschaftsüblichen, doch im sozialistischen Diskurs recht gewagten 

Beispiele aus dem Adel und der Beamtenschaft angeführt. Diese eugenische Wertig­

keitsskala dehnte Grotjahn gezielt auf die Binnenschichtung des Industrieproletariats 

aus: „Auch innerhalb der Arbeiterklasse" hätten mittlerweile die jeweils „gehobenen 

Schichten weniger Kinder", als zur quantitativen Bestandserhaltung aus eigener Kraft 

notwendig wäre. Demgegenüber zeichneten sich unqualifizierte, niedere Arbeiter-

Schichten durch eine umfangreichere Nachkommenschaft aus. 

Diese Thesen wußte Grotjahn statistisch exakt zu belegen: Bei hundert Familien 

wären für deren Bestandserhaltung 350 Kinder notwendig; tatsächlich entfielen jedoch 

auf 100 Spinner und Weber 344, auf 100 Metallarbeiter 285, auf 100 Maschinenbauer 

244 sowie auf 100 Elektrotechniker lediglich 189 Kinder. Die Beobachtung der gerin­

geren Fortpflanzung „Hochwertiger" könne jeder Arbeiter mühelos selbst machen: 

„Man braucht sich ja auch nur in seinem Bekanntenkreis umzusehen, um feststellen zu 

können, daß die sich besonders auszeichnenden Parteigenossen, Sekretäre, Redakteure 

und Abgeordnete nur ausnahmsweise eine Kinderzahl von drei oder mehr errei­

chen"126. Den sozialdemokratischen Arbeitern wurde damit unverblümt nahegelegt, 

einen Elektrotechniker für eugenisch hochwertiger zu halten als einen Metallarbeiter -

erst recht galt die captatio benevolentiae eugenischer Hochwertigkeit für die Funktio­

närselite der Partei, die schon der frühe bürgerliche Sozialdarwinismus127 zuweilen als 

hochwertige Minorität klassifiziert hatte. 

Grotjahn sah in der eugenisch negativ wirkenden Geburtendifferenzierung einen 

weiteren Beweis für „das Marxsche Gesetz, daß Veränderungen der Quantität in solche 

der Qualität umschlagen". Wenn diese Entwicklung ungehemmt fortschreite, so warn­

te der Gesundheitspolitiker seine Genossen, würde letztlich „auch das deutsche Prole-

124 Bauman, Moderne, S. 52. 
125 Byer, Rassenhygiene, S. 158. 
126 Alfred Grotjahn, Proletariat und Geburtenrückgang, in: Neue Zeit 41 (1923), S. 164-171, 205-209, 

hier S. 170 f. 
127 Vgl. Otto Ammon, Der Darwinismus gegen die Sozialdemokratie, Hamburg 1891, S. 73,94. 
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tariat seine Rolle als der [weltweite] Hauptträger einer sozialistischen Zukunft [...] 
ausgespielt haben"128. Das hieß: Generatives Verhalten und politische Effizienz wur­
den für das bewußte Proletariat miteinander verknüpft. Die relativ größere Vermeh­
rung im „Lumpenproletariat" sollte von der Arbeiterbewegung als politisches und eu­
genisches Alarmsignal begriffen werden, da hierdurch auch die eigene politische Qua­
lität tangiert zu werden drohte. Dieser prognostizierten Negativ-Entwicklung wollte 
Grotjahn durch eine eugenisch gestaffelte Umkehrung der bevölkerungspolitischen 
Entwicklung zugunsten der „höherwertigen" Schichten begegnen. Dabei setzte er je­
doch stärker auf die Förderung von Geburtenvermehrung bei „Höherwertigen" als auf 
negative Zwangsmaßnahmen gegen „Minderwertige". Damit wurde die alte, in der be­
kannten „Gebärstreikdebatte" noch 1913 vehement gegen Teile der eigenen Basis ver-
fochtene Auffassung der SPD-Führung, eine hinreichende Vermehrung der Arbeiter­
klasse sei für die Bestandserhaltung der „Soldaten der Revolution" unerläßlich129, von 
Grotjahn nur um ein eugenisches Argument angereichert. 

Es ist bemerkenswert, daß insbesondere der Arbeiterbewegung nahestehende So­
ziologen zu einer strikten Ausgrenzung des „Lumpenproletariats" neigten. Theodor 
Geiger vermied es zwar, aus den kollektiven Wiederaufstiegsbestrebungen verproleta-
risierter Handwerkerschichten, die diese zur „Kerntruppe" der frühen Arbeiterbewe­
gung werden ließ, zugleich auf deren eugenische Hochwertigkeit zu schließen. Auch 
hütete er sich, die ungelernte Arbeiterschaft und das „Lumpenproletariat" für glei­
chermaßen „minderwertig" zu erklären130. Sein für die thüringischen freien Gewerk­
schaften tätiger Kollege Karl Valentin Müller ließ hingegen in beiden Fragen alle wis­
senschaftliche Behutsamkeit fahren. Müller verschärfte die verbreiteten sozialistisch-
eugenischen Auffassungen über erbliche Qualitätsunterschiede im Proletariat durch 
die „These, daß wir in der organisierten Arbeitnehmerschaft die sozialbiologische 
Elite der proletarischen Bevölkerung zu sehen haben", denn „die Organisierbarkeit 
entsprach zunächst und entspricht noch heutigentags im höchsten Masse der berufli­
chen Qualifiziertheit"131. Dabei markierte der Zusammenhang zwischen Berufsquali­
fikation und politischer Organisiertheit für Müller nur scheinbar eine binnenproleta­
rische Kluft; die hierin aufscheinende biologische Höherwertigkeit der Arbeiterbe­
wegung im Vergleich zum Gesamt-Proletariat erklärte Müller vielmehr mit der weit­
gehenden Herkunft der Sozialdemokratie aus dem verproletarisierten Mittelstand. 
Eine von ihm 1926 in Thüringen und Sachsen durchgeführte „Gewerkschaftsenque­
te" habe ergeben, daß der überwiegende Teil der qualifizierten Arbeiter und ein 
Großteil der gelernten Arbeiter aus früheren Mittelstandsfamilien stamme, während 

128 Grotjahn,Proletariats. 170f. 
129 Ulrich Linse, Arbeiterschaft und Geburtenentwicklung im Deutschen Kaiserreich von 1871, in: 

AfS 12(1972), S. 205-271; Anna Bergmann, Die verhütete Sexualität. Die Anfänge der modernen Ge­
burtenkontrolle, Hamburg 1992, S. 286-294. 

130 Geiger, Natürliche Auslese, S. 176 f., 165 f. 
131 Karl Valentin Müller, Rassenhygiene und soziale Bewegung, in: Archiv für Rassen- und Gesell­

schaftsbiologie 24 (1930), S. 348-366, hier S.361. 
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75 % der an- und ungelernten Arbeiter in den zwei vorangehenden Generationen aus 
einem Milieu der An- und Ungelernten kämen. Der durch die Industrialisierung ins 
Proletariat gezwungene „latente Mittelstand" sei ganz natürlich „zum Träger der so­
zialen Bewegung, und gerade auch der sozialistischen Teile dieser Bewegung" gewor­
den; sein erbitterter Klassenkampf gegen eine Ordnung, „die ihm die naturentspre­
chende Entfaltung verwehrte und die Aufstiegsmöglichkeiten immer mehr einengte", 
sei „sozialbiologisch gesehen eben mehr ein Schichtenkampf, ein Kampf von Rassen­
werten gegen ein Milieu der Verkümmerung und Herabzüchtung" gewesen. Es sei in 
dieser Hinsicht „kein Wunder", daß „die Staatsfreudigkeit dieses wackeren Kernes 
der sozialen Bewegung stieg, als er glaubte, durch Sozialpolitik bessere Behauptungs­
chancen, durch Verfassung und Arbeitsrecht staatsbürgerliche und soziale Anerken­
nung und die Möglichkeit der Mitregentschaft und Mitverantwortung zu bekom­
men"132. Müller erblickte in den ,,Träger[n] der sozialen Bewegung [...] die auch bio­
logische Elite der proletarischen Schichten", in die höchstens die wenigen „wertvoll­
sten und tüchtigsten, verantwortungsbereiten Elemente der ,Ungelerntenschaftc" auf­
zusteigen vermochten133. Demgegenüber sah er in den beiden Gruppen des „Lum­
penproletariats" sowie der ungelernten Arbeiterschaft das große Sammelbecken euge­
nischer Minderwertigkeit. „Ihre und ihrer Kinder Erwünschtheit" maß er in der Tat 
„geradezu an ihrer Nichtorganisiertheit oder Nichtorganisierbarkeit"134, denn für ihn 
war die Voraussetzung einer funktionierenden sozialen Demokratie „ein Volk, das in­
nerlich [...] fähig ist, sie zu verwirklichen". „Die Erziehung dazu" müsse jedoch ver­
sagen, „wenn sie sich am ungeeigneten Objekt, am unterwertig beanlagten Menschen 
erprobt". „Nur eine eugenisch gehobene Arbeiterschaft" könne die Fähigkeit besit­
zen, „ihrem Volke Führerin und Wegweiserin zur Erfüllung sozialer Aufgaben zu 
werden"135. 

Nicht der Sozialismus würde die „neuen Menschen" schaffen, lautete hier die Bot­
schaft, sondern die Eugenik müsse die sozialismusfähigen „neuen Menschen" erst ein­
mal herbeiselektieren. Müller propagierte somit die Eugenik oder „Rassenhygiene [...] 
als sozialistisches Kampfmittel": Unter ,,rücksichtslose[r], wenn möglich zwangswei-
se[r] Unterbindung des Nachwuchses aus dem ,Bevölkerungsballast'", den man schon 
allzu lange mit sich schleppe, gelte es, möglichst rasch „eine möglichst fähige sozialisti­
sche Unternehmerschicht und möglichst willige und kluge sozialistische Qualitätsar­
beiterschichten [zu] züchten und [zu] erziehen, wenn der Sozialismus in absehbarer 
Zeit Wirklichkeit werden soll[e]". Dabei trieb Müller eine gewisse SPD-Tradition, in 
der schon Wilhelm Liebknecht das kriminelle „Lumpenproletariat" als parasitären 
„Ausbeuter" stigmatisiert hatte, auf die Spitze. Er erklärte nämlich den sogenannten 
„Bevölkerungsballast" der Minderwertigen für einen schlimmeren „Ausbeuter der 

132 Ebenda, S. 364 f. 
133 Ebenda, S. 363. 
134 Bock, Zwangssterilisation, S. 74. 
135 Karl Valentin Müller, Geburtenbeschränkung und Sozialismus, in: Gewerkschaftsarchiv 8 (1931), 

S. 264-268, hier S. 268. 
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produktiven Arbeit" als „sämtliche Industriekönige zusammengenommen"136. Folge­
richtig war alle Sozialpolitik im Vergleich zur Eugenik nur sekundär, „so wie die Sorge 
des gewissenhaften Gärtners zunächst doch der [...] Sonderung der Fruchtreiser von 
dem Unkraut zu gelten hat, will er nicht seine spätere Mühe an unfruchtbare, wertlose 
Geschöpfe vergeuden"137. Um zu verhindern, daß das lumpenproletarische „Hilfs­
schulpublikum, die Halbanalphabeten, die geborenen Knechtsnaturen und Kulis [...] 
in die gleichen Kittel" schlüpften, „unter denen einst Kämpferherzen schlugen, Auf­
stiegswille lohte, verhaltene Meisterschaft ehrgeizig glühte"138, redete Müller - im Ge­
gensatz zu Grotjahn - klar der Priorität einer negativ-eugenisch ausgerichteten Bevöl­
kerungspolitik das Wort. 

Zwar blieb Müller in seiner Radikalität eine schillernde, später nahtlos in die NS-So-
ziologie gleitende Ausnahme. Dessenungeachtet galt jedoch unter sozialdemokrati­
schen Gesundheits- und Wohlfahrtsexperten weithin als communis opinio, daß ein 
Großteil des vom Proletariat klar unterschiedenen „Lumpenproletariats" erblich 
minderwertig sei und deshalb in seiner Fortpflanzung eingeschränkt werden müsse. 
Über die Einstellung der SPD-Reichstagsfraktion zumindest zu den kriminellen und 
asozialen Gruppen dieses „Lumpenproletariats" gibt eine unwidersprochene Äuße­
rung des prominenten SPD-Abgeordneten, früheren Volksbeauftragen und Reichsju­
stizministers Otto Landsberg Aufschluß, der im Dezember 1927 in einem Reichstags­
ausschuß zum Thema der Reichsverweisung bemerkte, „auch die sozialdemokratische 
Fraktion habe kein Interesse daran, ausländisches Gesindel in Deutschland zu dul­
den"; im Lande gebe es bereits „genug einheimisches Ungeziefer, das man sehr gut ent­
behren könnte, um so weniger bestehe Anlaß, den Zuzug und Aufenthalt ausländi­
scher gemeingefährlicher Elemente zu unterstützen"139. 

Diese Mentalität bildete in den zwanziger Jahren die Basis für die konkrete negativ-
eugenische Politik der SPD. Nachdem zunächst die SPD-geführten Landesregierun­
gen Thüringens und Sachsens, aber auch die preußische SPD-Landtagsfraktion für 
eine Zulassung freiwilliger eugenischer Sterilisation im Rahmen der geplanten Reform 
des Reichsstrafgesetzbuches votiert hatten, setzte sich ab 1928 auch die SPD-Reichs­
tagsfraktion hierfür ein. Sie wollte eine freiwillige eugenische Sterilisation zuallererst 
bei sicherheitsverwahrten „erbkranken Kriminellen" erprobt wissen140. Damit geriet 
automatisch das „Lumpenproletariat" als primäre Zielgruppe in den Blick. Schon 1926 
hatte der prominente Strafrechtslehrer und sozialdemokratische Ex-Reichsjustizmini­
ster Gustav Radbruch Oda Olbergs Ansatz, das „Lumpenproletariat" mit „rassenbio-

136 Karl Valentin Müller, Arbeiterbewegung und Bevölkerungsfrage. Eine gemeinverständliche Darstel­
lung der wichtigsten Fragen der quantitativen und qualitativen Bevölkerungspolitik im Rahmen ge­
werkschaftlicher Theorie und Praxis, Jena 1927, S. 89. 

137 Müller, Geburtenbeschränkung, S. 265 f. 
138 Karl Valentin Müller, Eugenik und Sozialismus, in: Günter Just (Hrsg.), Eugenik und Weltanschau­

ung, Berlin/München 1932, S. 141-196, hier S. 176. 
139 Vgl. Protokoll des 32. Ausschusses des Reichstages, 3. Wahlperiode, 38. Sitzung vom 7.12. 1927, S.4; 

in: Bundesarchiv, Abteilungen Potsdam (BA-P), RJM Nr. 5835. 
140 Vgl. eingehend Schwartz, Sozialistische Eugenik. 
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logischen" Kategorien zu deuten, vollauf gebilligt. Während Radbruch die Delinquenz 
im Proletariat auf Milieuwirkung zurückführte, erklärte er „die Delinquenz des Lum­
penproletariats und mit ihr die schwere Delinquenz Mord, Sittlichkeitsverbrechen, 
Gewerbsdiebstahl" durch „biologische Entartung". Der „Lumpenproletarier" wurde 
somit zum geborenen Schwerkriminellen und Gewohnheitsverbrecher141. Sozialisti­
sche Juristen stimmten hier mit bürgerlichen Professionskollegen weitgehend überein: 
Entsprechend unterstützte die SPD-Fraktion im Strafrechtsreformausschuß des 
Reichstages einen Antrag der liberalen Parteien und der BVP auf Ermöglichung frei­
williger Sterilisation von sicherheitsverwahrten Gewohnheitsverbrechern. Zwar 
könne man die Gesellschaft nicht mittels Sterilisation direkt „vor asozialen Menschen 
schützen", dennoch „sollte man es mit der Sterilisation versuchen", denn „vielleicht 
würde durch sie doch manches besser werden"142. 

Diese Linie wurde im Februar 1931 zu eigenständiger sozialdemokratischer Politik, 
als die SPD-Fraktion im gleichen Ausschuß den Antrag stellte, „ein für die öffentliche 
Sicherheit gefährlicher Gewohnheitsverbrecher" solle mit dessen „Zustimmung un­
fruchtbar gemacht werden" können, „wenn nach fachärztlichem Gutachten zu befürch­
ten ist, daß seine schlechten Erbanlagen bei der Nachkommenschaft wieder auftreten" 
würden. Die nach Meinung der SPD-Experten dringend notwendige „Unfruchtbarma­
chung der für die Allgemeinheit gefährlichen Gewohnheitsverbrecher" wurde mit den 
Erkenntnissen der Vererbungswissenschaft begründet, daß die „Entstehung des Ge­
wohnheitsverbrechertums" nicht mehr nur auf gesellschaftliche Ursachen, sondern zu­
mindest teilweise auch auf erbliche Disposition zurückgeführt werden könnte. „Beson­
ders bösartig" und häufig, so der SPD-Abgeordnete und Staatsanwalt Wilhelm Hoeg-
ner, seien die Folgewirkungen, wenn „schlechte soziale Verhältnisse mit schlechten Erb­
anlagen zusammentreffen". Hier geriet die traditionelle Feindgruppierung des „Lum­
penproletariats" ins Fadenkreuz: Hoegner rekapitulierte die üblichen statistischen Un­
tersuchungen, wonach etwa die Mehrzahl Hannoveraner Fürsorgezöglinge von Trin­
kern, Vorbestraften, Prostituierten, Zuhältern und Arbeitshäuslern abstammten. „An 
diesen erschreckenden Zahlen", so der Sprecher der SPD-Fraktion, könne man „un­
möglich vorübergehen, wenn man das Berufsverbrechertum von der Wurzel aus be­
kämpfen will". Das „Eingreifen des Gesetzgebers" sei hier „umso notwendiger, als Ge­
wohnheitsverbrecher infolge ihres ungezügelten verantwortungslosen Trieblebens ge­
wöhnlich eine zahlreiche Nachkommenschaft hinterlassen", wodurch „die Gesellschaft 
[...] in immer steigendem Maße von Trägern schlechter Erbanlagen durchsetzt" werde. 

Die SPD wollte freilich trotz dieses ,,Notstand[es] der Gesellschaft" die Sterilisation 
strikt an „den Grundsatz der persönlichen Freiheit" und damit der Freiwilligkeit ge­
bunden sehen143. Während die Experten um Hoegner 1931 sogar eine sich abzeichnen-

141 Vgl. Gustav Radbruch, Kultur und Entartung. Ein kritisches Referat über das Buch von Oda Olberg, 
in: Der Kampf 19 (1926), S. 303, zit. nach Byer, Rassenhygiene, S. 159. 

142 So die öffentliche Kurzfassung der SPD-Position: Sterilisation der Verbrecher?, in: Vorwärts vom 
31.10.1928. 

143 W[ilhelm] Hoegner, Die Unfruchtbarmachung, in: Der Kassenarzt 8 (1931), Nr. 5, S. 3f., hier S.3. 
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de Abstimmungsgemeinschaft mit der NSDAP in Kauf nehmen wollten, gab die 
Reichstagsfraktion Anfang 1932 ihre bis dahin verfolgte Sterilisationspolitik aus 
Furcht vor dem wachsenden Einfluß des Nationalsozialismus vorerst auf. Anders ver­
hielt sich die SPD-Fraktion im preußischen Landtag, deren Abgeordneter und Ge­
sundheitsexperte Professor Benno Chajes in der Landesgesundheitsratsdebatte vom 
Juli 1932 die Ausweitung der dort weitgehend akzeptierten freiwilligen Sterilisation 
zur Zwangssterilisation für klar definierte eugenische Krankheitsmuster forderte144. 
Explizit gegen die kostenintensive Wohlfahrtspflege des dort „sogenannten Lumpen­
proletariats" richtete sich die im Januar 1932 vom preußischen Staatsrat geforderte Po­
litik einer „differenzierten Fürsorge". Hier wurde die wenig später von Sozialisten wie 
Theodor Geiger auf den Begriff gebrachte Unterscheidung zwischen Sozial- und 
Wohlfahrtspolitik politisch bereits vorweggenommen. „Alle" im Staatsrat vertretenen 
Parteien - und mithin auch die SPD - waren sich offensichtlich darin einig, daß die 
durch die überproportionale Fortpflanzung des „Lumpenproletariats" hervorgerufene 
„Entartung" durch ein sofortiges und nachdrückliches Eingreifen des Staates bekämpft 
werden müsse. Nicht einmal die oppositionelle KPD, die den Staatsratsbeschluß ab­
lehnte, hatte grundsätzliche Bedenken gegen dessen eugenische Stoßrichtung und die 
Ausgrenzung des „Lumpenproletariats"145. 

Solche negativ-eugenischen Überzeugungen in der SPD machen verständlich, daß 
eine rein quantitative Bevölkerungspolitik vielen Sozialisten geradezu als „Zeugungs­
prämie für asoziale Großfamilien" erscheinen mußte. So lehnte der sozialistische Pu­
blizist Hans Fehlinger selbst Grotjahns differenzierten Vorschlag einer Elternschafts­
versicherung, die die quantitative Bestandserhaltung der Bevölkerung unter euge­
nisch motivierter Differenzierung der Kinderzahl vorsah, als „nachteilig für die 
Rasse" ab. Die finanziellen Privilegien für Kinderreiche, so sein Argument, würden 
„gerade die Arbeitsscheuen, Trinker und Minderwertigen" in Anspruch nehmen, um 
schließlich ihren Lebensunterhalt aus staatlich prämierter Kindererzeugung und nicht 
mehr aus Arbeit zu bestreiten146. Die eugenische „Einhegung" des „Lumpenproleta­
riats" ließ einige Sozialdemokraten selbst im Exil nicht ruhen. Übereinstimmend mit 
Fehlingers Argumentation griff die „Sopade" noch im Jahre 1938 das Thema der un­
gehemmten Vermehrung des „Lumpenproletariats" wieder auf, worin sie nunmehr 
eine „unerwünschte Folge" der „übersteigerten" quantitativen NS-Bevölkerungspoli-
tik erblickte. Wohl hätten ab 1933 NS-Rassenhygieniker vehement vor einer drohen­
den „Verlumpung des Volkes" durch die höhere Fortpflanzungsrate der „Minderwer­
tigen, Hemmungslosen, Verantwortungslosen" insbesondere des „erblich minderwer­
tigen Lumpenproletariat[s]" gewarnt und eugenische Gegenmaßnahmen propagiert, 
doch habe die gleichfalls forcierte Förderung von Kinderreichtum offenbar die euge­
nischen Ziele des Regimes konterkariert. Mit einer gewissen Befriedigung vermerkte 
die „Sopade", daß „das Gespenst der asozialen Großfamilie'" in letzter Zeit immer 

144 Vgl. Schwartz, Sozialistische Eugenik. 
145 Preußischer Staatsrat 1932, Bd. 28,2. Sitzung vom 20.1.1932, Sp. 14-23, hier Sp. 16 ff. 
146 Hans Fehlinger, Rassenhygiene. Beiträge zur Entartungsfrage, Langensalza 1919, S.36. 
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häufiger auch zum Gegenstand selbstkritischer Überlegungen „in den bevölkerungs­

politischen Betrachtungen nationalsozialistischer Rassetheoretiker" geworden sei. 

Nicht nur der dem Parteivorstand angehörende Redakteur, sondern auch die vor Ort 

tätigen „Sopade"-Berichterstatter wiesen darauf hin, daß in ihren Augen durch die 

zahlreichen bevölkerungspolitischen Vergünstigungen des NS-Regimes lediglich 

„eine Art Lumpenproletariat erzogen" würde. Demgegenüber setzten die „Deutsch­

land-Berichte" auf eugenische Selektion und lobten im gleichen Jahre ausdrücklich 

das 1935 verabschiedete NS-Ehegesundheitsgesetz, dessen „allgemeine Tendenz" -

nämlich Eheverbote gegen Minderwertige zu verhängen - „nicht zu beanstanden" 

VII. 

Der um den Begriff „Proletariat" ausgetragene Konflikt zwischen Bürgertum und Ar­
beiterbewegung verschärfte die ohnehin bestehende Zersplitterung des Proletariats. 
Am Ende standen sich „bewußte Proletarier" und „proletarische Lumpen" in einem 
vielschichtigen Freund-Feind-Verhältnis gegenüber, welches kaum weniger scharfe 
Konfrontationen auslöste als jenes zwischen Proletariat und Bourgeoisie. Teils, um 
bürgerlichen Diffamierungen zu entgehen, teils, um ein eigenes Klassenbewußtsein 
durch sinnstiftende Abgrenzungen überhaupt erst zu befestigen, ergänzte die organi­
sierte Arbeiterbewegung ihren Klassenkampf nach oben durch eine Klassenkluft nach 

unten. Dieser Konflikt zwischen „Proletariern" und „Lumpen" blieb keine bloß men­
tale oder ideologische Angelegenheit. Er gewann sehr rasch eminent politische Bedeu­
tung, die sich insbesondere an der Frage der Organisierbarkeit der „Lumpen" im sozi­
aldemokratischen (oder aber konterrevolutionären) Sinne entzündete. Die dabei 
deutlich werdende politische Distanz wurde im Laufe der Jahre szientistisch begrün­
det und biologistisch vertieft: Zunächst in den auf sozialdarwinistischer Grundlage ge­
führten Auseinandersetzungen mit dem Bürgertum, in denen man die Gleichsetzung 
von „Proletariat" und „Lumpenproletariat" aufs schärfste abwehrte; sodann in den um 
sich greifenden eugenischen Utopien, an denen sich viele sozialdemokratische Intel­
lektuelle, zunehmend jedoch auch die gesundheitspolitisch einflußreichen Ärzte und 
Frauenfunktionärinnen der SPD beteiligten. Nach 1918/19 erhielten solche Utopien 
gewisse Realisierungschancen: In der Krise nach der Niederlage des Ersten Weltkriegs 
wurde nicht nur die Eugenik politikfähig; die Sozialdemokraten ihrerseits wurden re­
gierungsfähig - und ihr gestiegener politischer Einfluß in der neuen Republik führte 
auch zu einer gesteigerten praktisch-politischen Relevanz ihrer sozialistischen Euge­
nik. Sobald es um praktische Maßnahmen ging, neigten sozialdemokratische Politiker 
dazu, zuallererst das „Lumpenproletariat" als Objekt dieser Praxis vorzuschlagen. 
Eine vielfältig begründete Distanz, die tiefsitzende Abneigung nicht immer verhehlte, 

147 Deutschland-Berichte der Sopade,Bd.5:1938, S.651 f., 1135. 
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traf sich mit der generellen Unterordnung von Individualrechten unter Kollektiv­
pflichten (was die doppelte, nämlich szientistische und politische Verobjektivierung 
der „Minderwertigen" sehr erleichterte), aber auch mit der humanistisch begründeten 
Forderung nach umfassender „Volkswohlfahrt". Dieses Konglomerat führte dazu, die 
zunehmend als bloße Objekte gesehenen „Lumpen" einem zugleich autoritären und 
fürsorgerischen „Machtdispositiv" (M.Foucault) zu überliefern, in dem sich die be­
wußten Proletarier - so weit wie möglich - die Rollen der Ärzte, der Wohlfahrtsbüro­
kraten und nicht zuletzt der Staatsanwälte vorbehielten. Das Janusgesicht ihrer Für­
sorge mag letztlich auf die grundsätzliche Dialektik aller Wohlfahrtspolitik verweisen, 
doch spricht dies nicht gegen die Gültigkeit der spezielleren Feststellung George Mos-
ses: „Wer von der Gesellschaft als abnorm betrachtet wurde, konnte nicht auf Hilfe 
von seiten des Proletariats rechnen."148 

148 George Mosse, Nationalismus und Sexualität. Bürgerliche Moral und sexuelle Normen, Mün­
chen/Wien 1985, S. 231 f. 



LOTHAR G R U C H M A N N 

KORRUPTION IM DRITTEN REICH 

Zur „Lebensmittelversorgung" der NS-Führerschaft 

Korruption im Sinne eines gegen moralische Grundsätze und geltende Rechtsnormen 
verstoßenden Handelns von Personen, die ihre politische oder soziale Stellung miß­
brauchen, um sich auf Kosten der Allgemeinheit persönliche Vorteile zu verschaffen, 
hat es unter allen Staats- und Regierungsformen gegeben. Während aber in Staaten mit 
einer freiheitlich-demokratischen Verfassung zumindest die Möglichkeit besteht, Kor­
ruptionsfälle durch die Medien ans Licht der Öffentlichkeit zu bringen und dadurch 
ihre Ahndung zu veranlassen, werden sie in Diktaturen geheimgehalten. Im äußersten 
Fall wird vom Inhaber der Diktaturgewalt - sofern er nicht selbst beteiligt ist - eine in­
terne Untersuchung veranlaßt; eine strafrechtliche Verfolgung aber erfolgt nur nach 
politischer Opportunität. Das galt insbesondere für das Regime der Nationalsoziali­
sten, die „Korruption und Bonzentum" der Weimarer Republik auszurotten verspra­
chen und daher nach der Übernahme der Staatsgewalt derartige Erscheinungen in den 
eigenen Reihen vor dem Volk tunlichst zu verbergen suchten. Diese Bemühungen um 
Geheimhaltung hatten weitgehend Erfolg: Noch heute gibt es Äußerungen Unbelehr­
barer, daß es in der höheren Führerschaft des Dritten Reiches - im Gegensatz zu den 
Zuständen in der Bundesrepublik - so gut wie keine Korruption gegeben habe, da sich 
die damalige politische „Elite" in ihrer Lebensführung der Verpflichtung gegenüber 
der „Volksgemeinschaft" bewußt gewesen sei. 

Der im folgenden dargestellte Korruptionsfall1, an dem prominente Angehörige der 
Führerschaft von Partei und Staat des NS-Regimes beteiligt waren, nimmt sich zwar 
im Vergleich zu anderen damaligen Fällen - wie etwa den persönlichen Bereicherungen 
des Gauleiters von Franken Julius Streicher2 - harmlos aus. Es handelt sich „nur" um 

1 Eine kurze Darstellung des Falles ohne genaue Quellennachweise findet sich bei Willi A. Boelcke, 
Der Schwarzmarkt 1945-1948. Vom Überleben nach dem Kriege, Braunschweig 1986, S. 22-26. Sie 
kam dem Verf. nach Fertigstellung des Manuskripts zur Kenntnis und gab zu Änderungen keine Ver­
anlassung. 

2 Vgl. dazu den geheimen Bericht der von Göring eingesetzten Prüfungskommission über die im Gau 
Franken in der Zeit vom 9.11.193 8-9.2.1939 vorgenommenen Arisierungen und die im Zusammen­
hang hiermit festgestellten Mißstände, in: Archiv des Instituts für Zeitgeschichte (IfZ), Nürnberger 
Dokument PS-1757, abgedr. in: Der Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher vor dem Internationa­
len Militärgerichtshof. Nürnberg 14.November 1945-1.Oktober 1946, Band XXVIII, S.55ff., zu 
Streicher insbesondere S. 140 ff.; ferner Utho Grieser, Himmlers Mann in Nürnberg. Der Fall Benno 
Martin: Eine Studie zur Struktur des Dritten Reiches in der „Stadt der Reichsparteitage", Nürnberg 
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den Bezug zusätzlicher rationierter Lebensmittel für den privaten Haushalt in der 
Kriegszeit, der gegen die damaligen kriegswirtschaftlichen Bestimmungen verstieß und 
damit einen Straftatbestand erfüllte, für den der einfache Volksgenosse erheblich be­
straft wurde. Auch auf diesem Gebiet gab es damals schwerwiegendere Fälle als den 
hier behandelten. Es sei nur auf die Machenschaften verwiesen, durch die der General­
gouverneur für die besetzten polnischen Gebiete Hans Frank seinen Privathaushalt im 
Reich - noch dazu aus Staatsmitteln - im großen Stil mit Lebensmitteln versorgte3. 
Dennoch läßt sich gerade am vorliegenden Fall die typische Handhabung damaliger 
Korruptionsfälle plastisch darlegen. Das überlieferte Dokumentenmaterial ermöglicht 
darüber hinaus einen interessanten Einblick in das zum Teil beschämende Verhalten 
der „ertappten" NS-Prominenz. 

Am 23.Juli 1942 erhielt die Firma Nöthling - „Weingroßhandlung, Stadtküche, Spe­
zialgeschäft feinster Delikatessen, Wild und Geflügel" - in Berlin-Steglitz vom Haupt­
ernährungsamt Berlin einen Ordnungsstrafbescheid mit der zulässigen Höchststrafe 
von 5000 Reichsmark, weil sie die Verwendung eines Teils ihrer Waren nicht nachwei­
sen konnte, das heißt Erzeugnisse in größeren Mengen ohne Entgegennahme von Be­
zugsberechtigungen verkauft hatte. Gegen diesen Bescheid beantragte der Geschäfts­
inhaber August Nöthling am 4. August gemäß § 7 der Verbrauchsregelungs-Strafver-
ordnung4 eine gerichtliche Entscheidung, falls das Amt den Bescheid nach einer noch­
maligen Prüfung nicht zurücknehme. Er begründete seinen Antrag damit, daß durch 
die vorgesehene öffentliche Bekanntmachung des Strafbescheides nicht nur sein ange­
sehenes Geschäft diskriminiert, sondern „mehr oder weniger auch die Kundschaft in 
Mitleidenschaft gezogen" werde, zu der „bedeutende Männer von Partei, Staat, Wehr­
macht und Diplomatie" zählten. Den Entwurf der Eingabe hatte der Präsident des 
Amtsgerichts Berlin Dr. Werner Gardiewski verfaßt, der als Nöthlings Kunde selbst 
betroffen war5. Mit dem Antrag auf gerichtliche Entscheidung, den das Amtsgericht 

1974, S. 144 ff., 162 ff. Streicher wurde daraufhin 1940 von den Geschäften der Gauleitung suspen­
diert, blieb aber bis zur Jahreswende 1944/45 weiterhin Gauleiter. 

3 Vgl. dazu den Bericht des SS-Obersturmbannführers und SS-Richters Dr. Günther Reinecke vom SS-
und Polizeigericht VI Krakau an Reichsführer-SS Himmler vom 1.12.1941, in: Archiv IfZ, MA-327, 
in Auszügen abgedr. bei: Beatrice und Helmut Heiber (Hrsg.), Die Rückseite des Hakenkreuzes. Ab­
sonderliches aus den Akten des Dritten Reiches, München 1993, S. 334 ff. Diese und andere Korrup­
tionsaffären Franks wurden ohne Befassung Hitlers am 5.3. 1942 in einem „kameradschaftlichen" 
Gespräch zwischen Himmler, Lammers, Bormann und Frank beigelegt, in dem Frank dafür dem 
Reichsführer-SS hinsichtlich der Befugnisse der Polizei im Generalgouvernement weitere Zuge­
ständnisse machte. Geh. Aktenvermerk Himmlers vom 5.3.1942, in: Archiv IfZ, Nürnb. Dok. NG-
3333. 

4 Vgl. VO über Strafen und Strafverfahren bei Zuwiderhandlungen gegen Vorschriften auf dem Gebiet 
der Bewirtschaftung bezugsbeschränkter Erzeugnisse (Verbrauchsregelungs-Strafverordnung) in 
der Fassung vom 26.11.1941, in: RGBl. I, S. 734. Gemäß § 4 sollte statt eines ordentlichen Strafverfah­
rens nur ein Ordnungsstrafverfahren eingeleitet werden, wenn „kein öffentliches Interesse an der 
Strafverfolgung" bestand. 

5 Eingabe Nöthlings an das Haupternährungsamt Berlin vom 4.8. 1942, in: Bundesarchiv Koblenz 
(BAK), R 22 (Reichsjustizministerium/RJM)/5005. Zur Mitwirkung Gardiewskis vgl. Nöthlings 
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positiv entschied, wurde offensichtlich die Hoffnung verknüpft, daß es wegen der be­

teiligten Prominenz nicht zu einem Gerichtsverfahren kommen, sondern die ganze 

Sache von höherer Stelle niedergeschlagen werden würde. 

Nach Abgabe des Falles an die Staatsanwaltschaft übernahm die Berliner Kriminal­

polizei die Ermittlungen, die einiges zutage brachten. Nöthling und sein Prokurist 

wurden am 27. Januar 1943 in Untersuchungshaft genommen und gestanden, an einen 

bestimmten Personenkreis ständig zwangsbewirtschaftete Lebensmittel ohne Marken 

abgegeben zu haben. Der Prokurist wurde daraufhin auf Anordnung des General­

staatsanwalts am 26. Februar aus der Haft entlassen, während Nöthling - der sich of­

fenbar von der bevorzugt behandelten Prominenz im Stich gelassen fühlte und zwei 

Selbstmordversuche unternahm - in Haft blieb. Auf Anregung seines Verteidigers 

hatte Reichsinnenminister Wilhelm Frick, der zu den Hauptabnehmern Nöthlings ge­

hörte, zwar ein Schreiben an den Berliner Polizeipräsidenten Graf von Helldorf ent­

worfen, daß er den Beschuldigten - der zu angemessenen und nicht überhöhten Prei­

sen geliefert hatte - nicht als „Kriegsschieber" ansehe, die Absendung jedoch unterlas­

se, um nicht den Anschein eines „unzulässigen Eingriff[s] in ein schwebendes Verfah­

ren" zu erwecken6. 

In diesem Stadium bekam Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda Jo­

seph Goebbels, der sich als Gauleiter und Reichsverteidigungskommissar von Berlin 

um alle wichtigen Vorgänge in der Reichshauptstadt kümmerte und sich besonders 

für die Stimmung ihrer Bevölkerung verantwortlich fühlte, von der Angelegenheit 

Kenntnis. Von Polizeipräsident Graf von Helldorf forderte er einen Bericht über den 

Fall an, der ihm unter dem Datum 15. März 1943 zuging7. Helldorf berichtete darin, 

daß ein großer Teil der im Berliner Westen wohnenden „Prominenz des Staates, der 

Partei, der Wehrmacht, der Wirtschaft und mehr oder weniger bekannte Persönlich­

keiten des öffentlichen Lebens" in größeren Mengen Nahrungsmittel ohne Kartenab­

gabe bei der Firma Nöthling bezogen hätten. Sein Bericht enthielt eine Aufstellung 

mit den Namen der Betroffenen, „geordnet nach der Menge der von ihnen unberech­

tigt bezogenen Lebens- und Genußmittel", die mit Reichsinnenminister Wilhelm 

Frick begann, der „für seinen hiesigen sowie für seinen Haushalt in Bayern" folgende 

Waren erhalten hatte: 

Aussage vom 10.3. 1943, zit. im Vermerk des persönlichen Referenten des Reichsjustizministers 
Thierack, Landgerichtsrat Anz, vom 31.3.1943, in: Ebenda. 

6 Vermerk Fricks vom 19.2.1943, zit. nach Günter Neliba, Wilhelm Frick, Der Legalist des Unrechts-
staates. Eine politische Biographie, Paderborn 1992, S. 350. Fricks Verwicklung in den Fall Nöthling 
ist auf S. 350ff. dargestellt. 

7 Bericht (Abschrift) Helldorfs an Goebbels vom 15.3.1943, in: BAK, R 22/5005. 
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In Helldorfs Liste folgten mit variierenden Warenmengen: Reichsminister für Wis­
senschaft, Erziehung und Volksbildung Bernhard Rust, Reichsaußenminister Joachim 
von Ribbentrop, Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft Walther Darre, 
Generalmajor der Polizei Wilhelm von Grolmann, Generalfeldmarschall Walther von 
Brauchitsch, Reichsarbeitsführer Konstantin Hierl und Großadmiral Erich Raeder 
sowie als Bezieher von geringeren Mengen: Reichsminister und Chef der Reichskanz­
lei Hans Heinrich Lammers, Reichswirtschaftsminister Walther Funk, Staatssekretär 
Hans Pfundtner und Ministerialdirektor Karl Friedrich Suren - beide im Reichsinnen­
ministerium tätig -, Reichskabinettsrat in der Reichskanzlei Franz Willuhn, Stabsleiter 
in der Reichspropagandaleitung der NSDAP und „Reichssendeleiter" Eugen Hada-
movsky, Staatssekretär a.D. im Reichsjustizministerium Franz Schlegelberger, General 
der Flieger Wilhelm Haehnelt9, der bereits erwähnte Berliner Amtsgerichtspräsident 
Werner Gardiewski, Admiral Kurt Fricke, Generalfeldmarschall Wilhelm Keitel und 
der Chef des Generalstabes der Luftwaffe Generaloberst Hans Jeschonnek. 

Was Polizeipräsident Helldorf in seinem Bericht verschwieg, war die Tatsache, daß 
auch er Spirituosen, Weine, Sekt und bewirtschafteten Kognak im Gesamtwert von ca. 
3100 Reichsmark von Nöthling bezogen hatte, die in mehreren Einzeltransporten 
„durch einen Polizeilieferwagen aus der Expedition abgeholt" worden waren10. Wohl 
nicht zuletzt aus diesem Grunde „hörte" der Polizeipräsident den Untersuchungsge­
fangenen auch „persönlich" und setzte sich in seinem Bericht an Goebbels dafür ein, 

8 Während bestimmte Lebensmittel, namentlich Fett, Fleisch, Obst, Schokolade, Zuckerwaren nur 
gegen Abtrennung des entsprechenden Abschnittes von der Lebensmittelkarte abgegeben werden 
durften, wurden Geflügel und Wild als „Mangelware" in einer festgelegten Reihenfolge und in klei­
nen Rationen an die in die Kundenliste jeweils eines Geschäftes eingetragenen Verbraucher nach Auf­
rufverkauft. Bei den hier zur Debatte stehenden, von den Prominenten bei Nöthling gekauften Wild-
und Geflügelmengen handelt es sich um zusätzlich, d. h. unrechtmäßig bezogene Waren. 

9 Im Bericht falsch: „Hähnel". 
10 Vgl. Aussage des Prokuristen B. vom 18.2.1943, dazu ferner Aussage Nöthlings vom 23.2.1943, in: 

BAK.R 22/5005. 
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Nöthling nicht „als gemeinen Volksschädling anzusehen". Der Verkehr mit dem hoch­

gestellten Kundenkreis habe Nöthling - der sich aus kleinen Verhältnissen zu einem 

der bekanntesten Berliner Delikatessenhändler emporgearbeitet habe - beeindruckt, 

„seiner Eitelkeit geschmeichelt" und ihn zur bevorzugten Behandlung dieses Kreises 

verleitet. Schließlich sei ihm „durch seine engeren Beziehungen zur Polizei - Chef der 

Ordnungspolizei, Nachschubkolonnen - " sogar die Verleihung des Kriegsverdienst­

kreuzes in Aussicht gestellt worden. Ob bei Kriegsbeginn der Anstoß zu den Lieferun­

gen von dem erwähnten Kundenkreis ausgegangen sei oder Nöthling unaufgefordert 

geliefert habe, möge „dahingestellt bleiben". Tatsache sei, daß die genannten Kunden 

den markenfreien Bezug zwangsbewirtschafteter Waren ohne Einwendungen zugelas­

sen hätten „und später sogar von sich aus direkt oder durch Zwischenpersonen mit der 

Bitte und Forderung auf weitere Lieferungen solcher Waren an Nöthling herangetre­

ten" seien. Als Beweis führte Helldorf Nöthlings Aussage an, Darre z.B. habe ihm ein­

mal „persönlich seinen Unwillen darüber zum Ausdruck gebracht, daß er ihn nicht 

mehr genügend versorge"11; ferner wies er auf entsprechende Schreiben von Frau Mar­

garete Frick an Nöthling hin. 

In der Tat enthalten die Ermittlungsakten einschlägige Schriftstücke: So bedankte 

sich Frau Frick im Februar 1940 aus dem oberbayerischen Landsitz „Haus Ruhland" 

in Kempfenhausen am Starnberger See „für die letzte Sendung" und bat „mal wieder" 

um etwas Wild. Im Juli 1942 schickte sie Nöthling „als kleine Gegenfreude" ein Foto 

der von Fritz Klimsch gefertigten Bronzebüste ihres Mannes; im Dezember 1942 be­

dankte sie sich „für die schöne Weihnachtsüberraschung" mit einer Ansicht von „Haus 

Ruhland". Zum Jahreswechsel 1941/42 sah sich Frau Vera Hierl veranlaßt, sich bei 

Nöthling „für die viele Mühe zu bedanken, die Sie sich um unser körperliches Wohl­

ergehen machten. Ich hoffe und bitte Sie, uns auch im kommenden Jahr so gut und auf­

merksam umsorgen zu wollen". Mit einem handschriftlichen Zusatz dankte der 

Reichsarbeitsführer persönlich „für die aufmerksame Betreuung"12. 

In seinem Bericht an Goebbels zog Helldorf das Fazit, daß die Verstöße Nöthlings 

gegen die kriegswirtschaftlichen Bestimmungen zwar ihre gerechte Bestrafung ver­

dienten, daß es aber nicht angehe, Nöthling zum Hauptschuldigen und Kriegsverbre­

cher zu machen, da andere für sein Verhalten „in höchstem Maße verantwortlich" 

seien. Er sei vielmehr „der Auffassung, daß die Kunden des Nöthling eine schwerere 

Strafe treffen muß als Nöthling selbst"13. Ergänzend wies der Polizeipräsident darauf 

hin, daß das Verhalten der beteiligten führenden Persönlichkeiten auf seine mit der 

Untersuchung beauftragten Beamten „den denkbar schlechtesten Eindruck gemacht" 

11 Am 13.3.1943 sagte Nöthling aus: „Im Januar d. Js. fand ich eines Tages auf meinem Schreibtisch eine 
Notiz, wonach ich Herrn Reichsminister Darre anläuten sollte. Als ich dies tat, wurde ich von Herrn 
Reichsminister Darre gefragt, ob ich [...] sehr stark in Anspruch genommen würde, da sich seine Frau 
soeben nach einem Einkauf bei mir geäußert habe, daß sie nicht wie üblich bedient worden wäre. Ich 
erwiderte darauf, daß ich infolge vieler Kontrollen mich streng an die Vorschriften halten müsse." 
Ebenda. 

12 Die genannten Schreiben befinden sich in den Akten des RJM, ebenda. 
13 Hervorhebung vom Verf. 
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habe und die Auffassung entstehen lasse, „daß die strengen kriegswirtschaftlichen Be­
stimmungen für Personen von einer gewissen Stellung an keine Geltung mehr haben". 
Es sei schwer, daraufhin von den Beamten zu verlangen, „mit der erforderlichen Härte 
und Rücksichtslosigkeit gegen gewöhnliche Volksgenossen in gleich gelagerten Fäl­
len" vorzugehen. Abschließend bat Helldorf Goebbels um die Entscheidung, ob er 
persönlich mit dem Generalstaatsanwalt sprechen solle oder „ob die Akten an die 
Staatsanwaltschaft, die sie in ihrem Endergebnis noch nicht kennt [!], abgegeben wer­
den und deren Entscheidung abgewartet werden soll". 

Goebbels war durch den Bericht aufgebracht und fand das „kriegssabotierende" Be­
nehmen der Prominenz „skandalös". Obwohl der Reichspropagandaminister für sich 
und seine Familie auch im Kriege einen friedensmäßigen Lebensstil aufrechterhielt - er 
sah auf tadellose Kleidung, Privat- und Dienstwohnungen wurden auch weiterhin gut 
ausgestattet, Bombenschäden sofort repariert -, war er beim Essen anspruchslos und 
achtete darauf, daß sein Haushalt mit den normalen Lebensmittelkarten auskam14. Da 
Lebensmittelschiebungen in diesem Umfang nicht verborgen blieben, schrieb er am 
17. März 1943 in sein Tagebuch, könne er sich nunmehr auch erklären, „warum im 
Volke immer wieder von Diplomatenrationen geflüstert wird15. [...] Ich lasse es mir 
unter keinen Umständen gefallen, daß hier eine Korruption sich breit macht, die auf 
die Dauer kriegsgefährdend wirken müßte. Vor allem gilt das für meinen Gau; denn 
alles, was hier unter der Prominenz an Unzuträglichkeiten geduldet wird, das schlägt 
wieder gegen die Stimmung in der Reichshauptstadt."16 Goebbels entschloß sich 
daher, die Angelegenheit Hitler zu unterbreiten. 

Schon zu Friedenszeiten war Goebbels besorgt gewesen, die führenden Männer des 
Regimes als Menschen mit einfacher Lebensführung zu charakterisieren. Im April 
1935 hatte er zum Beispiel die Hauptschriftleitungen vertraulich angewiesen, keine 
„Bilder wiederzugeben, die Mitglieder der Reichsregierung an gedeckten Tischen, vor 
Flaschenbatterien u.ä. zeigen", da die Minister nur „aus internationaler Höflichkeit 

14 Zu Goebbels' Lebensstil im Kriege vgl. Helmut Heiber, Joseph Goebbels, Berlin 1962, S. 351 ff. 
Trotzdem war auch er Zielscheibe für entsprechende Bemerkungen aus dem Volk. Der bekannte 
Psychiater Oswald Bumke (Erinnerungen und Betrachtungen. Der Weg eines deutschen Psychiaters, 
München 21953, S. 126) berichtet, als Goebbels einmal geäußert habe, alle führenden Männer des Rei­
ches lebten auf das bescheidenste, habe ihm ein Berliner Arbeiter zugerufen: „Du bist wohl lange 
nicht mehr zu Hause jewesen!" 
15 Nach der Kürzung der Lebensmittelrationen im April 1942 berichteten verschiedene Gauleitungen 
von einem Gerücht, daß neben den Mitgliedern der ausländischen Missionen auch prominente Deut­
sche durch Diplomatenrationen bevorzugt würden. Die Partei-Kanzlei erklärte in einer dementie­
renden Verfügung 1.40/532 vom 5.6. 1942 die „völlige Haltlosigkeit und Verlogenheit" dieses Ge­
rüchts: „Deutsche Reichsangehörige erhalten also in keinem Fall Diplomatenverpflegung." 
Verfügungen, Anordnungen, Bekanntgaben, hrsg. von der Partei-Kanzlei, München o.J., Bd. II, 
S.640. 

16 Eintrag vom 17.3.1943, in: Die Tagebücher von Joseph Goebbels. Im Auftrag des IfZ mit Unterstüt­
zung des Staatlichen Archivdienstes Rußlands, hrsg. von Elke Fröhlich, Teil II Diktate 1941-1945, 
Bd. 7, Januar-März 1943, bearb. von Elke Fröhlich, München/New Providence/London u. a. 1993, 
S.572. 
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oder aus streng dienstlichem Anlaß an gesellschaftlichen Veranstaltungen" teilnähmen, 
die sie „lediglich als Pflicht, nicht aber Genuß auffassen". Da durch entsprechende Bil­
der „im Volke der völlig unsinnige Eindruck" entstanden sei, „als ob die Regierungs­
mitglieder prassen", müsse sich die Bildberichterstattung umstellen17. In dieser Hin­
sicht war dagegen das Renommee Hitlers, dessen vegetarische und nichtalkoholische 
Lebensweise weithin bekannt war und den sogar Kardinal Faulhaber in seiner Silve­
sterpredigt von 1938 als „das Vorbild einer einfachen und nüchternen, alkohol- und ni­
kotinfreien Lebensführung"18 pries, im Volke unstrittig. Als zu Beginn des Krieges die 
Bezugscheinpflicht in Kraft trat, hatte Goebbels „alle, die in Partei und Staat an sicht­
barer Stelle Verantwortung für das Volk tragen", auf besonderen Befehl Hitlers in einer 
nicht veröffentlichten Bekanntgabe ermahnt, „für ihre Person und mit ihren Familien 
ein ... Beispiel" zu geben, damit „das Deutsche Volk umso freudiger und williger" die 
ihm auferlegten Pflichten erfülle19. Bei der Kürzung der Lebensmittelrationen im April 
1942 erklärte Goebbels in einem Artikel der Wochenzeitschrift „Das Reich" abermals, 
daß das Volk mit Recht von der Regierung verlange, „daß die Lasten, die der Krieg uns 
aufbürdet, gerecht verteilt werden" und sich niemand „von den Opfern, die die Nation 
in ihrer Gesamtheit für den Sieg bringen, ausnehmen" dürfe. Wer sich gegen diesen 
Grundsatz versündige, „gefährdet damit nicht nur unsere Versorgung, er gibt den an­
ständigen Volksgenossen, die auch in diesem Punkt den Krieg führen, wie sich das ge­
hört, ein denkbar schlechtes Beispiel und erschüttert damit auf die Dauer ihr Gerech­
tigkeitsgefühl und ihren Glauben an die Lauterkeit und Sauberkeit des öffentlichen 
Lebens". Eine Regierung, die hier nicht gegen jedermann rücksichtslos durchgreife, 
„verdiente nicht mehr eine Regierung des Volkes zu heißen"20. 

Das von Helldorf erhaltene Material verwandte Goebbels zunächst im „Dreieraus­
schuß", wo am 16. März 1943 ein vom Chef der Reichskanzlei Lammers entworfener 

17 Anweisung an die Hauptschriftleitungen ZSg. 101/5/132vom27.4.1935, in: NS-Presseanweisungen 
der Vorkriegszeit. Edition und Dokumentation Bd. 3/1: 1935, bearb. von Gabriele Toepser-Ziegert, 
München/London/New York u. a. 1987, S. 244 f. 

18 „Das Lied der neuen Zeit, die Einfachheit". Silvesterpredigt im Dom zu München am 31.12.1938, in: 
Erzbischöfliches Archiv München, Predigt 38/8. 

19 Unveröff. Bekanntgabe des Reichsministers für Volksaufklärung und Propaganda vom 28.8.1939 an 
die Obersten Reichsbehörden, in: BAK, R 22/1500. Vgl. auch Goebbels' Bekanntgabe in seiner 
Eigenschaft als Reichsbevollmächtigter für den totalen Kriegseinsatz vom August 1944 betr. 
„Lebensstil im totalen Krieg", den höheren Reichsjustizbehörden und Körperschaften des öffent­
lichen Rechts durch die Rundverfügung des RJM vom 26.8. 1944 bekanntgegeben: „Es ist unsere 
Pflicht, auch den geringsten Anschein zu vermeiden, als brauchten die Verordnungen und Erlasse 
zum totalen Kriegseinsatz von den Kreisen der Führung weniger streng beachtet zu werden, als von 
der breiten Masse der Bevölkerung. Auch in der persönlichen Haushaltführung ist auf die verständ­
liche Empfindlichkeit des Volkes der Gemeinsamkeit unserer Opfer gegenüber gebührend Rücksicht 
zu nehmen. [...] Ich bin bestrebt, den totalen Kriegseinsatz so durchzuführen, daß die Nation das 
Äußerste ihrer Leistungsfähigkeit hergibt. Sie wird das mit um so freudigerer Einsatzbereitschaft tun, 
wenn sie das gute Beispiel ihrer Führung vor Augen hat und das Bewußtsein in sich trägt, daß die 
Lasten des Krieges gerecht verteilt werden." Ebenda. 

20 Vgl. Goebbel's Artikel „Offene Aussprache" in „Das Reich" vom 29.3.1942, in: Archiv IfZ, MZ-235. 
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Hitler-Erlaß besprochen wurde, durch den die höhere Führerschaft in Staat und Partei 
erneut zu vorbildlicher kriegsmäßiger Lebensführung angehalten werden sollte21. Der 
im Januar gebildete „Dreierausschuß", dem neben Lammers Feldmarschall Keitel als 
Chef des Oberkommandos der Wehrmacht und Reichsleiter Bormann als Leiter der 
Partei-Kanzlei angehörten, sollte Maßnahmen für die Durchsetzung des totalen Krie­
ges anordnen und dabei eng mit Goebbels zusammenarbeiten22. Der Fall Nöthling gab 
nun Goebbels willkommene Argumente an die Hand, um eine weitaus schärfere Fas­
sung des beabsichtigten Erlasses zu fordern. Zu Goebbels' Enttäuschung unterschrieb 
jedoch Hitler auf Vortrag von Lammers im Mai die mildere Fassung. Goebbels vermu­
tete, daß Lammers Hitler „die Dinge von der weichen Seite aus vorgetragen" habe, weil 
sein Name „ja auch auf der Nöthling-Liste" stehe und er als Betroffener „alle Veran­
lassung [habe], in dieser Sache kurz zu treten"23. 

Hitlers nichtveröffentlicher Erlaß vom 10. Mai 194324, der als „Anordnung des Füh­
rers über die vorbildliche Haltung der Angehörigen an hervorragender Stelle stehender 
Persönlichkeiten bei dem umfassenden Kriegseinsatz" bezeichnet war, ergänzte den 
Führererlaß über die Lebenshaltung führender Persönlichkeiten vom März 1942, in 
dem er mitgeteilt hatte, daß er Goebbels mit einer umfassenden Propaganda-Aktion 
gegen Schleich- und Tauschhandel beauftragt habe und daß die Voraussetzung für 
deren Erfolg die vorbildliche Einhaltung der Kriegswirtschaftsverordnungen durch 
alle führenden Persönlichkeiten in Staat, Partei und Wehrmacht sei. Niemand habe das 
Recht, sich den kriegsnotwendigen Anforderungen zu entziehen. Gegen Übertretun­
gen werde „rücksichtslos und ohne Ansehen der Person [!] durchgegriffen"25. In der 
neuen ergänzenden Anordnung vom Mai 1943 appellierte Hitler nochmals an die „von 
nationalsozialistischem Geist durchdrungene Führerschicht" und „die Familienange­
hörigen dieser Persönlichkeiten", als Vorbilder für das einsatzwillige Volk die äußer­
sten Opfer für die Erringung des Sieges zu bringen26. Die Behandlung der Angelegen­
heit Nöthling sollte jedoch zeigen, daß es mit dem „Durchgreifen ohne Ansehen der 
Person" nicht weit her war, vielmehr mit zweierlei Maß gemessen wurde und folglich 

21 Eintrag vom 17.3.1943, in: Goebbels Tagebücher, Teil II/7, S.571f. 
Der „Dreierausschuß" war durch den unveröffentlichten „Erlaß des Führers über den umfassenden 
Einsatz von Männern und Frauen für Aufgaben der Reichsverteidigung" vom 13.1. 1943 gebildet 
worden und sollte Anordnungen zur Durchführung treffen. Seine Mitglieder - von Goebbels ab­
schätzig die „Heiligen Drei Könige" genannt - hatten dabei mit Goebbels „im Hinblick auf die ihm 
im Zusammenhang mit diesem Erlaß obliegenden wichtigen Aufgaben enge Fühlung zu halten". Ar­
chiv IfZ, MA 470. 

23 Eintrag vom 21.5.1943, in: Goebbels Tagebücher, Teil II, Bd. 8, April-Juni 1943, bearb. von Hartmut 
Mehringer, München/New Providence/London u. a 1993, S. 338. 

24 BAK,R43II(Reichskanzlei)/371b. 
25 Erlaß des Führers über die Lebenshaltung führender Persönlichkeiten vom 21.3.1942. Dieser gleich­

falls nichtveröff. Erlaß wurde allen führenden Persönlichkeiten in Partei, Wehrmacht und im zivilen 
staatlichen Bereich bekanntgegeben; ebenda. Auf ihn nahm Lammers bei der Bekanntgabe der An­
ordnung Hitlers vom 10.5.1943 ausdrücklich Bezug; Rundschreiben an die Obersten Reichsbehör­
den vom 16.5.1943, in: Ebenda. 

26 Ebenda. 
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die von Goebbels befürchtete Auswirkung auf die Stimmung der Berliner Bevölkerung 
nicht ausblieb. 

Gerade dem Glauben des einfachen Volksgenossen an eine gerechte Verteilung der 
Kriegslasten auf die Volksgemeinschaft, der für die Durchhaltemoral der Bevölkerung 
wichtig war, widmete der Nachrichtendienst der SS (SD) seine besondere Aufmerk­
samkeit. Wie die geheimen Lageberichte des SD belegen, beobachtete das Volk arg­
wöhnisch „alle Anzeichen, die im Verlaufe dieses Krieges auf die Bildung von Korrup­
tion und Bonzentum hindeuten könnten", denen die NSDAP vor der Machtübernah­
me besonders unerbittlich den Kampf angesagt hatte. Nach Ansicht von SD-Chef Kal-
tenbrunner hatte diese Beschäftigung mit Korruptionserscheinungen drei Ursachen: 
(1) die Feindpropaganda, die Führung und Volk zu trennen suchte, (2) „klassenkämp­
ferische Gedankengänge", die aus der Zeit der marxistischen Agitation in einem Teil 
der Bevölkerung „jedenfalls unbewußt" noch lebendig seien, und (3) die Beobachtung 
tatsächlicher Mißstände, vor allem der unterschiedlichen strafrechtlichen Ahndung 
von Kriegswirtschaftsverbrechen bei „kleinen Leuten" und „höhergestellten Perso­
nen". Im letzteren Falle würden Verstöße entweder - wie auch im Fall Nöthling an­
fänglich versucht - nur im Ordnungsstrafverfahren mit Geldstrafen belegt oder über­
haupt nicht verfolgt, zumindest aber in der Haftfrage, in der Zügigkeit des Verfahrens, 
bei der Schärfe des Urteils, bei der Vollstreckung und der Frage der Urteilsveröffentli­
chung zweierlei Maß angelegt. Diese Ungerechtigkeiten hätten „in der Bevölkerung 
erregender gewirkt [...], als ein feindlicher Terrorangriff"27. 

Seinen Entschluß, Hitler den Korruptionsfall Nöthling wegen der gefährlichen Aus­
wirkung auf die Stimmung der Berliner Bevölkerung zu unterbreiten, setzte Goebbels 
in die Tat um, als Hitler anläßlich der Feier zum Heldengedenktag (21. März) nach Ber­
lin kam. Am 19. März 1943 besprach er die Angelegenheit zunächst mit Bormann, der 
über das Material „erschüttert" war und es gleichfalls für „unumgänglich notwendig" 
hielt, Hitler zu informieren28. Als Hitler am Mittag des nächsten Tages in Anwesenheit 

27 Bericht des Chefs der Sipo und SD, SS-Obergruppenführer Kaltenbrunner an die Partei-Kanzlei, das 
RJM und das Reichspropagandaministerium vom 17.9. 1944, der die Beobachtungen der vorange­
gangenen zwei Jahre zusammenfaßte und sich auf die SD-Meldungen über die Verfolgung von 
Kriegswirtschaftsverbrechen vom 26.3., 14.5,4.6., 1942,19.8. und 16.12.1943 bezog. Vgl. Meldun­
gen aus dem Reich 1938-1945. Die geheimen Lageberichte des Sicherheitsdienstes der SS, hrsg. und 
eingel. von Heinz Boberach, Herrsching 1984, Bd. 17, S. 6711 ff. Die entsprechenden Abschnitte in 
den erwähnten Meldungen: Bd.9, S.3526ff., Bd.10, S.3734ff., S.3797f., Bd.14, S.5656ff., Bd.15, 
S.6155ff. 

28 Eintrag vom 20.3.1943, in: Goebbels Tagebücher, Teil II/7, S. 595. Bormann hatte schon in einer An­
ordnung 227/39 vom 1.12. 1939 (Archiv IfZ, Db 15.02) - damals noch als Stabsleiter unter Rudolf 
Heß - erklärt, daß Hitler Verstöße gegen die Verbrauchsregelung durch Parteigenossen „als Treu­
bruch an der Bewegung und seiner Person gegenüber" betrachte, und mit einem Ausschluß aus der 
Partei im Schnellverfahren gedroht. Unter Bezugnahme auf Hitlers Erlaß vom 21.3.1942 (BAK, R 43 
II/371b) bestimmte er am 25.8.1942, daß „bei strafbaren Verstößen gegen die Verbrauchsregelungbe­
teiligte Parteigenossen auch parteigerichtlich zu belangen" seien und „in schweren Fällen [...] auf 
Ausschluß bzw. Ausstoßung" zu erkennen sei. Verfügung 1.58/779 in: Verfügungen, Anordnungen, 
Bekanntgaben, S. 629 f. 
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Fricks innenpolitische Probleme des totalen Krieges besprach, beobachtete Goebbels, 
daß sich Frick „in geradezu heuchlerischen Ausführungen gegen eine übertriebene Le­
bensführung der Prominenten" wandte. Er vertraute seinem Tagebuch an, daß Frick 
„wahrscheinlich sehr viel zurückhaltender sprechen" würde, „wenn er das Material 
kennte, das ich in der Tasche habe"29. Erst nach der Feier am 21. März ergab sich für 
Goebbels eine Gelegenheit, Hitler den Fall unter vier Augen vorzutragen. Obwohl Hit­
ler „ziemlich betroffen" war, entschied er sofort, daraus keine „Staatsaktion" zu ma­
chen, und beauftragte Goebbels, mit Reichsjustizminister Thierack zu sprechen. Thie­
rack sollte einen Weg suchen, „einerseits dem Recht Genüge zu tun, andererseits den 
Standpunkt der Staatsraison aufrechtzuerhalten". Goebbels bedauerte, daß Hitler - der 
sich selbst „nicht das kleinste Vergnügen" gönne - bei der Beurteilung seiner Mitarbeiter 
„so weitherzig" sei, und ließ sich anschließend von Bormann vertraulich das Verspre­
chen geben, „wenigstens dafür zu sorgen, daß die betreffenden Herren vom Führer eine 
sehr scharfe Ermahnung bekommen"30. In seiner Unterredung mit Thierack am näch­
sten Tag riet Goebbels dem Reichsjustizminister, der von diesen Lebensmittelschiebun­
gen „bisher nur gerüchteweise" gehört hatte, Hitler ausführlich und ungeschminkt zu 
berichten und zugleich einen Vorschlag zu unterbreiten, wie er sich die Erledigung der 
Angelegenheit denke. Noch in Thieracks Gegenwart gab Goebbels telefonisch Anwei­
sung, dem Reichsjustizminister die Akten aus dem Polizeipräsidium zuzustellen31. 

Der Bericht, den Thierack am 27. März Bormann zur Vorlage bei Hitler übersandte, 
erhielt außer den in Helldorfs Bericht enthaltenen Fakten nun auch den Namen des 
Stabschefs der SA Viktor Lutze als Belasteten. Thierack führte aus, die Vorgänge seien in 
Berlin Stadtgespräch geworden und auch die Namen einiger beteiligter Minister seien 
der Bevölkerung bekannt. Deshalb habe der zuständige Kreisleiter der NSDAP seiner­
zeit mit Recht Anzeige gegen Nöthling erstattet, der nunmehr eine schwere Strafe zu er­
warten habe. Da die genannten Abnehmer noch nicht gehört worden seien, stehe noch 
nicht fest, inwieweit sie persönlich etwas von den Lieferungen wußten. Jedoch hätten 
nach Nöthlings Angaben mindestens in den Fällen Frick, Darre, Lammers, Pfundtner, 
Schlegelberger, Hierl und Lutze die Ehefrauen selbst über die Lieferungen verhandelt. 
Thierack bat Hitler um Weisung, ob er - „gegebenenfalls persönlich" - die beteiligten 
Abnehmer anhören solle, fügte aber hinzu, ungeachtet des Ergebnisses halte er es „ange­
sichts des großen Kreises der Prominenten für politisch untragbar, ein Strafverfahren 
gegen die genannten Abnehmer oder auch nur gegen ihre Ehefrauen durchzuführen". 
Sollte sich die Schuld von Beteiligten ergeben, schlage er vor, sie „unter Niederschlagung 
des Strafverfahrens mit einer Geldbuße zu belegen, die allerdings den Umständen nach 
sehr hoch sein müßte"32. Von einer schnellen und nachdrücklichen Durchführung des 
Strafverfahrens, wie sie das Reichsjustizministerium den Justizstellen in allen Fällen von 

29 Eintrag vom 21.3.1943, in: Goebbels Tagebücher, Teil U/7, S. 605. 
30 Eintrag vom 22.3.1943, in: Ebenda, S. 618. 
31 Vgl. Vermerk Thieracks vom 5.4.1943, in: BA, R 22/5005, sowie Goebbels Tagebücher, Eintrag vom 

23.3.1943,in:Teil II/7,S.629f. 
32 Bericht Thieracks an Hitler nebst Anschreiben an Bormann vom 27.3.1943, BAK, R 22/5005. 
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Verstößen gegen die Verbrauchsregelungs-Strafverordnung eindringlich vorgeschrie­
ben hatte33, war in den Vorschlägen des Ministers jedenfalls nicht die Rede. In einem be­
gleitenden Fernschreiben bat Thierack Bormann, bei Hitler einen Termin für einen per­
sönlichen Vortrag zu erwirken, da die äußerst schwierige Angelegenheit erst durch einen 
solchen die „richtige Beleuchtung" erhalte und darüber hinaus „die Folgen eines Ein­
schreitens auch sehr weitgehend sein würden"34. 

Um sich ein Bild von den Auswirkungen des Falles Nöthling auf die Bevölkerung 
machen zu können, bat Thierack den Chef des Amtes III (Deutsche Lebensgebiete) im 
Reichssicherheitshauptamt, SS-Brigadeführer Ohlendorf, um entsprechende Informa­
tionen. Daraufhin erhielt er vom Chef der Sicherheitspolizei und des SD, SS-Gruppen­
führer Kaltenbrunner, persönlich einen geheimen zusammenfassenden Bericht35, aus 
dem sich ergab, daß der Fall in der Berliner Bevölkerung beträchtliches Aufsehen er­
regt hatte. Die Wahrnehmung, daß Körbe und Tüten verborgenen Inhalts in die „vor 
seinem Laden parkenden Automobilie der Wehrmacht, Diplomatie usw." verpackt 
wurden, hatte August Nöthling in Steglitz bereits seit längerem den Spitznamen „Tü­
tenaugust" eingebracht. Vor allem aber durch die gerüchteweise Nennung der Namen 
seiner bevorzugten Kunden, „die allen Volksgenossen durch ihre Ämter in Partei und 
Staat bekannt sind", habe „die Moral in der Bevölkerung sowie auch der Glaube an 
eine gerechte Ordnung im Dritten Reich erhebliche Einbuße" erlitten. Dazu zitierte 
der Bericht Äußerungen aus den verschiedenen Schichten der Bevölkerung. Besonders 
in Arbeiterkreisen wurden Stimmen laut, „daß der von seiten des Nationalsozialismus 
geprägte Grundsatz der Gleichberechtigung aller Volksgenossen nur eine leere Phrase 
sei und nach wie vor Klassenunterschiede beständen". Der Bericht gab die Äußerung 
eines Arbeiters wieder, für die Bonzen könne „der Krieg noch lange dauern. Sie mer­
ken ja nichts davon. [...] Was würde der Führer dazu sagen [!], wenn er das alles wüßte. 
Was wird denn mit den Bonzen, die von Nöthling ihre Schinken und Würste bezogen 
haben, ohne dafür Marken abzugeben?" Ein anderer Arbeiter wurde noch deutlicher: 
„Wir wollen nun endlich einmal hören, daß diese Bonzen so behandelt werden, wie 
Müller oder Schulze, sonst hagelt es noch einmal ganz anständig in die Bude." Ein wei­
terer Arbeiter erklärte anläßlich einer Straßensammlung unter ausdrücklichem Hin­
weis auf den Fall Nöthling: „für diesen Wahnsinn gebe ich keinen Pfennig". Wie aus 
Briefen hervorging, beschäftigten sich auch in Berlin weilende Fronturlauber mit dem 
Fall. Ein Oberleutnant schrieb unter namentlicher Nennung seiner Informanten, 
wegen dieses Skandals sammele sich „eine derartige Stimmung in der Bevölkerung an, 
daß man sich in ,Plutokratien' [versetzt] fühlt" und die Meinung aufkomme, „daß es 

33 Allgemeinverfügung des RJM vom 15.4. 1940, in: Deutsche Justiz 102 (1940), S.455. Darin hieß es 
u.a., das Strafverfahren müsse „schnell durchgeführt werden, und die Strafen müssen nach ihrer 
Höhe [...] abschreckend wirken". 

34 Fernschreiben Thieracks an Bormann vom 27.3.1943, in: BAK, R 22/5005. 
35 Persönliches und geheimes Schreiben Kaltenbrunners an Thierack vom 31.3. 1943 nebst Bericht, in: 

Ebenda. Es trägt das Geschäftszeichen der Gruppe III A (Fragen der Rechtsordnung und des 
Reichsaufbaues) und die Initialen des Gruppenleiters SS-Obersturmbannführer Dr. Gengenbach. 
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nur durch Einschlagen der Fensterscheiben dieses Geschäftes möglich wäre, die Auf­
merksamkeit entscheidender Stellen auf dieses ,Eitergeschwür' zu lenken". Wie der 
SD-Bericht ausführte, hatte zwar die Verhaftung Nöthlings bei der Berliner Bevölke­
rung restlose Zustimmung und die Forderung nach seiner strengen Bestrafung hervor­
gerufen - Gerüchte besagten sogar, daß er bereits abgeurteilt und hingerichtet oder ins 
Konzentrationslager gebracht worden sei -, das Augenmerk konzentrierte sich aber 
auf die als Hauptschuldige angesehenen führenden Persönlichkeiten, auf deren Bestra­
fung „weit größerer Wert" gelegt wurde. Die Tagesgespräche bezogen sich „weitge­
hend auf den zu erwartenden Prozeß und den Ausgang desselben". Allerdings ging die 
überwiegende Meinung dahin, „daß die ganze Angelegenheit N. im Sande verlaufen 
werde, da eben derart viele hochgestellte Persönlichkeiten darin verstrickt seien". 
Schon jetzt herrsche „Empörung darüber, daß über diese Angelegenheit in der Presse 
nicht ausführlich berichtet wurde und daß bisher nichts über die Einleitung des Ver­
fahrens gegen alle Beteiligten bekannt geworden ist". 

Am Schluß zitierte der SD-Bericht die Äußerung eines namentlich nicht genannten 
höheren Justizbeamten, die Thierack die Auswirkungen auf sein eigenes Ressort ver­
deutlichte: „Die durch diese Enthüllung herbeigeführte seelische Belastung der in der 
Bekämpfung des Schleichhandels eingesetzten Beamten, insbesondere der Staatsan­
waltschaft ist eine ungeheuere. Wir sind nach den Ereignissen von Stalingrad bemüht 
gewesen, eine noch strengere Bestrafung der Schleichhändler zu erreichen und hatten 
dabei auch bei den Richtern Verständnis gefunden. Jetzt werden uns durch die traurige 
Gewißheit, daß Männer, die höchste Stellungen im nationalsozialistischen Staat beklei­
den, nicht gewillt sind, gleiche Entbehrungen zu tragen wie alle anderen Volksgenos­
sen, schwerste Hemmungen bei der Verfolgung solcher Straftaten bereitet. Wer soll da 
noch mit innerer Überzeugung gegen die Seuche des Schleichhandels ankämpfen?" 

Trotz dieser negativen Auswirkungen stand ein Strafverfahren gegen die führenden 
Persönlichkeiten, das dem Ansehen des NS-Regimes weit größeren Schaden zugefügt 
hätte, aus Gründen der „Staatsraison" außerhalb jeder ernsthaften Erwägung. Als Bor­
mann Hitler am 2. April 1943 Thieracks Bericht und Lösungsvorschlag vorlegte, ent­
schied dieser sofort, „ein Strafverfahren komme keinesfalls in Frage". Wieder einmal 
zeigte sich, daß die Justiz im Dritten Reich unter dem „Vorbehalt des Politischen" ar­
beitete, wie es sich seit der „Nationalen Revolution" in unzähligen Fällen erwiesen 
hatte, in denen das Recht zugunsten „staatspolitischer Gründe" suspendiert worden 
und die Gerechtigkeit auf der Strecke geblieben war36. Hitler war überdies der Auffas­
sung, daß die betroffenen prominenten Ehemänner in den meisten Fällen von den 
strafbaren Handlungen keine Kenntnis gehabt hätten und den Ehefrauen die Beliefe-

36 Vgl. dazu Lothar Gruchmann, Justiz im Dritten Reich 1933-1940. Anpassung und Unterwerfung in 
der Ära Gürtner, München 21990, Kapitel IV. Justiz und brauner Terror (Ausschreitungen gegen po­
litische Gegner 1933/34), S. 320 ff., Kapitel V. Exemtion der Machthaber vom Recht (Röhm-Aktion, 
„Reichskristallnacht", Euthanasie-Aktion) S. 433 ff., und Kapitel VI. Rechtspflege und organisierte 
außernormative Gewalt (polizeiliche Schutzhaft, Straftaten der SS an KZ-Häftlingen, polizeiliche 
Exekutionen nach Kriegsbeginn), S. 535 ff. 
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rung mit bewirtschafteten Waren von Nöthling als erlaubt hingestellt worden sei. Er 

wünschte daher, daß Thierack selbst mit den Ehemännern Rücksprache nehmen sollte, 

damit sie „zunächst im eigenen Hause einmal die notwendigen Umstände feststellen 

und sich äußern" könnten. Sie sollten darauf hingewiesen werden, daß sie für die Ein­

haltung der Ernährungsvorschriften in ihren Haushaltungen verantwortlich seien und 

sicherstellen müßten, „daß künftig keinerlei Übertretungen mehr erfolgten"37. Dar­

aufhin richtete Thierack gleichlautende Schreiben an die Betroffenen, in denen es hieß, 

daß er im Auftrag Hitlers mit ihnen in einer sie „persönlich betreffenden Angelegen­

heit [...] Rücksprache nehmen" wollte; außerdem bat er um Mitteilung, wann sie ihn 

aufsuchen könnten. Bei Ribbentrop, Raeder, Keitel, Jeschonnek und Lammers, die er 

überwiegend dienstlich von Berlin abwesend vermutete, setzte er hinzu, daß er ihnen 

die Angelegenheit gegebenenfalls schriftlich unterbreiten würde38. 

Am 11. April wandte sich Frau Nöthling in ihrer Not an Frick, dessen besondere 

Gunst ihr Ehemann bislang genossen hatte. Obwohl die Ermittlungen ergeben hätten, 

daß sich ihr Mann „weder bereichert noch ein Kriegsverbrechen begangen habe", son­

dern lediglich „Wünschen, die von verschiedenen Leuten an ihn herangebracht wur­

den, wiederholt in seiner ihm eigenen, steten Hilfsbereitschaft großzügigst nachge­

kommen" sei, werde er nun schon fast ein Vierteljahr in Untersuchungshaft gehalten. 

Der Gesundheitszustand des 60jährigen habe sich wesentlich verschlechtert, so daß 

„die Gefahr eines plötzlichen Zusammenbruchs" bestehe. Sie bitte deshalb den 

Reichsinnenminister, beim Justizminister die Entlassung ihres Mannes aus der Haft zu 

erwirken. Sollte es Frick aus irgendeinem Grunde nicht möglich sein, die erhoffte Un­

terstützung zu gewähren, so bitte sie um Benachrichtigung. Frick reichte den Brief zu­

ständigkeitshalber an Thierack mit der schriftlichen Bemerkung weiter, daß er 

Nöthling nicht für einen Kriegsverbrecher halte und nichts gegen eine Haftentlassung 

spreche, „nachdem Verdunklungsgefahr kaum mehr besteht"39. Für Thierack kam je­

doch eine Entlassung schon mit Rücksicht auf die Stimmung in der Bevölkerung nicht 

in Frage. Mit Nöthling hatte man schließlich den Täter in der Hand, auf den alle Schuld 

abgewälzt und durch dessen Bestrafung das weithin ruchbare Wirtschaftsdelikt de­

monstrativ geahndet und die Affäre aus der Welt geschafft werden konnten. Thierack 

ahnte allerdings nicht, daß seine Entscheidung das tragische Ende Nöthlings besiegelte 

- mit der unangenehmen Folge, daß ein Strafverfahren überhaupt unmöglich werden 

und in der Bevölkerung noch üblere Gerüchte die Runde machen sollten. 

Von den angeschriebenen Betroffenen reagierte Frick, der durch die Aussagen 

Nöthlings sowie des Prokuristen, des Küchenchefs und des Expedienten der Firma 

am stärksten belastet war40, am pampigsten. Am 14. April beschied er Thierack kur-

37 Persönliches Schreiben Bormanns an Thierack vom 2.4.1943, in: BAK, R 22/5005. 
38 Die Schreiben Thieracks vom 5.4.1943, in: Ebenda. 
39 Schreiben Frau Margarete Nöthlings an Frick vom 11.4. 1943 nebst Begleitschreiben Fricks an 

Thierack vom 19.4.1943, in: Ebenda. 
40 Vgl. auch zu den anderen Fällen die Aussagen der Genannten bei ihren Vernehmungen im Febru­

ar/März 1943, in: Ebenda. 
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zerhand telefonisch, daß er wisse, um was es sich handele, dennoch aber eine Zusam­
menkunft mit Thierack nicht für notwendig halte, da in seinem Haushalt „nichts Un­
rechtes geschehen" sei. Die gewählte Art der Erledigung sehe er nicht für richtig an, 
er wollte vielmehr „mit dem Führer selbst über diese Angelegenheit sprechen" und 
habe bei Bormann bereits um einen Termin bei Hitler nachgesucht. Thierack ließ 
durch einen Anruf bei seinem alten Freund Herbert Klemm in der Partei-Kanzlei so­
fort Bormann davon informieren41 und gab diesem noch am selben Tag einen schrift­
lichen „Zwischenbericht", dem er die belastende Korrespondenz zwischen Frau 
Frick und Nöthling beifügte. Mit allem Nachdruck drang er nochmals darauf, daß er 
seinerseits die ganze Angelegenheit Hitler persönlich vortragen dürfe, zumal ähnliche 
Vorgänge auch aus anderen Teilen des Reiches gemeldet würden. Seiner Ansicht nach 
fehle es entweder den betreffenden Persönlichkeiten „an innerer Kraft, sich den Not­
wendigkeiten des Krieges zu beugen", oder sie würden Opfer der Verführung geris­
sener Geschäftsleute, die dann im Falle der Aufdeckung ihrer Machenschaften glaub­
ten, bei der Beteiligung Prominenter mit einer geringeren Strafe rechnen zu können. 
Im totalen Krieg habe schließlich jeder „an sichtbarer und verantwortungsvoller Stel­
le Stehende Vorbild zu sein, zu dem das Volk aufblickt", sonst wären „schwere Fol­
gen unausbleiblich". Denn „der einfache Volksgenosse, dem der unberechtigte Bezug 
von bewirtschafteten oder bezugsbeschränkten Lebensmitteln in dem hier behaupte­
ten Umfange nachgewiesen werden könnte, hätte eine nicht unerhebliche Strafe zu 
erwarten"42. 

Thieracks Schritte bewirkten, daß Frick „vom Führer" nun doch an Thierack verwie­
sen wurde und sich notgedrungen am 6. Mai zu einer Unterredung im Reichsjustizmini­
sterium einfinden mußte. Dort wurde er von Thierack über den Sachverhalt im einzel-

41 Vermerk Thieracks vom 14.4.1943, in: Ebenda. Klemm, der 1933-35 Thieracks persönlicher Referent 
in dessen Zeit als sächsischer Justizminister gewesen war und nunmehr die Gruppe III C (Justiz) in 
der Partei-Kanzlei leitete, gab Thierack wiederholt wertvolle Informationen über gesprächsweise 
Äußerungen Hitlers zu Justizangelegenheiten, die er von Bormann erfuhr. Thierack machte ihn An­
fang 1944 anstelle Rothenbergers zum Staatssekretär im Reichsjustizministerium. Vgl. dazu Lothar 
Gruchmann, Hitler über die Justiz. Das Tischgespräch vom 20.August 1942, in: VfZ 12 (1964), 
S.86ff. 

42 Zwischenbericht Thieracks an Bormann vom 14.4.1943, in: BAK, R 22/5005. Die Verhängung harter 
Strafen für Verstöße „gegen die Versorgungsgerechtigkeit" hatte Roland Freisler als Staatssekretär 
schon anläßlich der Kürzung der Lebensmittelrationen vom April 1942 den Chefpräsidenten und 
Generalstaatsanwälten auf einer Tagung im Reichsjustizministerium am 31.3.1942 eingeschärft: jetzt 
müsse „die erforderliche Härte schlagartig einsetzen", damit „das Volk sieht: hier wird hart zugegrif­
fen". Stenographische Niederschrift S. 38 f., in: BAK, R 22/4162. Als Göring auf einer Gauleiterbe­
sprechung am 5.8.1942 dafür eintrat, denjenigen Volksgenossen, „der bis jetzt anständig gewesen ist 
und sich nur einmal gegen die Kriegsernährungsvorschriften unerheblich vergangen" habe, nicht 
straf gerichtlich, sondern verwaltungsmäßig zu bestrafen, erließ Freisler eine allerdings sehr allgemein 
gehaltene Rundverfügung, in der er „kompromißlose Härte [...] gegen wirkliche Volksschädlinge", 
aber „verständnisvolle Behandlung derjenigen Volksgenossen" forderte, die „nur einmal unerheblich 
und ohne großen Schaden anzurichten gestrauchelt sind". Schreiben Freislers an den Reichsinnenmi­
nister vom 6.8.1942 sowie an Göring nebst Rundverfügung vom 7.8.1942, in: Ebenda/5003. 
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nen unterrichtet und sagte eine schriftliche Äußerung zu43. Da es Frick jedoch drei Tage 
später gelang, die Angelegenheit doch noch mit Hitler zu besprechen, hielt er seine Zu­
sage nicht ein. Er berichtete Thierack am 10. Mai telefonisch, Hitler habe ihm gegenüber 
„den Standpunkt vertreten, daß jede Frau in dieser Zeit nähme, was ihr angeboten 
würde, das solle man nicht gleich verfolgen". Thierack entgegnete, daß es ihm nicht um 
eine strafrechtliche Verfolgung gehe, sondern um die tatsächliche Feststellung, was die 
einzelnen Belasteten unberechtigterweise bezogen hätten, und fragte, ob Frick Hitler 
darüber Angaben gemacht habe. Daraufhin, so notierte Thierack, „sprach Dr. Frick von 
Orangen und erklärte dann: er gebe keine schriftliche Erklärung ab. Durch das Ge­
spräch mit dem Führer sei das erledigt"44. In diesem Falle erwies sich der „Zugang zum 
Machthaber" als entscheidend: Obwohl Fricks Ansehen als Innenminister bei Hitler um 
diese Zeit bereits gelitten hatte45, konnte er als „Alter Kämpfer" und Parteikamerad den 
Justizminister durch seinen besseren Kontakt zu Hitler austricksen. 

Die anderen Prominenten reagierten unterschiedlich: Manche bestritten einfach den 
unzulässigen Warenbezug und wiesen jede Verfehlung empört zurück. Andere gaben 
ihn wenigstens teilweise zu, suchten sich aber durch die verschiedensten Ausflüchte 
und Entschuldigungen zu entlasten. Insgesamt boten die von schlechtem Gewissen ge­
prägten, gewundenen Äußerungen ein ziemlich klägliches Bild vom „mannhaften" 
Charakter der damaligen Größen. Mit Ausnahme von Großadmiral Raeder schoben 
sie alle die Verantwortung von sich und gaben August Nöthling die Schuld. 

Am empörtesten reagierte Ribbentrop. Von seiner Residenz in Fuschl aus beanstan­
dete er am 6. Mai gegenüber dem Justizminister besonders die Tatsache, daß die ganze 
Sache als eine ihn persönliche betreffende Angelegenheit behandelt werde. Daß diese 
Form und nicht der übliche Kanzleiweg gewählt worden sei, könne er sich nur mit der 
gutgemeinten Absicht erklären, nicht „den Eindruck bei Dritten entstehen zu lassen", 
daß es in seinem privaten Haushalt in dieser Hinsicht nicht korrekt zugegangen sei. 
Sollte jedoch tatsächlich von irgend jemandem eine solche Inkorrektheit behauptet 
werden, so müsse er „hiergegen ernstlich Verwahrung einlegen, denn eine solche Mög­
lichkeit steht selbstverständlich von vornherein außerhalb jeder Diskussion". Im übri­
gen sei er höchst überrascht, daß derartige Beschuldigungen gegen führende Persön­
lichkeiten, die doch von den Verhafteten offenbar nur zum Zwecke ihrer eigenen Ent­
lastung vorgebracht worden seien, „als stichhaltig genug angesehen wurden, um sie 
dem Führer vorzutragen, und daß erst eine Anordnung des Führers notwendig war, 
um den von den Verhafteten beschuldigten Persönlichkeiten Gelegenheit zu einer Stel­
lungnahme zu geben". Der von verschiedenen Seiten - auch von Goebbels - angefein-

43 Vgl. die Vermerke Thieracks vom 28.4. und 6.5.1943, in: Ebenda/5005; ferner Goebbels Tagebücher, 
Eintrag vom 7.5.1943, Teil II/8, S. 226. 

44 Vermerk Thieracks vom 10.5.1943, in: BAK, R 22/5005. 
45 Vgl. Neliba, Legalist, S. 348ff. Über „Zugang zum Machthaber" vgl. den interessanten Aufsatz Carl 

Schmitts, Der Zugang zum Machthaber, ein zentrales verfassungsrechtliches Problem, in: Verfas­
sungsrechtliche Aufsätze aus den Jahren 1924-1954. Materialien zu einer Verfassungslehre, Berlin 
1958, S. 430 ff.; ein Auszug seiner 1947 in Nürnberg gefertigten Stellungnahme. 
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dete, mißtrauische Außenminister bat abschließend um Mitteilung, wer ihn bei Hitler 
angeschwärzt habe46. 

Mit der Behandlung der Sache selbst beauftragte Ribbentrop die Protokollabteilung 
des Auswärtigen Amtes, da es sich „überwiegend" um Einkäufe zur Erfüllung seiner 
Repräsentationspflichten gehandelt habe. In der Aufzeichnung des Legationsrates 
Gottfriedsen47 wurde der Empfang bezugsbeschränkter Waren ohne Karten für Rib-
bentrops Privathaushalt als „unwahr" abgetan. Selbst die umfangreichen Lieferungen 
von Geflügel nach dort seien durchweg für Veranstaltungen dienstlicher Art verbraucht 
worden, die im Rahmen des Privathaushalts oft „eilig arrangiert werden mußten". Seit 
einer „vertraulichen Mitteilung" des Haupternährungsamtes vom Juli 1942, „daß im 
Verkehr mit der Firma Nöthling Vorsicht ratsam sei" (das heißt: nachdem bei Nöthling 
die Verfehlungen festgestellt worden waren!), seien für den Haushalt nur „noch ganz 
vereinzelt Waren bezogen worden". Bei den Lieferungen für offizielle Repräsentations­
veranstaltungen seien stets die notwendigen Bezugsausweise vom Haupternährungs­
amt beschafft worden. Nur für vier Hammelrücken, die im Frühjahr 1941 für kurzfristig 
angesetzte Essen zu Ehren des japanischen Botschafters Kurusu und des japanischen 
Außenministers Matsuoka angefordert worden seien, hätten die Bezugsnachweise nicht 
rechtzeitig beschafft werden können. Dazu hatte Nöthling später bei seiner Vorladung 
auf dem Ernährungsamt in zweifellos übertriebener Weise erklärt, daß bei einer Verwei­
gerung der Lieferung „zweifelsohne eine Beschwerde des Reichsaußenministers ergan­
gen wäre, die meine Festnahme zur Folge gehabt hätte". Dennoch wurden ihm die Mar­
ken dafür vom Haupternährungsamt nicht erstattet und trotz ständiger Anmahnung 
auch vom Haus Ribbentrop zunächst nicht nachgeliefert48. Laut Gottfriedsen erhielt 
das Auswärtige Amt die Bezugsausweise „erst nach längeren Verhandlungen, die sich 
über ein Jahr hin erstreckten", während die dazu gelieferten 12,5 Kilo Olivenöl vom 
Haupternährungsamt tatsächlich nie abgedeckt wurden. 

Für den an Grippe erkrankten Darre - seit Mai 1942 von Hitler als Reichsernäh­
rungsminister beurlaubt, weil er als praxisferner „Blut- und Boden-Theoretiker" die 
Versorgung im Kriege zu gefährden drohte - erschien am 13. April 1943 dessen Ehe­
frau bei Thierack und wurde über den Sachverhalt unterrichtet. Obwohl Darre selbst 
Nöthling zu bevorzugter Belieferung aufgefordert hatte49, leugnete er in seiner schrift­
lichen Erklärung50, sich je persönlich um seinen Haushalt gekümmert zu haben. Er 
habe seine Frau lediglich „angewiesen, sich peinlich genau an die Lebensmittelvor­
schriften zu halten". Nöthling sei „nie aufgefordert worden, uns irgendetwas zu lie­
fern, was er nicht hätte liefern dürfen" (!); in dieser Hinsicht habe man darauf vertraut, 

46 Persönliches Schreiben Ribbentrops an Thierack vom 6.5. 1943. Laut Randvermerk vereinbarte 
Thierack mit Goebbels, daß er sich Ribbentrop gegenüber zur Nennung des Informanten „ohne Ge­
nehmigung des Führers nicht für befugt" halte; BAK, R 22/5005. 

47 Aufzeichnung des Protokolls des Auswärtigen Amtes (i.A. Gottfriedsen) für Thierack persönlich 
vom 6.5.1943, in: Ebenda. 

48 Vgl. Vernehmung Nöthlings und des Prokuristen B. vom 10.3.1943, in: Ebenda. 
49 Vgl.Anm.ll. 
50 Schreiben Darres an Thierack vom 15.4.1943, in: BAK,R 22/5005. 
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sich stets „auf der geschäftlichen Grundlage von Treu und Glauben" zu bewegen. Die 
von Nöthling angegebenen Mengen erschienen allerdings seiner Frau und seinem 
Koch „unwahrscheinlich". Im übrigen sei ihm der ganze Fall Nöthling „völlig unver­
ständlich", da gerade er seine „Kollegen auf die Gefahr der Ernährungslage bei einer 
längeren Dauer des Krieges hingewiesen habe". Deshalb könne er sich vorläufig „eine 
dienstliche Meinung darüber nicht bilden" - wozu er allerdings auch in keiner Weise 
aufgefordert worden war. 

Von Reichserziehungsminister Rust - wie Darre grippekrank - mußte Thierack die 
Stellungnahme am 14. Mai 1943 nochmals schriftlich anmahnen. Auch Rust bezeichne­
te Nöthlings Angaben über die Einkäufe, die ausschließlich seine Köchin tätigte, „gro­
tesk", da er „von diesen Lieferungen nichts gespürt" (!) habe. Geflügel und Obst seien 
„sicher etwas mehr geliefert worden", wozu wohl die schwere Krankheit seiner älte­
sten Tochter Anlaß gegeben habe. Obwohl Nöthling und sein Prokurist aussagten, daß 
ihnen die Köchin wegen der mangelhaften Berücksichtigung zu Weihnachten 1942 
Vorhaltungen gemacht habe, um für das bevorstehende Neujahrsfest mehr zu erhal­
ten51, behauptete Rust, die wenigen zusätzlich bezogenen Waren seien „von Nöthling 
unaufgefordert geliefert worden"52. 

Auch Reichswirtschaftsminister Funk erklärte, weder von ihm noch von seiner Frau 
seien „jemals irgendwelche Forderungen oder Wünsche an die Firma Nöthling gestellt 
worden". Die angegebenen Mengen hätten sie „im ganzen überhaupt nicht erhalten", 
die bezogenen Waren seien nicht von ihnen angefordert, sondern „von Nöthling in 
einer das dem Haushalt zustehende Maß überschreitenden Menge angeboten" worden. 
Unter dem zusätzlich gelieferten Obst befinde sich „allerdings auch eine größere Spen­
de an ein Lazarett". Er müsse daher die Anschuldigung „ganz entschieden zurückwei­
sen" und sei „in der Lage, den Beweis für die Unrichtigkeit der Behauptungen 
Nöthlings im einzelnen anzutreten"53. 

Reichskanzlei-Chef Lammers legte dar, seine Frau habe einen Teil der Ware in 
Nöthlings Geschäft „ausdrücklich angeboten erhalten und daher angenommen, daß sie 
[legal] geliefert werden könne". Wenn zum Beispiel die Frage, ob Geflügel zu bekom­
men sei, von der Firma bejaht wurde, hätte sich seine Frau als eingetragene Kundin als 
zum Bezug „aufgerufen", das heißt zuteilungsmäßig an der Reihe betrachten müssen, 
ohne zur Nachprüfung verpflichtet zu sein (!). Für Essen, die er für prominente auslän­
dische Gäste veranstaltet habe, seien die notwendigen Bewilligungen in Form von Le­
bensmittelmarken und Bescheinigungen beschafft worden. Das gelte auch für das Mahl 
zur Hochzeit seiner ältesten Tochter im März 1940. Das Hochzeitsessen für seine 
zweite Tochter im Februar 1943 habe er bei Nöthling wieder abbestellt, als er erfuhr, 
daß gegen diesen ein Strafverfahren anhängig sei54. 

51 Aussagen Nöthlings und des Prokuristen B. vom 18.2. und 10.3.1943, in: Ebenda. 
52 Schreiben Rusts an Thierack vom 14.5.1943, in: Ebenda. 
53 Persönliches und vertrauliches Schreiben Funks an Thierack vom 10.4.1943, in: Ebenda. 
54 Schreiben Lammers' an Thierack („Eigenhändig!") vom 5.5.1943, in: Ebenda. Anläßlich von Hoch­

zeiten konnten von den Ernährungsämtern je Person begrenzte Sonderzuteilungen bis zu einer 
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Ähnlich wie Lammers machte auch Staatssekretär Pfundtner vom Reichsinnenmini-
sterium für den Umfang der gelieferten Waren Nöthling als „Verkäufer verantwortlich 
[...], da sein jeweiliges Kontingent dem Kunden nicht bekannt sein" könne (!). Auch 
er bestritt „entschieden", die von Nöthling angegebene Gesamtmenge erhalten zu 
haben55. Das gleiche tat sein im Ruhestand lebender Kollege aus dem Reichsjustizmi­
nisterium, Staatssekretär Schlegelberger. Er räumte allerdings ein, „daß der Geschäfts­
inhaber, weil er mich als alten Kunden bevorzugen wollte, hin und wieder ein höheres 
Gewicht geliefert hat, als mir zustand"; das sei jedoch in seinem Haushalt nie kontrol­
liert worden56. 

Reichsarbeitsführer Staatssekretär Hierl, dessen Frau nach den vorliegenden Aussa­
gen die Waren bei Besuchen in Nöthlings Geschäft selbst bestellt und mehrmals „in 
einem Wagen des Reichsarbeitsdienstes mitgenommen hatte57, schrieb, daß seiner Frau 
die Waren dort angeboten worden seien. Da sie sich habe überzeugen können, daß sol­
che besondere Zuteilungen „regelmäßig für die Haushalte zahlreicher Minister und an­
derer hochgestellter Persönlichkeiten erfolgten" (!), habe sie keine Zweifel gehabt, 
„daß es sich hierbei um ordnungsgemäß von der zuständigen Verteilungsstelle geneh­
migte ,Sonderzulagen'" für Repräsentationszwecke handele58. In seinem Haushalt 
seien diese Zulagen „im wesentlichen auch für diesen Zweck verwendet worden". Er 
sei daher gar nicht auf den Gedanken gekommen, „daß irgend jemand es wagen könn­
te, mir etwas nicht völlig Korrektes zuzumuten". Die Angaben der Firma über die zu­
sätzlich gelieferten Lebensmittel seien nach seinen Schätzungen „um ein Vielfaches zu 
hoch gegriffen" und dienten ihr wohl als „willkürlicher ,Ausgleich' zu Gunsten ande­
rer Belastungen"59. 

Auch Stabschef der SA Lutze bediente sich der Ausrede, daß für die zusätzlich er­
folgten Lieferungen allein die Firma Nöthling die Verantwortung trage, da sie nie 
darum gebeten worden sei. Einen Teil der gelieferten Süßwaren habe er zudem „für 
Päckchen an verwundete SA-Männer verwandt". Auch habe er öfters die für seinen 
Privathaushalt bestimmten Zuteilungen für Repräsentationszwecke einsetzen müssen, 
da wegen der Kürze der Zeit keine Sonderzuteilungen beim Ernährungsamt beantragt 
werden konnten. Er halte es im übrigen für völlig verfehlt, aus der Sache gegen ihn eine 
„Staatsaktion" zu machen, denn es sollte „in der heutigen Zeit zweckmäßigerweise un­
terbleiben, [...] Verfahren durchzuführen, die geeignet sind, meinen Ruf und den mei­
ner Familie zu gefährden", zumal Anschuldigungen gegen Personen des öffentlichen 

Höchstzahl von zwölf Personen gewährt werden. Vgl. die Runderlasse des Reichsministers für Er­
nährung und Landwirtschaft vom 12.1., 13.9. 1940 und 15.7. 1942, in: Reichministerialblatt der 
Landwirtschaftlichen Verwaltung 1940, S. 115,977; 1942, S. 805. 

55 Schreiben Pfundtners an Thierack („Eigenhändig!") vom 17.4.1943, in: BAK, R 22/5005. 
56 Schreiben Schlegelbergers an Thierack („Eigenhändig!") vom 11.4.1943, in: Ebenda. 
57 Vgl. die Vernehmungen des Prokuristen B. vom 18.2.1943, des Expedienten N. vom 2.3.1943 sowie 

Nöthlings vom 22.2., 4.3. und 10.3.1943, in: Ebenda. 
58 Das Dankschreiben Hierls und seiner Frau an Nöthling vom 24.12.1943 beweist hingegen, daß sich 

beide einer bevorzugten Behandlung bewußt waren; vgl. Anm. 11. 
59 Schreiben Hierls an Thierack vom 14.4.1943, in: BAK, R 22/5005. 
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Lebens im Volke stets aufgebauscht würden. Er müsse es „daher auf das Entschieden­
ste ablehnen, zur Zielscheibe von unberechtigten Vorwürfen und Angriffen zu wer­
den, deren Auswertung sich letzten Endes abträglich auf die Partei [!] auswirken" 
würde60. 

Als einen wahren Ausbund von Korrektheit stellte sich in seiner schriftlichen Äuße­
rung der Stabsleiter in der Reichspropagandaabteilung der NSDAP Hadamovsky dar, 
der Hitler im Februar 1942 über Goebbels' „Aktion gegen Schiebung und Tauschhan­
del" Vortrag gehalten hatte61. Seine Haushälterin, die den Haushalt völlig selbständig 
führe, habe er „nicht nur ununterbrochen [!] mündlich darauf hingewiesen, daß die 
Kriegsgesetze streng eingehalten werden müssen". Er habe sie sogar „über jeden Fall 
[...] warnend unterrichtet, aus dem hervorging, daß der nationalsozialistische Staat 
jedes Übertreten der Kriegsgesetze ohne Ansehen der Person ahndet". Seine eingehen­
de Vernehmung der Haushälterin, die zunächst alles abstritt, habe ergeben, daß die von 
Nöthling angegebenen Mengen „wahrscheinlich leider ohne Markenabgabe bezogen 
worden" seien. Vergebens habe er die Haushälterin immer wieder gewarnt, daß „Le­
bensmittelhändler durch Abgabe an sich geringfügiger Mengen ohne Marken ja gerade 
den Versuch machen, Prominente oder in der Propaganda zur Bekämpfung des 
Schleichhandels eingesetzte Persönlichkeiten zu kompromittieren und damit den gan­
zen Staatsapparat zu lähmen." Da er häufig dienstlich abwesend sei, sei allerdings 
künftig „eine noch eingehendere Überwachung des Haushaltsgebahrens" durch ihn 
„sehr schwierig"62. 

Der befehlsgewaltige Chef des OKW, Generalfeldmarschall Keitel, hatte in seinem 
eigenen Haushalt nichts zu bestellen - was schon deswegen glaubhaft erscheint, weil er 
nach seinen eigenen Angaben seit Beginn des Ostfeldzuges im Juni 1941 nur jeweils 
vorübergehend für einige Tage zu Hause lebte63. Erst Anfang Mai 1943 - nach der 
Rückkehr seiner Frau von einem Besuch der „schwerkranken Tochter im Ausland" -
teilte er Thierack mit, Geflügel und Wild sei „nur in überraschenden Notfällen aus 
Anlaß dienstlich repräsentativer Bewirtung" bezogen worden. Die angegebenen Men­
gen von Süßwaren seien „weit übertrieben", gelieferte Lebensmittel „allerdings nicht 
abgelehnt oder zurückgegeben" worden. Bei der Annahme der angebotenen Ware, 
„von der Nöthling behauptete, sie verfügbar zu haben", habe seiner Frau „das Be­
wußtsein gefehlt, [...] die Allgemeinheit zu schädigen". 

60 Schreiben Lutzes an „Herrn Reichsjustizminister [SA-]Gruppenführer Thierack" vom 21.4.1943, in: 
Ebenda. Innerhalb der SA war Lutze als Stabschef der Vorgesetzte Thieracks. Lutze starb elf Tage spä­
ter an den Folgen eines Autounfalles. 

61 Goebbels Tagebücher, Eintrag vom 16.2.1943, Teil II Bd. 3. Januar-März 1942, bearb. von Elke Fröh­
lich, München/New Providence/London u. a. 1994, S. 325 f. 

62 Vertrauliches Schreiben Hadamovskys an Thierack vom 16.4.1943, in: BAK, R 22/5005. 
63 Zum folgenden: Schreiben Keitels an Thierack („Eigenhändig") vom 3.5. 1943, in: Ebenda. Da das 

OKW mit den meisten seiner Ämter in Berlin blieb, begab sich Keitel vom Winter 1941/42 an etwa 
alle sechs Wochen zur Erledigung der Dienstgeschäfte für einige Tage vom Führerhauptquartier nach 
Berlin. Vgl. Generalfeldmarschall Keitel. Verbrecher oder Offizier? Erinnerungen, Briefe, Doku­
mente des Chefs OKW, hrsg. von Walter Görlitz, Berlin/Frankfurt 1961, S.266, Anm.82. 
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Der von Hitler im Dezember 1941 seines Postens als Oberbefehlshaber des Heeres 
enthobene und ein Jahr später an angina pectoris erkrankte Generalfeldmarschall von 
Brauchitsch erklärte in seinem Schreiben aus dem Sanatorium Westerheim in der Slo­
wakei, ihm sei „von einer zusätzlichen Belieferung bewirtschafteter Lebensmittel [...] 
nichts bekannt, wenn auch die gelieferten Waren im Haushalt nicht nochmals nachge­
wogen worden" seien. „Daß derartige Wünsche von meinem Haushalt nie gestellt 
worden sind, ist selbstverständlich." Für bestimmte repräsentative Verpflichtungen 
hätten Bezugsausweise des Ernährungsamtes vorgelegen. Seine Frau und er hätten 
„die Fa. Nöthling für eine besonders angesehene und reelle Firma" und daher auch 
„ihr Geschäftsgebahren stets mit den geltenden Bestimmungen in Einklang gehal­
ten"64. 

Generaloberst Jeschonnek, Chef des Generalstabes der Luftwaffe, teilte Thierack 
Anfang Mai 1943 mit, was er „zu den bedauerlichen Unkorrektheiten ... [seines] ... 
Berliner Haushaltes ermitteln konnte, die nicht zu leugnen" seien. Allerdings sei die 
angegebene Menge Schokolade nie ins Haus geliefert worden. Vielmehr seien seiner 
Frau beim Einkauf nach und nach für die sie begleitende Tochter jeweils einige Tafeln 
zum Kauf angeboten worden, ebenso das in Frage stehende Geflügel. Er habe daher 
den Eindruck, daß Nöthling und sein Prokurist „nicht zu leugnende kleine Verfehlun­
gen sogenannter prominenter Abnehmer dazu ausnutzen, um ihre Vergehen zu er­
klären"65. 

Großadmiral Raeder, der von Hitler Ende Januar 1943 als Oberbefehlshaber der 
Kriegsmarine durch Dönitz ersetzt worden war, gab an, daß sein bekanntlich einfach 
geführter Haushalt für den Eigengebrauch nie „Lebensmittel über die Rationierung 
hinaus angefordert" habe. Sei „von der Firma etwas Besonderes ,beigepackt'" gewe­
sen, so habe es sich nach Auffassung seiner Frau um Erlaubtes gehandelt. Die zusätz­
lich erbetenen Lebensmittel etwa in der festgestellten Menge seien von seiner Frau bei 
regelmäßigen Lazarettbesuchen an Marinesoldaten abgegeben, ferner als Liebesgaben­
päckchen an Fronttruppenteile oder zur Bewirtung dienstlich eingeladener Gäste im 
Haus verwendet worden. Als anständiger Soldat übernahm Raeder für alles „die volle 
Verantwortung", auch wenn seine Frau die Verhandlungen mit der Firma geführt 
habe66. 

Über das Ergebnis seiner Anfragen bei den Beschuldigten berichtete Thierack am 
18. Mai Goebbels, der daraufhin in sein Tagebuch notierte, daß die Prominenten „zum 
großen Teil nur pampige Antworten gegeben" hätten67. Unterdessen war ein Ereignis 
eingetreten, das zur raschen Beendigung der ganzen Angelegenheit beitrug: Nöthling 
hatte sich am Sonntag, dem 9. Mai 1943, im Untersuchungsgefängnis erhängt. So will-

64 Schreiben von Brauchitschs an Thierack vom 20.4.1943, in: BAK, R 22/5005. 
65 Schreiben Jeschonneks an Thierack vom 5.5. 1943, in: Ebenda. Drei Monate später nahm sich Je-

schonnek wegen des Versagens der deutschen Luftabwehr und Fehlplanungen bei der Luftrüstung 
das Leben. 

66 Persönliches Schreiben Raeders an Thierack vom 12.4.1943, in: Ebenda. 
67 Eintrag vom 19.5.1943,in: Goebbels Tagebücher, Teil II/8, S.326. 
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kommen der Tod dieses Mannes einigen Leuten gewesen sein mag, gibt es doch keine 
Anzeichen dafür, daß Nöthling - der nicht in einem Gefängnis der Polizei oder 
Gestapo, sondern der Justiz einsaß - von fremder Hand getötet worden ist. Hätte aber 
die Absicht bestanden, seinen Selbstmord durch psychischen Druck zu erreichen, 
dann hätten die zwei Selbstmordversuche, die Nöthling als Häftling nachweisbar bis 
Mitte März unternahm68, hinreichend Gelegenheit geboten, seinen Tod durch unter­
lassene Hilfeleistung oder ähnliches herbeizuführen. Im Gegenteil urteilte Goebbels, 
daß der Fall damit ein „unangenehmes Ende" gefunden habe, das nur „üblen Gerüch­
ten Tür und Tor" öffne69. Auch Thierack kam der Tod Nöthlings ungelegen, da er die 
Angelegenheit mit Rücksicht auf die Volksmeinung unbedingt mit einem Prozeß ab­
schließen wollte. Schließlich dienten die Anfragen bei den Belieferten nicht zuletzt 
auch der Nachprüfung der Angaben Nöthlings und damit der Feststellung des Um-
fangs seiner Schuld. Selbst nach Nöthlings Tod bestand Thierack noch darauf, wenig­
stens die von Hitlers Dispens nicht betroffenen, weniger prominenten Abnehmer 
Nöthlings vor Gericht zu bringen. Als er Goebbels diese Absicht in der erwähnten 
Unterredung vom 18.Mai mitteilte, hielt Goebbels sie für „reichlich naiv" und wehrte 
sich „mit Händen und Füßen" dagegen: „wenn es auch aus Gründen der Staatsraison 
manchmal nicht zu vermeiden" sei, „daß in verschiedenen Strafsachen mit zweierlei 
Maß gemessen" werde, „so darf man das doch nicht in derselben Strafsache tun". 
Thierack verschloß sich Goebbels' Argumenten zwar nicht, wollte aber Hitler die An­
gelegenheit noch einmal selbst vortragen70. 

Am 24. Mai 1943 berichtete der Justizminister schriftlich Bormann über die einge­
gangenen Rückäußerungen der belasteten Prominenten. Durch sie würden „der von 
Nöthling und seinem Prokuristen behauptete unzulässige Warenbezug zum kleinen 
Teil bestritten und zum größeren Teil, wenn auch in beschränktem Umfange, zugege­
ben". Er werde die genannten Personen „entsprechend der Führerweisung", die ihm 
Bormann durch Schreiben vom 2. April übermittelt habe, auf die Verantwortung für 
ihre Haushaltungen hinweisen, um weitere Übertretungen der Ernährungsvorschrif­
ten zu vermeiden. Im Einklang mit der Auffassung Goebbels' teilte er nunmehr seine 
Absicht mit, „auch gegen die weniger Prominenten71 nicht mehr strafrechtlich vorzu­
gehen. Soweit diese geständig" seien, „könnten sie einem Ordnungsstrafverfahren 
überlassen werden"72. Hingegen kam für die Prominenten aus Gründen der „Staatsrai­
son" nicht einmal die Verhängung einer Ordnungsstrafe in Frage. 

68 Bericht (Abschrift) Helldorfs vom 15.3.1943, in: BAK, R 22/5005. 
69 Eintrag vom 19.5.1943,in: Goebbels Tagebücher, Teil II/8, S. 326. 
70 Ebenda. 
71 Zu ihnen zählten offensichtlich u.a. die in Helldorfs Bericht genannten Fricke, Gardiewski, von 

Grolmann, Haehnelt, Suren und Willuhn, die von Thierack nicht angeschrieben worden waren. 
Durch die Aussagen Nöthlings und seines Prokuristen gleichfalls belastet waren der Chef der Ord­
nungspolizei, Generaloberst Kurt Daluege, sowie Graf Helldorf und sein Adjutant Polizeioberleut­
nant B. 

72 Schreiben Thieracks an Bormann vom 24.5.1943, in: BAK, R 22/5005. 
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Im Reichsjustizministerium war zunächst erwogen worden, gegen Amtsge­
richtspräsident Gardiewski wegen seiner Verwicklung in die Affäre ein Dienststrafver­
fahren einzuleiten und ihn vom Amt zu suspendieren. Von dieser Entscheidung sollte 
auch abhängen, ob er weiter Vorsitzender des Ehrengerichtshofes des Nationalsoziali­
stischen Rechtswahrerbundes und der Deutschen Rechtsfront bleiben konnte73. Gar­
diewski, der schon 1932 in die Partei eingetreten, Hauptstellenleiter im Reichsrechts­
amt der NSDAP war und sich als SS-Sturmbannführer ehrenamtlich im SD betätigte, 
war noch im Juli 1942 parteiamtlich bescheinigt worden, daß er seine Tätigkeit als Prä­
sident des Ehrengerichtshofes „in unermüdlichstem, persönlichstem Einsatz [...] zur 
Aufrechterhaltung eines Höchstmaßes beruflicher, berufständischer und moralischer 
Pflichtauffassung" ausübe74. Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, daß Gardiewski, 
der sich als „Normalversorgter" unberechtigterweise zusätzliche Lebensmittel ver­
schaffte, seine Linientreue auch als Amtsgerichtspräsident unter anderem ausgerechnet 
in einem Fall demonstrierte, in dem offensichtlich „Unterversorgte" das gleiche taten: 
Bei einer Revision des seiner Dienstaufsicht unterstehenden Amtsgerichts in Nauen 
kam ihm ein Urteil gegen polnische Zivilarbeiter aus dem Jahre 1941 zu Gesicht, die 
auf dem Areal ihres Lagers mittels Schlingen Hasen gefangen hatten. Die Polen waren 
wegen Jagdvergehens zur gesetzlichen Mindeststrafe von drei Monaten Gefängnis mit 
Bewährung unter Auferlegung einer Geldbuße verurteilt worden, da das Gericht es als 
strafmildernd angesehen hatte, daß sie nicht genug zu essen bekamen. Gardiewski kri­
tisierte das Urteil, da das Gericht den Polen einfach geglaubt, keine eigenen Feststel­
lungen über die Ernährung im Lager getroffen und der „kriminalistischen Veranlagung 
der Angehörigen des polnischen Volkstums, die erfahrungsgemäß schon von frühester 
Jugend an u.a. zu Wilddiebereien neigen", nicht Rechnung getragen habe. Künftig 
solle das Gericht „erwägen, ob bei Angeklagten polnischen Volkstums überhaupt die 
Mindeststrafe als ausreichend und angemessen angesehen werden" könne75. Selbst 
Nutznießer der Anwendung von „zweierlei Maß" bei der NS-Rechtsfindung, regte er 
sie in diesem Fall zum Nachteil von „Fremdvölkischen" an. Da Gardiewskis Verstoß 
gegen die kriegswirtschaftlichen Bestimmungen nach der erwähnten Entscheidung 
Thieracks strafrechtlich nicht verfolgt wurde, unterblieb gegen ihn auch ein Dienst­
strafverfahren76. 

Als Thierack im Februar 1944 auf einer Tagung der Oberlandesgerichtspräsidenten 
und Generalstaatsanwälte in Weimar „eine Reihe von Verfahren [...] gegen führende 
Persönlichkeiten" erwähnte, die ihm seit seiner Amtsübernahme im August 1942 „vom 

73 Vermerk des persönlichen Referenten Thieracks, Landgerichtsrat Anz, für den Leiter der Abteilung I 
(Personal- und Organisationssachen), Ministerialdirektor Letz, vom 31.3. 1943 über den von Thie-
rack gewünschten Vortrag, in: Ebenda. 

74 Personalakte Dr. Werner Gardiewski, in: BAK, R 22/056863. 
75 Das Schreiben Gardiewskis an das Amtsgericht Nauen ist o. D. abgedruckt bei Hubert Schorn, Der 

Richter im Dritten Reich. Geschichte und Dokumente, Frankfurt a. M. 1959, S. 431 f. 
76 Weder in den Personalakten (BAK, R 22/056863) noch in den Personalunterlagen zu Gardiewski im 

Berlin Document Center finden sich Hinweise auf die Durchführung eines solchen Verfahrens. Gar­
diewski blieb auch weiterhin Vorsitzender des Ehrengerichtshofes des NSRB. 
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Führer persönlich übertragen worden" seien, behauptete er euphemistisch, sie seien 
sämtlich von ihm „wenn auch nicht justizmäßig, so doch in anderer Weise gerecht ge­
regelt worden"77. Bei der Erledigung des Korruptionsfalles Nöthling konnte jedoch 
von Gerechtigkeit keine Rede sein. Es ist daher nur zu verständlich, daß die über die 
Behandlung des Falles zutiefst betroffene Witwe Nöthlings 1943 den Vorschlag zu­
rückwies, ihrem Ehemann posthum das Kriegsverdienstkreuz zu verleihen78. 

77 Niederschrift über die Arbeitstagung der Oberlandesgerichtspräsidenten und Generalstaatsanwälte 
in Weimar am 3.2.1944. Ausführungen Thieracks, S.4, in: BAK, R 22/4205. 

78 Schreiben der Tochter Nöthlings, Frau Lieselotte Wemiger-Nöthling, an den Verf. vom 19.4.1994. 



GABRIELE BRENKE 

EUROPAKONZEPTIONEN IM WIDERSTREIT 

Die Freihandelszonen Verhandlungen 1956-1958 

Im Juli 1956 schlug der Generalsekretär der Organisation für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit in Europa (OEEC) dem Ministerrat die Bildung einer multilateralen Frei­
handelszone (FHZ) von Skandinavien bis Griechenland zwischen der geplanten Zoll­
union der sechs Montanunion-Staaten (EGKS) und den restlichen elf OEEC-Ländern 
vor1. Ziel dieses, von der britischen Regierung lancierten Plans war es in erster Linie, 
eine wirtschaftliche Spaltung Europas durch den Zusammenschluß der Sechs zur Eu­
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG), die durch die Billigung des Spaak-Re-
ports auf der Konferenz von Venedig in greifbare Nähe gerückt war, zu verhindern. 
Gleichzeitig beabsichtigten die Briten, die sich im November 1955 von den Bespre­
chungen über die Gründung der EWG zurückgezogen hatten, auf diese Weise wieder 
Einfluß auf den europäischen Integrationsprozeß zu erlangen2 und einer außenwirt­
schaftlichen Isolation vorzubeugen. Außerdem hofften sie, ihren Führungsanspruch 
innerhalb der OEEC festigen zu können und die Möglichkeit zu erhalten, die wirt­
schaftlich erstarkte Bundesrepublik einzubinden und zu kontrollieren3. Letztlich aber 
muß dieser Vorstoß auch als Versuch gesehen werden, die Entstehung des Gemeinsa­
men Marktes zu vereiteln. 

Die Reaktionen der europäischen Staaten auf diesen Vorschlag reichten zunächst 
von positivem Wohlwollen bis hin zu tatkräftiger Unterstützung. Dennoch scheiterten 
die Verhandlungen über eine Freihandelszone im November 1958, nachdem man 
zweieinhalb Jahre lang, zuletzt in 23 Arbeitsgruppen, um eine gemeinsame Haltung 
gerungen hatte4. Zu unversöhnlich hatten sich in dem Ende 1957 eigens eingesetzten 
zwischenstaatlichen Regierungsausschuß unter dem Vorsitz des britischen Sondermi­
nisters Reginald Maudling auf der einen Seite Frankreich und Italien, teilweise unter­
stützt von Belgien, und Großbritannien auf der anderen Seite gegenübergestanden. 

1 Negotiations for a European Free Trade Area. Documents Relating to the Negotiations from July, 
1956, to December, 1958, London 1959, S. 1 ff. (im folgenden: Documents for a European Free Trade 
Area). 

2 Zu Großbritanniens Haltung zur EWG vgl. Jim Burgess/Geoffrey Edwards, The Six plus One: Bri­
tish policy making and the question of European economic Integration, 1955, in: International Af­
fairs 64 (1988), S. 393-413. 

3 Vgl. Harold Macmillan, Riding the Storm 1956-1959, New York 1971, S. 74. 
4 Vgl. Documents for a European Free Trade Area, S. 6. 
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Die Verhandlungen über die Freihandelszone wurden bisher vor allem in zeitgenössi­
schen Arbeiten5 behandelt; der Gang der Dinge ist auch durch die mittlerweile recht zahl­
reiche Memoirenliteratur6 hinreichend bekannt. Eine detaillierte Darstellung der Ver­
handlungen auf der Grundlage der nunmehr vorliegenden Aktenbestände der beteiligten 
Ressorts auf deutscher Seite ist jedoch bislang ein Desiderat der Forschung. Diese 
Quellen ermöglichen es, die einzelnen Positionen zu den wirtschaftlichen Detailfragen 
nachzuzeichnen und den diplomatischen Prozeß auf den verschiedenen Handlungs- und 
Entscheidungsebenen auszuleuchten. Dadurch werden Rückschlüsse auf die Verhand-
lungs- und Kompromißbereitschaft der siebzehn OEEC-Staaten möglich. Das Stim­
mungsbild der einzelnen Expertenrunden, Argumente und Gegenargumente, Alterna-
tivvorschläge, Begründungen und Interpretationen verdeutlichen nicht nur die bisheri­
gen Forschungsergebnisse, vielmehr akzentuieren und modifizieren sie diese auch. Dies 
gilt beispielsweise sowohl für die Schwierigkeiten der sechs EWG-Staaten, eine einheitli­
che Position zu den britischen Vorschlägen zu finden, für deren Strategien, ihre Differen­
zen zu kaschieren, als auch für die Probleme der elf OEEC-Staaten, die jeweils nationale -
in weiten Bereichen nicht deckungsgleiche -Interessen vertraten. Präziser als bisher kann 
dargestellt werden, wie wenig kompromißbereit London agierte, aber auch wie die 
französische Regierung durch geschicktes Lavieren die Verhandlungen verzögerte, in an­
dere Bahnen zu lenken versuchte, um sie schließlich zu torpedieren7. So war es sicher kein 

5 Vgl. Karl Kaiser, EWG und Freihandelszone. England und der Kontinent in der europäischen Inte­
gration, Leiden 1963; Hans Joachim Heiser, British Policy with Regard to the Unification Efforts, 
Leiden 1959; Walter Hesberg, Die Freihandelszone als Mittel der Integrationspolitik, Frankfurt 
a. M. 1960; Alfred Jacobs, Zur Frage einer Freihandelszone, Bremen 1959; Wilhelm Cornides, Die 
Freihandelszone als Krisenherd der europäischen Integrationspolitik, in: EA 13 (1958), S. 10707-
10711; Miriam Camps, Britain and the European Community 1955-1963, Princeton/London 1964, 
und Nora Beloff, The General'Says No, Harmondsworth 1964; Frederick S.Northedge, Descent 
From Power. British Foreign Policy 1945-1973, London 1974. 

6 Für die Analyse der britischen Europapolitik des ersten Kabinetts Macmillans können auf britischer 
Seite fast nur die Erinnerungen von Macmillan selbst herangezogen werden. Vgl. Macmillan, Riding 
the Storm. Die Memoiren von Reginald Maudling sind nur von begrenztem Nutzen. Vgl. Reginald 
Maudling, Memoirs, London 1978. Wichtiges Material findet sich bei Paul Gore-Booth, With Great 
Truth and Respect, London 1974; Anthony Nutting, Europe will not wait. A Warning and a Way out, 
London 1960. Die britische Europapolitik wurde mit Hilfe der Memoirenliteratur bearbeitet von 
Donald C.Watt, Großbritannien und Europa 1951-1959. Die Jahre konservativer Regierung, in: 
VfZ 28 (1980), S. 389-409. Siehe ferner Charles de Gaulle, Memoires d'Espoir. Le Renouveau 1958-
1962, Paris 1992; Maurice Couve de Murville, Le Monde En Face, Paris 1989; Edgar Faure, Memoi­
res, tome 1, Paris 1982, tome 2, Paris 1984; Robert Marjolin, Le travail d'une vie. Memoires 1911-
1986, Paris 1987; Francois Seydoux, Beiderseits des Rheins, Erinnerungen eines französischen 
Diplomaten (1958-1962), Frankfurt a.M. 1975; Jean Monnet, Erinnerungen eines Europäers, Mün­
chen 1978; Konrad Adenauer, Erinnerungen 1955-1959, Stuttgart 1967. Vgl. auch Konrad Adenauer, 
Reden 1917-1967. Eine Auswahl, hrsg. von Hans-Peter Schwarz, Stuttgart 1975; Hans von Her-
warth, Von Adenauer zu Brandt. Erinnerungen, Frankfurt a.M. 1990; Jean Charles Snoy et 
d'Oppuers, Rebatir l'Europe, memoires, Paris/Louvain la Neuve 1989; Paul Henri Spaak, Memoiren 
eines Europäers, Hamburg 1969. 

7 Aufzeichnung: Stand der Verhandlungen über die FHZ. Unterrichtung in Paris und London, 18.10. 
1958, in: Politisches Archiv des Auswärtigen Amts, Bonn (PA AA), Ref. 200, Bd. 152. 
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Zufall, daß sich der Ton der französischen Unterhändler, nachdem Charles de Gaulle in 
Paris die Regierung übernommen hatte, verhärtete8, während er selbst, um Zeit zu gewin­
nen, den britischen Premierminister Harold Macmillan durch seine grundsätzliche 
Zustimmung zu einer Freihandelszone daran hinderte, die Verhandlungen schon im 
Sommer 1958 abzubrechen. Für die Bundesregierung belegen die Akten die unterschied­
lichen Auffassungen, die zwischen Auswärtigem Amt (AA) und Bundeskanzleramt 
einerseits sowie dem Bundeswirtschaftsministerium (BWM) andererseits, das bei den 
Verhandlungen die Federführung hatte, zum Thema F H Z bestanden9. Im Auswärtigen 
Amt wurden schon Anfang 1958 dem Unternehmen keinerlei Erfolgschancen einge­
räumt. Bestätigtwerden die Vorwürfe der britischen Seite an den deutschen Vermittler aus 
dem Wirtschaftsministerium, sie über den tatsächlichen Stand der Verhandlungen unter 
den Sechs im unklaren gelassen und die französische Haltung nicht richtig eingeschätzt zu 
haben10. Die kontroversen Argumentationen über die Harmonisierung der Soziallasten, 
die Tarifautonomie oder den Sozialfonds für die wirtschaftlich schwächeren Staaten erin­
nern darüber hinaus auffallend an die jüngsten Auseinandersetzungen um den Vertrag 
von Maastricht. Das Konzept einer Freihandelszone wird ohne Zweifel zukünftig ange­
sichts des Strebens der neuen Demokratien in Mittel- und Osteuropa nach einer engeren 
Verzahnung mit der Europäischen Union wieder an Aktualität gewinnen. 

Im folgenden sollen die Verhandlungen in dem für die Beratungen zentralen Maud-
ling-Ausschuß dargestellt werden. Herausgearbeitet werden die Übereinstimmungen, 
Meinungsverschiedenheiten und Unvereinbarkeiten unter den beteiligten Staaten in der 
Auseinandersetzung über die wirtschaftlichen Fragen sowie die Rolle der Bundesrepu­
blik und die Bonner Vermittlungsversuche. Anschließend muß der Frage nachgegangen 
werden, ob über die wirtschaftlichen Differenzen hinaus politische Gründe für das 
Scheitern des Freihandelszonen-Plans verantwortlich waren und welchen Stellenwert 
wirtschaftspolitische Überlegungen im politischen Kalkül der einzelnen Regierungen 
Ende der fünfziger Jahre einnahmen. Warum stellte sich Adenauer auf die Seite de 
Gaulies, obwohl der FHZ-Plan breite Unterstützung in der Bundesrepublik fand? Wel­
che außenpolitischen Ereignisse, welche politischen Ziele ließen de Gaulle das britische 
Konzept der Freihandelszone ablehnen? Welche außenpolitischen Zielsetzungen ver­
folgte der britische Premierminister? Welche Bedeutung kam der Europapolitik in 
Macmillans außenpolitischer Strategie zu? War London im Sommer 1958 noch wirklich 
an den Verhandlungen interessiert oder hatte man ein Scheitern schon einkalkuliert11 ? 

8 Aufzeichnung: Französische Haltung zur Freihandelszone, Fernschreiben von Botschafter Dr. 
Werkmeister, Nr. 270 vom 9.9.1958, in: Ebenda, Bd. 151. 

9 Die unterschiedliche Haltung von Adenauer und Erhard u. a. in der Frage der Europapolitik unter­
sucht Daniel Koerfer, Kampf ums Kanzleramt. Erhard und Adenauer, Stuttgart 1987. 

10 Aufzeichnung: Deutsch-englische Besprechungen über die Freihandelszone am 22.5.1958 in Bonn 
im Bundesministerium für Wirtschaft, in: PA AA, Ministerbüro (MB), Bd. 49. 

11 Über die Regierungspolitik hinausgehend existierte ein vielfältiges Beziehungsgeflecht, das zu un­
tersuchen wichtig wäre. Die Rolle, die die EWG-Kommission gespielt hat, kann nur angedeutet wer­
den, Einflüsse aus Wirtschaft und Industrie während der Verhandlungen müssen weitgehend unbe­
rücksichtigt bleiben. 
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I. Vorgeschichte 

Nachdem der OEEC-Generalsekretär seinen FHZ-Vorschlag unterbreitet hatte, setzte 
der Ministerrat am 19.Juli 1956 die Arbeitsgruppe 1712 ein, die prüfen sollte, wie eine 
Assoziation zwischen der Zollunion und den elf OEEC-Staaten auf multilateraler 
Ebene aussehen könnte. Der FHZ-Plan kam in der Bundesrepublik vor allem Bundes­
wirtschaftsminister Ludwig Erhard entgegen13, der eine institutionalistische Integrati­
on ablehnte und die Chance sah, einen regionalen Isolationismus sowohl auf politi­
scher als auch auf wirtschaftlicher Ebene in Europa zu verhindern14. Darüber hinaus 
hoffte er, mit Hilfe des britischen Vorschlags, „die zum Teil übertriebenen Vorstellun­
gen der einen oder anderen Delegation [bei den Verhandlungen über die Zollunion] auf 
ein realistisches Maß"15 zurückführen zu können. Während man in Frankreich noch 
im Sommer 1956 den Gemeinsamen Markt nur für durchsetzbar hielt, wenn England 
in irgendeiner Form über die Freihandelszone beteiligt würde, stand bei den zehn 
OEEC-Partnerstaaten Großbritanniens die Sorge vor wirtschaftlichen Nachteilen 
durch den Gemeinsamen Markt der Sechs im Vordergrund. Großbritannien versäumte 
es zu diesem Zeitpunkt, entschieden und mit Nachdruck die Führung der Verhandlun­
gen zu übernehmen16. Nach der positiven Europa-Debatte in der französischen Natio­
nalversammlung, der Suez-Krise im November und dem Einmarsch sowjetischer 
Truppen in Ungarn begann London seine Politik zu ändern. Ausschlaggebend aber 
war letztlich, daß die Verhandlungen über den Gemeinsamen Markt in Brüssel durch 
die Konzessionen Bundeskanzler Adenauers17 im Bereich Euratom und in der Frage 
der Assoziierung der überseeischen Gebiete entscheidende Fortschritte gemacht hat­
ten18. Hatte man in Whitehall bis dahin immer noch nicht ernsthaft an einen Durch­

Organisation for European Economic Co-operation, Council, Resolution of the Council Concer-
ning the Study of the Relationship between the Proposed European Customs Union and Member 
Countries Not Taking Part Therein, 21.7.56, C (56) 196, in: PA AA, Abt. 2, Bd. 927. 

13 Die britischen Pläne wurden auch von der deutschen Vertretung in der OEEC unterstützt. Der Bun­
desminister für Wirtschaft, Vermerk über die Besprechungen mit Herrn Dr. Keiser (OEEC) am 
15.10.1956 im Bundeswirtschaftsministerium (BWM) 17.10.1956, in: Bundesarchiv Koblenz (BA), 
B 102/12790, H. 2. 

14 Vgl. Ludwig Erhard, Gedanken zu dem Problem der Kooperation oder der Integration, 1955, in: 
Ludwig-Erhard-Archiv (LEA), NE 79; vgl. auch Karl Hohmann (Hrsg.), Ludwig Erhard. Gedan­
ken aus fünf Jahrzehnten. Reden und Schriften, Düsseldorf 1988, S. 486ff. 

15 Der Bundesminister für Wirtschaft, Bericht über die wirtschaftliche und wirtschaftspolitische Lage 
in der Bundesrepublik, 7.8.1956, in: BA,B 102/12588. 

16 Vgl. Hanns Jürgen Küsters, Die Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, Baden-
Baden 1982, S. 205 ff. 

17 Vgl. Karl Carstens, Das Eingreifen Adenauers in die Europa-Verhandlungen im November 1956, in: 
Dieter Blumenwitz/Klaus Gotto/Hans Maier u. a. (Hrsg.), Konrad Adenauer und seine Zeit. Politik 
und Persönlichkeit des ersten Bundeskanzlers. Beiträge von Weg- und Zeitgenossen, Stuttgart 1976, 
S. 591-602, hier S. 599 f. 

18 Schreiben Etzel an Erhard, 5.12.1956, in: LEA, 1.4) 41. 
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bruch bei den Brüsseler Verhandlungen geglaubt, so drohte jetzt die Gefahr, daß 
Großbritannien von der Entwicklung auf dem europäischen Kontinent abgekoppelt 
wurde. 

Nachdem die OEEC-Arbeitsgruppe in ihrem im Januar 1957 veröffentlichten Be­
richt zu dem Ergebnis kam, daß die Schaffung einer Freihandelszone unter Einbezie­
hung der EWG technisch möglich sei19, überreichte London dem Rat der OEEC Ende 
Januar ein Memorandum20, in dem die Gründung einer Freihandelszone (begrenzt auf 
industrielle Güter) vorgeschlagen wurde. Im Unterschied zum gemeinsamen Außenta­
rif der EWG strebten die Briten ein einheitliches Wirtschaftsgebiet an, in dem die Bin-
nen-Zölle wegfallen, die länderspezifischen Außentarife jedoch erhalten bleiben soll­
ten. Durch den Ausschluß der Landwirtschaft21 hoffte man, die kleine, aber hoch 
subventionierte britische Landwirtschaft zu schützen und die Präferenzzölle zum 
Commonwealth zu sichern22. Sonderregelungen für dritte Staaten waren im britischen 
Konzept nicht vorgesehen. 

Die Reaktionen der EGKS-Staaten waren unterkühlt; man nahm an, mit der Frei­
handelszone sollte die EWG sabotiert werden. Franzosen und Italiener kritisierten, 
Großbritannien erhalte durch die Mitgliedschaft in der FHZ und im Commonwealth 
handelspolitische Vorteile, während die übrigen Staaten im Wettbewerb benachteiligt 
würden. Die Agrar-Exportländer in der OEEC sperrten sich gegen den Ausschluß der 
landwirtschaftlichen Produkte. Gleichzeitig forderten die unterentwickelten OEEC-
Staaten, Griechenland, Irland, Island und die Türkei, weitgehende Ausnahmeregelun­
gen und umfangreiche finanzielle Unterstützung durch die reicheren nordeuropäi­
schen Staaten. 

Die vorbereitenden Verhandlungen für einen Vertrag über die Freihandelszone be­
gannen daher im Frühjahr 1957 in drei Arbeitsgruppen, von denen sich jeweils eine der 
Frage der Landwirtschaft bzw. dem Problem der peripheren Staaten annahm, während 
sich die Arbeitsgruppe 21 mit allgemeinen Problemen beschäftigte. Um sicherzustel­
len, daß die Verhandlungen nicht ins Stocken gerieten, übernahm der britische Schatz­
kanzler und damalige Ratspräsident Thorneycroft Regie und Koordinierung der Ver­
handlungen. Die Ergebnisse dieser Arbeitsgruppen sollten die Grundlage für die Sit­
zung des Ministerrats am 16. und 17. Oktober 1957 bilden. 

Die Diskussionen über den Freihandelszonen-Plan gestalteten sich schleppend und 
schwierig. Sie erhielten mit der Gründung der EWG am 25. März 1957 eine neue Qua­
lität, da jetzt die elf OEEC-Staaten mit einem nach teilweise großen Kompromissen 

19 Organisation for European Economic Co-operation, Council, Report of Special Working Party 
(No. 17) on Methods of Association with the Common Market of the Six, Paris, 10.1.1957, in: PA 
AA, Abt. 2, Bd. 927. 

20 United Kingdom, Memorandum on the European Free Trade Area, C (57) 27 of 7th February, 1957, 
abgedruckt in: Documents on International Affairs, 1958, London 1962, S.465ff. 

21 Die Landwirtschaft auszuschließen, hatte Großbritannien schon im Oktober 1956 gefordert. Auf­
zeichnung über Arbeitsgruppe der OEEC betr. Schaffung einer Freihandelszone, Sitzung der Ar­
beitsgruppe am 15. und 16.10.1956 in Paris, 19.10.1956, in: PA AA, Abt. 2, Bd. 927. 

22 Vgl. Camps, Britain and the European Community, S. 110 ff. 
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zustandegekommenen Vertragswerk der EWG-Staaten konfrontiert waren, das ihren 
Interessen in weiten Teilen nicht entsprach. Während Frankreich es vorgezogen hätte, 
die Regelungen der EWG auch für die Freihandelszone zu implementieren (einschließ­
lich der Vorschriften über soziale Harmonisierung und gemeinsame Außenzölle), 
wollte London die Vorschriften auf das Notwendigste beschränken, dazu gehörten der 
Zoll- und Kontingenteabbau und Vereinbarungen über den Ursprungsbegriff. 

Ende Mai 1957 warnte Premierminister Harold Macmillan, der fürchtete, die Ver­
handlungen über die Freihandelszone könnten in eine Sackgasse geraten, Adenauer 
vor den politischen Konsequenzen eines Scheiterns. Bei einem Abbruch würde jede 
gemeinsame europäische Politik, ja die Existenz des bestehenden Verteidigungssy­
stems auf dem Spiel stehen. Der britische Premier erreichte damit, daß Bonn und Paris 
sich mit der Wiederaufnahme der Verhandlungen einverstanden erklärten, sobald der 
Ratifikationsprozeß der EWG abgeschlossen sein würde. Im Juni 1957 signalisierte 
Macmillan seinem Außenminister, daß man ein Zeichen setzen sollte, um Bewegung in 
den Prozeß zu bringen. Er sei bereit, einen Ministerrat und Mehrheitsentscheidungen 
in einem beschränkten Umfang zuzulassen23. Die Ernennung von Maudling am 7. Au­
gust 1957 zum Sonderminister für die Freihandelszone unterstrich die Bedeutung, die 
Macmillan ihr zumaß. Maudling erhielt den Auftrag, die elf OEEC-Staaten zu verei­
nen, die Deutschen auf die Seite Großbritanniens zu ziehen und einen Keil zwischen 
die sechs EWG-Staaten zu treiben24. 

Im Sommer 1957 konzentrierten sich die Verhandlungen auf die Problemzonen 
Landwirtschaft, Außenzölle, soziale Harmonisierung und die Frage der Institutio­
nen25. Gleichzeitig begann sich in der französischen Industrie und im französischen 
Parlament eine zunehmende Zurückhaltung zur Freihandelszone abzuzeichnen. Eine 
„Übernahme neuer Verpflichtungen so kurzfristig nach Ratifizierung der EWG"26 

wurde abgelehnt. Daraufhin wurde die britische Regierung erneut aktiv. Auf der Mini­
sterratstagung der OEEC am 17. Oktober 1957 erklärte sich London mit einer Sonder­
regelung für die Landwirtschaft einverstanden. Die Briten hatten erkannt, daß sie ihre 
Forderung nach Ausklammerung der Landwirtschaft aufgeben mußten, wollten sie 
weiterkommen27. Anfang Oktober hatte das britische Kabinett Einzelregelungen für 
verschiedene Agrarprodukte, Konzessionen beim Import sowie das Einfrieren des ei­
genen Marktanteils erörtert. Nach einem Gespräch im Bundeswirtschaftsministerium, 
an dem neben Maudling der britische Botschafter in der Bundesrepublik, Steel, und der 
Leiter der Handelsabteilung der britischen Botschaft, Marjoribanks, teilgenommen 

23 Vgl. Macmillan, Riding die Storni, S. 435 f. 
24 Vgl. Alistair Horne, Macmillan 1957-1986, Vol. II, London 1989, S.34. 
25 Vgl. James C.Hunt, Britain and the Common Market, in: Political Quarterly, Nr. 30,1959, S.293-

303. 
26 Aufzeichnung: Stand der Verhandlungen über die Freihandelszone, 21.11. 1957, in: PA AA, MB, 

Bd. 48. 
Bereits im Januar 1957 hatte Spaak Macmillan in einem privaten Gespräch darauf aufmerksam ge­
macht, daß die Messina-Staaten die britischen Vorschläge für die Landwirtschaft niemals akzeptieren 
würden. Vgl. Nutting, Europe will not wait, S. 93. 
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hatten, signalisierten diese Entwarnung nach London. Der Staatssekretär für Europäi­
sche Fragen im Wirtschaftsministerium, Professor Müller-Armack, hatte den Briten 
gegenüber betont, beim Problem der Landwirtschaft „bestehe eine grundsätzliche Be­
reitschaft der Sechs, nicht dogmatisch vorzugehen, sondern einer Kompromißlösung 
zuzustimmen, falls nur die Agrarlieferländer eine entsprechende Beteiligung am briti­
schen Markt" behielten28. Um so leichter fiel es Macmillan, Entgegenkommen zu zei­
gen. Dies würde der britischen Agrarpolitik nicht schaden und den Verhandlungen 
neuen Auftrieb verleihen. 

Des weiteren wurde ein zwischenstaatlicher Ausschuß auf ministerieller Ebene unter 
Leitung des britischen Sonderministers Maudling eingesetzt, um die Verhandlungen 
wieder in Gang zu bringen29. Schon im Auftrag des OEEC-Rates an den sogenannten 
Maudling-Ausschuß wurde die starke Stellung der EWG-Staaten deutlich. Es gelang 
den Sechs, sowohl die Eigenständigkeit der Gemeinschaft als auch ihre Einwände gegen 
das britische Konzept festzuschreiben. Ihre Position wurde gestärkt durch die Tatsache, 
daß die Hohe Behörde der EGKS und die EWG-Kommission als vollberechtigte Mit­
glieder des Maudling-Ausschusses vorgesehen wurden. Großbritannien konnte als Teil­
erfolg verbuchen, daß die Erklärung des Rates die Gleichwertigkeit von EWG und Frei­
handelszone herstellte. Dies war auch eine Forderung Erhards gewesen30. 

Die OEEC-Staaten waren unter Zeitdruck geraten. Der EWG-Vertrag würde im Ja­
nuar 1958 in Kraft treten, und die ersten Zollsenkungen waren für den 1. Januar 1959 
vorgesehen. Es galt also schnell zu verhandeln, um negative Konsequenzen für die 
Volkswirtschaften der OEEC-Staaten durch Zollsenkungen und Kontingentserhö­
hungen in der EWG abzuwenden. Vor allem die Briten drängten zur Eile. So warnte 
der britische Außenminister Thorneycroft, „ein Mißlingen des Freihandelszonen-
Plans würde die übrigen Formen der Zusammenarbeit in Europa gefährden, - auch in 
politischer und militärischer Hinsicht"31. 

Gleichzeitig setzte man auf die Unterstützung der Gegner des Gemeinsamen Mark­
tes32, vor allem auf die Bundesrepublik und ihren Wirtschaftsminister. In Bonn gehörte 
Erhard in der Tat zu den entschiedensten Befürwortern einer großen Freihandelszo­
ne33. Durch den Abbau protektionistischer Maßnahmen, durch weitgehende Zollsen-

28 Ergebnisprotokoll über die Besprechung mit dem britischen Staatsminister Maudling am 4.10.1957 
im BWM, 7.10.1957, in: PA AA, Abt. 2, Ref. 200,87 SL/6 9409, Bd. 18. 

29 Organisation for European Economic Cooperation, Council, Resolution of the Council, C (57) 221, 
17.10.1957, in: Documents for a European Free Trade Area, S.48f. 

30 Ausführungen von Herrn Minister Erhard bei der Ministertagung der OEEC am 16.10. 1957, in: 
LEA,NE43. 

31 Kaiser, EWG und Freihandelszone, S. 148. 
32 Macmillan erhoffte die Hilfe der Niederlande, Belgiens und sogar Italiens. Vgl. Macmillan, Riding 

the Storm, S.436. 
33 Rede des Bundesministers für Wirtschaft, Professor Dr. Ludwig Erhard, auf der Volltagung des 

Deutschen Industrie- und Handelstages am 24.4. 1958 in Stuttgart, 24.4. 1958, in: LEA, NE 43, 
sowie Deutscher Bundestag, Stenographische Berichte (im folgenden: Sten.Ber.), 2. Wahlperiode 
(Wp), 200. Sitzung, 21.3.1957, S. 1342 ff.; Koerfer, Kampf ums Kanzleramt, S. 136 ff. 
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kungen und durch eine globale Konvertibilität der Währungen sollte langfristig der 
freie Welthandel wiederhergestellt werden. Eine weitestgehende Beseitigung der Han­
delsschranken im Verkehr mit den elf OEEC-Staaten hätte etwa eine Verdoppelung 
des deutschen Handelsvolumens bedeutet. Betrug der Handel mit den EWG-Staaten 
1956 noch 21 % der deutschen Gesamtimporte und 2 8 % der Exporte, so würden in 
einer Freihandelszone unter Einschluß der elf OEEC-Staaten die Importe auf 43 % 
und die Exporte auf 59 % des Gesamtvolumens ansteigen34. 

Mit Kabinettsbeschluß von Februar 1957 hatte auch die Bundesregierung den Bericht 
der OEEC-Arbeitsgruppe 17 gebilligt. Diese Entscheidung wurde unterstützt durch die 
Entschließung von Bundestag und Bundesrat anläßlich der Ratifizierungsdebatte über 
den EWG-Vertrag. Die Bundesregierung wurde aufgefordert, sich für eine Ergänzung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft durch die Freihandelszone einzusetzen35. 

Im Gegensatz zum Wirtschaftsministerium verfolgte das Auswärtige Amt jedoch 
„eine politisch-pragmatische Außenwirtschafts- und Integrationspolitik auf europä­
isch-supranationaler Ebene"36. Die Festigung des europäischen Blocks und die Zu­
sammenarbeit mit Frankreich hatten Vorrang. Der handelspolitische Vorteil sollte und 
mußte hinter dem politischen Gesamtinteresse der Bundesregierung zurücktreten. 

IL Die Verhandlungen im Maudling-Ausschuß 

Nach den ersten Verhandlungen im Maudling-Ausschuß ergab sich folgendes Bild: Es 
bestanden beim Zollabbau keine Einwendungen gegen den Vorschlag einer Über­
gangsperiode von drei Phasen, unterteilt in jeweils vier Jahre. Es herrschte Einver­
ständnis über die Beseitigung der mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen bis zum 
Ende der Übergangszeit, über den Grundsatz der Globalisierung und einer schrittwei­
sen Erhöhung der Kontingente. Kohle und Stahl sollten in die Freihandelszone aufge­
nommen werden, eine Liberalisierung der unsichtbaren Transaktionen und des Kapi­
talverkehrs wurde grundsätzlich ebenso anerkannt wie wirtschaftliche Hilfe für die 
unterentwickelten OEEC-Staaten. Der Rom-Vertrag wurde Diskussionsbasis bei Fra­
gen wie Zollabbau, Kontingentaufstockung, der mengenmäßigen Beschränkung und 
staatlichen Beihilfen37. Keine befriedigenden Ergebnisse erreichte man in der Debatte 
über die Ursprungsfrage, die Landwirtschaft, die Harmonisierung, den Sozialfonds, 

34 Aufzeichnung: Vortrag des Bundesministers vor dem Arbeitskreis Nr. 15 der Bundestagsfraktion am 
30.10.1957,29.10.1957, in: PA AA, MB, Bd.48. 

35 Vgl. Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, DP (FVP), in: Deutscher Bundestag, 
Sten. Ber, 2. Wp, 224. Sitzung, 5.7.1957, S. 13464. 

36 Hanns Jürgen Küsters, Der Streit um Kompetenzen und Konzeptionen deutscher Europapolitik 
1949-1958, in: Ludolf Herbst/Werner Bührer/Hanno Sowade (Hrsg.), Vom Marshallplan zur EWG. 
Die Eingliederung der Bundesrepublik Deutschland in die westliche Welt, München 1990, S.335-
370, hier S. 369. 

37 Er war jedoch keine Ausgangsbasis für die spätere Diskussion über die privaten Handelsbeschrän­
kungen. 
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die Arbeitskräfte, die Investitionsbank sowie über das Niederlassungsrecht, den Bin­

nenverkehr und die Einbeziehung der Kernstoffe. Diese Probleme wurden an die Aus­

schüsse verwiesen. Die Koordinierung der Wirtschaftspolitik sollte später wieder auf­

gegriffen werden38. Die Mehrheit befürwortete einen Gleichlauf bei den Verhandlun­

gen zwischen EWG und FHZ. Nur die Franzosen hatten hier Bedenken. 

In den ersten Sitzungen war es Maudling aber auch nicht um konkrete Ergebnisse 

gegangen. Er wollte vielmehr herausfinden, wo die Schwachstellen und Differenzen 

bei den Sechs lagen. Sobald unterschiedliche Meinungen auftraten, die nicht sofort zu 

überbrücken waren, unterbrach er die Diskussion39. Die EWG-Staaten ihrerseits hat­

ten ein Interesse daran, ihre Differenzen über wesentliche Fragen zu kaschieren40. 

Daher war man überein gekommen, daß jede der sechs Delegationen - wie bei einem 

Rollenspiel - nur zu vorher vereinbarten Fragen des von Maudling verschickten Fra­

gebogens41 Stellung nehmen sollte, wobei die übrigen EWG-Partner einen solchen 

Vorschlag auch dann als geeignete Grundlage zu bezeichnen hatten, wenn sie im inter­

nen Kreis der Sechs eine abweichende Meinung vertraten42. Auf diese Weise sollten die 

Reaktionen der OEEC-Partner zu Einzelfragen in Erfahrung gebracht werden, bevor 

die Sechs konkrete Vorschläge unterbreiteten43. Die Verhandlungen hielten die Fran­

zosen nicht davon ab, ihre grundlegenden Bedenken gegen die FHZ öffentlich und re­

gelmäßig kund zu tun, was ihnen den Vorwurf eintrug, Paris hemme die Verhandlun­

gen, ohne ein eigenes Konzept zu haben. 

1. Das französische Memorandum 

Daher kündigte Frankreich Anfang 1958 ein eigenes Memorandum zur Freihandelszo­
ne an. Erst nach Intervention der anderen EWG-Staaten erklärte es sich bereit, den 
französischen Plan44 zunächst mit den Fünf abzustimmen. Im Plan hieß es, daß eine 

38 Ergebnis der Diskussion im Regierungsausschuß für die europäische FHZ vom 14.-16., 28729.11. 
und 2.12.1957, in: BA, B 102/12634. 

39 Kurzbericht über die Sitzung des Regierungsausschusses für die europäische FHZ in Paris vom 14.-
16. und 22.11.1957, in: Ebenda 12624. 

40 Vorlage für Minister über Regierungsausschuß für die europäische FHZ vom 14.-16. und 11.11. 
1957, in: Ebenda. 

41 Maudling-Memorandum über die Arbeiten des Zwischenstaatlichen Regierungsausschusses für die 
Schaffung einer Europäischen Freihandelszone vom 30.10.1957, in: Europa, Dokumente zur Frage 
der Europäischen Einigung, hrsg. vom Forschungsinstitut der Deutschen Gesellschaft für Auswär­
tige Politik, München 1962, S. 1459-1472. 

42 Entwürfe von Stellungnahmen zu dem Maudling-Fragebogen und Rollenverteilung unter den 
Sechs. Aus dem Anschreiben von Mr. Maudling zu seinem Fragebogen, 11.11. 1957, in: BA, 
B 102/12624. 

43 Kurzvermerk über das Ergebnis der Ressortbesprechung im BWM am 9.11.1957 über die Freihan­
delszone, 11.11.1957, in: Ebenda. 

44 Französischer Entwurf betreffend die Assoziierung der anderen europäischen Staaten an die Euro­
päische Wirtschaftsgemeinschaft im Rahmen einer Europäischen Union für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit, (deutsche Übs.), o. D., in: PA AA, Ref. 200, Bd. 149. 
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Verstärkung der europäischen wirtschaftlichen Zusammenarbeit wünschenswert und 
möglich sei. Die Freihandelszonen-Verhandlungen sollten in einen Vertrag über eine 
Europäische Union für Wirtschaftliche Zusammenarbeit münden. Während Großbri­
tannien eine europäische Kooperation auf allgemeine Mechanismen beim Abbau von 
Handelshemmnissen beschränken wollte, forderten die Franzosen eine gemeinsame 
Politik der Mitgliedsstaaten mit dem Ziel der Ausweitung der wirtschaftlichen Tätig­
keiten, einer Hebung des Lebensstandards und einer Herstellung von gleichen Wettbe­
werbsbedingungen. Konvergenz sollte nicht nur zwischen den europäischen Staaten, 
sondern auch zwischen den unterschiedlichen Wirtschaftsbereichen angestrebt wer­
den, vor allem um Benachteiligungen beim Wettbewerb zu vermeiden. Sollte ein Mit­
gliedsland Maßnahmen ergreifen, die diesen Zielen zuwiderliefen, sah der Plan Schutz­
klauseln vor, ja sogar die Möglichkeit, den Vertrag aufzulösen. 

In Teilbereichsabkommen sollten Probleme wie Ursprungskontrolle, Verkehrsver­
lagerung, Wettbewerbsbedingungen, Harmonisierungsmaßnahmen bzw. Angleichung 
von Rechtsvorschriften und Beziehungen zu Drittländern, die Frage von außereuro­
päischen Absatzmärkten, des gleichen Zugangs zu Rohstoffen sowie entsprechende 
Schutzmaßnahmen für jeden Wirtschaftsbereich getrennt ausgehandelt werden. Jede 
Liberalisierung - sei es innerhalb einer Phase oder beim Übergang zur nächsten Stufe 
- wurde an Fortschritte auf anderen Gebieten gekoppelt, die Auswirkungen auf die 
Produktionsbestimmungen in Europa haben könnten. Diese reichten von der sozialen 
Harmonisierung, einer Angleichung der Landwirtschaftspolitik und Entwicklung des 
landwirtschaftlichen Handels über eine gemeinsame Handelspolitik gegenüber dritten 
Ländern, Zugang zu den äußeren Absatzmärkten, bis hin zur Versorgung mit Grund­
waren und dem Stand der Zahlungsbilanz der Mitgliedsstaaten. Die Integration der 
verschiedenen Industriezweige würde abhängen vom Grad der Schwierigkeiten, die 
bei der Anpassung der Wettbewerbsbedingungen auftraten. Erst nachdem diese Har­
monisierung durchgeführt war, sollte mit dem Abbau der Handelshemmnisse begon­
nen werden, eine Umkehr der Logik des EWG-Vertrages. Für den Zollabbau wurden 
die Bestimmungen der EWG mit einer Verschiebung von drei Jahren zugrunde gelegt, 
soweit für einzelne Bereiche keine Sonderabkommen vorgesehen waren. 

Die Bestimmungen der Römischen Verträge sollten bei der Harmonisierung des 
Wirtschafts- und Sozialrechts, der Wettbewerbsregeln und der Schutzklauseln schritt­
weise übernommen werden. Von Fall zu Fall war man bereit, Mehrheitsvoten zu ak­
zeptieren, vorausgesetzt, einseitige Schutzmaßnahmen würden in dringenden Fällen 
vorgesehen. Neu war, daß Paris nicht die Einbeziehung der überseeischen Gebiete -
eine Ausnahme bildete Algerien - vorsah45. Dem britischen Konzept erteilte Frank­
reich mit seinem Memorandum eine Absage, allerdings ohne einen einzigen neuen 
Vorschlag zu machen46. 

Eine Einigung der Sechs auf der Grundlage des französischen Memorandums war 

45 Vgl. auch Kaiser, EWG und Freihandelszone, S. 161. 
46 Beitrag zur Diskussion des französischen Memorandums im Ministerrat der EWG am 18.3. 1958, 

17.3.1958,in:BA,B 102/12624. 
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ausgeschlossen, wie sich im Ausschuß der ständigen Vertreter bei der EWG in Brüssel 

am 7. März 1958 zeigte. Vor allem waren die Fünf dagegen47, die Wirtschaft stärker zu 

koordinieren, als es in der EWG der Fall war. Eindruck machte bei den Verhandlungs­

partnern aber offensichtlich die französische Warnung vor Vereinbarungen, die an­

schließend keine Chance auf Ratifizierung hätten48, und der Hinweis auf den wachsen­

den Widerstand der französischen Wirtschaft. Um weitere Verzögerungen der Arbei­

ten im Maudling-Komitee zu vermeiden, wurde in Erwägung gezogen, dem Ausschuß 

eine zwar abgestimmte, aber nicht einheitliche Stellungnahme zuzuleiten49. Eine Ar­

beitsgruppe unter der Leitung des belgischen Vertreters Roger Ockrent sollte einen 

möglichst einheitlichen Standpunkt zunächst zur Frage der Landwirtschaft, dann zu 

den französischen Vorschlägen erarbeiten50. Die folgenden Verhandlungen in der nach 

ihrem Vorsitzenden benannten Ockrent-Arbeitsgruppe waren angesichts der Fülle der 

zu behandelnden Vorschläge und der starren Standpunkte von Franzosen und Italie­

nern mühsam und zäh. 

2. Bonner Vermittlungsversuche 

In Bonn rechnete man bei einem Fehlschlagen der Verhandlungen mit weitreichenden 
Folgen, angefangen bei einer Belastung der Zusammenarbeit mit den anderen europäi­
schen Staaten über ein Auseinanderfallen der OEEC bis hin zu verteidigungspoliti­
schen Nachteilen. In dieser Situation sah die Bundesregierung es als ihre Aufgabe an zu 
vermitteln51. Das Auswärtige Amt wollte vor Festlegung auf eine gemeinsame EWG-
Position deutsch-französische Gespräche führen, um herauszufinden, inwieweit 
Frankreich zu Konzessionen bereit war. Zwar erwarteten die Experten, daß Frank­
reich in der Frage der Harmonisierung bereit war nachzugeben, bei den Ausgleichsta­
xen jedoch unnachgiebig bleiben würde. Während Carstens glaubte, daß eine Einigung 
unter den Sechs auf der Grundlage des französischen Memorandums möglich sei52, 
rechnete man bei den Verhandlungen über den FHZ-Plan der Franzosen mit Wider­
stand aus dem Bundeswirtschaftsministerium. Hatte man Ende 1957 und Anfang 1958 
noch den Eindruck, das Wirtschaftsministerium vertrete einen für die EWG günstigen 

47 Aufzeichnung: Freihandelszone, Behandlung des französischen Memorandums im Ausschuß der 
ständigen Vertreter bei der EWG in Brüssel am 7.3.1958,10.3.1958, in: PA AA, Ref.200, Bd. 149. 

48 Aufzeichnung: Freihandelszone. Sitzung der besonderen Arbeitsgruppe: 16.4.1958,17.4. 1958, in: 
Ebenda. 

49 Aufzeichnung: Freihandelszone, Sitzung der im Maudling-Ausschuß vertretenen Minister der Sechs 
in Brüssel am 22.4.1958, in: Ebenda. 

50 Von deutscher Seite nahmen Müller-Armack, assistiert von Gocht, an der Arbeitsgruppe teil. Als 
Sachverständiger für die Landwirtschaft wurde Schlebitz hinzugezogen. Auch das Auswärtige Amt 
meldete seinen Anspruch auf Beteiligung an. Rhamm und Hartlieb sollten sich die Arbeit teilen. 

51 Schreiben Haenlein an Bundeskanzler. Betr.: Französische Denkschrift zur Bildung einer Europäi­
schen Freihandelszone, 6.3.1958, in: BA, B 136/2597. 

52 Telefonnotiz, Anruf von Ministerialdirigent Carstens, AA, 14.3.1958, in: Ebenda. 
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Kurs, manifestierte sich ab März 1958 Widerstand. Im Auswärtigen Amt wurde kol­
portiert, Erhard habe seine Mitarbeiter auf die FHZ eingeschworen und sei notfalls be­
reit, die EWG zu opfern. Daher wurde erwogen, Adenauer zu informieren, damit die­
ser auf Erhard einwirken konnte53. 

Ziel einer Freihandelszone sollte nach dem Willen Erhards die Freizügigkeit des 
Handels- und Dienstleistungsverkehrs sein. Während einer Übergangszeit von 12 bis 
15 Monaten sollten parallel zur EWG Zölle und mengenmäßige Beschränkungen bei 
industriellen Produkten abgebaut werden. Erhard setzte sich ein für die Abschaffung 
der Fiskalzölle, eine liberale Behandlung der Ursprungsfrage54, einen weitestmögli­
chen Abbau von Handelshemmnissen und pragmatische, nach Ländern und Waren ge­
staffelte Regelungen, um den Grundsatz der Gegenseitigkeit herzustellen. Rechts­
angleichung, soziale Harmonisierung und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Sozi­
alpolitik wurden nicht als notwendig erachtet. Eine wirksame Koordinierung der 
Währungs- und Konjunkturpolitik unter Aufrechterhaltung des Zahlungsbilanzaus­
gleichs bei gleichzeitiger Berücksichtigung der Beschäftigungspolitik und der Investi­
tionsprogramme war besonders wichtig. Auf deutscher Seite wurden die Verhandlun­
gen von Müller-Armack geführt. Er nahm für Erhard in der zweiten Hälfte 1958 die 
Geschäfte des amtierenden Präsidenten im EWG-Ministerrat wahr. 

Bei den deutsch-französischen Gesprächen am 18./19.März 195855 und 2./3. April 
1958 lehnte Staatssekretär Müller-Armack die Forderung nach einem wirtschaftlichen 
Gleichgewicht als Voraussetzung für die Freihandelszone ab. Es schlug statt dessen 
eine Koordinierung der Geld-, Kredit- und Konjunkturpolitik vor, um einen Gleich­
gewichtszustand herzustellen. Die Pläne für eine Umgestaltung der Europäischen 
Zahlungsunion (EZU) sollten dabei als Vorbild dienen und den EWG-Regeln ange­
paßt werden. Er akzeptierte die Sektorenabkommen als Arbeitsprinzip, gesonderte 
Vereinbarungen für 12 bis 15 einzelne Sektoren wies er jedoch zurück, da es sich um 
Einzelprobleme handele, die ohnehin getrennt in einem allgemeinen Abkommen be­
handelt werden müßten. Maurice Faure gab zu bedenken, daß er erst mit dieser sekto­
renweisen Betrachtung Verständnis für die FHZ in der Nationalversammlung habe 
wecken können. Auch der französische Vorschlag einer Verzögerung des Zollabbaus 
war für Müller-Armack unannehmbar. Eine damit einhergehende Schlechterbehand­
lung der elf anderen Staaten würde Gefahren für die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
heraufbeschwören. Außerdem forderte er die Festsetzung eines Endzeitpunkts für den 
vollständigen Abbau der Handelshemmnisse. Für Wirtschaftszweige mit besonders 
schwierigen Ursprungsproblemen sollten allerdings eine Harmonisierung der Außen­
zölle und notfalls auch die Gewährung von Ausgleichstaxen gemäß dem Carli-Plan 
vorgesehen werden sowie durch eine geeignete Definition des Ursprungs Verkehrsver-

53 Schreiben an Carstens,22.3.1958,in:PAAA,Ref.200,Bd.l49. 
54 Bundesministerium für Wirtschaft, Erster Bericht über die Arbeiten der interministeriellen Arbeits­

gruppe Freihandelszone in der Fassung der Ressortbesprechungen vom 30.8. und 4.9. 1957, 5.9. 
1957, in: BA,B 136/2596. 

55 Aufzeichnung: Freihandelszonenverhandlungen, Nr. 23/58,22.3.1958, in: PA AA, Ref. 200, Bd. 149. 
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lagerungen vorgebeugt werden. Man verständigte sich darauf, bei Monopolen und 
Ausfuhrverboten sowie bei den Commonwealth-Präferenzen einen Ausgleich zu for­
dern, bei Rohstoffen müßte gleicher Zugang gewährleistet sein. Hier könnte auch die 
Möglichkeit der Inanspruchnahme von Schutzklauseln vorgesehen werden. 

Einigen konnten sich Franzosen und Deutsche auch darüber, daß der Ministerrat 
vor einem Übergang in die zweite Etappe einstimmig Ergänzungen zum Freihandels­
zonen-Abkommen vornehmen könnte. Denn es sei nicht auszuschließen, daß zusätz­
liche Maßnahmen beschlossen werden müßten, um einen ordnungsgemäßen Fortgang 
des Abbaus der Handelshemmnisse zu gewährleisten. Kein Einvernehmen konnte 
über die Forderung von Paris, Einstimmigkeit zur Voraussetzung für den Übergang 
von der ersten zur zweiten Etappe zu erklären, erreicht werden56. 

Nach dem Regierungsantritt von Charles de Gaulle legte die französische Regierung 
formell ein Bekenntnis zur Freihandelszone ab, knüpfte dies jedoch an eine Reihe von 
Bedingungen57, wohl wissend, daß diese für Großbritannien unannehmbar waren. So 
beharrte sie darauf, mit dem Zollabbau drei Jahre später als in der EWG zu beginnen. 
Nur „wenn die Frage des Etappenübergangs für den Bereich der Assoziation innerhalb 
der Sechs in einem für sie befriedigendem Sinne"58 gelöst werde, signalisierten sie Be­
reitschaft, auf die Verschiebung („decalage") zu verzichten. Während einer informellen 
deutsch- französischen Konsultation am 21. und 22.Juli 1958 in Paris erklärte sich die 
französische Delegation plötzlich bereit, zwei ihrer alten Forderungen, die decalage 
und die Nichtfestlegung des Endzeitpunktes, fallenzulassen, vorausgesetzt, eine Eini­
gung über die Gesamtkonzeption der FHZ komme zustande. Außerdem sollte durch 
Zollsenkungen am 1. Januar 1959 der Vorwurf der Diskriminierung beseitigt werden, 
damit entfalle auch die Notwendigkeit eines vorläufigen Abkommens über Grund­
prinzipien der Freihandelszone59. Dies war von der Kommission schon im März 1958 
angeregt worden, um den Druck von den Verhandlungen zu nehmen. Damit verbun­
den war eine 10 %ige Zollsenkung entweder im Rahmen aller OEEC-Staaten oder des 
GATT. Offen blieb die Höhe der Zollsenkung und auf welchen Kreis von Staaten sie 
sich beziehen würde. Dabei forderte Paris, Schutzklauseln einseitig in Anspruch neh­
men zu können; die Kontrolle durch die Institutionen könne nur nachträglich erfol­
gen. Der Sektorenansatz sollte weiterverfolgt, den Problemen der Verkehrsverlagerung 
und der internen Konkurrenz müßte besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden60. 

Die Differenzen zwischen beiden Delegationen bezogen sich - wie auch schon auf 
den vorangegangenen Sitzungen - auf die geforderte Einstimmigkeit beim Übergang 

56 Schreiben Carstens an Müller-Armack, 11.4.1958, in: BA, B 102/12624. 
57 Betr.: Stand der Verhandlungen über die Freihandelszone, Bezug: Weisung des Büro Staatssekretär 

vom29.8.1958,4.9.1958,in:PAAA,Ref.200,Bd.l50. 
58 Aufzeichnung, Sitzung des Ministerrats der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft am 1./2.7.1958 

in Brüssel; Gedankenaustausch über die Freihandelszone (Europäische Wirtschaftsassoziation), 
Nr. 200-81.50/4/123/58, o.D., in: Ebenda, Bd. 149. 

59 Aufzeichnung: Französische Haltung zum Gemeinsamen Markt und zur Freihandelszone, 25.7. 
1958, in: Ebenda, Bd. 347. 

60 Stand der Verhandlungen über die Freihandelszone, 4.9.1958, in: Ebenda, Bd. 150. 
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von der ersten zur zweiten Etappe. Müller-Armack schlug hier Schutzklauseln vor, die 
es jedem Land ermöglichten, vor der zweiten Stufe haltzumachen. Jedes Mitgliedsland 
der EWG benötige einen Bundesgenossen (die Kommission oder einen anderen EWG-
Staat), um einen Beschluß innerhalb der EWG herbeizuführen, „der den Gesamtfort­
gang der F H Z stoppt"61. Müller-Armack setzte sich auch für eine Koppelung des Ab­
baus der Handelshemmnisse an die EWG ein. Die Übergangsperiode könnte um diese 
Zeit verlängert werden. Bei weiteren Verzögerungen würde dann aber eine qualifizier­
te Mehrheit erforderlich sein. 

Da die Gespräche nicht zu konkreten Ergebnissen geführt hatten, kam man über­
ein, die deutschen Vorschläge zum französischen Memorandum den Briten nicht 
mitzuteilen. Beim Kanzlerbesuch in London im April 1958 wich man aber von die­
ser Linie ab. Sowohl die Vorstellungen Müller- Armacks als auch die aus dem Bun­
desernährungsministerium für das Problem der Landwirtschaft wurden bekannt. 
Die Briten ihrerseits regten bilaterale deutsch-englische Gespräche an, die Anfang 
Mai stattfinden sollten. Im Auswärtigen Amt reagierte man darauf mit Besorgnis. 
Ein Ausscheren der Bundesrepublik aus der Front der Sechs mußte mit allen Mit­
teln verhindert werden, damit das deutsch-französische Verhältnis keinen Schaden 
nehme. Die Franzosen sollten nicht den Eindruck gewinnen, hinter ihrem Rücken 
würden zu ihren Lasten Vereinbarungen zwischen Bonn und London getroffen. 
Fortschritte in der Freihandelszone könnten nur erreicht werden, wenn die Gemein­
schaft als Ganzes auftreten würde. Wenn diese Gespräche nicht bis zur Bildung 
einer neuen französischen Regierung aufgeschoben werden könnten, so sollten sie 
nur stattfinden, wenn zum einen der französische Minister Maurice Faure seine Zu­
stimmung dazu gegeben habe; zum anderen sollten sowohl Franzosen als auch Eng­
länder jeweils über Verlauf und Inhalt der bilateralen Verhandlungsrunden unter­
richtet werden62. Das AA setzte eine Verschiebung der Gespräche zwischen Bonn 
und London auf den 22. Mai 1958 durch. 

Die deutsch-britischen Konsultationen drehten sich im wesentlichen um die Land­
wirtschaft, die Commonwealth-Präferenzen, das vorläufige Abkommen über die Frei­
handelszone und den Zollabbau. Weder bei der Frage der Landwirtschaft noch bei den 
Commonwealth-Präferenzen zeichnete sich eine Einigung ab. Müller-Armack sagte der 
britischen Seite zu, die Bundesregierung werde sich für eine maßvolle Lösung einsetzen. 
Noch Mitte 1958 glaubte man im Wirtschaftsministerium, daß sowohl Großbritannien 
wie auch Agrarexportländer wie Italien, Frankreich oder Holland bereit wären, ihre star­
re Haltung in Fragen der Landwirtschaft zu lockern. Beim vorläufigen Abkommen 
konnte es sich nach britischer Auffassung nur um eine vorweggenommene Teilanwen­
dung der Freihandelszone handeln63. Dies bedeutete aber gleichzeitig auch, daß der fran-

61 Ergebnis der bilateralen Besprechungen mit französischen Regierungsvertretern, Paris 21. und 22.7. 
1958, in: Ebenda, Bd. 150. 
62Aufzeichnung, betr.: Fortsetzung der Londoner Gespräche über Freihandelszone, 26.4. 1958, in: 
Ebenda, Bd. 149. 
63 Vgl. Gemeinsamer Markt und Freihandelszone. Versprechende Verhandlungen zwischen dem Bun-
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zösische Wunsch nach einer zeitlichen Verzögerung nicht realisiert würde. In ein vorläu­

figes Abkommen - so Müller-Armack- sollten außer Zollsenkungen die Globalisierung 

und Aufstockung der Kontingente gemäß EWG-Vertrag aufgenommen werden. 

Gleichzeitig berichtete Müller-Armack über den Stand der Verhandlungen in der 

EWG. Seine optimistische Haltung ließ die Briten annehmen, die Verhandlungen der 

Sechs seien zum einen weiter fortgeschritten, als es tatsächlich der Fall war, und zum 

anderen in dem Glauben, die EWG sei willens und in der Lage, die britischen Forde­

rungen zu berücksichtigen. So informierte Müller-Armack, „daß die Subventionen für 

die Produktion, auf denen das englische Agrarsystem aufbaut, praktisch durch die 

Sechs anerkannt würden"64 . Auch sollten die Zollsenkungen nur besonders hohe Zölle 

betreffen. Müller-Armack konzedierte, daß diese Zollsenkungen besonders die großen 

Agrarimportländer wie Großbritannien und die Bundesrepublik benachteiligten. Den­

noch müsse London hier die Vorteile ihrer Subventionen in Rechnung stellen. Gleich­

zeitig versuchte er, bei der britischen Regierung Verständnis für wirtschaftliche 

Schwierigkeiten zu wecken, die anderen Staaten entstehen könnten, und die Einsicht 

zu stärken, daß es in den Verhandlungen positiv verzeichnet würde, wenn London für 

solche Fälle Schutzklauseln - bei nachgewiesenem Schaden - vorschlagen würde. 

3. Differenzen und Übereinstimmung bei den wirtschaftlichen Fragen 

Frankreich forderte für die Freihandelszone den Abbau von Zöllen, die zu sehr von­
einander abwichen und Benachteiligungen mit sich bringen würden, und zwar grund­
sätzlich im gleichen Rhythmus wie in der Zollunion, aber mit einem zeitlichen Ab­
stand. Im deutschen Wirtschaftsministerium befürwortete man dagegen einen gleich­
mäßigen Abbau zwischen EWG und Freihandelszone, lediglich vorübergehende Ver­
schiebungen der einzelnen Phasen wurden diskutiert. Allerdings sollte auch die Frei­
handelszone stillstehen, wenn in der EWG Verzögerungen auftreten würden. Die erste 
Zollsenkung sollte am 1.Januar 1959 erfolgen und bei 10 % des Ausgangszollsatzes lie­
gen, allerdings nur bei Waren, die unter die Bestimmungen der Freihandelszone fielen. 
Um den Gesamtprozeß nicht zu gefährden, war man bereit, Einzellösungen für be­
stimmte Staaten zuzustimmen. Übergangsregeln wie in der EWG waren bedingt durch 
die größere Zahl der Mitgliedstaaten und durch weniger straffe institutionelle Regeln 
problematisch65. Maudlings Anregung, ob die Verpflichtung zum Abbau der Zölle 
und Kontingente auf die erste Etappe beschränkt bleiben könnte, wenn die Erfahrun-

desminister für Wirtschaft und dem britischen Sonderbevollmächtigten, Minister Maudling, in: 
Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, Nr. 114 vom 28.6.1958, S. 1173 f. 

64 Aufzeichnung: Deutsch-englische Besprechungen über die Freihandelszone am 22.5.1958 in Bonn 
im Bundesministerium für Wirtschaft, in: PA AA, MB, Bd. 49. Nicht berücksichtigt wurde, daß die 
Subventionen sich nach den Weltmarktpreisen richteten. 

65 Entwurf einer Stellungnahme der deutschen Delegation zu einigen Fragen des Arbeitsdokuments 
CIG (57) 1,27.11.1957, in: BA, B 102/12624. 



610 Gabriele Brenke 

gen negativ seien, wurde im Wirtschaftsministerium abgelehnt, brachte dies doch von 
vornherein die Möglichkeit des Aussteigens und damit des Scheiterns der FHZ mit 
sich66. Da sich eine befriedigende Zollharmonisierung unter allen siebzehn Staaten im 
Laufe der Verhandlungen als ohnehin nicht praktikabel herausstellte, suchte man eine 
Lösung, die das berechtigte Schutzbedürfnis der Industrien der Sechs mit einem libe­
ralen Zollgebaren verband67. 

Unterschiedliche Meinungen herrschten über die Behandlung der Fiskalzölle. In der 
EWG waren sie in innere Abgaben umgewandelt worden. Die Nicht-EWG-Staaten, 
insbesondere die Schweiz, wollten hier lediglich das protektionistische Element besei­
tigt sehen. Die EWG-Mitglieder lehnten das ab, da dieses eine Einigung über den Be­
griff der Fiskalzölle erforderlich machte, was ausgeschlossen schien. 

Als besonders strittig erwies sich während der Verhandlungen die von London gefor­
derte Tarifautonomie, deren Aufgabe für die Schweiz und die skandinavischen Staaten 
undenkbar war, sowie die damit zusammenhängende Lösung der Ursprungsfrage. Es 
galt zu verhindern, daß Wettbewerbsverzerrungen auftraten, wenn Güter aus Drittlän­
dern in ein Mitgliedsland der Freihandelszone mit hohen Zöllen über einen Niedrigzoll­
staat eingeführt wurden68. Damit hing vor allem das Problem des britischen Präferenz­
raumes und die Behandlung der Waren aus abhängigen überseeischen Gebieten zusam­
men, bei denen die Mutterländer eine Präferenz genossen. Eine Regelung des Ursprungs­
begriffes machte allerdings nur dann Sinn, wenn gleichzeitig Verkehrsverlagerungen, 
Standortverschiebungen und unzulässiger Transit vermieden werden konnten. 

Die Antwort auf die Ursprungsfrage hing aufs engste mit der Grundsatzentschei­
dung zusammen, ob man eine Freihandelszone liberalen oder protektionistischen Zu­
schnitts wollte. Für Frankreich hatte eine Freihandelszone nur Sinn, wenn der Ur­
sprungsbegriff die Funktion eines Außentarifs der Zollunion übernehmen würde, eine 
weitgehende Harmonisierung der Tarifgruppen und eine gemeinsame Handelspolitik 
erfolgte. Bei den Briten bestand die Neigung, Änderungen bei den Ursprungsregeln 
erst dann durchzuführen, wenn ernste Fälle von Verkehrsverlagerungen auftreten soll­
ten. Ein Verhaltenskodex sollte die Regierung außerdem verpflichten, von schweren 
Verlagerungen abzusehen. Erst wenn dieser Kodex verletzt würde, sollten Schutzmaß­
nahmen ergriffen werden69. Nach liberaler Auffassung war auch die Freihandelszone 
nur ein Übergangsstadium, wobei man hoffte, daß potentielle Verkehrsverlagerungen 

66 Der Bundesminister für Wirtschaft, Stellungnahme zu Fragen des OEEC-Dokumentes CIG (57) 1, 
22.11.1957, in: Ebenda. 

67 Aufzeichnung: FHZ-Verhandlungen. Stellungnahme des AA, 16.3. 1958, in: PA AA, Ref. 200, 
Bd. 149. 

68 Vgl. Herbert Müller-Roschach, Die deutsche Europapolitik 1949-1977. Eine politische Chronik, 
Bonn 1980, S. 74. 

69 Organisation für Europäische Wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC), Zwischenstaatlicher Re­
gierungsausschuß für die Errichtung einer Freihandelszone. Darstellung der bis zum 7.10. 1958 er­
zielten Ergebnisse und der an diesem Tag noch schwebenden Fragen, 9.10.1958, in: PA AA, Ref. 200, 
Bd. 152. 
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über Länder mit niedrigem Zolltarif Druck auf die Hochzolländer ausüben würden 
und so langfristig eine Angleichung der Zölle nach unten die Folge wären70. 

Studien von Handelsexperten hatten zudem ergeben, daß mit Verkehrsverlagerun­
gen größeren Umfangs in der Freihandelszone nicht gerechnet werden mußte. Ohne­
hin würden die unterschiedlichen Außenzölle durch Frachtkosten und andere Kom­
ponenten von Gestehungskosten ausgeglichen71. Mangel an geschulten Arbeitskräften, 
hohe Löhne, schlechte Infrastruktur machten die Anlage von neuen Fabriken in Län­
dern mit niedrigem Zollniveau eher unwahrscheinlich72. 

Mitte März stellte Italiens Außenminister Carli seine Alternative vor. Diese sah eine 
Verbindung von Fragen des Außentarifs und der Ursprungskontrolle vor. Halbfabri­
kate und Fertigwaren sollten frei in den Gemeinsamen Markt eingeführt werden kön­
nen, solange ihre Roh- und Grundstoffe in das Herstellungsland zu Zollsätzen impor­
tiert würden, die höchstens 3-4 % niedriger lägen als die in der EWG verbindlichen 
Tarife. Abweichungen, die darüber hinausgingen, konnten mit Kompensationstaxen 
belegt werden, die etwa in der Mitte zwischen den Zollextremen festgelegt würden73. 
Vor allem von Expertenseite wurden massive Bedenken gegen den Carli-Plan vorge­
bracht, da die Ausgleichstaxen nichts anderes als die Erhebung interner Zölle bedeute­
ten. Statt eines einheitlichen Zollsatzes würde es viele verschiedene Tarife geben74. Die 
Schweizer vermuteten, mit dem Carli-Vorschlag sollte die Zollunion durch die Hinter­
tür eingeführt werden75. Auch Maudling argwöhnte, daß Franzosen, Italiener und Bel­
gier über den Carli-Plan ihre Tarifharmonisierung durchzusetzen trachteten. London 
und Bonn kamen überein, der Carli-Plan könnte lediglich bei anstehenden konkreten 
Problemen in Kraft gesetzt werden76 und nicht als eine grundsätzliche Regel Anwen­
dung finden77. 

Die Briten schlugen für die Regelung der Ursprungsbestimmung zwei Methoden 
vor: die Prozentsatzregel ergänzt durch Grundstofflisten und Bearbeitungslisten. Beim 
Prozentsatzsystem wird eine Ware nur dann für den Verkehr freigegeben, wenn sie 

70 Schreiben der deutschen Vertretung beim Europäischen Wirtschaftsrat (O.E.C. E), Nr. 247, 20.2. 
1958, in: BA,B 102/12624. 

71 Ausnahmen bildeten Grundstoffe wie NE-Metalle und Ferrolegierungen. 
72 Zur Diskussion über die Effektivität der Ursprungskontrolle vgl. Christian Watrin, Regionaler Frei­

handel und zollpolitische Autonomie, in: Wirtschaftspolitische Chronik 3 (1961), Heft 2, S.41-54 
sowie die ergänzenden Bemerkungen von Hans Willgerodt zum Aufsatz von Watrin, in: Ebenda, 
S. 55-62. 

73 Documents for a European Free Trade Area, S. 147ff. 
74 Vgl. Norbert Kohlhase/Joachim Willmann, Wirtschaftliche Probleme der Verhandlungen über die 

Freihandelszone. Die Verhandlungskrise im Maudling-Ausschuß, in: EA 13 (1958), S. 10711-10718, 
hier S. 10713 f.; Kaiser, EWG und Freihandelszone, S. 153 f. 

75 Aufzeichnung: Freihandelszone. Sitzung des Maudling-Ausschusses am 31.3.58 inParis, 1.4.1958, 
in: PA AA, Ref.200,Bd. 149. 

76 Im AA bezeichnete man den Carli-Plan als brauchbare Arbeitsunterlage. Vorlage Ehm an Haenlein, 
Betr. Freihandelszone, 29.3.1958, in: BA, B 136/2597. 

77 Personal Message from Paymaster General to Professor Erhard, 6.5. 1958, in PA AA, Ref.200, 
Bd. 149. 
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Anteile aus dritten Ländern nur bis zu einem bestimmten Prozentsatz enthält. In der 
Grundstoffliste wurden alle Stoffe erfaßt, die ungeachtet ihres tatsächlichen Ursprungs 
als aus der FHZ stammend galten, während die Bearbeitungslisten Verarbeitungsstufen 
und -Vorgänge definierten, die notwendig waren, um einem Erzeugnis das Merkmal 
des FHZ-Ursprungs zu verleihen78. Franzosen, Belgier und Italiener lehnten vor allem 
die Grundstofflisten von vornherein ab. Das Ursprungsproblem würde nur teilweise 
gelöst, der Handel durch administrative Kontrollen ernstlich gehemmt. Im Bundes­
wirtschaftsministerium hatte man den Listen zunächst zugestimmt, wich davon aber 
wieder ab, als deutlich wurde, daß diese zwar Vorteile für Großbritannien, nicht aber 
für die EWG-Partner mit sich bringen würden. 

Auf der Sitzung des Maudling-Ausschusses am 24. und 25. Juli lagen Vorschläge zur 
Lösung des Ursprungsproblems von Maudling und des Handelsdirektoriums vor. 
Maudling schlug eine Vorgehensweise nach Sektoren, zunächst für Fertigprodukte, 
ähnlich den klassischen Ursprungsregeln vor. Danach sollten auf den Gebieten Ma­
schinen und Textilien gemischte Regeln über Prozentsätze und Verarbeitung, für che­
mische Erzeugnisse jedoch ein auf der Verarbeitung beruhendes Prinzip gelten. Bei 
Holzerzeugnissen, für die Frankreich Sondervereinbarungen angeregt hatte, handelte 
es sich - so die Briten - nicht um eine Verlagerung des Handelsverkehrs, sondern um 
Konsequenzen einer freien Konkurrenz innerhalb der Zone79. Die Vorschläge des 
Handelsdirektoriums80 waren flexibler und sahen getrennte Richtlinien für die wich­
tigsten Sektoren vor, da eine Einigung auf ein universell anwendbares System nach dem 
Stand der Verhandlungen ausgeschlossen war. Diese Regelungen sollten im Laufe von 
vier Jahren unter Berücksichtigung der Liste G des EWG-Vertrages Anwendung fin­
den. Man einigte sich darauf, für die weitere Behandlung der Ursprungsfrage die 
Schlußfolgerungen des Handelsdirektoriums und damit den EWG-Kompromiß zu­
grunde zu legen81. Dem französischen Wunsch nach Prüfung einzelner Wirtschafts­
sektoren (Chemie, Textilien etc.) und nach Berücksichtigung der internen Konkurrenz 
wurde dabei Rechnung getragen, obwohl gerade dies auf die Kritik Großbritanniens, 
Schwedens und Norwegens gestoßen war. Sie hatten gefordert, daß sich die noch zu er­
arbeitenden Empfehlungen für Sektorenlösungen auf die Verhinderung von Verkehrs­
verlagerungen zu beschränken hätten. Es sei nicht ihre Aufgabe, interne Konkurrenz 
zu verhindern, diese sollte durch eine Freihandelszone vielmehr gefördert werden. In 
der Tat richteten sich die Einwände von Belgien, Frankreich und Italien oft weniger 

78 Vgl. Organisation für Europäische Wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC), Zwischenstaatlicher 
Regierungsausschuß für die Errichtung einer Freihandelszone. Darstellung der bis zum 7.10. 1958 
erzielten Ergebnisse und der an diesem Tag noch schwebenden Fragen, 9.10. 1958, in: Ebenda, 
Bd. 152. 

79 Schreiben Maudling an Mitglieder des Maudling-Ausschusses vom 11.7. 1958, Anlage zu Schnell­
brief des Bundesministers für Wirtschaft, 16.7.1958, in: Ebenda, Bd. 149. 

80 OEEC, Handelsdirektorium. In den Genuß des Systems der Freihandelszone kommende Erzeug­
nisse. Das Problem der Verkehrsverlagerung, CIG (58) 44,10.7.1958, in: BA, B 136/2597. 
OEEC, Zwischenstaatlicher Regierungsausschuß für die Errichtung einer europäischen Freihan­
delszone, 1.8.1958, in: Ebenda. 
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gegen Wettbewerbsbeschränkungen bei Importen aus Drittweltländern, als vielmehr 
gegen die Konkurrenz innerhalb der Freihandelszone82. 

Angesichts der Unsicherheit über die politische und wirtschaftliche Lage in Frank­
reich sowie über die Absichten de Gaulies glaubte man jedoch, den Franzosen entge­
genkommen zu müssen83. Das Mandat an das Handelsdirektorium84 sah auch vor, die 
Ausführungen Maudlings bei den weiteren Arbeiten zu berücksichtigen. Die deut­
schen Experten, für die sowohl Maudlings Vorschläge als auch die des Handelsdirek­
toriums annehmbar waren85, hatten schon frühzeitig erkannt, daß ein System alleine 
nicht befriedigend funktionieren würde. Sie hätten sich daher auch mit einem System 
einer prozentualen Abgabe, das durch Bestimmungen aus den anderen Systemen er­
gänzt werden konnte, anfreunden können. 

Komplizierter noch als das Ursprungsproblem waren die Differenzen über die 
Landwirtschaft. In der ersten Sitzung des Maudling-Komitees 1958 legten die Briten 
ihr angekündigtes Dokument zur Landwirtschaft vor. Es sah Vorschriften über quan­
titative Beschränkungen, langfristige Warenabkommen, Beihilfen, technische Zusam­
menarbeit und institutionelle Regelungen vor. Zwar sollten Kontingente, Ausfuhrbei­
hilfen und Marktordnungen sukzessiv abgebaut werden, die britischen Produktions­
beihilfen aber beibehalten werden. Es war nur ein Beschwerdeverfahren vorgesehen. 
Der britische Entwurf enthielt keinerlei Vorschläge zum Zöllabbau. Sollten die Ver­
handlungspartner dies fordern, kündigte Großbritannien einen Antrag auf eine Aus­
nahmegenehmigung an86. 

Die EWG-Länder ärgerte besonders der Vorschlag, daß die noch verbleibenden 
mengenmäßigen Beschränkungen nicht-diskriminatorisch Anwendung finden sollten. 
Hier würden die EWG-Kontingente automatisch betroffen. Außerdem sollten die in 
der Freihandelszone gültigen Bedingungen für langfristige Lieferabkommen automa­
tisch in der EWG gültig werden, was das Präferenzsystem des Gemeinsamen Marktes 
durcheinandergebracht hätte. 

Widerstand gegen die britischen Vorstellungen kam auch aus dem OEEC-Lager. 
Dänen und Niederländer wollten ihren Markt erst dann für die Industriewaren der an­
deren Staaten freigeben, wenn sie ihre landwirtschaftlichen Erzeugnisse frei exportieren 

82 So beispielsweise gegen Holz und Papier aus Skandinavien und Aluminium aus Norwegen. Franzo­
sen und Italiener bestanden auf Garantien für den Schutz bestimmter Wirtschaftsbereiche wie Che­
mikalien, Textilien, Papier und Zellstoff. Diese Schutzklauseln sollten über die Übergangszeit hinaus 
angewendet werden. 

83 Aufzeichnung: Europäische Wirtschaftsassoziation (Freihandelszone). Sitzung des Maudling-Aus­
schusses der OEEC am 24/25.7.58 in Paris, 28.7.1958, in: PA AA, Ref. 200, Bd. 149. 

84 Interim Report by the Steering Board for Trade on the work done in pursuance of Mandate CIG (58) 
57 of 14th October, 1958, in: Documents for a European Free Trade Area, S. 173-189. 

85 Aufzeichnung: Europäische Wirtschaftsassoziation (Freihandelszone). Sitzung des Maudling-Aus­
schusses der OEEC am 24./25.7.58 in Paris, 28.7.1958, in: PA AA, Ref.200, Bd. 149. 

86 Organisation für Europäische Wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC), Zwischenstaatlicher Re­
gierungsausschuß für die Errichtung einer Freihandelszone, Darstellung der bis zum 7.10.1958 er­
zielten Ergebnisse und der an diesem Tage noch schwebenden Fragen, 9.10. 1958, in: Ebenda, 
Bd. 152. 
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könnten. Die Dänen signalisierten gar Bereitschaft, eine modifizierte EWG-Lösung zu 
akzeptieren. Der dänische Handelsminister Krag beanstandete, die Briten hätten die 
Frage der inneren Agrarsubventionen nicht ausreichend berücksichtigt. Die dänische 
Haltung wurde von Griechenland und der Türkei unterstützt, von den übrigen skandi­
navischen Staaten jedoch mit Mißtrauen beobachtet. Frankreich sah durch eine globale 
Einbeziehung der Landwirtschaft seine langfristigen Lieferverträge gefährdet und for­
derte eine Übernahme des EWG-Kompromisses, während Italiens Handelsminister 
Carli nicht einmal die EWG-Abmachungen für die Freihandelszone anerkennen wollte. 
Unklar blieb, welche Lösung Italien favorisierte. Auch hatten auf den ersten Sitzungen 
mehrere Staaten geklagt, daß die bis dato üblichen Definitionen für den Ursprung von 
Waren den Erfordernissen des Handels mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen nicht ge­
recht würden87. Der im Landwirtschaftsministerium erarbeitete Vorschlag sah bei einer 
Kooperation zwischen der EWG und den elf OEEC-Staaten vor, daß den in der F H Z 
neu hinzugekommenen Staaten die Erhaltung ihres derzeitigen Marktanteils sowie ein 
angemessener Anteil am Zuwachs der Importe zugesagt würde88. 

Die EWG-Staaten benötigten sieben Monate interner Verhandlungen, um ein ge­
meinsames Papier zur Landwirtschaft vorzulegen. Auch dieses wollten sie aber nur als 
einen vorläufigen Diskussionsbeitrag verstanden wissen89. Die Zielsetzung einer Rege­
lung für die Landwirtschaft sollte mit der des Artikel 39 der Römischen Verträge über­
einstimmen. Für die erste Stufe der Übergangszeit sollte ein Status quo bei Zöllen und 
ein „Standstill" bei den Kontingenten festgeschrieben werden. Bilaterale und multila­
terale Verträge sollten den Exportländern ein gewisses Exportvolumen garantieren. 
Ferner sollte ein Programm zur Beseitigung der mengenmäßigen Beschränkungen aus­
gearbeitet werden, die Höhe der Erzeugersubventionen regelmäßig überprüft und ein 
Klageverfahren für Exporthilfen geschaffen werden. Außerdem forderte die EWG Re­
geln, die die Abschaffung von Zöllen, die Beseitigung der mengenmäßigen Beschrän­
kungen und die Einstellung von Subventionen für Erzeugung und Export vorsahen, 
um vor Ablauf der ersten Stufe zu einer abgestimmten Landwirtschaftspolitik ein­
schließlich einer Koordinierung der Absatzorganisationen der einzelnen Länder zu ge­
langen. 

Dieser letzte Punkt bedeutete eine klare Absage an den britischen Vorschlag. Da das 
Memorandum den OEEC-Delegationen erst kurz vor der Sitzung im Juli zugegangen 
war, konnten sie nur allgemein und unverbindlich reagieren. Die Regelungen für den 
Zollabbau und die mengenmäßige Beschränkung wurden als mager, der Marktanteil als 
nicht präzise bezeichnet. Während die Dänen ihren Exportanteil gewahrt sehen woll­
ten, bemängelten die Schweden die Unbeweglichkeit der EWG-Staaten. Gemeinsam 
mit Österreich forderten sie, „daß Mindestpreis- oder gleichwertige Systeme vorgese-

87 Freihandelszone / Sachstand und Überlegungen, 23.1.1958, in: Ebenda, Bd. 149. 
88 Im Vorschlag der Ockrent-Arbeitsgruppe wurde die Einführung weiterer Export-Subventionen 

einem Beratungsverfahren unterworfen. 
89 Aufzeichnung: Europäische Wirtschaftsassoziation (Freihandelszone). Sitzung des Maudling-Aus­

schusses der OEEC am 24./25.7.58 in Paris, 28.7.1958, in: PA AA, Ref. 200, Bd. 149. 
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hen werden müßten"90. Die Briten verhielten sich rezeptiv, sie verwiesen auf ihr eige- . 
nes Memorandum zur Landwirtschaft, das - obwohl allgemein als unzureichend emp­
funden - keine Überarbeitung erfahren hatte. London hielt nach Meldungen aus dem 
deutschen Wirtschaftsministerium die Frage der Landwirtschaft nicht mehr für das 
entscheidende Problem91. 

Damit die Freihandelszone nicht an der Frage der Landwirtschaft scheiterte, schlug 
die Schweiz vor, für die erste Stufe der Übergangszeit die sich auf den Rom-Vertrag 
stützenden Vorschriften zum Abbau von Zöllen und Kontingenten anzuwenden. 
Dann könnten neue Verhandlungen für eine endgültige Vereinbarung anberaumt wer­
den. Ausnahmeregelungen für Fische und Fischereierzeugnisse hatten die norwegische 
und die isländische Delegation gefordert. Diese Konzeptionen lagen der vorletzten Sit­
zung des Maudling-Ausschusses vom 23. bis zum 31. Oktober 1958 vor. 

Für den Bereich der sozialen Harmonisierung verlangte Frankreich die Anwendung 
der EWG-Regelung. Zunächst sollten die Löhne für Frauen- und Männerarbeit, die 
Überstundenzuschläge und die Urlaubsvergütung angeglichen werden, um gleiche 
Wettbewerbsbedingungen zu schaffen. Zwar konnte sich Frankreich innerhalb der 
EWG mit der Forderung nach Harmonisierung der Entgelte von Männern und Frauen 
durchsetzen, nicht jedoch bei den skandinavischen Ländern, der Schweiz und Groß­
britannien. Maudling schlug deshalb vor, dieses Problem institutionell durch ein Be­
schwerdeverfahren zu regeln92. 

Obwohl eine Abstimmung der Sozial- und Steuergesetzgebung zwischen allen 
Staaten der Freihandelszone wie in der EWG unmöglich war, war man im Auswär­
tigen Amt bereit, die französische Haltung zu unterstützen, da die teilweise krassen 
Diskrepanzen im Sozialniveau der einzelnen Staaten sich störend auf den freien 
Handel auswirken würden. Weitere Niveau-Steigerungen durch Länder wie Schwe­
den und die Schweiz sollten durch die Übernahme der Harmonisierungsregeln der 
EWG als Richtgröße für die Durchschnittswerte in der Freihandelszone verhindert 
werden. Dies fand nicht die Billigung des Bundeswirtschaftsministers, der schon bei 
den EWG-Verhandlungen die französische Forderung nach sozialer Harmonisie­
rung als „baren volkswirtschaftlichen Unsinn"93 bezeichnet hatte. Erhard wies dar­
auf hin, daß die Freihandelszone an dieser Frage scheitern könne. Dies kündigte 
auch der französische Delegierte in der letzten Sitzung des Maudling-Komitees für 
den Fall an, daß keine Einigung im französischen Sinne erzielt würde. 

Über die Errichtung eines Sozialfonds für die schwächer entwickelten Staaten konn­
te kein Konsens erzielt werden. Diese forderten von den übrigen Partnern eine auto-

90 Ebenda. 
91 Vgl. Macmillan, Riding the Storm, S.440. Während der deutsch-britischen Besprechung am 25.6. 

1958 hatte Müller-Armack berichtet, das von der Ockrent-Gruppe ausgearbeitete Papier über die 
Landwirtschaft nähere sich weitgehend den englischen Vorstellungen an, obwohl Dänemark ver­
mutlich Probleme damit haben werde. Bericht über den Besuch von Minister Maudling am 25./26.6. 
1958, (Bericht über die Besprechung am 25.6.1958), 26.6.1958, in: BA, B 102/12624. 

92 Fernschreiben an Auswärtiges Amt, 14.11.1958, in: PA AA, Ref.200, Bd. 152. 
93 Schreiben Erhard an Etzel, 16.11.1956, in: LEA, 1.4) 41. 
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matische jährliche Entwicklungshilfe von drei Promille des Sozialproduktes. Als Ge­
genleistung waren sie jedoch nur zu geringen progressiven Zollsenkungen (5 % Zoll­
senkung, aber einer Ausnahmeregelung von 10 Jahren) bereit. Vielmehr behielten sie 
sich das Recht zur selbständigen Festsetzung von Schutzzöllen und Einfuhrbeschrän­
kungen vor, um neue Industriezweige zu schützen94. Irland forderte flexible Regelun­
gen, um den unterschiedlichen Bedingungen in den Entwicklungsländern Rechnung 
zu tragen. Da Griechenland die Einrichtung von Entwicklungsbehörden und Finanz­
hilfen zum 1.Januar 1959 gefordert hatte, mußten Vorschläge über die finanziellen Zu­
wendungen mit in das allgemeine Abkommen aufgenommen werden95. 

Der deutsche Finanzminister Etzel erwartete zwar finanzielle Belastungen für die 
Bundesrepublik, wollte diese jedoch in engen Grenzen halten. Für ihn kam allenfalls 
eine einmalige Hilfe in Betracht, keinesfalls regelmäßige Zahlungen oder nach einer 
Zeitspanne neu festzusetzende Beträge96. Als Alternative sollte den Entwicklungslän­
dern z.B. bei der Frage der Übergangszeit grundsätzlich Entgegenkommen signalisiert 
werden97. Erhard war zwar zur finanziellen Hilfe bei Infrastrukturmaßnahmen sozia­
ler und wirtschaftlicher Art und bei produktiven Investitionen bereit, wollte sich je­
doch ebenso wie die Niederlande noch nicht festlegen. Die Förderung sollte in Form 
von Darlehen gewährt werden, die Zinsen und Laufzeiten sollten allmählich den Be­
dingungen auf den internationalen Kapitalmärkten angepaßt werden. Bedenken 
herrschten gegen eine Gewährung von Readaptionshilfen nach dem Muster des EWG-
Sozialfonds und gegen Maßnahmen auf dem Gebiet der Exportkreditgarantien. Noch 
im September 1958 hatte das Wirtschaftsministerium grundsätzliche Bedenken, für die 
Entwicklungshilfe „eine neue Institution mit eigener Rechtspersönlichkeit zu errich­
ten"98. Auch die Einrichtung einer europäischen Entwicklungsbehörde wurde nicht 
für zweckmäßig erachtet. Vielmehr dachte man an eine Angliederung an die EWG-In­
vestitionsbank, erwartete jedoch italienische Widerstände99. Erst im Oktober tauchte 
im Bericht des Vorsitzenden der Arbeitsgruppe 23 die Forderung nach einem unab­
hängigen Institut zur Führung des Unterstützungsfonds auf100. Die deutsche Delega­
tion befürwortete dies, während sich die Niederländer widersetzten101. 

94 Vermerk: Finanzielle Hilfen für die Entwicklungsländer im Rahmen der europäischen Freihandels­
zone (FHZ), 21.2.1958, in: BA, B 102/13757, H. 1. 

95 Stand der Verhandlungen über die Freihandelszone, 4.9.1958, in: PA AA, Ref. 200, Bd. 150. 
96 Vermerk: Freihandelszone. Ergebnisse der Ressortbesprechung im BWM am 17.7.1958 zur Vorbe­

reitung der Sitzung des Maudling-Ausschusses und des Ministerrates der OEEC, 17.7. 1958, in: 
Ebenda, Bd. 149. 

97 Aufzeichnung: Freihandelszone (Europäische Wirtschaftsassoziation), 18.7.1958, in: Ebenda. 
98 Schreiben des Bundesministers für Wirtschaft vom 22.9.1958,in:BA,B 102/13757, H . l . 

99 Ergebnisbericht über die Ressortbesprechung am 21.2.1958 über finanzielle Hilfen für die Entwick­
lungsländer im Rahmen der Europäischen Freihandelszone, 28.2.1958, in: Ebenda. 

100 Organisation für Europäische Zusammenarbeit (OEEC), Zwischenstaatlicher Regierungsausschuß 
für die Errichtung einer Freihandelszone. Finanzielle Unterstützung der weniger entwickelten Län­
der im Rahmen der Freihandelszone, 9.10.1958, in: Ebenda. 

101 Aufzeichnung: Freihandelszone. Tagung des Maudling-Ausschusses in Paris vom 23.-30.10.1958, 
in: PA AA, Ref. 200, Bd. 152. 
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Bei der Frage der Assoziierung der überseeischen abhängigen Gebiete überwog auf 

der Sitzung vom 11. bis 13. März 1958 die Ansicht - Portugal bildete eine Ausnahme-, 

diese nicht anzuschließen; Frankreichs Vorbehalte im Falle Algeriens stießen allgemein 

auf Verständnis. Gegen eine Assoziierung sprach auch die scharfe Reaktion der ausge­

schlossenen Entwicklungsländer in Lateinamerika und Asien sowie Widerstand aus 

den überseeischen Gebieten Frankreichs, Belgiens und der Niederlande, die ihre Prä­

ferenz mit den weiteren überseeischen Hoheitsgebieten hätten teilen müssen102. Emp­

fohlen wurde vielmehr, dem FHZ-Vertrag eine Assoziierungsklausel beizufügen103. 

Ferner befürchtete man, die USA durch eine Erweiterung der Assoziierung bei den 

GATT-Verhandlungen zu verärgern und einer etwaigen Rohwarenschwemme aus den 

überseeischen Gebieten nicht gewachsen zu sein. 

Der Abstimmungsmodus war nicht nur im Maudling-Ausschuß, sondern auch 

unter den EWG-Staaten strittig. Vor allem Frankreich bestand auf Einstimmigkeit bei 

Abstimmungen, sollten sich die OEEC-Staaten nicht auf supranationale Institutionen 

verständigen können. Auch der Übergang zur jeweils nächsten Phase des Zollabbaus 

sollte von der Zustimmung aller Mitglieder abhängig gemacht werden. Dieses würde es 

der EWG erlauben, auf die Geschwindigkeit des Prozesses Einfluß zu nehmen und 

den eigenen Vorsprung sicherzustellen. Schwache Organe unter Beibehaltung des Ein­

stimmigkeitsprinzips (auch für den Etappenübergang) würden das Übergewicht der 

EWG am besten gewährleisten. Auch die französische Forderung nach einer „decala-

ge", die den EWG-Institutionen Zeit verschaffte, sich zu etablieren und zu festigen, 

diente diesem Zweck104. Auf der Sitzung der Ockrent-Gruppe am 16. April 1958 einig­

te sich die EWG darauf, innerhalb der Freihandelszone den Übergang von der ersten 

zur zweiten Stufe mit Mehrheit zu entscheiden. Abstimmungen unter den Sechs - so 

die französische Forderung - sollten einstimmig erfolgen. Auch dies bedeutete eine 

Sperrminorität der Sechs und ein Veto-Recht für jedes EWG-Mitglied, nicht aber für 

Nicht-EWG-Staaten. Deutsche, Niederländer und Belgier hatten sich für eine Abstim­

mung analog Artikel 8 der EWG eingesetzt105. Dieses wurde von den Franzosen mit 

dem Hinweis abgelehnt, daß es keine Kriterien für die Beurteilung der Lage in der 

Freihandelszone gebe. Auf der Sitzung des EWG-Ministerrates in Venedig am 18. Sep­

tember 1958 setzte sich Paris mit seiner Forderung nach Einstimmigkeit in der Frei-

102 Vor allem im BWM plädierte man in dieser Frage für äußerste Zurückhaltung, um weltwirtschaftli­
che Blockbildungen zu vermeiden. Vermerk über das Ergebnis der Ressortbesprechung im BWM 
am 6.12.1957 über die Freihandelszone, 11.12.1957, in: BA, B 136/2597. 

103 Vermerk über die Ressortbesprechung am 10.1.1958 zur Vorbereitung der Stellungnahme der deut­
schen Delegation in der Arbeitsgruppe Gemeinsamer Markt und im Maudling-Ausschuß am 13.1. 
und l5./16.1.1958 in Paris, 18.1.1958, in: Ebenda, B 102/12624. 

104 Aufzeichnung: Freihandelszone (europäische Wirtschaftsassoziation), Institutionen. Sitzung der 
Arbeitsgruppe Ockrent am 16./17.6.1958 in Paris, 18.6.1958, in: PA AA, Ref.200, Bd. 149. 

105 Artikel 8 sieht einen Übergang zur zweiten Stufe nach sechs Jahren mit qualifizierter Mehrheit auf 
der Grundlage eines Kommissionsberichtes vor. 
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handelszone für den Übergang von der ersten zur zweiten Phase durch106. Auch 
Staatssekretär Müller-Armack mußte nachgeben, obwohl sich das Wirtschaftsministe­
rium beim Besuch Maudlings am 25726. Juni 1958 in Bonn noch ausdrücklich dagegen 
ausgesprochen hatte, damit nicht ein Land alleine den Übergang in die nächste Phase 
blockieren könnte. Diese Wende der EWG verärgerte die Briten um so mehr, als gerade 
die Messina-Staaten - obwohl selbst uneins - die britische Delegation immer wieder 
gedrängt hatten, qualifizierte Mehrheitsentscheidungen zu akzeptieren107. 

Die künftigen Institutionen der Freihandelszone sollten auf den bereits vorhande­
nen OEEC-Organen aufbauen. Die EWG-Länder waren sich einig, daß eine Freihan­
delszone nicht funktionieren könne ohne eine enge administrative Bindung an die 
EWG108 . Die britischen Forderungen nach Einsetzung eines Exekutivausschusses mit 
bestimmten Vollmachten, der den Rat entlasten sollte, und nach Einsetzung eines Par­
laments fanden keine Zustimmung. Die Sechs zogen die Einrichtung eines Ständigen 
Vertreter-Ausschusses im kleineren Kreise vor, dessen Befugnisse sich weitgehend 
nach dem Vertragsinhalt richten müßten. 

Abhängig von der Interessenlage der einzelnen Staaten hatten sich die Verhand­
lungspartner bei einer Reihe von weniger umstrittenen Fragen angenähert, verbindli­
che Regelungen waren jedoch die Ausnahme. Für die Beseitigung der mengenmäßigen 
Beschränkungen wurde der gleiche Rhythmus wie in der EWG vorgesehen. Die Be­
rechnung der jedem einzelnen Partner zustehenden Globalkontingente stand noch aus. 
Dies war jedoch ein technisches Problem, das vor allem Frankreich betraf und bei den 
Agrarerzeugnissen eine besondere Rolle spielte. Der Gedanke einer Liberalisierung 
des Kapitalverkehrs schien allgemeines Wohlwollen zu erwecken, während eine Libe­
ralisierung der unsichtbaren Transaktionen nur insoweit in Betracht gezogen wurde, 
als dies für den freien Warenverkehr und das Funktionieren in der Freihandelszone er­
forderlich schien. Im Wirtschaftsministerium befürwortete man eine weitgehende 
Aufhebung der Beschränkungen auf beiden Gebieten. Dieses war in der EWG jedoch 
mit Blick auf die Pläne für eine europäische Währungsvereinheitlichung nicht durch­
setzbar. Auch Maßnahmen, die den freien Wettbewerb zwischen den Staaten beein­
trächtigten, wurden allgemein als unzulässig eingestuft109. 

In der Vorbesprechung der Sechs am 31. März und 1. April 1958 schlug die deutsche 
Delegation eine Übernahme der in den Römischen Verträgen niedergelegten Wettbe­
werbsregeln vor. Diese seien notwendig, „um das Wirksamwerden des in der 1. Stufe 

106 Betr.: Europäische Wirtschaftsassoziation (Freihandelszone), Unterlage für eine Vorlage an Bundes­
kanzler, 13.9.1958,in:BA,B 136/2597. 

107 Auch war auf der Sitzung vom 11.-13.3. 1958 im Prinzip von allen bejaht worden, daß in bestimm­
ten, im einzelnen vorher genau festzulegenden Fällen Mehrheitsbeschlüsse zugelassen werden müß­
ten. Fernschreiben: Ergebnis der Sitzung des Ministerausschusses der OEEC. Freihandelszone, vom 
11.-13.3.1958, in: Ebenda. 

108 Im Auswärtigen Amt war man hier anderer Ansicht. Eine allzu enge organisatorische Verzahnung 
von EWG und Freihandelszone sei nicht anzustreben, da die politischen Ziele der beiden Systeme zu 
unterschiedlich seien. 

109 Das Dumpingproblem sollte wie im GATT geregelt werden. 
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noch relativ schwachen Abbaus der Zölle und der mengenmäßigen Beschränkungen 

nicht durch Absprachen privatrechtlicher Art überhaupt in Frage zu stellen"110. Da 

sich Ausnahmen nicht vermeiden lassen würden, suchte man auf Wunsch Großbritan­

niens, das ein generelles Verbot verhindern wollte, nach Wettbewerbsregeln mit der 

Möglichkeit eines Beschwerdeverfahrens. Mit dem Verbot von Beihilfen und der Frage 

der Übernahme der Verbotslisten der OEEC sollte sich ein Sachverständigenausschuß 

beschäftigen. 

Zur Anpassung des europäischen Zahlungssystems an die Erfordernisse einer Frei­

handelszone lagen im Oktober 1958 zwei Konzepte vor. Die Mehrheit des EZU-Direk­

toriums wollte nur allgemeine Richtlinien über das Zahlungsabkommen nach dem Mu­

ster des EWG-Vertrages zulassen, Anpassungen sollten von Fall zu Fall vorgenommen 

werden. Dies entsprach auch der deutschen Linie. Die britische Seite befürwortete den 

institutionellen Weg, der Vereinbarungen über ein genau definiertes gegenseitiges Bei­

standssystem vorsah. Ein europäischer Fonds, der bei Zahlungsbilanzschwierigkeiten 

mittelfristige ad-hoc-Kredite gewähren würde, sollte gegründet werden. Somit konnten 

auch Schuldnerländer zu einer stabilen Währungspolitik angehalten werden111. Für eine 

Koordinierung der Wirtschafts-, Währungs- und Konjunkturpolitik hatte sich Wirt­

schaftsminister Erhard besonders eingesetzt. Die EWG erwartete, daß sich ihre Frei­

handelszonen-Partner verpflichteten, einen hohen Beschäftigungsstand zu wahren, ein 

stabiles Preisniveau und eine ausgeglichene Zahlungsbilanz anzustreben. Weder Groß­

britannien noch die EWG-Staaten- mit Ausnahme Italiens - hatten ein großes Interesse, 

den Grundsatz der Freizügigkeit der Arbeitnehmer in der FHZ umzusetzen112. 

In Bonn rechnete man auch nicht damit, daß sich die Bestimmungen des EWG-Ver­

trages zum kommerziellen Niederlassungsrecht durchsetzen lassen würden, obwohl es 

die Bundesrepublik stark berührte. Dem Wirtschaftsministerium ging es hier vor allem 

um den Schutz des privaten Eigentums. Als besonders strittig stellten sich Regelungen 

für die Inanspruchnahme von Schutzklauseln heraus. Die Briten betrachteten sie als 

Vertragsausnahme, die nach Zustimmung der Partnerstaaten (Zweidrittel-Mehrheit) in 

Anspruch genommen werden konnten, während die EWG sie als Vertragsbestandteil 

ansah. Frankreich war bemüht, den Schutzklauselmechanismus der EWG in die Frei­

handelszone aufzunehmen und ihn noch zu verstärken. Nach deutscher Auffassung 

sollten Schutzklauseln besonders bei Zahlungsbilanzkrisen, bei wirtschaftlichen Pro­

blemen einzelner Zweige sowie bei regionalen wirtschaftlichen Störungen nach Zu­

stimmung der zuständigen Organe einseitig in Anspruch genommen werden können. 

Neuen Schutzklauseln stand Bonn grundsätzlich ablehnend gegenüber, da es vom 

110 Vermerk über die Beratungen des Ministerausschusses Freihandelszone vom 31.3. und 1.4. 1958, 
Punkt 3 der Tagesordnung (Restrictive Business Practices), 3.4.1958, in: PA AA, Ref. 200, Bd. 149. 

111 Aufzeichnung: Zahlungsabkommen in der FHZ, 16.10.1958, in: Ebenda, Bd. 150. 
112 Bundesministerium für Wirtschaft, Erster Bericht über die Arbeiten der interministeriellen Arbeits­

gruppe Freihandelszone in der Fassung der Ressortbesprechungen vom 30.8. und 4.9. 1957, 5.9. 
1957, in: B A, B 136/2596. Italien und Griechenland hatten ihre Bereitschaft erklärt, sich für eine Ver­
besserung des OEEC-Arbeitskodex einzusetzen. 
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Standpunkt der EWG nicht an zusätzlichen Sicherungen für die OEEC-Mitglieder in­
teressiert war. Offen blieb, ob die Aufhebung von Schutzklauseln durch einen Mehr­
heitsbeschluß der Mitglieder erfolgen sollte. Hier bestand die Neigung, dieses erst nach 
einer gewissen Frist, in der die einzelnen Staaten autonom waren, in Kraft treten zu 
lassen. 

An einer Harmonisierung der Stahlzölle war vor allem Österreich interessiert. Der 
Koordinierungsausschuß der EGKS setzte eine Sonderarbeitsgruppe ein, die die Ein­
beziehung von Kohle und Stahl und die Möglichkeiten einer Assoziierung der übrigen 
OEEC-Staaten an die EGKS prüfen sollte. Die Erfolgsaussichten für Österreich waren 
hier gering, fürchteten die Sechs doch, die Begünstigung eines Drittlandes würde ein 
Präjudiz schaffen, das die Verhandlungen mit den anderen Staaten erschweren würde. 
Daher schoben sie dieses Problem ebenso vor sich her wie die Frage der Kernenergie. 
In der Oktober-Sitzung sahen sie sich noch nicht zu einer Stellungnahme in der Lage. 
Auch die besonders sensitiven Fragen wie GATT-Konformität und Vermeidung einer 
Diskriminierung der USA sollten erst später angepackt werden. 

Die Verhandlungen im Maudling-Ausschuß zeigten, daß es weder unter den elf 
OEEC-Staaten noch unter den sechs EWG-Staaten eine einheitliche Linie gab, ver­
ständlich bei den Elf, die eher ein loses Zweckbündnis, mit unterschiedlichen nationa­
len Bedürfnissen und Interessen, eingegangen waren. Bei der Gemeinschaft bedurfte es 
nicht der Störversuche Maudlings, sie in Sachfragen zu spalten. Am 18. September 1958 
traf sich schließlich der Ministerrat der EWG-Staaten in Venedig, um eine längst über­
fällige gemeinsame Haltung zur Freihandelszone zu verabschieden. Im Raum standen 
die französischen Bedingungen zur Ursprungsfrage, die Forderungen nach Inan­
spruchnahme autonomer Schutzmaßnahmen sowie Einstimmigkeit in den Organen 
auch als Voraussetzung für den Übergang von einer Etappe zur nächsten. Es blieb den 
EWG-Partnern nichts anderes übrig, als die französischen Wünsche - bis auf die Ur­
sprungsfrage - zu akzeptieren, wollten sie nicht weitere Verzögerungen hinnehmen113. 
Für die Regelung des Ursprungs fand man keine Kompromißlösung. Selbst wenn sich 
auch hier die Fünf Paris gebeugt hätten, was für die Bundesrepublik eine erhebliche 
Beeinträchtigung ihrer Wettbewerbsbedingungen auf den europäischen Märkten be­
deutet hätte, wäre dies für die elf OEEC-Staaten unannehmbar gewesen114. Grund­
sätzlich einigte sich die Gemeinschaft auf einen Zollabbau innerhalb von 18 Jahren und 
damit auf drei Jahre mehr als in der EWG und sechs Jahre mehr als ursprünglich ver­
einbart. Ihre Bereitschaft, den Freihandelszonen-Vertrag am 1.1. 1959 in Kraft treten 
zu lassen, knüpfte sie allerdings an die Bedingung, daß zuvor eine Einigung über den 
Inhalt des Vertrages erzielt werden müsse115, auch dies eine Bedingung aus Paris. Die 

113 Europäische Wirtschaftsassoziation (Freihandelszone), Unterlage für eine Vorlage an Bundeskanz­
ler, 13.9.1958, in: Ebenda/2597. Die Verantwortlichen im BWM stellten Überlegungen an, wie sie 
wenigstens Mehrheitsentscheidungen innerhalb der EWG durchsetzen könnten. 

114 Schreiben Kiesswetter an Ehm, 23.9.1958, in: Ebenda. 
115 Erhard vor dem Deutschen Bundestag am 2.10. 1958, in: Sten.Ber., 3.Wp, 42.Sitzung, 2.10. 1958, 

S. 2434 ff. 



Europakonzeptionen im Widerstreit 621 

grundlegenden Meinungsverschiedenheiten in der EWG wurden hinter geschmeidigen 

Formulierungen verborgen. 

Die Kritik aus London richtete sich gegen die Einstimmigkeit bei der Beschlußfas­

sung im Ministerrat, bei den Entscheidungen über die Rechtmäßigkeit der Inanspruch­

nahme von Schutzklauseln sowie des Übergangs zur jeweils nächsten Stufe. Die Briten 

bedauerten ferner, daß an der Idee des Carli-Plans festgehalten wurde. Dies bringe die 

Möglichkeit der Erpressung durch ein französisches Veto, aber auch durch die Ent­

wicklungsländer mit sich. Großbritannien werde auch bei einem Nachgeben Frank­

reichs bei den Ursprungsfragen nicht zu Kompromissen bei den Commonwealth-Prä­

ferenzen bereit sein. Auch Maßnahmen gegen die EWG-Länder wurden wieder einmal 

in Erwägung gezogen. 

4. Das Scheitern der Verhandlungen 

Daher ging es auf der Sitzung des Maudling-Ausschusses vom 23. bis 30. Oktober 
1958, auf der das Ockrent-Papier verhandelt werden sollte, besonders turbulent zu. 
Von den Franzosen wurde das bislang kaum beachtete Problem der Harmonisierung 
der Außenzölle hochgespielt116. Änderungen sollten nur mit Mehrheitsentscheidung 
innerhalb der FHZ möglich sein. Müller-Armack präsentierte einen Kompromißvor­
schlag, der den französischen Vorstellungen weit entgegenkam, aber die Tariffreiheit 
unangetastet ließ und ein Prüfungsverfahren für den Fall von einseitigen Veränderun­
gen und Gegenmaßnahmen bei Schädigung durch Zollmanipulationen vorsah117. 

Eine Regelung in diesem Sinne hätte den Weg zur Lösung des Ursprungsproblems 
freigemacht. Als Gegenleistung hätte Müller-Armack von der britischen Delegation 
Konzessionen bei der Frage des Abstimmungsverhaltens und der Schutzklauseln 
sowie beim Übergang von einer Stufe zur nächsten erwarten können. Aber der franzö­
sische Delegierte Wormser weigerte sich in der Vorbesprechung der Sechs, den deut­
schen Vorschlag auch nur zu erörtern, und blockierte so weitere Verhandlungen118. 
Um die Franzosen kompromißbereiter zu stimmen, wurde sogar im Auswärtigen Amt 
erwogen, die Zustimmung zu französischen Kreditwünschen an eine Zustimmung zur 
Freihandelszone zu koppeln119. Auch unter den Sechs überwogen mittlerweile die 
Zweifel am guten Willen Frankreichs. Selbst von Reginald Maudling gab es keine Be­
mühungen, zwischen den EWG-Staaten und den Elf zu vermitteln. 

Als aus dem Kanzleramt am 29. Oktober 1958 verlautete, der Kanzler wünsche über 
den Stand der FHZ-Verhandlungen unterrichtet zu werden, sah sich Müller-Armack 

116 Aufzeichnung: Stand der Verhandlungen über die FHZ. Unterrichtung in Paris und London, 18.10. 
1992, in: PA AA, Ref.200, Bd. 152. 

117 Fernschreiben an Bundeskanzleramt, 31.10.1958, in: BA, B 136/2597. 
118 Tagung des Maudling-Ausschusses am 13./14.11.1958, in: PA AA, Ref.200, Bd. 152. 
119 FHZ-Verhandlungen im Maudling-Ausschuß, Fernschreiben an AA, 23.10. 1958, in: BA, 

B 136/2597. 
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außerstande, sachgemäß zu berichten, zu gegensätzlich und verworren waren die un­
terschiedlichen Auffassungen120. Das wesentlichste Ergebnis war, daß die Verhandlun­
gen nicht abgebrochen werden mußten. In bilateralen Gesprächen war es Müller-Ar-
mack am 28. Oktober 1958 schließlich gelungen, die Verhandlungspartner wieder an 
den Tisch zu bekommen. 

Bei der Ursprungsfrage konnte man sich allerdings lediglich auf die weitere Vorge­
hensweise verständigen. Da mittlerweile alle Beteiligten einsahen, daß sich die siebzehn 
OEEC-Partner nicht auf ein einfaches Verfahren mit allgemeinem Anwendungsbereich 
würden einigen können, hatte die EWG-Kommission Sektorenuntersuchungen vorge­
schlagen. Ein neuer ständiger Ausschuß unter der Leitung Maudlings auf der Ebene der 
Minister oder ihrer Stellvertreter sollte das Ursprungsproblem und die mit ihm ver­
wandten Fragen prüfen. Strittig waren ferner die Frage der Zuständigkeit für die Ertei­
lung von Ursprungszeugnissen und die Höhe des Wertanteils bei Mischerzeugnissen. 
Frankreich und Italien wollten hier nur einen geringen Prozentsatz einräumen, wäh­
rend das deutsche Wirtschaftsministerium einen hohen Wertanteil befürwortete. Im 
Auswärtigen Amt plädierte man dafür, den zonenfreien Wertanteil nach strengen Maß­
stäben zu messen und für alle Bestandteile zonenfremder Provenienz eine Ausgleichsta­
xe vorzusehen. Der handelspolitische Vorteil müsse hinter dem außenpolitischen zu­
rücktreten. Für Fragen wie Kohle und Stahl, Kernenergie, Entwicklungsländer, Globa­
lisierung der Kontingente, Wettbewerb wurden keine Vorschläge unterbreitet121. 

Auf der letzten Sitzung des Maudling-Ausschusses am 13. und H.November 1958 
sollten die noch nicht behandelten Kapitel des EWG-Memorandums (Koordinierung 
der Handelspolitik, soziale Harmonisierung, Kohle und Stahl) besprochen werden. Er­
hard, fest entschlossen, die Freihandelszone zu retten, beabsichtigte persönlich an den 
Verhandlungen teilzunehmen. Am 11. November 1958 appellierte er noch einmal an 
Adenauer, einzuschreiten und die Franzosen zu Konzessionen zu bewegen. Im Aus­
wärtigen Amt wollte man Erhards Anwesenheit in Paris mit allen Mitteln verhindern. 
Zum einen erwartete man nicht, daß sich die französische Regierung angesichts der be­
vorstehenden Wahlen in der Frage des Ursprungsbegriffs bewegen werde. Zum anderen 
befürchtete man, daß eine Teilnahme Erhards die Meinungsverschiedenheiten zwischen 
ihm und den Franzosen für alle offensichtlich machen würde122. Adenauer machte von 
seiner Richtlinienkompetenz Gebrauch, Erhard blieb in Bonn, die Freihandelszone 
wurde zur Chefsache erklärt123. So kurz vor de Gaulles Staatsbesuch wollte der Kanzler 
die deutsch-französischen Beziehungen, die in der Frage des Freihandelszonen-Kon­
zeptes ohnehin schwierig genug waren, nicht zusätzlich belasten124. 

120 Verhandlungen im Maudling-Ausschuß, Vermerk Haenlein an Staatssekretär, 29.10.1958, in: Eben­
da. 

121 Aufzeichnung: Freihandelszone. Tagung des Maudling-Ausschusses in Paris vom 23.-30.10.1958, 
3.11.1958,in:PAAA,Abt.2,Ref.200,Bd.l52. 

122 Aufzeichnung: Freihandelszonenverhandlungen, 10.11.1958, in: Ebenda, Bd. 150. 
123 Vgl. Koerfer, Kampf ums Kanzleramt, S.213f. 
124 Schreiben Außenminister an Erhard, 10.11.1958,in:PA AA,Ref.200,Bd.l50. 
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Am Abend des 14. November 1958 erklärte der französische Informationsminister 

Jacques Soustelle vor der Presse, die französische Regierung lehne eine europäische 

Freihandelszone in der von britischer Seite vorgeschlagenen Form ab und suche nach 

einer Ersatzlösung125, obwohl den ganzen Tag über im Beisein von Außenminister 

Couve de Murville über die FHZ verhandelt worden war. Maudling bezeichnete diese 

Erklärung als im Widerspruch sowohl zur bisherigen französischen Haltung als auch 

zum Ockrent-Memorandum der EWG-Staaten. Die vereinbarten Sitzungen des 

Maudling-Komitees wurden daraufhin von ihm bis zu einer Klärung dieser Frage 

durch die EWG-Staaten verschoben. 

Zunächst schien es, als sei man in französischen Kreisen bestürzt über die Reakti­

on Maudlings und das internationale Echo auf Soustelles Ankündigung. Vertrauli­

chen Berichten zufolge, war Soustelle nicht autorisiert, diese Erklärung abzugeben. 

Er habe sie lediglich unter wahltaktischen Gründen als Chef der neu gegründeten 

Partei Union de la nouvelle Republique abgegeben, um Geldquellen für den bevor­

stehenden Wahlkampf zu erschließen126. Zu berücksichtigen ist auch, daß die Erklä­

rung von der Presse hochgespielt und zudem auch noch falsch wiedergegeben 

wurde127. 

Dabei war sie an sich nichts Neues128, die britische Reaktion mithin übertrieben. 

Daß die Franzosen das britische Konzept einer Freihandelszone wegen der fehlenden 

wirtschaftlichen und sozialen Harmonisierung ablehnten, war seit langem bekannt129. 

Schon im Juli hatte Pinay gegenüber Maudling dargelegt, daß es für Paris unmöglich 

sei, den britischen Plan einer Freihandelszone zu akzeptieren130. Auch der französi­

sche Außenminister Couve de Murville hatte während seiner Reise nach London am 

8. November 1958 sinngemäß die Ankündigung Soustelles vorweggenommen131. 

125 Schon vor der letzten Sitzung des Maudling-Komitees hatte es in Bonn vertrauliche Hinweise gege­
ben, daß in Paris Überlegungen über eine losere Assoziierung der EWG-Staaten mit den übrigen elf 
OEEC-Ländern diskutiert würden. Das Kernstück einer solchen Lösung sollte die Gewährung von 
Zollkontingenten bilden, um die Einfuhren der OEEC-Staaten zu den bisherigen Zollsätzen zu si­
chern, eine Ausweitung auf die anderen GATT-Staaten wurde ebenfalls in Erwägung gezogen. In 
diesem Zusammenhang wurde auch eine Institutionalisierung des Zollkontingentsystems zwischen 
der EWG und den OEEC-Staaten ins Auge gefaßt. Bei den mengenmäßigen Beschränkungen sollte 
das bisherige OEEC-System Anwendung finden. Als Reaktion auf das amerikanische Angebot einer 
20 %igen Zollsenkung wurde von anderer Seite die Bildung eines „Low-Tariff-Club" verbunden mit 
einer neuen Zollsenkungsrunde im GATT ins Gespräch gebracht. 

126 Fernschreiben an AA, 17.11.1958, in: PA AA, Ref.200, Bd. 152. 
127 Soustelle hatte nur einer FHZ nach englischem Vorbild eine Absage erteilt. In der Presse dagegen 

hatte es geheißen „in vorliegender Form". Vorlage für Bundeskanzler, 17.11. 1958, in: BA, 
B 136/2597. Wortlaut der Presseerklärung in Le Monde vom 16.11.1958. 

128 So zeigte sich der niederländische Generaldirektor für europäische und OEEC-Angelegenheiten, 
Vredenburch, nicht überrascht. Dies habe man seit Venedig kommen sehen. Er begrüßte vielmehr, 
daß nunmehr offen und deutlich miteinander gesprochen werden müsse. 

129 Aufzeichnung: Unterbrechung der FHZ-Verhandlungen wegen der Presseerklärung Soustelles, in: 
PA AA, Ref. 200, Bd. 152. 

130 Fernschreiben an AA (Jansen), 4.7.1958, in: BA, B136/2597. 
131 Fernschreiben an AA, 9.11.1958, in: PA AA, Ref. 200, Bd. 347. 
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Auf einer von de Gaulle geleiteten Sitzung, bei der die Minister des Auswärtigen, der 
Landwirtschaft, Industrie und Handel sowie hohe Beamte anwesend waren, wurde das 
Scheitern der FHZ-Verhandlungen offiziell bestätigt132. Eine Wiederaufnahme der 
Gespräche, wie Macmillan sie vorgeschlagen hatte, sollte erst nach gründlichen Über­
prüfungen und nach einer längeren Zeit möglich sein. Auch in der französischen Re­
gierung wußte man, daß die anderen OEEC-Staaten nach dem Scheitern der FHZ 
nicht einfach zur Tagesordnung übergehen würden. Während einigen Ressorts - eben­
so wie der Kommission - immer noch Lösungen auf bilateraler Ebene vorschwebten, 
wurde im engsten Kreis des französischen Außenministeriums die Idee erörtert, die 
USA als „Paten der OEEC für eine Art Präferenzzone"133 zu gewinnen - in der Hoff­
nung, daß sich diese mit US-Hilfe leichter im GATT würde durchsetzen lassen. 

Das Auswärtige Amt schlug vor, keinen massiven Druck auf Frankreich auszuüben. 
Auch rechnete man nicht damit, daß es den Briten leichtfallen würde, Partner für kon­
krete Gegenmaßnahmen zu gewinnen. Der 1. Januar 1959 sei eher ein psychologisches 
denn ein wirtschaftspolitisches oder technisches Problem. Während eines vertrauli­
chen deutsch-französischen Treffens am 19. November 1958 in Paris gab der Leiter der 
französischen EWG-Delegation, Valery, deutlich zu verstehen, daß es keine Ersatzlö­
sung für die Freihandelszone geben werde. Deutsche und Franzosen verständigten 
sich daher über die weitere Vorgehensweise. Diese wurde in der sogenannten Pariser 
Punktation festgehalten, die die Gesprächsgrundlage für das Treffen de Gaulle und 
Adenauer in Bad Kreuznach war, auf dem das Ende der Freihandelszonen-Verhand­
lungen besiegelt wurde. Müller-Armack und Erhard gelang es nicht, von Mitarbeitern 
des Bundeswirtschaftsministeriums sorgsam ausgetüftelte Kompromißformeln in das 
Abschlußkommunique von Bad Kreuznach134 zu schmuggeln. De Gaulle strich diese 
eigenhändig und mit Einverständnis Adenauers durch135. Die weiteren Verhandlungen 
wurden der Kommission übertragen, von der man annehmen durfte, daß sie einer Ver-
wässerung der EWG niemals zustimmen würde. 

Diese Annäherung zwischen Bonn und Paris erfüllte Niederländer, Belgier und Ita­
liener mit Sorge vor einem deutsch-französischen Direktorium und einer zu großen 
Nachgiebigkeit der Deutschen gegenüber französischen Forderungen ohne entspre­
chende Gegenleistungen136. Die Benelux-Staaten legten einen eigenen Entwurf für die 
zukünftige Verfahrensweise vor137. Einen lange schwelenden Konflikt über Wirt­
schaftsfragen konnte man sich nicht leisten. Die westliche Einheit mußte auch im Hin­
blick auf die Auseinandersetzungen mit Moskau über Berlin nach Möglichkeit bis zum 
nächsten NATO-Ministerrat wiederhergestellt werden138. Adenauer appellierte daher 

132 Der französische Plan, Zollkontingente zu gewähren, wurde aufgegeben. 
133 Fernschreiben Werkmeister an AA, 21.11.1958, in: PA AA, Ref.200, Bd. 152. 
134 Abgedruckt in: Documents on International Affairs, 1958,S.459f. 
135 Vgl. Koerfer, Kampf ums Kanzleramt, S.215. 
136 FernschreibenanAA,21.11.1958, in: PA AA, Ref.200, Bd. 152. 
137 Aide-Memoire der Benelux-Staaten vom 19.11.1958, in: Ebenda. 
138 Fernschreiben an AA, 20.11.1958, in: Ebenda. 
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an Macmillan, den handelspolitischen Streit mit de Gaulle nicht mit der neuen Berlin-
Krise zu vermengen139. 

Beide Seiten empfahlen, zum 1.Januar 1959 eine 10%ige Zollsenkung vorzuneh­
men. Bonn und Paris wollten diese auf alle Drittstaaten ausdehnen, während sie im Be-
nelux-Vorschlag auf die Staaten des GATT beschränkt bleiben sollte. Das Provisorium 
sollte sich auf zwölf Monate erstrecken, auf die Einführung neuer Zölle sollte verzich­
tet werden. Die deutsche Seite sah hier technische Schwierigkeiten, da bis dato nur für 
etwa ein Drittel der Tarife die Zollsätze errechnet worden seien. Die Benelux-Länder 
befürworteten außerdem eine Verlängerung der OEEC-Empfehlung vom 14. Januar 
1955, die eine Liberalisierung von 90 % vorsah, um ein Jahr. Alle Kontingente sollten 
im Durchschnitt um 20 % erhöht werden140. Für die Landwirtschaft schlugen die Be-
nelux-Staaten einen Stillstand vor, bilateral sollte über eine Steigerung des Handelsver­
kehrs beraten werden. Dies entsprach grundsätzlich den Vorschlägen, die bisher die 
Grundlage der Diskussion bildeten. 

III. Außenpolitische Prioritäten in Bonn, Paris und London 

Die Kritik der Briten richtete sich weniger gegen Frankreich - über die französische 
Einstellung hatte man sich in London keinen Illusionen mehr hingegeben -, sondern 
gegen die Bundesrepublik. Bonn habe sich zu sehr den französischen Wünschen ge­
beugt und die britische Regierung im unklaren gelassen. 

In der Bundesregierung favorisierte das Wirtschaftsministerium, unterstützt vor 
allem von der FDP und Teilen der Union, die Freihandelszone. Sie kündigten eine 
konsequent negative Haltung zur EWG an, sollte die FHZ nicht Zustandekommen141. 
Der Bundestag forderte mit Beschluß vom 2. Oktober 1958 die Regierung auf, alles zu 
tun, um die EWG um eine Freihandelszone zu erweitern. Vor allem Erhard wollte sich 
auf keinen Fall den Wünschen aus Paris beugen142. Für ihn hatten die deutsch-franzö­
sischen Konsultationen nur den Zweck, die Franzosen „auf Linie zu bekommen"143, 
ohne Grundsätze aufgeben zu müssen. Für Adenauer und das Auswärtige Amt aber 
standen die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft144 und die damit verbundenen poli-

139 Vgl. Klaus Schwabe, Adenauer und England, in: Lothar Kettenacker/Manfred Schlenke/Hellmut 
Seier (Hrsg.), Studien zur Geschichte Englands und der deutsch-britischen Beziehungen, München 
1981, S. 353-374, hier S. 361, sowie Harold Macmillan, Pointing the Way, London 1972, S. 48. 

140 Bei den einzelnen Kontingenten sollten unterschiedliche Prozentsätze möglich sein. Für die Null-
Kontingente und die schwachen Kontingente sollten Verhandlungslösungen gefunden werden. Eine 
Ausweitung sollte hier - wie im EWG-Vertrag - bei 3 % der nationalen Produktion liegen. 

141 Fernschreiben Nr. 5720,4.11.1958,in:BA,B 136/2597. 
142 Schreiben Erhard an von Brentano, 12.4.1957, in: LEA, 1.4) 38. 
143 Schreiben Erhard an Müller-Armack, 22.3.1958, in: Ebenda, 1.4) 54. 
144 Vgl. hierzu Konrad Adenauer, „Die Selbstbehauptung Europas". Rede bei der ersten Tagung der 

„Europäischen Kulturstiftung" in Amsterdam, in: Schwarz (Hrsg.), Adenauer, Reden 1917-1967, 
S. 373 ff. 
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tischen Ziele sowie die deutsch-französische Zusammenarbeit im Vordergrund. Die 
Versuche der Briten, die Integrationsbemühungen auf dem Kontinent zu behindern, 
ließen den Bundeskanzler zu der Überzeugung gelangen, die Sechserintegration müsse 
mit allen Mitteln intensiviert werden. Das Auswärtige Amt übernahm während der 
Verhandlungen, deren Scheitern die Beamten schon im Januar 1958 vorhergesagt hat­
ten, eine Art „Aufpasser"-Funktion und versuchte, die FHZ-Verhandlungen zu brem­
sen145. Die breite Unterstützung für die Freihandelszone konnte aber auch Adenauer 
nicht gleichgültig sein, zumal auch die Wirtschaft das Konzept befürwortete. 

Er taktierte vorsichtig. Noch auf dem Bundesparteitag der C D U in Kiel im September 
1958, drei Tage nach seinem Treffen mit de Gaulle in Colombey-les-Deux-Eglises146, 
äußerte er die Hoffnung, daß Großbritannien durch eine Freihandelszone an der euro­
päischen Entwicklung teilhaben würde, eine Äußerung, die ihm viel Beifall eintrug. Im 
Kabinett sorgte er jedoch dafür, daß auch Erhard wohl oder übel den politischen Vor­
rang des Gemeinsamen Marktes anerkennen mußte147. Er verhinderte auch, daß Müller-
Armack während der Krise im Sommer 1958 die Verhandlungen mit neuen Vorschlägen 
in andere Bahnen lenkte, und verlangte, daß keine Pläne in Umlauf gebracht würden, die 
er nicht vorher gesehen hatte148. Erhard und Müller-Armack mußten sich zudem wäh­
rend der Verhandlungen immer wieder den Forderungen Frankreichs beugen, auch ein 
Hinweis auf die Eigendynamik, die die Gemeinschaft entwickelte und der sie sich dau­
erhaft nicht entziehen konnten149. So wurde beispielsweise schon früh ein bestimmter 
Grad an Diskriminierungen der nicht zur EWG gehörenden Zonenmitglieder in Kauf 
genommen150. Auch die Verärgerung des Kanzlers über de Gaulles Vorschlag eines ame­
rikanisch-britisch-französischen Dreierdirektoriums für die N A T O führte nicht zu der 
von Macmillan erhofften Unterstützung Bonns für das britische Konzept. Adenauer 
kalkulierte vielmehr, daß die Briten das Direktorium ablehnen würden, wenn die Frei­
handelszonen-Verhandlungen an den Franzosen scheiterten151. 

Der Streit um die Stationierungskosten152 und die Ankündigung, die Anzahl der bri-

145 Zu berücksichtigen gilt, daß Staatssekretär van Scherpenberg als Befürworter der Freihandelszone 
galt. 

146 Documents on International Affairs, 1958, S. 445. 
147 Aufzeichnung: Freihandelszone. Erklärung des Bundeswirtschaftsministers Prof. Dr. Erhard vor 

dem Ministerrat der OEEC am 12.2.1957, in: PA AA, Ref. 200, Bd. 150. 
148 Vermerk Haenlein an Staatssekretär, 16.7. 1958, sowie Adenauer an Erhard, 18.7. 1958, in: BA, 

B 136/2597. 
149 So hatte er in der vorbereitenden Morgensitzung der EWG-Staaten am 15.1.1958 die Notwendig­

keit betont, daß die EWG gemeinsam handeln und einen gemeinsamen Standpunkt vertreten müsse. 
150 Vermerk für die Kabinettssitzung, Betr.: Punkt 4 der Tagesordnung: OEEC-Ratssitzung über Frei­

handelszone vom 16. bis 18.10.1957 in Paris, hier: Vortrag des Herrn Bundesministers des Auswär­
tigen, 8.10.1957, in: BA, B 136/2597. 

151 Vgl. Hans-Peter Schwarz, Die Ära Adenauer. Epochenwechsel 1957-1963, Stuttgart/Wiesbaden 
1983, S.102f. und Georges-Henri Soutou, Les problemes de securite dans les rapports franco-
allemands de 1956 ä 1963, in: Relations internationales, Nr. 58,1989, S. 227-251, hier S. 235. 

152 Vgl. Sir Anthony Eden, Memoiren 1945-1957, Köln 1960, S. 387 sowie Schreiben von Brentano an 
Adenauer, 15.2.1958, in: BA, NL 239 (von Brentano), Bd. 157. 
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tischen Truppen in der Bundesrepublik erheblich zu senken, belastete zudem die 
deutsch-britischen Beziehungen153. Im Gegensatz zu de Gaulle, der Adenauer 
deutsch-französische Kooperation und Aussöhnung anbot, setzte London auf politi­
schen Druck, um Bonn zu einer härteren Gangart gegenüber Frankreich zu bewegen. 
Macmillan drohte mit Schwierigkeiten bei den Verhandlungen über die GATT-Kon-
formität der EWG154, einem Abzug seiner Truppen vom Kontinent und sogar einem 
Austritt aus der NATO. Dies verstärkte Adenauers Argwohn, man könne dem briti­
schen Premier nicht trauen155. In Bad Kreuznach sicherte sich de Gaulle die Unterstüt­
zung Adenauers, indem er sich in der Berlin-Frage bedingungslos auf die Seite der 
Bundesregierung stellte und gleichzeitig durchblicken ließ, daß die Römischen Verträ­
ge auf dem Spiel stünden, sollten die Partnerstaaten auf Errichtung einer Freihandels­
zone bestehen156. Adenauer wollte in dieser Situation de Gaulle, der im Spätherbst 
1958 am unberechenbarsten wirkte, „in enger Umarmung fest[zu]halten, damit er ja 
nicht der Versuchung [nachgab], sich dem noch unberechenbareren Feind im Osten 
zuzuwenden"157. Außenpolitische Erwägungen standen für den Kanzler im Vorder­
grund, die Wirtschaftspolitik mußte sich diesen unterordnen158. 

Den deutschen Unterhändlern wurde darüber hinaus zu Recht der Vorwurf ge­
macht, sie hätten die Verhandlungsaussichten im Sommer 1958 zu positiv bewertet, 
damit die französische Haltung falsch eingeschätzt und bei den Briten falsche Hoff­
nungen geweckt159. Im Juli 1958 glaubte Müller-Armack noch, daß eine grundsätzliche 
Einigung der Sechs zu erreichen sei160, sogar ein Abkommen bis zum Ende des Jahres 
wurde für möglich gehalten, während man im Kanzleramt ein Scheitern zu diesem 
Zeitpunkt nicht für ausgeschlossen hielt161. Die Probleme seien schließlich gründlich 

153 Nuclear History Program (NHP), Leiter IV A, Tgb. Nr. 57, Besprechung beim Bundeskanzler am 
27.4. 1957 vorm. Bonn, 27.4. 1957, Dokumente am Lehrstuhl für Politische Wissenschaft, Prof. 
Schwarz, Bonn. 

154 Aufzeichnung: Stand der Verhandlungen über die FHZ. Unterrichtung in Paris und London, 18.10. 
1958, in: PA AA, Ref. 200, Bd. 152. 

155 Vgl. Schwarz, Adenauer, Epochenwechsel, S. 100. Auch Adenauer in einem Schreiben an Heuss, in: 
Heuss-Adenauer. Unserem Vaterlande zugute. Der Briefwechsel 1948-1963, hrsg. von Rudolf 
Morsey/Hans-Peter Schwarz, Berlin 1989, S. 300 f. 

156 Schreiben de Gaulle an Adenauer, 21.11.1958, in: Charles de Gaulle, Lettres, Notes et Carnets. Juin 
1958-Decembre 1960, Plon 1985, S. 135f. Vgl. Soutou, Problemes de securite, S.235; Raymond Poi-
devin, De Gaulle et l'Europe en 1958, in: De Gaulle et son siecle. Actes des Journees internationales 
tenue a l'Unesco, Paris 1992, S. 79-87, hier S. 86. Der Aufsatz basiert auf den Akten des Archivs des 
Quai d'Orsay. 

157 Hans-Peter Schwarz, Adenauer. Der Staatsmann: 1952-1967, Stuttgart 1991, S. 467. 
158 Vgl. hierzu auch Friedrich P. Kahlenberg (Hrsg.), Die Kabinettsprotokolle der Bundesregierung, 

Bd. 7,1954, bearb. von Ursula Hüllbüsch/Thomas Trumpp, Boppard am Rhein 1993, S.310. 
159 Vgl. Alfred Müller-Armack, Adenauer, die Wirtschaftspolitik und die Wirtschaftspolitiker, in: Blu-

menwitz/Gotto/Maier u. a., Adenauer und seine Zeit, S. 204-228, hier S. 217. 
160 Der Bundesminister für Wirtschaft, Monatlicher Bericht an den Herrn Bundeskanzler, 14.8. 1958, 

in: BA,B 102/12590, H.2. 
161 Vermerk Haenlein an Staatssekretär, Betr. Freihandelszone, 21.7.1958, in: Ebenda, B 136/2597. 
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studiert worden. Es bedürfe nur der politischen Entscheidung, um die konkreten Ver­
tragsverhandlungen zu einem Abschluß zu bringen162. 

Der politische Wille für diese Entscheidung aber fehlte sowohl in Frankreich als 
auch in Großbritannien. Die Kompromißlosigkeit beider Staaten sowie eine Reihe 
britischer Fehleinschätzungen führten zum Scheitern der Verhandlungen. Frankreich 
nutzte während der Verhandlungen geschickt den Spielraum, den der Zwang der 
Gemeinschaft, gemeinsam zu handeln, bot. Es spielte auf Zeit, indem es zunächst die 
Verhandlungen durch wenig kompromißfähige Vorschläge verzögerte und von den 
EWG-Partnern angesichts der Dauer-Regierungskrise der Vierten Republik Rück­
sichtnahme und Solidarität forderte. Auch die bilateralen deutsch-französischen 
Konsultationen führten nicht zu einer größeren Kompromißbereitschaft der Fran­
zosen163. Unter de Gaulle änderte sich diese Politik nicht. Die Lösung des Algerien-
Problems und die innenpolitische Umgestaltung hatten Vorrang für ihn. Außerdem 
waren bereits zu diesem Zeitpunkt maßgebende Kreise in der französischen Admi­
nistration gegen eine Beteiligung Großbritanniens. Im Kern forderte Frankreich eine 
Harmonisierung der Produktionsbedingungen, des Warenverkehrs und der Sozial­
politik mit dem Ziel einer gemeinsamen Politik und vor allem eine Verlangsamung 
des gesamten Prozesses164. Das umstrittene französische Memorandum wurde zu­
rückgezogen, die Vorschläge der Ockrent-Gruppe wurden als geeignete Ausgangs­
basis für eine Einigung unter den Sechs bezeichnet und Differenzen herunterge­
spielt. Gleichzeitig knüpfte die französische Regierung ihre Zustimmung aber an Be­
dingungen, die für London indiskutabel waren, an eine Regelung des Ursprungspro­
blems nach den Vorstellungen des Carli-Plans und Einstimmigkeit bei Abstimmun­
gen. Die Arbeit des Handelsdirektoriums wurde durch mangelnde Mitarbeit behin­
dert, da das Industrieministerium nicht bereit war, fachkundige Delegierte für Ar­
beiten an der Sektorenstudie zu entsenden. Zwar schlug der französische Vertreter 
im Handelsdirektorium vor, einen Ministerbeschluß herbeizuführen, um das Mini­
sterium zur Mitarbeit zu bewegen165, gleichzeitig blockierte er selbst einen Verhand­
lungskompromiß durch seine Forderung nach einem „Standstill" bei den Außenzöl­
len. Den Deutschen wurde zu verstehen gegeben, Frankreich habe bei den Verhand­
lungen mitgewirkt, um ein fristgemäßes Zustandekommen des Gemeinsamen Mark­
tes sicherzustellen. Verhandlungen mit den übrigen OEEC-Ländern könnten erst 
geführt werden, wenn es eine volle Übereinstimmung der Sechs über alle wesentli­
chen Prinzipien der FHZ gebe. Für Frankreich werde es in jedem Falle unannehm­
bar sein, daß etwa die Gemeinschaft den Vertrag mit den übrigen 11 OEEC-Län-

162 Schreiben Gocht an Abteilungsleiter E, 2.7.1958, in: Ebenda, B 102/12624. 
163 Gleichzeitig erreichte Frankreichs Zahlungsbilanzdefizit einen Höhepunkt. 
164 Staaten, denen an einer rascheren Integration gelegen sei, bliebe schließlich die Möglichkeit nach 

Art. 237 und 238 der Römischen Verträge, dem Gemeinsamen Markt beizutreten bzw. eine Assozia­
tion anzustreben. 
165 Aufzeichnung: Stand der Verhandlungen über die FHZ. Unterrichtung in Paris und London, 18.10. 
1958, in: PA AA, Ref. 200, Bd. 152. 
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dem (nach Art. 238 EWG-Vertrag) abschließe. Jedes französische Parlament würde 

dies als eine weitere Beeinträchtigung der französischen Entschlußfreiheit in außen­

politischen Dingen betrachten. 

Während die Franzosen im Frühjahr 1958 noch dafür plädiert hatten, die Sechs 

müßten alles tun, um zu verhindern, daß ein Scheitern der Verhandlungen ihnen ange­

lastet werden könnte, verhärtete sich ihre Haltung während der Verhandlungen im 

Sommer/Herbst 1958 zusehends. Auf der Sitzung am 8. September 1958 in Brüssel war 

die Kritik des französischen Sprechers, Donnedieu de Vabre, so schroff, daß sogar im 

Auswärtigen Amt erwogen wurde, den Bundeskanzler zu bitten, de Gaulle an die 

Konzessionen zu erinnern, die mit Frankreich im Juli verabredet worden waren166. 

Tatsächlich hatten die französischen Unterhändler den Auftrag, die Verhandlungen zu 

torpedieren. Die Modernisierung der französischen Wirtschaft stand auf dem Spiel. 

Frankreich war in der EWG der Übergang zu einem freiheitlichen Markt durch ein 

kompliziertes System für den Abbau der Zölle und durch mengenmäßige Beschrän­

kungen ermöglicht worden, um die Volkswirtschaft schrittweise an die Konkurrenz 

aus den übrigen EWG-Staaten heranzuführen. De Gaulle konnte es sich nicht leisten, 

die französische Industrie dem Wettbewerb von 17 Staaten (und nicht wie bisher fünf) 

auszusetzen. Daran konnten auch die Versuche Macmillans, ihn umzustimmen, nichts 

ändern, obwohl auch de Gaulle den supranationalen Elementen der EWG negativ ge­

genüberstand167. 

Auch die vom Kabinett angekündigte volle Beteiligung Frankreichs an der EWG-

Zollsenkung zum 1.Januar 1959 fiel Paris sehr schwer. Es war daher in Bonn unbe­

stritten, daß Paris gewisse Vorsichtsmaßnahmen beim Eintritt in eine Freihandelszo­

ne ergreifen mußte, da durch die Bildung der FHZ der Zeitpunkt für einen gemein­

samen Außentarif und für eine einheitliche Handelspolitik vorverlegt würde. Die 

bevorstehenden Wahlen bedeuteten ebenfalls keine Unterstützung für das Freihan­

delszonen-Konzept168. Es war in weiten Teilen der Öffentlichkeit unpopulär und 

wurde von der französischen Wirtschaft und Landwirtschaft abgelehnt. Neben wirt­

schaftlichen Nachteilen sah Paris in der Freihandelszone eine Gefahr für den Be­

stand der EWG. Um ein Auseinanderdriften der Gemeinschaft zu verhindern, bot 

Paris den EWG-Partnern weitgehende politische Zusammenarbeit an169. Nur durch 

166 Dies sollte verbunden werden mit dem Hinweis, daß Frankreich das System der Ausgleichsabgaben 
aufgeben müsse. Aufzeichnung: Französische Haltung zur Freihandelszone. Fernschreiben von 
Botschafter Dr. Werkmeister Nr.270 vom 9.9.1958,10.9.1958, in: Ebenda, Bd. 151. 

167 Siehe dazu Hans von der Groeben, Aufbaujahre der Europäischen Gemeinschaft. Das Ringen um 
den Gemeinsamen Markt und die Politische Union (1958-1966), Baden-Baden 1982, S. 67. Zum Ab­
bruch der Verhandlungen Gore-Booth, With Great Truth and Respect, S. 250. 

168 Der französische Industrie- und Handelsminister Ramonet hatte anläßlich der Öffnung des nationa­
len Kongresses der Conseillers du commerce exterieur in Lyon angekündigt, die französische Regie­
rung werde jedem Berufs- und Wirtschaftszweig Gelegenheit zur Meinungsäußerung gewähren, 
damit alle Risiken ausgeschaltet werden könnten. 

169 Aufzeichnung: Französische Haltung zum Gemeinsamen Markt und zur Freihandelszone, 25.7. 
1958, in: PA AA, Ref. 200, Bd. 347. 
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eine volle Beteiligung konnte sich Frankreich die Führung in der Gemeinschaft si­
chern. Darüber hinaus führten die Ereignisse im Nahen Osten und in der Meerenge 
von Formosa zu der Auffassung, die französische Rolle innerhalb der NATO müsse 
gestärkt werden170. Da aber de Gaulies Vorschlag eines amerikanisch-britisch-fran­
zösischen Dreierdirektoriums für die politischen Entscheidungen der N A T O von 
London nicht aufgegriffen wurde171, gab es auch keinen Grund, warum er den Bri­
ten bei der Freihandelszone entgegenkommen sollte. 

Großbritannien seinerseits wollte die Vorteile des Gemeinsamen Marktes genießen, 
ohne die Lasten und Pflichten der EWG-Staaten zu teilen172 und ohne diese an den 
Vorteilen der Commonwealth-Präferenzen teilhaben zu lassen173. Beim Abbruch der 
Verhandlungen war die französische Regierung der britischen lediglich zuvorgekom­
men. Schon Mitte Juli hatte Maudling gedroht, sollten die Verhandlungen am 24. und 
25.Juli 1958 nicht zu einem befriedigenden Ergebnis führen, werde er seinen Auftrag 
an die OEEC zurückgeben. Angesichts der zugespitzten Lage fand am 18.Juli 1958 
eine Besprechung zwischen den Kommissionsmitgliedern Jean Rey und von der 
Groeben einerseits und Müller-Armack andererseits statt. Die Kommission gab sich 
optimistisch. Man rechnete damit, daß die Franzosen weiter verhandeln würden174. De 
Gaulles grundsätzliche Zustimmung zur Freihandelszone175, mit der er auch Erhard 
getäuscht hatte, hatte Macmillan im Sommer 1958 bewogen, die Verhandlungen zu­
nächst weiterzuführen176, um den Sechs bis November Zeit zu geben, zu tragfähigen 
Vorschlägen zu kommen. Sollte sich dann nichts Greifbares ergeben haben, wollte 
London die Verhandlungen beenden. Dies erklärt auch Maudlings ungeschicktes Tak­
tieren im Anschluß an Soustelles Ankündigung, mit dem er nahezu die Chance ver­
spielte, den Franzosen die Schuld zu geben, sowie die Tatsache, daß er keinerlei An­
strengungen unternahm, um die Verhandlungen zu retten177. 

Zu den entscheidenden britischen Fehleinschätzungen gehörte, daß London nicht 
mit einem erfolgreichen Abschluß der Verhandlungen über den Gemeinsamen Markt 
gerechnet und daher das Freihandelszonen-Konzept zunächst nur halbherzig verfolgt 

170 Vgl. John Newhouse, De Gaulle and the Anglo-Saxons, New York 1970, S. 40 ff.; Wichard Woyke, 
Frankreichs Außenpolitik von de Gaulle bis Mitterrand, Opladen 1987, S.32. 

171 Vgl. Maurice Vaisse, Aux origines du memorandum de septembre 1958, in: Relations internationales, 
Nr. 58, 1958, S. 253-268 sowie Philip G.Cerny, The Politics of Grandeur. Ideological aspects of de 
Gaulle's foreign policy, Cambridge 1980, S. 166ff. 

172 Schreiben von Brentano an Adenauer, 9.7.1958, in: BA, NL 239 (von Brentano), Bd. 157. 
173 Aufzeichnung: Stand und Krise der Freihandelszonen-Verhandlungen, 19.11. 1958, in: PA AA, 

Abt. 2, Ref. 200, Bd. 150. 
174 Vermerk Haenlein an Staatssekretär. Betr. Freihandelszone, 21.7.1958, in: BA, B 136/2597. 
175 Ergebnis der bilateralen Besprechungen mit französischen Regierungsvertreter, Paris 21. und 22.7. 

1958,13.8.1958, in: PA AA, Ref.200, Bd. 150. 
176 Aufzeichnung: Französische Haltung zur Freihandelszone. Fernschreiben von Botschafter Dr. 

Werkmeister, Nr. 270 vom 9.9.1958,10.9.1958, in: Ebenda, Bd. 151. 
In der britischen Regierung war vor allem Sir David Eccles, der von Beginn an zu den Skeptikern des 
FHZ-Plans gehört hatte, nicht unglücklich über sein Scheitern. Vgl. Beloff, The General Says No, 
S. 82. Vgl. hierzu auch Macmillan, Riding the Storm, S. 447. 
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hatte178. Dies bedeutet jedoch auch, daß der entscheidende Fehler der britischen Poli­

tik der Rückzug aus den EWG-Verhandlungen war, denn allein durch Mitwirkung 

hätte London seinen Einfluß auf die Integrationsbestrebungen sichern können. 

Macmillan überschätzte dann den politischen Willen der Bundesrepublik und der Nie­

derlande, den Gemeinsamen Markt um die Freihandelszone zu erweitern, und schenk­

te den Entwicklungen in Frankreich zu wenig Beachtung179. Er spekulierte sogar, de 

Gaulle werde den Gemeinsamen Markt ablehnen. Diese Lagebeurteilung wurde ge­

nährt durch Berichte über Schwierigkeiten zwischen den sechs Montanunion-Staaten, 

die Unterstützung des Freihandels-Konzeptes durch Bundeswirtschaftsminister Er­

hard180 und durch die zunächst skeptische Haltung des deutschen Bundeskanzlers und 

seines Außenministers gegenüber Charles de Gaulle181. In Whitehall nahm man ferner 

den Beginn der deutsch-französischen Kooperation182 und die Probleme im deutsch­

britischen Verhältnis nicht ernst. Auch die Verhandlungsführung Maudlings, der fast 

ausnahmslos extreme Positionen vertrat und wenig zur Kompromißfindung beitrug, 

deutete darauf hin, daß Großbritannien einzig Vorteile suchte und mit dem der EWG 

zugrunde liegenden Prinzip des do ut des nichts anzufangen wußte183. 

Wichtiger als ein wirtschaftlich vereintes Europa war für Großbritannien nach dem 

Suez-Debakel die Wiederherstellung der privilegierten und engen Beziehungen zu den 

USA184. Zwar setzte man im amerikanischen State Department auf der einen Seite auf 

britische Unterstützung der eigenen Politik gegenüber dem Commonwealth, Südost-

Asien, Teilen des Nahen Ostens und gegenüber dem kommunistischen Ostblock, auf 

der anderen Seite aber wünschte sich Washington Großbritannien als Mitglied eines in­

tegrierten Europa185. Die Haltung der Eisenhower Administration zur Freihandelszo­

ne war ambivalent. Das State Department wollte den Plan unterstützen, solange er 

nicht das Zusammenwachsen der EWG sabotierte186. Im US-Finanzministerium wur-

178 Monnet lehnte das Freihandelszonen-Konzept ab, da er befürchtete, es werde den EWG-Vertrag 
schwächen. Vgl. Monnet, Erinnerungen, S.314f. 

179 Vgl. Gilbert Ziebura, Frankreich. Theorie und Praxis der fünften Republik, in: Die Internationale 
Politik 1958-1960, München 1971, S.267-339. 

180 Aufzeichnung: Vortrag des Bundesministers vor dem Arbeitskreis 15 der Bundestagsfraktion am 
30.10.1957,29.10.1957, in: PA AA, MB, Bd.48. 

181 Schreiben von Brentano an Adenauer, 14.4. 1958, in: BA, NL 239, von Brentano, Bd. 157. Vgl. 
Schwarz, Adenauer. Der Staatsmann, S.441 ff. 

182 Vgl. auch Wolfram Kaiser, Wie nach Austerlitz? London-Bonn-Paris und die britische EWG-Poli­
tik bis 1961, in: Integration 16 (1993), S. 19-32, hier S. 24. 

183 Auch galt der Kreis der Verhandlungspartner als zu groß und daher zu schwerfällig. Vgl. Miriam 
Camps, The Free Trade Area Negotiations, Princeton 1959, S. 30 ff. 

184 Vgl. David Carlton, Britain & the Suez Crisis, Oxford 1988, S. 102 ff. und Allan P.Dobson, The Po-
litics of Anglo-American Economic Special Relationship 1940-1987, Sussex 1988. 

185 Western European Chiefs of Mission Conference, Paris, May 6-8,1957: Summary Conclusions and 
Recommendations,8.5.1957, in: Foreign Relations of the United States, 1955-1957, Vol. IV, Western 
European Security and Integration, Washington D. C. 1986, S. 604 ff. 

186 Telegram from the Acting Secretary of State to the Embassy in France, 10.10. 1957, in: Ebenda, 
S.564f. 
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den die FHZ-Verhandlungen dagegen auch mit gewissen Sorgen vor eventuellen wirt­
schaftlichen Nachteilen für die Vereinigten Staaten begleitet187. Macmillan rechnete je­
doch damit, daß eine britische Führungsrolle innerhalb der FHZ, wirtschaftlich ohne­
hin vorteilhaft, den Briten neue Handlungsspielräume auch im Verhältnis zu den USA 
eröffnen würde: "In short, our influence with the Americans will depend on the extent 
of our influence elsewhere and we can avoid the appearance of becoming a Satellite 
only by putting ourselves in a position to lead and represent our European friends. We 
have, therefore, to convince the Europeans, particularly the French, that we are not de-
serting their interests in order to consolidate our position as America's junior part­
ner."188 

Daher ging es dem britischen Premier während der FHZ-Verhandlungen nicht in er­
ster Linie um die exakte Klärung der wirtschaftlichen Fragen; seine Annäherung an 
den Kontinent hatte vielmehr politische Gründe und sollte Großbritannien aus der 
drohenden Isolierung herausführen. Die Beziehungen zum Kontinent, zu Frankreich 
und Deutschland, wurden jedoch dem Besitz einer unabhängigen nuklearen Streit­
macht und einer gleichzeitigen nuklearen Kooperation mit den USA eindeutig unter­
geordnet189. Schon beim Abschluß des Bermuda-Abkommens190, das fast zur gleichen 
Zeit wie die Römischen Verträge unterzeichnet wurde, spielten die Befürchtungen der 
Briten, langfristig ihre Funktion eines Brückenkopfes zwischen den Vereinigten Staa­
ten und Westeuropa an die EWG zu verlieren, eine Rolle. Außerdem sollte einer even­
tuellen deutsch-französischen Zusammenarbeit auf dem Nuklearsektor entgegenge­
wirkt werden191. Zwar informierte Macmillan die französische Regierung vor seiner 
Reise auf die Bermudas über sein Vorhaben, die geplanten britischen Truppenreduzie­
rungen in Europa standen jedoch im Vordergrund der Gespräche und belasteten die -
seit dem Scheitern der gemeinsamen Suez-Operation192 ohnehin mehr als unterkühl­
ten - britisch-französischen Beziehungen193. Umgekehrt waren die Pläne einer franzö-

187 Memorandum from the Director of the Office of British Commonwealth and Northern European 
Affairs (Parsons) to the Assistant Secretary of State for European Affairs (Eibrick), 9.10. 1957, in: 
Ebenda, S. 437 f. 

188 Ramsbotham-minute zu WF/023/2,10.1.1958, in: Public Record Office, FO 371/136 636, zit. nach 
Gustav Schmidt, Die sicherheitspolitischen und wirtschaftlichen Dimensionen der britisch-ameri­
kanischen Beziehungen 1955-1967, in: Militärgeschichtliche Mitteilungen (Sonderdruck), Nr.2/91, 
S. 107-141, hier S. 110. 

189 Vgl. Christoph Bluth, Nuclear Weapons and British-German Relations, in: Beatrice Heuser/Robert 
O'Neill (Hrsg.), Securing Peace in Europe, 1945-62. Thoughts for the Post-Cold War Era, Oxford 
1992, S. 139-156, hier S. 144 ff. 

190 Dazu siehe John Simpson, The Independent Nuclear State. The United States Britain and the Mili­
tary Atom, London 1983, S. 124 ff. 

191 Vgl. Schmidt, Dimensionen, S. 178 f. Vgl. Catherine McArdle Kelleher, Germany and the Politics of 
Nuclear Weapons, New York/London 1975, S. 148 f. 

192 Siehe dazu Steven Z. Freiberger, Dawn Over Suez. The Rise of American Power in the Middle East 
1953-1957, Chicago 1992. Maurice Vaisse, Post-Suez France, in: Suez 1956. The Crisis and its Con-
sequences, hrsg. von Roger Louis/Roger Owen, Oxford 1989, S. 335-346, hier S. 337. 

193 Frankreich fühlte sich von Großbritannien verraten. Vgl. William Wallace, Defence: the Defence of 
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sisch-italienisch-deutschen Zusammenarbeit zur Produktion von Kernwaffen, obwohl 
nur eine Episode194, auch eine Reaktion auf Londons Entschlossenheit, als dritte Welt­
macht aufzutreten. De Gaulle beendete das Atombombenprojekt zugunsten einer ei­
genen nationalen Atomstreitmacht195. 

Die Verhandlungskrise im Sommer 1958 und der härtere Verhandlungsstil der Fran­
zosen fielen zusammen mit der Krise im Libanon, der Aufhebung des MacMahon Acts 
und dem Agreement for Cooperation in the Uses of Atomic Energy for Mutual De-
fence Purposes196, das im Juli 1958 nach einem Treffen zwischen Eisenhower und 
Macmillan abgeschlossen wurde und den Briten einen bevorzugten Zugang zum nu­
klearen Know-how der USA sicherte197, während Paris ausgeschlossen blieb. Dies ver­
tiefte die Spannungen zwischen London und Paris, zeigte sich doch für Frankreich 
deutlich, daß die Atlantische Allianz und der Erhalt des eigenen Status als Nuklear­
macht, wenngleich mit amerikanischer Hilfe, die wichtigste Option Londons war198. 
Auch Frankreich suchte eine gleichberechtigte Stellung im Kreis der Weltmächte. 
Konnte dies nicht über eine neue Struktur innerhalb der NATO erreicht werden, so 
blieb der Weg über Europa. Frankreich konnte nach außen jedoch nur dann im Namen 
eines starken Europa sprechen, wenn gleichzeitig Großbritannien draußen blieb. 

Sovereignty, or the Defence of Germany, in: Partners and Rivals in Western Europe: Britain, France 
and Germany, hrsg. von Roger Morgan/Caroline Bray, Shaftesbury 1986, S. 225-244, hier S. 227. 

194 Siehe dazu Colette Barbier, Les negociations franco-germano-italiennes en vue de l'etablissement 
d'une Cooperation militaire nucleaire au cours des annees 1956-1958, in: Revue d'Histoire diploma­
tique (RHD) 104 (1990), S. 81-113 und Eckart Conze, La Cooperation franco-germano-italienne 
dans le nucleaire dans les annees 1957-1958: Un point de vue allemand, in: Ebenda, S. 115-132. Vgl. 
Johannes Steinhoff/Reiner Pommerin, Strategiewechsel: Bundesrepublik und Nuklearstrategie in 
der Ära Adenauer-Kennedy. Nuclear History Program (NHP), Baden-Baden 1992, S. 36. 

195 Vgl. Ernst Weisenfeld, Charles de Gaulle. Der Magier im Elysee, München 1990, S. 78. 
196 Abgedruckt in: Documents on International Affairs, 1958, S. 361 ff. 
197 Umgekehrt hatte die Existenz der britischen Atomwaffen dazu beigetragen, daß die amerikanische 

Regierung und der Kongreß bereit waren, bei der nuklearen Kooperation weiterzugehen, als dieses 
im MacMahon-Gesetz vom August 1946 vorgesehen war. Ausführlich dazu Dobson, Economic 
Special Relationship, S. 174 ff. 

198 Vgl. Kaiser, Austerlitz?, S. 23. 
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JEFFREY HERF 

ANTISEMITISMUS I N D E R SED 

Geheime Dokumente zum Fall Paul Merker aus SED- und MfS-Archiven 

Innerhalb des deutschen Kommunismus existierte eine Minderheitstradition, für welche die 
jüdische Frage von zentraler moralischer und politischer Bedeutung war. Im Dezem­
ber 1952, mit der Verhaftung Paul Merkers, begann die SED-Diktatur diese Tradition zu 
unterdrücken. Nach der Öffnung der MfS- und SED-Archive kann nun erstmals genauer 
herausgearbeitet werden, welche Bedeutung die Judenfrage während des Anfangsjahrzehnts 
der SBZ/DDR in den innerparteilichen Kämpfen auf höchster Ebene besessen hat1. Die 
nachfolgend abgedruckten Dokumente zeigen die Verbindungen auf, die zwischen 
staatstragendem Antifaschismus und fortdauerndem Antisemitismus bestanden. In ihrem 
Zentrum stehen die Denunziation, Verhaftung, Verurteilung und der politische Abstieg des 
nicht-jüdischen Kommunisten Paul Merker2. 

1 Die amtlichen Dokumente z. B. aus politischen Prozessen befinden sich in den Akten des Ministe­
riums für Staatssicherheit. Unentbehrlich für meine Forschung war daher die Arbeit beim Bundes­
beauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokra­
tischen Republik (BStU). Den Mitarbeitern der Abteilung Bildung und Forschung danke ich für 
ihre Unterstützung. Vgl. zum Umgang mit den Stasi-Akten: Klaus-Dietmar Henke (Hrsg.), Wann 
bricht schon mal ein Staat zusammen! Die Debatte über die Stasi-Akten auf dem 39. Historiker­
tag 1992, München 1993; Joachim Gauck, Die Stasi-Akten. Das unheimliche Erbe der DDR, Ham­
burg 1992. 

2 Vgl. Karl W. Fricke, Warten auf Gerechtigkeit. Kommunistische Säuberungen und Rehabilitierun­
gen. Bericht und Dokumentation, Köln 1971; ders., Politik und Justiz in der DDR. Zur Geschichte 
der politischen Verfolgung 1945-1968. Bericht und Dokumentation, Köln 1979; Rudi Beckert/Karl 
W. Fricke, Auf Weisung des Politbüros. Aus den Geheimprozeßakten des Obersten DDR-Gerichts, 
Teil III: Der Fall Paul Merker, Hamburg, Deutschlandfunk, Zur Diskussion/ Geschichte Aktuell, 
10.1. 1992; George H.Hodos, Schauprozesse. Stalinistische Säuberungen in Osteuropa 1948-1954, 
Frankfurt a.M./New York 1988; Wolfgang Kießling, Stalinismus als Thema der gegenwärtigen 
DDR-Geschichtswissenschaft, in: Stalins schweres Erbe. Eine unbewältigte Vergangenheit in 
Deutschland, hrsg. von der Evangelischen Akademie Berlin, Dokumentation 74 (1990), S. 47; Sigrid 
Meuschel, Legitimation und Parteiherrschaft, Frankfurt a.M. 1992, S. 101-116. Vgl. auch die Auf­
sätze von Olaf Groehler, Integration und Ausgrenzung von NS-Opfern. Zur Anerkennungs- und 
Entschädigungsdebatte in der Sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 1945-1946, und Mario 
Kessler, Zwischen Repression und Toleranz. Die SED-Politik und die Juden (1949-1967), in: Jürgen 
Kocka (Hrsg.), Historische DDR-Forschung. Aufsätze und Studien, Berlin 1993, S. 105-128, bzw. 
S. 149-168. 
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Die vorherrschende kommunistische Analyse der jüdischen Frage wurde von Walter Ul­
bricht und seinen Genossen in der Moskauer Emigration vertreten3. Für ihr antifaschisti­
sches Selbstverständnis besaß die jüdische Frage gegenüber dem Klassenkampf und der hi­
storischen Rolle der Sowjetunion nur untergeordnete Bedeutung4. Zwar gab es gegenüber 
den Juden auch Solidaritätsbezeugungen von Kommunisten, aber sie sind die Ausnahme ge­
blieben5. Demgegenüber entwickelte sich zwischen 1942 und 1945 in der deutschen kom­
munistischen Emigration in Mexiko City eine andere antifaschistische, besser anti-nazisti­
sche, Tradition6. 

Deren herausragender politischer und intellektueller Kopf war Paul Merker (1894-1969). 
Sein 1944 in Mexiko veröffentlichtes Buch „Deutschland: Sein oder Nichtsein" sowie seine 
Aufsätze und Reden in der Exilzeitschrift Freies Deutschland waren die wichtigsten Doku­
mente dieser bedeutenden und während des Kalten Krieges kaum beachteten Tradition. Im 
Berlin der Besatzungszeit war Merker das einzige Mitglied des KPD-Politbüros - bzw. nach 
1946 des Zentralkomitees der SED -, das die jüdische Frage ins Zentrum kommunistischer 
Theorie und Praxis setzen wollte. Eigentlich ist Merker in der gesamten Geschichte des 
deutschen Kommunismus das einzige führende Mitglied der KPD oder der SED gewesen, 
das sich mit dem Schicksal der Juden auseinandergesetzt hat. Für Merker selbst freilich wur­
den seine leidenschaftlichen, auch heute noch bewegenden und lesenswerten Schriften und 
Reden die gefährlichsten „Beweisstücke" seines von 1950 bis 1956 währenden Martyriums. 
1950 wurde Merker aus der SED ausgeschlossen. Im Dezember 1952 wurde er als „ameri­
kanischer" und „imperialistischer Agent" denunziert und verhaftet. Bis 1955 in Untersu-

3 Vgl. Francois Fejto, Judentum und Kommunismus in Osteuropa, Wien/Frankfurt a. M./Zü-
rich 1967; Jeffrey Herf, German Communism, the Discourse of Anti-Fascist Resistance and the Je-
wish Catastrophe, in: Michael Geyer/John W. Boyer (Hrsg.), Resistance against the Third Reich, 
Chicago 1994; Mario Kessler, Antisemitismus, Zionismus und Sozialismus. Arbeiterbewegung und 
jüdische Frage im 20. Jahrhundert, Mainz 1993; Edmund Silberner, Kommunisten zur Judenfrage. 
Zur Geschichte von Theorie und Praxis des Kommunismus, Opladen 1983. 

4 Vgl. Walter Ulbricht, Zur Geschichte der Neuesten Zeit. Die Niederlage Hitlerdeutschlands und 
die Schaffung der antifaschistisch-demokratischen Ordnung, Berlin (Ost) 1955; ders., Die Legende 
vom deutschen Sozialismus. Ein Lehrbuch für das schaffende Volk über das Wesen des deutschen 
Faschismus, Berlin (Ost) 1945; Wilhelm Pieck, Gesammelte Reden und Schriften, Band VI: 1939 bis 
Mai 1945, Berlin (Ost) 1979; ders., Reden und Aufsätze. Auswahl aus den Jahren 1908-1950, Bd. 1, 
Berlin (Ost) 1950. 

5 Vgl. zur Reaktion auf das November-Pogrom 1938: Gegen die Schmach der Judenpogrome! Erklä­
rung des Zentralkomitees der KPD, in: Die Rote Fahne. Sonderausgabe gegen Hitlers Judenpogro­
me vom November 1938, S. 1; Wilhelm Pieck, Nicht nur Entrüstung, sondern Taten! Gegen die Ju­
denpogrome, in: Ders., Reden und Aufsätze, Bd. 1, S. 326-329; Walter Ulbricht, Der Kampf zum 
Sturze der Faschistischen Diktatur und für die Verhinderung des Krieges durch die Schaffung der 
Aktionseinheit der Arbeiterklasse und aller Antifaschisten, 1933-1939, in: Ders., Zur Geschichte 
der deutschen Arbeiterbewegung. Aus Reden und Aufsätzen, Band 2: 1933-1946, Berlin (Ost) 
21953. 
Vgl. Helmut Eschwege, Fremd unter meinesgleichen. Erinnerungen eines Dresdner Juden, Ber­
lin 1991; Olaf Groehler/Ulrich Herbert, Zweierlei Bewältigung: Vier Beiträge über den Umgang 
mit der NS-Vergangenheit in den beiden deutschen Staaten, Berlin 1992; Olaf Groehler, Aber sie 
haben nicht gekämpft!, in: Konkret vom 5.5. 1992, S.38-44; Wolfgang Kießling, Paul Merker und 
der „Sozialismus der dummen Kerls", in: Neues Deutschland vom 1.12. 1992; ders., Paul Merker 
und die Juden, in: antiFA 5 (1990), S. 19f. 
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chungshaft, stand er unter ständigem Vernehmungsdruck. Im März 1955 verurteilte ihn der 
Erste Strafsenat des Obersten Gerichts der DDR in einem Geheimprozeß zu acht weiteren 
Jahren Zuchthaus. Im Frühjahr 1956 wurde Merker nach einer internen Überprüfung seines 
Falles aus dem Gefängnis entlassen. Im Juli 1956 befanden dasselbe Gericht und dieselben 
Richter Merker für unschuldig. Damit folgten sie nicht einer neuen Beweislage, sondern 
einem Befehl Ulbrichts. Eine volle, von Merker erhoffte politische Rehabilitierung blieb je­
doch aus. 

Merkers Tätigkeit in der deutschen Arbeiterbewegung begann 1912 in der Gewerk­
schaft. Vom Dezember 1914 bis zum Ende des Ersten Weltkrieges war er Soldat. 1918 
wurde er Mitglied der USPD in Dresden und organisierte dort revolutionäre Kundgebun­
gen. 1919 zog er nach Berlin, wo er im Zentralverband der Hotel-, Restaurant- und Kaf­
feehausangestellten arbeitete. 1920 trat er der KPD bei und übernahm eine leitende Funk­
tion in der Gewerkschaftsabteilung der Zentrale. 1926 wurde er in das Zentralkomitee und 
das Politbüro gewählt; seit 1928 gehörte er dem Parteisekretariat an. Er leitete die Gewerk­
schaftsabteilung des ZK der KPD, wurde aber als Mitglied des linken Flügels wegen „sek­
tiererischer und trotzkistischer Auffassungen" aus dem Sekretariat der KPD ausgeschlos­
sen. Merker sammelte große internationale Erfahrung. Besonders wichtig waren seine zwei 
Jahre (1931-1933) währende Tätigkeit als Agent der Roten Gewerkschaftsinternationale 
(RGI) in den USA, seine Aufenthalte in Moskau (1931, 1934, 1936), Prag (1934) und Paris 
(1936-1939), wo er zusammen mit Walter Ulbricht und Franz Dahlem das Auslandssekre­
tariat der KPD leitete. Nach zwei Jahren im südfranzösischen Internierungslager in Vernet 
konnte er 1942 zusammen mit seiner Lebensgefährtin und späteren Frau Margaret 
Menzel-Merker und anderen deutschen kommunistischen Emigranten nach Mexico City 
fliehen. 

Paul Merker selbst war nicht jüdisch, aber er war mit vielen Juden gut bekannt. Im Okto­
ber 1942, bald nach seiner Ankunft in Mexiko, veröffentlichte er einen Aufsatz im Freien 
Deutschland mit dem Titel „Hitlers Antisemitismus und wir"7. In starkem Kontrast zu den 
Moskauer Texten und Reden Walter Ulbrichts und Wilhelm Piecks stellte Merker hier die 
nationalsozialistische Rassentheorie und die Judenverfolgung in das Zentrum seiner Analy­
se des nationalsozialistischen Deutschland. Hieraus ergab sich sein Plädoyer für eine Wie­
dergutmachung an den Juden. 

7 Paul Merker, Hitlers Anti-Semitismus und wir, in: Freies Deutschland 1, Nr. 12 (1942); vgl. auch 
ders., Die Verantwortung der Deutschen, in: Ebenda 2, Nr. 1 (1942); Nationalisierung der deutschen 
Großindustrie und Wiedergutmachung, in: Ebenda 2, Nr.6 (1943); Brief an einen Freund: Die Be­
wegung Freies Deutschland und die Zukunft der Juden, in: Ebenda 3, Nr. 5 (1944); Die Juden und 
das neue Deutschland, in: Ebenda 4, Nr. 11 (1945); Lord Vansittart, Friedrich Stampfer und die 
deutsche Untergrundbewegung, in: Ebenda 3, Nr. 7 (1944); Demokratische Kräfte in Deutschland? 
Die Kernfrage nach der militärischen Niederlage Hitlers, in: Ebenda 4, Nr.6 (1945); vgl. Lieselotte 
Maas, „Unerschüttert bleibt mein Vertrauen in den guten Kern unseres Volkes." Der Kommunist 
Paul Merker und die Exil-Diskussion um Deutschlands Schuld, Verantwortung und Zukunft, in: 
Thomas Koebner/Gert Sautermeister/Sigrid Schneider-Grube (Hrsg.), Deutschland nach Hitler: 
Zukunftspläne im Exil und aus der Besatzungszeit 1939-1949, Opladen 1987, S. 181-189; dies., Paul 
Merker und die Exildiskussion um Deutschlands Schuld, Verantwortung und Zukunft, in: Beiträge 
zur Geschichte der Arbeiterbewegung 32 (1990), S. 153-160; Herf, German Communism. Zu Freies 
Deutschland und zur Bewegung Freies Deutschland in Mexiko vgl. Wolfgang Kießling, Alemania 
Libre in Mexiko, Band I: Ein Beitrag zur Geschichte des antifaschistischen Exils (1941-1946), Berlin 
(Ost) 1974. 
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1946 wurde Merker noch vor seiner Rückkehr nach Berlin in das Zentralkomitee der SED 
gewählt. Von 1946 bis 1949 leitete er zusammen mit Helmut Lehmann die Deutsche Zen­
tralverwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge in der Sowjetischen Besatzungszone. Zusam­
men mit Leo Zuckermann, einem jüdischen Rechtsanwalt, Mitglied der KPD bzw. SED, der 
Gruppe Freies Deutschland in Mexiko und künftigem Staatssekretär im DDR-Präsidialamt 
Wilhelm Piecks, setzte sich Merker immer noch für finanzielle Wiedergutmachung, morali­
sche Solidarität und praktische Hilfe für alle überlebenden deutschen Juden ein. In bitteren 
amtlichen Auseinandersetzungen versuchte Merker, die Ansprüche der jüdischen Opfer auf 
dasselbe moralische und politische Niveau wie das der als „antifaschistische Widerstands-
kämpfer"8 anerkannten Kommunisten zu heben. 

Im Sommer 1948 veröffentlichte er einen Aufsatz über „Der Krieg in Palästina", in dem 
er seine Solidarität mit den Juden und dem neuen Staat Israel klar ausdrückte9. Leiden­
schaftlich unterstützte er den jüdischen Kampf gegen „die imperialistischen Interessen", 
die einflußreichen Ölfirmen in Amerika und die „reaktionären Standesinteressen der ara­
bischen Fürsten und Feudalen". Auch plädierte er für „enge freundschaftliche Beziehun­
gen" zwischen Israel und der Sowjetunion und den „Ländern der neuen Demokratie" in 
Osteuropa. „Der Krieg in Palästina" war jedoch ein höchst unzeitgemäßer Aufsatz. Im 
Zusammenhang mit dem Beginn des Kalten Krieges vollzog die Sowjetunion 1948/49 ge­
genüber Israel und den Juden eine Kehrtwendung. Statt die jüdischen Überlebenden des 
Nazi-Terrors zu unterstützen, begann Stalin einen breiten Angriff gegen den „Kosmopo­
litismus", der klare antisemitische Untertöne besaß. Jetzt wurden Israel und der „Zionis­
mus" als Teil des imperialistischen Feindlagers angegriffen; die „Mexikaner," d. h. die deut­
schen Emigranten in Mexiko und die Autoren des Freien Deutschland wurden als „Kos­
mopoliten" oder „westliche Agenten" verdächtigt. Innerhalb der SED wurde die Zentrale 
Parteikontrollkommission (ZPKK) mit der Säuberung der Partei von „Spionen und Sabo­
teuren" beauftragt10. Vorsitzender und führender Kopf der ZPKK war das Mitglied des 
ZK der SED Hermann Matern. Er blieb es bis zu seinem Tod im Jahre 197111. 

Die politische Karriere Paul Merkers als einflußreiche Figur des deutschen Kommunis­
mus ging im August 1950 zu Ende. In einer öffentlichen Erklärung gab das ZK der SED sei­
nen Parteiausschluß bekannt12. Obwohl die Denunziation Merkers in Verbindung mit der 

8 Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR im Bundesarchiv, Zentrales Par­
teiarchiv (SAPMO-BA, 2PA), Sekretariat Lehmann, IV/2027/29-33 (Wiedergutmachung gegen­
über den Verfolgten des Naziregimes, 1945-1950); neuerdings auf der Basis erst kürzlich zugängli­
cher Archivalien vgl. Groehler, Integration und Ausgrenzung von NS-Opfern; Angelika Timm, Der 
Streit um die Restitution und Wiedergutmachung in der Sowjetischen Besatzungszone Deutsch­
lands, in: Babylon, Heft 10-11 (1992), S. 125-138. 

9 Paul Merker, Der Krieg in Palästina (ca. August 1948), in: SAPMO-BA, ZPA, Nachlaß (NL) Paul 
Merker 102/45. Zu diesem Thema vgl. auch Eschwege, Erinnerungen. 

10 Ausführung zum Beschluß des Parteivorstandes über die Schaffung der Parteikontrollkommission, 
Beschluß des Parteivorstandes vom 16.9. 1948, in: Dokumente der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, Bd. II, Berlin (Ost) 1952, S.97; Fricke, Gerechtigkeit, S. 62-98. 

11 Hermann Matern, in: Wer ist Wer in der SBZ? Ein biographisches Handbuch, Berlin (Ost) 1958, 
S.166. 

12 Erklärung des Zentralkomitees und der Zentralen Parteikontrollkommission (ZPKK) zu den Ver­
bindungen ehemaliger deutscher politischer Emigranten zu dem Leiter des Unitarian Service Com-
mittee Noel H.Field, in: Dokumente der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, Bd. III, Ber-
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berühmten Noel-Field-Angelegenheit keine offen antisemitische oder anti-zionistische 
Rhetorik aufwies, war die Mehrheit der zusammen mit Merker Angeklagten jüdisch. Alle 
waren Westemigranten. Aber der Fall Merker war mehr als eine Spionageaffäre. Er war 
mehr als einer von vielen Fällen, in denen Verdacht gegen „Westemigranten" geäußert 
wurde. Er stellte das wichtigste politische Ereignis für die Behandlung der jüdischen Frage 
in der Geschichte der DDR dar. 

Das Schicksal Merkers wurde wesentlich von dem Ergebnis des Prager Schauprozesses 
gegen Rudolf Slänsky und andere hochrangige, zumeist jüdische Angeklagte beeinflußt. Am 
3. Dezember 1952, vier Tage nach der Verhaftung Merkers in Berlin, wurden Slänsky, der 
alte Freund und Genosse Merkers Andre Simone (Otto Katz) und zwölf weitere Angeklag­
te in Prag hingerichtet13. Am 20.Dezember 1952 führten die SED-Führer mit der Veröffent­
lichung der Erklärung des ZK der SED über die „Lehren aus dem Prozeß gegen das Ver-
schwörerzentrum Slänsky" den entscheidenden Schlag gegen Merker . Der Autor der Er­
klärung, Hermann Matern, denunzierte darin „die verbrecherische Tätigkeit der zionisti­
schen Organisationen". Nach Matern ging aus dem Prager Prozeß „eindeutig hervor, daß 
der amerikanische Imperialismus über den Staat Israel seine Spionage- und Diversantentä­
tigkeit mit Hilfe zionistischer Organisationen in den volksdemokratischen Ländern organi­
siert und durchführt". Merker sei die deutsche Filiale dieser internationalen Verschwörung 
gewesen. Matern betonte: „Die zionistische Bewegung hat nichts gemein mit Zielen der Hu­
manität und wahrhafter Menschlichkeit. Sie wird beherrscht, gelenkt und befehligt vom 
USA-Imperialismus, dient ausschließlich seinen Interessen und den Interessen der jüdi­
schen Kapitalisten."15 

Materns Angriff auf Merker stützte sich auf ein altes antisemitisches Klischee, die pejora­
tive Verbindung nämlich zwischen den Juden und dem „Kapitalismus". In der mexikani­
schen Emigration habe Merker die „Interessen zionistischer Monopolkapitalisten" vertei­
digt. Merker sei „ein Subjekt der USA-Finanzoligarchie [...], der die Entschädigung der jü­
dischen Vermögen nur forderte, um dem USA-Finanzkapital das Eindringen in Deutsch­
land zu ermöglichen. Das ist die wahre Ursache seines Zionismus."16 Merkers Forderung 
nach Wiedergutmachung betreffe „vor allem [...] die reichen jüdischen sogenannten Wirt­
schaftsemigranten" 17. 

Die während der Kriegszeit gewachsene Kooperation und Solidarität zwischen kommu­
nistischen Westemigranten, deutsch-jüdischen Emigranten und amerikanischen Liberalen 
wurde so von Matern als gefährliche und machtvolle Verschwörung dargestellt, die von 

lin (Ost) 1952, S. 197-213. Zur internen ZPKK Dokumentation: Bericht des Genossen Paul Merker 
vom 27.7.1950, in: SAPMO-BA, ZPA, ZPKK SED IV 2/4/117. 

13 Andre Simone (Otto Katz) war ein tschechischer Kommunist, den Merker in der Weimarer KPD 
kennengelernt hatte. In Mexiko arbeiteten sie im Rahmen von Freies Deutschland zusammen. Vgl. 
Andre Simone joseph Stalin, in: Freies Deutschland 2, Nr. 1 (1942); Churchill u. Stafford Cripps, in: 
Ebenda 1, Nr.5 (1942); London-Moskau-Washington, in: Ebenda 1, Nr.9 (1942). 

14 Hermann Matern, Über die Durchführung des Beschlusses des ZK der SED. Lehren aus dem Pro­
zeß gegen das Verschwörerzentrum Slänsky, Berlin (Ost) 1953, S. 48-70; auch in: Dokumente der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, Bd. IV, Berlin (Ost) 1954, S. 199-219; ders., Über die 
Auswertung des Beschlusses des Zentralkomitees zu den ,Lehren aus dem Prozeß gegen das Ver­
schwörerzentrum Slänsky' (14.5. 1953), in: Ebenda, S. 394-409. 

15 Matern, Durchführung, S. 52. 
16 Ebenda, S. 55. 
17 Ebenda, S.55. 
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amerikanischen Imperialisten und zionistischen Monopolkapitalisten organisiert worden 
sei. Die „Lehren aus dem Prozeß gegen das Verschwörerzentrum Slansky" griffen die alte 
Legende von einer jüdischen Verschwörung auf und adaptierten sie für den kommunisti­
schen Diskurs. Sie sind mithin ein entscheidend wichtiges Dokument des staatstragenden 
ostdeutschen „Antifaschismus". 

Der Winter 1952/53 bedeutete mithin das Ende der von Merker vertretenen philosemiti-
schen Minderheitstradition innerhalb des deutschen Kommunismus. Im Januar und Febru­
ar 1953 breitete sich Furcht unter der winzigen jüdischen Gemeinde in der DDR ebenso wie 
unter den jüdischen Mitgliedern der SED aus. Hunderte flohen in den Westen. Ostdeutsche 
Kommunisten, die Merkers Standpunkt in der jüdischen Frage teilten, wurden sich der Ge­
fahren einer weiteren politischen Tätigkeit in der DDR sehr bewußt. Im Januar 1953 floh 
der ehemalige Staatssekretär im Präsidialamt, Leo Zuckermann, mit seiner Familie nach 
West-Berlin. Dasselbe taten Julius Meyer, Vorsitzender der jüdischen Gemeinde in Ost-
Berlin sowie Mitglied der SED, der Volkskammer und der Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes, und Leo Löwenkopf, SED-Mitglied und Vorsitzender der Jüdischen Gemein­
de in Dresden18. Jüdische Kommunisten, die Merker kannten und in der SED blieben wie 
der zukünftige Kultusminister Alexander Abusch, versuchten sich von Merker zu distan­
zieren19. Spätestens im Winter 1952/53 hatten alle ostdeutschen Kommunisten verstanden, 
daß öffentliche Sympathie für die Juden nicht nur der politischen Linie widersprach, son­
dern auch höchst gefährlich war. 

Merkers Haft dauerte vom Dezember 1952 bis Januar 1956. Während dieser Zeit wurde 
er von Agenten des NKWD und der Stasi vernommen. Die den Fall Merker betreffenden, 
mehr als 1000 Seiten umfassenden Staatssicherheits-Akten zeigen, daß die ersten Monate 
der Haft schwierig waren20. Die Vernehmer fragten ihn wiederholt, ob er „Mitglied jüdisch­
zionistischer Organisationen" gewesen sei21. Um Beweise für die im Slänsky-Schauprozeß 
angeblich enthüllte antikommunistische, jüdisch gelenkte Verschwörung zu entdecken, un­
tersuchten die Vernehmer Merkers Kontakte mit Juden in der französischen und mexikani­
schen Emigration22. Merker glaubte, der NKWD wolle einen spektakulären Schauprozeß in 

Helmut Eschwege, Die jüdische Bevölkerung der Jahre nach der Kapitulation Hitlerdeutschlands 
auf dem Gebiet der DDR bis zum Jahre 1953, in: Julius H.Schoeps (Hrsg.), Juden in der DDR, 
Köln 1988, S. 63-100; Groehler, Integration und Ausgrenzung von NS-Opfern; Kessler, Zwischen 
Repression und Toleranz. 

19 Als Beispiele einer erfolgreichen Distanzierung von Merker sind folgende Dokumente über Alex­
ander Abusch, DDR-Kultusminister von 1958 bis 1961, heranzuziehen: Betr.: Alexander Abusch, 
Berlin (11.12. 1950), in: SAPMO-BA, ZPA, ZPKKIV2/4/111, S.54; Ergänzungen zu meinen 
mündlichen Aussagen vom 10.11. 1950, S. 42-45; Skizze der innerparteilichen politischen Diskus­
sionen in Mexiko 1942/45, S. 47-51, in: Ebenda. 

20 BStU, MfS-Archiv, Nr. 192/56, Untersuchungsvorgang Nr. 294/52, Paul Merker, Band I-III, 
S. 000156-000410. Vgl. auch Wolfgang Kießling, „Ich werde mich nicht selbst bezichtigen", in: 
Neues Deutschland, 30.11.1993, S. 14. 

21 Vernehmungsprotokoll des Häftlings, Merker, Paul Friedrich (3.3. 1953), in: BStU, MfS-Archiv, 
Nr. 192/56, Untersuchungsvorgang Nr. 294/52, Paul Merker, Band II, S. 000122 f. 

22 Ebenda. Aussagen anderer führender SED-Politiker gegen Merker, in: Ebenda, Band III: Verneh­
mungsprotokoll des Zeugen, Anton Ackermann (25.4. 1954), S. 000043-46; Vernehmungsprotokoll 
des Zeugen, Wilhelm Koenen (3.5.1954), S. 000054 ff.; Vernehmungsprotokoll des Zeugen, Alexan­
der Abusch (6.6.1954), S. 000063-66. Für Aussagen von deutschen Kommunisten, die sich in Mexi­
ko aufgehalten hatten, sind die Vernehmungsprotokolle von Erich Jungmann (17.2. 1953), 
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Ost-Berlin inszenieren, in dem er die Rolle des „deutschen Slänsky" spielen sollte. Statt des­
sen wurde er am 29./30.März 1955 in einem Geheimprozeß vor dem Ersten Strafsenat des 
Obersten Gerichts der Deutschen Demokratischen Republik in Berlin angeklagt und zu 
acht Jahren Zuchthaus verurteilt. 

Das Urteil des Obersten Gerichts blieb bis 1989 im Archiv des MfS verborgen und wird 
in dieser Dokumentation erstmals veröffentlicht (Dokument 1). Es lehnte sich eng an die 
politische Anklage Materns von Dezember 1952 an23. Wie die „Lehren aus dem Prozeß 
gegen das Verschwörerzentrum Slansky", enthält das Urteil von 1955 klare antisemitische 
Wendungen und Vorurteile über Juden und „Kapitalismus", amerikanischen „Imperialis­
mus" und internationale Macht. Zum Beweis der Anschuldigungen dienten dem Obersten 
Gericht die Aufsätze Merkers aus dem Freien Deutschland. 

Zehn Monate später, am 27. Januar 1956, kurz vor der Geheimrede Chruschtschows und 
den Anfängen der Entstalinisierung, wurde Merker aus dem Gefängnis entlassen. Im April 
schrieb er einen leidenschaftlichen Brief an Wilhelm Pieck, in dem er seine andauernde kom­
munistische Überzeugung betonte (Dokument 2)24. Nach der Überprüfung seines Falls kam 
die ZPKK im April und Mai 1956 zu dem Schluß, daß die früheren Spionagevorwürfe nicht 
haltbar waren. Merker sollte für unschuldig erklärt und rehabilitiert werden25. Am 13.Juli 
1956 sprach ihn dasselbe Gericht in derselben personellen Besetzung, das ihn ein Jahr zuvor 
verurteilt hatte, in einem neuerlichen Geheimprozeß frei26. Kurz darauf schrieb Walter Ul­
bricht an Merker, neue Gesichtspunkte hätten zu dem Schluß geführt, daß die Anklage gegen 
ihn einen „politischen Charakter" besessen habe und daher keine strafrechtliche Verfolgung 
rechtfertige27. Aber Merkers Bemühungen um eine völlige politische Rehabilitierung, um 
noch einmal ein hohes Partei- oder Regierungsamt bekleiden zu können, blieben erfolglos. 

Trotz seiner Freilassung blieben die politischen Überzeugungen Merkers politisch geäch­
tet. Einige Dokumente aus dem Zentralen Parteiarchiv der SED bestätigen, daß Merkers 
Auffassungen über die jüdische Frage für seinen politischen Sturz verantwortlich waren. 
Nach seiner Entlassung bat er darum, der ZPKK ein Rechtfertigungsschreiben über die im 
Dezember 1952 und Mai 1953 gegen ihn erhobenen Beschuldigungen übermitteln zu kön­
nen. Am l.Juni 1956 übersandte Merker eine leidenschaftliche, 38-seitige Erklärung an die 
ZPKK, in der er „eine Darstellung meiner Stellungnahme zur Judenfrage" gab, „wie ich sie 

S. 000213-17, Claire Quast (11.5.1954), S. 000067f., Johann Schmidt (4.5.1954), S. 00057-62, Henny 
Stibi (21.5. 1954), S. 000074-78 heranzuziehen. Siehe auch das Vernehmungsprotokoll des österrei­
chischen Kommunisten Leo Katz (12.5.1954), ebenda, S. 000069ff. Begutachtung von Schriften des 
Merker, Paul (13.12. 1953, Berlin), in: Ebenda, Band I, S. 000060-76. 

23 Oberstes Gericht der Deutschen Demokratischen Republik I.Strafsenat I Zst. (I) 1/55: Im Namen 
des Volkes in der Strafsache gegen den Kellner Paul Merker (29./30.3. 1955), in: Ebenda, Band III, 
Nr. 192/56, S.000138-000152. 

24 Merker an Wilhelm Pieck, 14.4. 1956, in: SAPMO-BA, ZPA, NL Paul Merker 102/27. 
25 Kommission des Zentralkomitees zur Überprüfung von Angelegenheiten von Parteimitgliedern am 

19., 25.4. und 3.5. 1956, in: Ebenda, ZPA, IV/202/8 Zentralkomitee der SED; Bericht der Gen. 
Geffke, Protokoll: Über die Sitzung der Kommission des Zentralkomitees zur Überprüfung von 
Angelegenheiten von Parteimitgliedern (3.5. 1956), in: Ebenda. 

26 Oberstes Gericht der Deutschen Demokratischen Republik I. Strafsenat I Zst. (I) 1/55: In der Straf­
sache gegen Merker, Paul Friedrich (13.7. 1956), in: BStU, MfS-Archiv, Untersuchungsvorgang 
Nr. 294/52, Paul Merker, Band III, Nr. 192/56, S. 000206. 

27 Walter Ulbricht an Merker, 31.7.1956, in: SAPMO-BA, ZPA, NL Paul Merker 102/27, S.84. 
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in der Zeit meines Aufenthaltes in Mexiko zum Ausdruck brachte, und deren falsche Aus­
legung mit als Anklagepunkte gegen mich verwendet wurden"28. 

Paul Merkers „Stellungnahme zur Judenfrage" wird hier ebenfalls erstmals veröffentlicht 
(Dokument 3). Sie bringt seine spezifische, kommunistische Solidarität mit deutschen und 
europäischen Juden klar zum Ausdruck. Sie belegt auf faszinierende Weise den Einfluß, den 
die amerikanische Gesellschaft auf zumindest einen deutschen Kommunisten ausübte, und 
sie bietet ein detailliertes Bild der deutsch-jüdischen Beziehungen in den Emigrations- und 
Nachkriegsjahren. Auch zeigte sich, daß Paul Merker seine abweichenden Meinungen zur 
jüdischen Frage nicht revidiert hatte. Zwar wurde er stillschweigend wieder in die SED auf­
genommen, ein führendes politisches Amt hat er jedoch nicht mehr bekleidet. Anläßlich sei­
nes Todes im April 1969 hielt ein Mitglied des ZK der SED eine Lobrede, die den bedeuten­
den Beitrag Merkers für die Arbeiterbewegung und den Klassenkampf hervorhob. Die 
Jahre seiner Verfolgung von 1950 bis 1956 und seine öffentlichen Schriften, Reden und 
Taten in bezug auf die jüdische Frage von 1942 bis 1949 wurden mit keinem einzigen Wort 
erwähnt29. 

Nach dem Winter 1952/1953 gab es in der DDR keinen innerparteilichen Protest oder 
Widerstand mehr gegen die Israel-feindliche Haltung und die zunehmende Solidarität mit 
den Arabern im Nahost-Konflikt. Vom ersten Kontakt mit Nasser im Jahre 1957 bis zur 
immer wieder beschworenen Solidarität mit der PLO gerade zur Zeit des schlimmsten anti­
israelischen Terrors unterstützten die ostdeutschen Kommunisten die Feinde Israels mora­
lisch, politisch, diplomatisch, finanziell und auch mit Waffen. Die Zerschlagung der Mer-
ker'schen Minderheitstradition in den frühen fünfziger Jahren kann zumindest teilweise er­
klären, wie eine sich dem „Antifaschismus" verpflichtete Regierung zugleich eine andauern­
de Feindschaft gegen Israel hegen konnte. 

In den Anfangsjahren der DDR reichte es in den Augen der SED-Führung nicht aus, alle 
nicht- und antikommunistischen politischen Strömungen zu unterdrücken. Die Diktatur 
mußte zugleich die kommunistische Erinnerung an die vergangene Solidarität mit den jüdi­
schen Opfern auslöschen. Paul Merkers politischer Fehler war es, die Juden zu einem Zeit­
punkt öffentlich unterstützt zu haben, als sich die ostdeutschen Kommunisten zunehmend 
als Vertreter und Führer einer vereinigten deutschen Nation darzustellen suchten und eine 
von Moskau initiierte breite antisemitische Kampagne gegen den „Kosmopolitismus" auf­
flammte. Als erfahrener Politiker wußte Merker, daß seine unzeitgemäßen Auffassungen 
über die Judenfrage gefährlich waren. Es scheint aber, als ob er sich nicht vorstellen konnte, 
daß nach der Katastrophe von Auschwitz seine alten KPD- und SED-Genossen anti-jüdi­
sche Vorurteile und Stereotypen mobilisieren würden, um politische Rivalen zu zerstören 
und einen „deutschen Weg zum Sozialismus" zu ermöglichen. Paul Merker war alt genug, 
um seine Alters- und Parteigenossen daran erinnern zu können, daß es eine Zeit gegeben 
hatte, in der Antifaschismus etwas mit der Solidarität mit den Juden zu tun hatte. Für diese 
Kühnheit mußte er mit Gefängnis und der Zerstörung seiner Karriere bezahlen. 

28 Paul Merker, An die Zentrale Kontrollkommission des ZK. der SED: Stellungnahme zur Judenfra­
ge, 1.6.1956, in: SAPMO-BA, ZPA, NL Paul Merker 102/27. 
29 Nachruf des Zentralkomitees für Genossen Paul Merker, und Kurt Seibt, Trauerfeier für Paul Mer­
ker (19.5.1967), in: Ebenda, ZPA, IV 2/1IV 801. 
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Dokument 1 * 

Oberstes Gericht 
der 

Deutschen Demokratischen Republik 
1. Strafsenat 
1 Zst (I) 1/55 

Im Namen des Volkes! 
In der Strafsache gegen 

den Kellner Paul Merker, geb. am 1.Februar 1894 in Oberlössnitz, wohnhaft: Luckenwalde, Gra-
benstr.28, seit dem 2. Dezember 1952 in Haft; 

wegen Verbrechen gegen Art. 6 der Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik und Kon­
trollratsgesetz Nr.l0 Art.II Ziff.l a in Verbindung mit der Kontrollratsdirektive Nr.38 Abschn.II 
Art. III A III; 

hat der 1. Strafsenat des Obersten Gerichts der Deutschen Demokratischen Republik in der Sitzung 
vom 29. und 30. März 1955 in Berlin, an der teilgenommen haben: 

Vizepräsident Ziegler als Vorsitzender, 
Oberrichter Dr. Löwenthal 

Oberrichter Möbius 

als beisitzende Richter, 
Oberstaatsanwalt Krügelstein 
als Vertreter des Generalstaatsanwalts 
der Deutschen Demokratischen Republik, 
Hauptsachbearbeiter Klenke 
als Protokollführer, 

für Recht erkannt: 

Wegen Verbrechen gegen Artikel 6 der Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik und Kon­
trollratsgesetz Nr.l0 Art.II Ziff.la vom 20.Dezember 1945, in Verbindung mit Abschn.II 
Art.III A III der Direktive des Kontrollrats Nr.38 vom 12.Oktober 1946, wird der Angeklagte Paul 
Merker zu 8 - acht - Jahren Zuchthaus verurteilt. 

Dem Angeklagten werden die Sühnemassnahmen des Abschn. II Art. IX Ziff. 3 bis 9 der Kontroll­
ratsdirektive Nr.38 auferlegt: 

Er darf kein öffentliches Amt, einschliesslich Notariat und Anwaltschaft, bekleiden. 
Er verliert alle Rechtsansprüche auf eine, aus öffentlichen Mitteln zahlbare, Pension oder Zuwen­

dung. 
Er verliert das aktive und passive Wahlrecht, das Recht, sich irgendwie politisch zu betätigen oder 

Mitglied einer politischen Partei zu sein. 
Er darf weder Mitglied einer Gewerkschaft noch einer wirtschaftlichen oder beruflichen Vereinigung 

sein. 
Es ist ihm auf die Dauer von fünf Jahren nach seiner Freilassung untersagt: 
a) in einem freien Beruf oder selbständig in irgendeinem gewerblichen Betriebe tätig zu sein, sich an 

einem solchen zu beteiligen oder dessen Aufsicht oder Kontrolle auszuüben, 
b) in nicht selbständiger Stellung anders als in gewöhnlicher Arbeit beschäftigt zu sein, 
c) als Lehrer, Prediger, Redakteur, Schriftsteller oder Rundfunk-Kommentator tätig zu sein. 

* BSTU, MfS-Archiv, Untersuchungsvorgang Nr. 294/52, Paul Merker, Band III, Nr. 192/56, 
Bl. 00138-00152. 

1 Unten links handschriftlich: Abschrift für Gen[eral]Sta[atsanwalt]. 
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Er unterliegt Wohnraum- und Aufenthaltsbeschränkungen. Er verliert alle ihm erteilten Approba­
tionen, Konzessionen und Vorrechte sowie das Recht ein Kraftfahrzeug zu halten. 

Das Vermögen des Angeklagten wird eingezogen. 
Die Untersuchungshaft wird angerechnet. 
Die Kosten des Verfahrens hat der Angeklagte zu tragen. 

Gründe: 

I. 

Der Ausgang des 1. Weltkrieges und die Errichtung der Sowjetmacht, auf einem Sechstel der Erde, be­
deutete für das kapitalistische Wirtschaftssystem eine schwere Erschütterung. Es trat die allgemeine 
Krise des Kapitalismus ein. Die imperialistischen Machthaber waren seit dieser Zeit bestrebt, mit allen 
Mitteln das Rad der Geschichte zurückzudrehen, den Sozialismus auszurotten und das Gebiet der So­
wjetunion wieder in ihre Machtsphäre einzubeziehen. Zu diesem Zweck schreckten sie vor keinem 
Verbrechen zurück. Angefangen von der bewaffneten militärischen Intervention, gleich nach der sieg­
reichen Oktoberrevolution, bis zu hinterhältigen Sabotageakten und Mordüberfällen auf hervorragen­
de sowjetische Politiker, über den massiven Überfall des Faschismus bis zur Einschleusung von Spio­
nen und Saboteuren in das Gebiet der Sowjetunion und die Drohung mit der Atom- und Wasserstoff­
bombe, haben sie nichts unversucht gelassen, um ihre Ziele zu erreichen. Trotz aller dieser Verbrechen 
gelang es ihnen nicht, die Macht der Sowjetunion zu schwächen. Im Gegenteil, es sind im Ergebnis des 
2. Weltkrieges noch eine Reihe weiterer Staaten aus dem kapitalistischen System ausgebrochen. Die 
Volksdemokratien, die Deutsche Demokratische Republik und das chinesische Volk haben auf ihren 
Gebieten die Ausbeutung des Menschen durch den Menschen beseitigt. So wurde es den imperialisti­
schen Machthabern sehr bald klar, dass allein mit den oben genannten Mitteln der Sozialismus nicht 
vernichtet werden könnte. Sie glaubten daher, dass es notwendig sei, ihn von innen heraus zu zersetzen. 
Mit der Errichtung der Sowjetmacht war der Hauptagent des Kapitalismus innerhalb der Arbeiterklas­
se, die reformistischen Führer der II. Internationale, entscheidend geschwächt. Sie legten es daher dar­
auf an, in die Parteien der III. Internationale einzudringen. Hier wurde der Verräter Trotzki zu ihrem 
wichtigsten Helfer. Da dessen Versuche, den Aufbau des Sozialismus und Kommunismus zu verhin­
dern, sehr bald durch die Wachsamkeit der Sowjetunion erkannt und zerschlagen wurden, mussten sie 
neue Wege suchen. Eine ihrer Hauptmethoden war dabei, führende Funktionäre der kommunistischen 
Parteien zuerst zu korrumpieren, sie unter Druck zu setzen und dann für ihre Interessen auszunützen. 
Mit dieser tückischen Methode konnten sie anfangs Erfolge erzielen und teilweise Verwirrung in die 
Reihen der kommunistischen Parteien tragen. So gelang es ihnen, im Jahre 1944 innerhalb der KPUSA 
einen Verräter in Gestalt Earl Browders zu finden. Browder setzte einen Beschluss über die Auflösung 
der KPUSA und deren Umwandlung in eine „Gesellschaft zum Studium des Kommunismus" durch. 
Der Plan, auf diese Weise die Arbeiterbewegung in den USA ihres Führers im Kampfe gegen den Im­
perialismus, nämlich der Kommunistischen Partei, zu berauben, misslang jedoch. Innerhalb der Kom­
munistischen Partei der einzelnen Länder setzten sich sehr schnell die klassenbewussten Kräfte durch 
und zerschlugen die liquidatorischen Tendenzen der Verräter. Das hinderte die Verräter jedoch nicht, 
unter dem Deckmantel der Parteitreue, ihre Verrätereien weiter zu betreiben. In einer Reihe von gros­
sen Prozessen in den volksdemokratischen Staaten, zum Beispiel in Bulgarien im Prozess gegen Ko­
stoff, in Ungarn im Prozess gegen Rajk und insbesondere in der tschechoslowakischen Volksrepublik 
im Prozess gegen Slansky, wurde nachgewiesen, dass die Renegaten an der Sache der Arbeiterklasse 
hartnäckig weiter bemüht waren, die Kommunistischen Parteien ihres entscheidenden Einflusses zu 
berauben und sie durch sogenannte „Volksbewegungen" zu ersetzen. Sie bezweckten mit dieser Politik, 
sich selbst an die Spitze der „Volksbewegungen" zu setzen, diktatorisch zu herrschen, die Errungen­
schaften der auf dem Wege zum Sozialismus befindlichen Völker zu beseitigen und die früheren kapi­
talistischen Zustände wiederherzustellen. Diese von den Monopolkapitalisten inspirierte verbrecheri­
sche Politik sollte im Endergebnis dazu führen, die grosse Sowjetunion zu vernichten und den Kapita-
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lismus in der ganzen Welt wieder zum allein herrschenden Wirtschaftssystem zu machen. Diese Ten­
denzen wurden im wesentlichen auch von dem Angeklagten Paul Merker verfolgt, der in engster Be­
ziehung zu der Verschwörergruppe Slansky in der CSR stand. 

II. 

Der Angeklagte Merker wurde im Jahre 1894 in Oberlössnitz als Sohn eines Arbeiters geboren. Er er­
lernte zunächst den Beruf eines Dieners und den eines Kellners. In diesem Beruf war er bis zum 
Jahre 1920 in verschiedenen Städten Deutschlands tätig. Vom Dezember 1914 bis zum Ende des 
1. Weltkrieges war er Soldat, zuletzt mit dem Dienstgrad eines Gefreiten. Bereits seit dem Jahre 1912 
war er gewerkschaftlich organisiert und zwar bis zum Jahre 1918 im christlichen „Deutschen Kellner­
bund"; danach trat er im Jahre 1919 der freigewerkschaftlichen Organisation - Deutscher-Gastwirtsge­
hilfenverband - bei. 

Im Februar 1918 wurde der Angeklagte Mitglied der USPD und beteiligte sich im November 1918 
an der Agitation und Organisierung von revolutionären Kundgebungen in Dresden. 

Im September 1919 heiratete er und zog im November 1919 nach Berlin. Da er bereits seit 1918 ge­
werkschaftliche Funktionen bekleidet hatte, eröffnete sich ihm die Möglichkeit, hauptamtlicher Ge­
werkschaftsfunktionär zu werden. Er erhielt die Funktion eines Branche- und Bezirksleiters im Zen­
tralverband der Hotel-, Restaurant- und Kaffeehausangestellten. Im Jahre 1920 trat er mit der Mehrheit 
der USPD zur KPD über. Wegen seiner Betätigung für die KPD innerhalb des Zentralverbandes wurde 
er etwa Anfang 1923 seiner Funktion enthoben und aus diesem Verband ausgeschlossen. Er übernahm 
nunmehr in der Gewerkschaftsabteilung der Zentrale der Kommunistischen Partei eine leitende Funk­
tion. Im Jahre 1923 wurde er politischer Leiter der Bezirksleitung der KPD in Halle - Merseburg. Hier 
verhinderte er im Auftrage Brandlers die Unterstützung des von Ernst Thälmann geleiteten bewaffne­
ten Aufstandes in Hamburg. In der nachfolgenden Auseinandersetzung innerhalb der KPD zog er sich 
jedoch von Brandler, der den rechten Flügel bildete, zurück und schloss sich der versöhnlerischen, ver­
mittelnden Richtung an, deren Ziel es war, die rechte Gruppierung in der Partei zu belassen. Als er im 
Jahr 1924 auf dem Frankfurter Parteitag jedoch erkannte, dass der linke Flügel unter Führung von 
Ernst Thälmann die Mehrheit erhielt, schloss er sich dieser Richtung an. Auf dem Essener Parteitag der 
KPD im Jahre 1926 wurde er in das Zentralkomitee und in das Politbüro gewählt und war seit 1928 
Mitglied des Sekretariats der Partei. Er leitete die Gewerkschaftsabteilung des ZK und der KPD und 
wurde auf dem Gründungskongress der RGO im Jahre 1929 zum Vorsitzenden dieser Organisation ge­
wählt. Für die Zeitschrift „Die Internationale" verfasste er im Februar 1930 einen Artikel, in dem er 
eine sektiererische und trotzkistische Auffassung zum Ausdruck brachte. Er warnte darin den kommu­
nistischen Arbeiter vor seinem sozialdemokratischen Kollegen an der Werkbank, den er als seinen 
möglichen Klassenfeind bezeichnete. Diese, der Linie der Partei entgegengesetzte Tendenz wurde je­
doch sehr bald erkannt und Merker aus dem Sekretariat der KPD ausgeschlossen. Kurze Zeit später er­
hielt er vom Exekutivkomitee der Kommunistischen Internationale den Auftrag, der KPUSA bei der 
Durchführung der Organisierung der Gewerkschaftsarbeit zu helfen. Infolgedessen gab er seine Funk­
tionen in der KPD auf und reiste nach den USA. Dort lebte er illegal und stand in engster Verbindung 
mit den Führern der KPUSA, insbesondere auch mit Earl Browder. Auf seinen eigenen Wunsch erhielt 
er im Mai 1933 die Genehmigung, die USA zu verlassen. Bis zum Frühjahr 1934 blieb er in Moskau und 
war hier in der anglo-amerikanischen Abteilung der RGI tätig. Anschliessend erhielt er den Auftrag, il­
legal im faschistischen Deutschland zu arbeiten. Hier war er in Berlin zunächst in der illegalen Reichs­
leitung der RGO und dann in der Landesleitung der KPD für Deutschland tätig. Im März 1933 wurde 
er nach Moskau zurückberufen und war dann im Auftrage der RGI kurze Zeit in Paris tätig. Er nahm 
am Vll.Weltkongress der Komintern in Moskau im Jahre 1935 teil und im Anschluss daran an der 
Brüsseler Parteikonferenz der KPD. Hier wurde er wieder in das ZK gewählt. Anschliessend war er 
Mitglied des Auslandssekretariats der Kommunistischen Partei Deutschlands in Prag. Der Sitz des 
Auslandssekretariats wurde im Oktober 1936 nach Paris verlegt. Hier hatte er den besonderen Auftrag, 
innerhalb der Emigration eine kommunistische Parteiorganisation zu schaffen. 
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Als im August 1939 die imperialistische Politik Englands und Frankreichs die Sowjetunion dazu ver­
anlasste, zu ihrem Schutze einen Nichtangriffspakt mit dem faschistischen Deutschland abzuschliessen, 
machte er innerhalb des Kreises führender Genossen des Auslandssekretariats [in Paris, J. H.] gegen 
diese Politik Stimmung. 

Auf die Aufforderung der französischen Regierung fasste er mit dem Auslandssekretariat der KPD 
den Beschluss, dass sich sämtliche deutschen Emigranten zur Registrierung und Internierung zu mel­
den hätten. Zu dieser Massnahme entschloss er sich, obwohl damals bereits nicht mehr damit zu rech­
nen war, dass diese Regierung einen Volkswiderstand gegen den deutschen Faschismus organisieren 
würde. Seine Handlungsweise bedeutete daher die Liquidierung der deutschen Parteiorganisation in 
Frankreich und hatte zur Folge, dass später ein grosser Teil der deutschen Emigranten den Faschisten 
ausgeliefert und von diesen wiederum sehr viele ermordet wurden. 

Entsprechend dem Beschluss des Auslandssekretariats begab sich auch der Angeklagte Merker in die 
Internierung. Er wurde zunächst im Stadion Colombe in Paris, dann im Lager Stadion Roland Garros 
und schliesslich im Internierungslager Vernet untergebracht. Entgegen seinen bisherigen Gepflogen­
heiten, hielt sich Merker bei der politischen Tätigkeit während der Internierung im Hintergrund. Wie 
auch andere Internierte, bemühte er sich um eine Ausreise nach Mexiko und erhielt auch ein Einreise­
visum von der mexikanischen Regierung. Die Inhaber von Auslandsvisen wurden in das Lager Les Mil-
les überführt. Unter ihnen befand sich auch der Angeklagte. Die Lagerinsassen erhielten gelegentlich 
Stadturlaub zur Vorbereitung ihrer Ausreise. Einen solchen Urlaub benutzte der Angeklagte Merker, 
um Ende Juni oder Anfang Juli aus der Internierung zu flüchten. Er meldete sich bei dem in Marseille 
anwesenden Vertreter der deutschen Parteileitung für das unbesetzte Frankreich Lex Ende. Beim Ver­
such, das französische Ausreisevisum zu erhalten, erfuhr der Angeklagte durch die Leiterin der Mar-
seiller Fremdenpolizei, Esmiol, die gleichzeitig dem II ieme Bureau angehörte, dass er ein Ausreisevi­
sum von ihr nicht erhalten könne, da sein Name auf der Auslieferungsliste stünde. Persönlich erklärte 
sie jedoch ihre Bereitschaft, ihm ein Ausreisevisum auf einen falschen Namen auszustellen. Über die jü­
dische Hilfsorganisation ,Hicem' beschaffte sich der Angeklagte nunmehr ein Einreisevisum für Mexi­
ko auf den Namen Ascher. Während dieser Zeit wurde dem Angeklagten durch ein Flugblatt bekannt, 
dass sämtliche in der nicht besetzten Zone Frankreichs lebenden Kommunisten sich unverzüglich in 
das besetzte Gebiet begeben sollten, um dort antifaschistische Propaganda unter den deutschen Solda­
ten zu leisten. Dieses Flugblatt ging von der KPF aus. Diesen Beschluss der KPF erkannte der Ange­
klagte nicht an und verhinderte seine Bekanntmachung unter den deutschen Emigranten und reiste, 
bevor diese Frage entschieden war, nachdem er von der Esmiol das auf den Namen Ascher lautende 
Visum erhalten hatte, nach Mexiko ab. 

Im Gegensatz zu seiner politischen Inaktivität in Frankreich begann der Angeklagte nach seiner An­
kunft in Mexiko sofort sich politisch zu betätigen. Auf Grund seiner Eigenschaft als Mitglied des ZK 
der KPD und des Politbüros riss er die Leitung aller Parteiangelegenheiten in Mexiko an sich. Äusseren 
Anlass hierzu bot ihm ein Streit innerhalb der in Mexiko bestehenden Parteileitung. In der mexikani­
schen Emigration befand sich auch der Spion Otto Katz alias Andre Simone. Gegen ihn war von eini­
gen Mitgliedern der Parteileitung die Beschuldigung erhoben worden, er stünde mit imperialistischen 
Geheimdiensten in enger Verbindung. Der Angeklagte Merker erklärte, als er hiervon erfuhr, er würde 
den Streit in der Parteileitung schlichten und die Angelegenheit Katz aufklären. Er begann ein Unter­
suchungsverfahren, ohne jedoch die Parteileitung daran zu beteiligen. Hierfür berief er sich auf seine 
Funktion als Mitglied des Politbüros. Er vernahm Otto Katz und die Genossen, die die Beschuldigun­
gen gegen ihn erhoben hatten, einzeln und getrennt. Obwohl dem Angeklagten Merker bereits aus 
Frankreich bekannt war, dass gegen Katz schon früher ernsthafte Beschuldigungen erhoben worden 
waren, obwohl ihm ferner selbst bekannt war, dass Katz Verbindung mit dem englischen Agenten Wil­
len unterhalten hatte, erklärte er bei der abschliessenden Aussprache, dass Katz keine Vorwürfe ge­
macht werden könnten und rehabilitierte ihn. Er selbst äusserte in der Hauptverhandlung, dass er diese 
Erklärung abgab, weil nach seiner Ansicht das Beweismaterial gegen Katz nicht ausgereicht habe, um 
ihn zu überführen. Trotz dieser Erkenntnis, die ihm als verantwortlichen Funktionär Veranlassung 
hätte geben müssen, Katz nach Möglichkeit zu isolieren, machte er ihn zu seinem Vertrauten und Mit-
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arbeiter, übertrug ihm Funktionen, liess ihn Referate auf Parteiveranstaltungen halten und veranlasste, 
dass Katz eine umfangreiche publizistische Tätigkeit in der Emigrationspresse entfaltete. Diejenigen 
Genossen, die die Beschuldigungen gegen Katz erhoben hatten und sich dem Machtspruch Merkers 
nicht beugten, isolierte er politisch und setzte schliesslich ihren Ausschluss aus der Kommunistischen 
Partei Deutschlands durch. Er verhinderte, dass sie weiter Unterstützung erhielten und versuchte auch 
später, ihnen die Rückkehr nach Deutschland unmöglich zu machen. Dabei handelte es sich insbeson­
dere um die Eheleute Stibi. Im Zusammenhang mit der ,Bereinigung' der Angelegenheit Katz verlangte 
Merker, dass eine neue Parteileitung mit ihm als Vorsitzenden gewählt werden sollte. Dies geschah. 
Während bis dahin ein regelmässiges Parteigruppenleben bestand, hörte es von nun an auf. Die Partei­
gruppen kamen nicht mehr, wie bisher, etwa alle drei Wochen zusammen. Stattdessen fanden alle 6 bis 
8 Wochen, später in noch grösseren Abständen, allgemeine Mitgliederversammlungen statt, auf denen 
hauptsächlich Merker und Otto Katz das Referat hielten. Das Ergebnis dieser Politik war, dass die 
KPD innerhalb der mexikanischen Emigration aufhörte, die führende Kraft zu sein. Die führende Rolle 
ging auf das sog. „Latein-amerikanische Komitee der Freien Deutschen" über, das unter starken Ein-
fluss kapitalistischer jüdischer Emigranten stand. In diesem Komitee, in dem Merker eine hervorragen­
de Rolle spielte, wurde eine Nachkriegspolitik für Deutschland propagiert, die nicht den Interessen des 
deutschen Volkes, sondern denen des amerikanischen Imperialismus entsprach. Merker propagierte 
u. a. in den von ihm in der Zeitung des Komitees „Freies Deutschland" geschriebenen Artikeln die Ent­
schädigung der jüdischen Kapitalisten nach Massgabe ihrer Verluste ohne Ausnahme, gleichgültig, ob 
sie nach Deutschland zurückkehren oder im Ausland verbleiben wollten. Er vertrat darin die Ansicht, 
dass die nach Deutschland zurückkehrenden jüdischen Emigranten als nationale Minderheit anerkannt 
werden müssten. Dagegen lehnte er die Zahlung einer Entschädigung für die antifaschistischen Wider­
standskämpfer ab, weil sie „keine nationale, religiöse oder kastenmässige Minderheit" darstellten, son­
dern ihren Kampf aus Überzeugung gegen den Faschismus geführt hätten. Dieser Kampf erfordere den 
höchsten Einsatz. Für die antifaschistischen Kämpfer sei jede gewonnene Schlacht und der schliessliche 
Sieg über den Faschismus die ihnen zustehende Entschädigung. Schliesslich erklärte er auch noch, dass 
das deutsche Volk in Zukunft nicht mehr so egoistisch sein dürfe, über seine Bodenschätze allein ver­
fügen zu wollen. Diese im wesentlichen vom amerikanischen Monopolkapital inspirierte Konzeption 
liegt auch der westdeutschen Montanunion zu Grunde. 

Während seiner Tätigkeit in Mexiko stützte sich Merker insbesondere auf die Kreise der emigrierten 
jüdischen Kapitalisten. Er stand in engen Beziehungen zu Stavenhagen und Meyer. Ausserdem suchte 
er ständige Verbindung mit zionistischen Kreisen zu halten, insbesondere mit deren Organisation „Jü­
discher Weltkongress". 

Merker unterhielt aber gleichzeitig auch Verbindung zum C&C. Er stand in engem Kontakt mit 
einem gewissen Schröder alias Begun. Obwohl er von Leo Katz darauf aufmerksam gemacht wurde, 
dass Schröder im Solde des amerikanischen Geheimdienstes stände und obwohl er wusste, dass Schrö­
der durch seine besonders intensive Ausbeutung der in seinem Unternehmen beschäftigten mexikani­
schen Arbeiter bekannt war, räumte er Schröder einen erheblichen Einfluss im Komitee „Freies 
Deutschland" ein. 

Die von Browder angestrebte Richtung zur Liquidierung der Partei der Arbeiterklasse und ihrer Er­
setzung durch eine sog. Volksbewegung zum Studium des Kommunismus, in der jedoch klassenfremde 
Interessen verfochten werden sollten, wurde auch von Merker gebilligt. Er verfolgte die Tendenz, die 
von ihm geleitete Bewegung „Freies Deutschland" als die führende Kraft im Kampf der deutschen An-
tinazis in Deutschland und der Emigration hinzustellen. Erst als Browder von Jacques Duclos entlarvt 
wurde, wurde Merker vorsichtiger, ohne sich allerdings von ihm zu distanzieren. 

Merker war bemüht, seine Ziele nach Möglichkeit geheim zu halten und zu verschleiern. Infolgedes­
sen gestattete er niemandem, ungehindert Einblick in die Korrespondenz des latein-amerikanischen 
Komitees der Freien Deutschen zu nehmen. Zu dem Postschliessfach, über das die gesamte Post des 
Komitees geleitet wurde, besass er allein den Schlüssel. Dieses Fach wurde von ihm persönlich und nur 
in Ausnahmefällen von seiner Ehefrau geleert. Wenn er sich auf Urlaub befand, unterbrach er entweder 
den Urlaub, um das Fach zu entleeren, oder aber liess es längere Zeit ungeleert. Die eingehende Korre-
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spondenz wurde von ihm geöffnet und dann den Mitarbeitern zur Bestätigung gegeben, soweit er es für 
gut befand. Er verhinderte damit, dass Charakter und Umfang seiner Verbindungen vollständig be­
kannt wurden. 

Mitte 1946 kehrte der Angeklagte nach Deutschland zurück, wo er inzwischen in das ZK der SED 
gewählt worden war und nahm seine Tätigkeit im ZK der SED auf. In den Jahren 1947 bis 1949 traf der 
Angeklagte vier Mal mit Otto Katz zusammen und zwar drei Mal in Berlin und einmal in Prag, als er 
sich auf der Durchreise zur Teilnahme am Parteitag der Kommunistischen Partei Bulgariens befand. 
Mit Otto Katz besprach er internste Vorgänge aus dem staatlichen und politischen Leben der Deut­
schen Demokratischen Republik und der CSR. Als Merker zum Parteitag der Kommunistischen Partei 
Bulgariens fuhr, besuchte er den Chef der Verschwörer in der KPC, Rudolf Slansky. Slansky führte mit 
Merker mehrere interne Besprechungen durch, an deren Anschluss er den als Agent entlarvten Funk­
tionär der KPC Geminder anwies, Merker genaueste Auskünfte über die Struktur und Organisation 
der KPC zu geben. Geminder gegenüber begründete Slansky dieses auffällige, weit über den Rahmen 
des Austausches mit anderen Bruderparteien hinausgehende Verhalten damit, dass er Merker seit lan­
gem kenne und dieser ein verdienter Genosse der SED sei, dem alle Auskünfte erteilt werden müssten. 
Geminder gab Merker alle von diesem geforderten Auskünfte. Später wurde zwischen dem Büro Slan­
sky und Merker unmittelbar korrespondiert. Als Merker sich bei Slansky darüber beschwerte, dass er 
bestimmte Auskünfte nicht erhalten habe, machte dieser dem Geminder erhebliche Vorwürfe und ver­
anlasste die sofortige Übersendung der angeforderten Unterlagen. Insbesondere interessierte sich Mer­
ker für die Kaderarbeit der KPC. 

Der im Prozess gegen Slansky und Andere in der CSR verurteilte Agent Fischl war seit Dezem­
ber 1949 Botschafter der CSR in Berlin. In der Zeit bis Mai 1950 besuchte Fischl den Angeklagten meh­
rere Male. Auch Merker besuchte verschiedentlich den Agenten Fischl. Zwischen dem Angeklagten 
und Fischl wurden auch Briefe gewechselt, die nicht, wie sonst üblich, in den Postbüchern eingetragen 
und auch beim Empfang nicht quittiert, sondern durch Kurier persönlich überbracht wurden. Nach­
dem Merker im August 1950 seiner Parteifunktion enthoben worden war, drückte Fischl sein Bedauern 
darüber aus und bezeichnete Merker als klugen Kopf. Auch nach der Amtsenthebung des Angeklagten 
traf er sich noch einmal mit Fischl in dessen Wohnung in Niederschönhausen. 

Dieser Sachverhalt ergibt sich aus den Aussagen des Angeklagten, den Vernehmungen der Zeugen 
und den zum Gegenstand der Hauptverhandlung gemachten und verlesenen Dokumenten. 

III. 

Aus dem vorstehenden Sachverhalt geht hervor, dass der Angeklagte Merker enge Verbindung zum 
französischen Spionage- und Geheimdienst unterhalten und nur mit dessen Hilfe seine Flucht von 
Frankreich nach Mexiko durchgeführt hat. Dem Gericht ist aus anderen Prozessen bekannt, dass sämt­
liche Gefälligkeiten der Geheimdienste imperialistischer Staaten mit Gegenleistungen auf dem Gebiet 
der Spionage bezahlt werden müssen. Wenn der Angeklagte auch geltend macht, dass ihm diese Hilfe 
deswegen gewährt worden sei, weil die Beamtin des Geheimdienstes Esmiol Anhänger des Generals de 
Gaulle gewesen sei, so kann dies jedoch nicht dazu führen, das Gericht in der Überzeugung schwan­
kend zu machen, dass er sich dem französischen Geheimdienst gegenüber verpflichtet hat. Die von Ge­
neral de Gaulle geleitete Bewegung arbeitete in gewissen Grenzen mit den kommunistischen französi­
schen Widerstandskämpfern zusammen. Deswegen aber hatte sie keinerlei Sympathie für die Arbeiter­
bewegung. Eine Hilfe, wie sie dem Angeklagten, der auf der Auslieferungsliste stand, geleistet worden 
ist, konnte von einem Angehörigen des II ieme Bureau nur dann verantwortet werden, wenn derjenige, 
dem geholfen wurde, als ein Mitarbeiter des II ieme Bureau festgelegt war. Dies muss umsomehr gelten, 
als dem II ieme bekannt war, dass der Angeklagte ein führender Funktionär der KPD war. Es entspricht 
der gerichtsbekannten Praxis der Spionageorganisationen, dass sie gerade versuchen, höhere Funktio­
näre sich zu verpflichten. Aus diesen Umständen ergibt sich die Überzeugung des Gerichts, dass der 
Angeklagte zum Agent des II ieme Bureau, spätestens bei der Erteilung des Ausreisevisums aus Frank­
reich, geworden ist. 
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Dem Angeklagten war, als er in Mexiko eintraf, bekannt, dass Otto Katz in enger Verbindung mit 
dem Spion Willen stand. Wenn er ihn gleichwohl gegenüber den Vorwürfen der Genossen rehabilitier­
te, statt ihn zu isolieren, so ergibt sich auch daraus die Überzeugung für das Gericht, dass er damit ge­
rechnet hat, dass Katz alle ihm bekanntwerdenden Einzelheiten über die Verhältnisse der kommunisti­
schen Emigration in Mexiko an seine Auftraggeber verraten würde. Das Vorbringen des Angeklagten, 
er habe deshalb nicht den Ausschluss von Katz aus der KPD verlangen können, weil die Vorwürfe nicht 
zur Überführung des Katz ausgereicht hätten, vermag die Überzeugung des Gerichts nicht zu erschüt­
tern. Der Angeklagte Merker hatte umfangreiche Erfahrungen in illegaler und konspirativer Arbeit, so­
wohl aus den USA als auch aus Deutschland und Frankreich. Er wusste, dass bei so erheblichen Ver­
dachtsgründen wie sie gegen Katz bestanden, dieser, auch wenn die Gründe nicht für einen Parteiaus-
schluss ausreichten, nicht mehr mit vertraulichen Aufgaben bedacht werden durfte. Aus der Tatsache, 
dass Merker diese Konsequenz nicht zog, schliesst das Gericht, dass er mit einer eventuellen Agenten­
tätigkeit von Katz rechnete und sie in Kauf nahm. 

In der Hauptverhandlung wurde ferner erwiesen, dass der Angeklagte in engster Verbindung mit 
dem Verräter der KPUSA Earl Browder gestanden und dessen Tendenzen zur Liquidierung der Kom­
munistischen Parteien aller Länder gebilligt hat. Dabei war ihm als führenden Funktionär einer kom­
munistischen Partei bekannt, dass hierdurch der Kampf der Völker gegen den Faschismus entscheidend 
geschwächt wurde. Gleichwohl unterstützte er diese Absichten auch innerhalb des von ihm geleiteten 
latein-amerikanischen Komitees der Freien Deutschen. 

Um sich einen Rückhalt in der Emigration zu schaffen, stützte er sich nicht auf die politische, 
sondern auf die rassische Emigration. Hierbei suchte er insbesondere Anschluss an emigrierte kapi­
talistische, jüdische Kreise zu finden. Er forderte die ausnahmslose Entschädigung aller aus 
Deutschland emigrierten Juden, unabhängig davon, ob sie nach Deutschland zurückkehren wollten 
und unabhängig davon, ob sie aus grosskapitalistischen oder anderen Kreisen stammten. Weiter ver­
trat er aus diesem Grunde zionistische Tendenzen, indem er das Recht der nach Deutschland zu­
rückkehrenden Juden auf Anerkennung als nationale Minderheit und die Schaffung eines jüdischen 
Nationalstaates propagierte. Die Geneigtheit amerikanischer kapitalistischer Kreise suchte er da­
durch zu gewinnen, dass er sich für eine Internationalisierung der deutschen Bodenschätze einsetzte. 
Auch hierdurch hat der Angeklagte den Kampf der Völker gegen den deutschen Faschismus ge­
schwächt und die Bestrebungen amerikanischer und sonstiger Imperialisten unterstützt, die auf die 
Schwächung der internationalen Solidarität gerichtet waren, um in möglichst naher Zukunft die Er­
rungenschaften der Sowjetunion zu beseitigen und auf ihrem Gebiet die alten kapitalistischen Zu­
stände wiederherzustellen. 

Auch nach seiner Rückkehr nach Deutschland hat er die Tendenzen zur Schwächung der Arbeiter­
klasse weiter fortgesetzt. Er hat engste Verbindungen zu den, im Prozess gegen das tschechoslowaki­
sche staatsfeindliche Verschwörerzentrum, mit Rudolf Slansky an der Spitze, zum Tode verurteilten 
Verbrechern Slansky, Geminder, Katz (Simone) und Fischl unterhalten. 

Aus seinem gesamten Verhalten vor, während und nach der Emigration ergibt sich eindeutig, dass der 
Angeklagte auch zu diesem Zeitpunkt an seinen Plänen der Liquidierung der Partei der Arbeiterklasse 
festhielt und insbesondere mit Slansky und Fischl in konspirativer Verbindung stand. Diese Verbin­
dungen waren gegen den Bestand der Deutschen Demokratischen Republik gerichtet. Die Handlungen 
des Angeklagten stellen sich somit als fortgesetzte Verbrechen gegen Kontrollratsgesetz Nr. 10 Art. II 
Ziff. la, gegen Artikel 6 der Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik in Verbindung mit 
Kontrollratsdirektive Nr. 38 Abschn. II Art. III A III dar. 

Das Gericht hat geprüft, ob dem Angeklagten auch die Auslieferung der deutschen Antifaschisten in 
Frankreich an die faschistische deutsche Regierung zur Last gelegt werden kann. Der von dem Ange­
klagten mitgefasste Beschluss war zwar ursächlich für die Ermordung vieler, von der reaktionären fran­
zösischen Regierung ausgelieferter Antifaschisten. Das Gericht ist jedoch zu der Überzeugung gekom­
men, dass der Angeklagte diese Folgen seiner Handlung nicht vorausgesehen und nicht damit gerechnet 
hat. Wegen dieses politisch zwar unentschuldbaren Verhaltens konnte er jedoch nicht zur strafrechtli­
chen Verantwortung gezogen werden. 



650 Jeffrey Herf 

Unter Berücksichtigung des politischen Werdeganges und der grossen politischen Erfahrungen des 
Angeklagten muss ihn für seine Verbrechen eine schwere Strafe treffen. Er hat mit seinem Beispiel viele 
Mitglieder der KPD beeinflusst, sie auf einen politischen Abweg geführt und die fortschrittliche Ent­
wicklung in der Deutschen Demokratischen Republik ernsthaft gefährdet. In Erwägung aller dieser 
Umstände erkannte das Oberste Gericht, in Übereinstimmung mit dem Antrag des Staatsanwalts, auf 
eine Strafe von acht Jahren Zuchthaus. 

Als Beitrag zur Wiedergutmachung des Schadens musste das Vermögen des Angeklagten, gemäss 
Abschn. II Art. IX Ziff. 2 der Kontrollratsdirektive Nr. 38, eingezogen werden. 

Die Anrechnung der Untersuchungshaft ergibt sich aus § 219 Abs.2 StPO, die Kostenentscheidung 
folgt aus § 353 StPG. 

gez. Ziegler gez. Dr. Löwenthal gez. Möbius 

Dokument 2* 

Paul Merker Luckenwalde, den 14.4. 56 
Petrikirchstraße 8 b 

Werter Genosse Wilhelm Pieck! 

Nachdem ich mich nach der langen völligen Abgeschlossenheit wieder in normalen Lebensverhältnis­
sen befinde, konnte ich mir Einblick in die zahlreichen aktuellen Aufgaben und Probleme verschaffen, 
die vor der Arbeiterklasse unserer DDR und ihrer Partei stehen. Mit großem Interesse verfolge ich die 
weitere Entwicklung und es drängt mich infolgedessen, Dir und der Parteileitung gegenüber mein Ver­
hältnis zur Partei und ihrer Politik klarzustellen. 

Was mir in den Wochen nach meiner Freilassung über verschiedene Ereignisse der letzten Jahre zur 
Kenntnis gelangte sowie das Studium der Reden und Beschlüsse des XX. Parteitages der KPdSU und 
offizieller Materialien anderer kommunistischer- und Arbeiter-Parteien bestätigen mir, daß auch das 
ungerechte Vorgehen gegen mich von Vertretern Berias, die in der DDR tätig waren, veranlaßt wurde, 
daß diese es waren, die das falsche Anklagematerial gegen mich lieferten bzw. diese oder jene im Ver­
laufe von dreißig Jahren von mir in der Parteiarbeit durchgeführten Schritte und von mir gemachten 
oder mir unterschobenen Fehler zu Verbrechen stempelten. 

Diese Überzeugung zwang sich mir schon unmittelbar nach meiner Verhaftung durch das Auftreten 
und die Äußerungen dieser Vertreter bei meinen Vernehmungen auf. Das veranlaßte mich nach Über­
windung einer kurzen, durch die gegen mich erhobenen hemmungslosen Anschuldigungen und ihre 
Begründung verursachten Verwirrung zu dem Entschluß, unter keinen Umständen den Weg, den an­
dere gegangen sind, die vor mir in die gleiche Lage versetzt wurden wie ich, zu beschreiten. Ich lehnte 
es deshalb mit aller Entschiedenheit ab, mich, ungeachtet meiner völligen Schuldlosigkeit, als „imperia­
listischen Agenten" zu bezeichnen und andere schuldlose Menschen zu beschuldigen, „imperialistische 
Agenten" zu sein, und sie so mit mir in das Verderben zu reißen. 

Solche Handlungen wurden von den Vernehmern, die sich als sowjetische und deutsche Kommuni­
sten ausgaben, von mir verlangt und als eine Forderung des Politbüros des ZK der Partei an mich hin­
gestellt. Sie sagten, es sei meine Pflicht als Kommunist, der Partei auf diese Weise im Kampfe gegen den 
amerikanischen Imperalismus beizustehen. Meine Weigerung, mich diesem Ansinnen zu fügen, wurde 
als Widerstand gegen die Parteidisziplin und als Fortsetzung meiner angeblichen trotzkistischen Tätig­
keit bezeichnet. Ich zog mir dadurch den immer schärfer werdenden Haß meiner Vernehmer zu. 

Aber auch der auf mich ausgeübte moralische Druck konnte nicht die schon damals in mir erwachte 
Überzeugung ersticken, daß die vor mir enthüllten eigenartigen Arbeitsmethoden dieser Beria-Vertre­
ter - (durch die, wie in meinem Falle, ein Kommunist, der seit dem Tage der Errichtung der Sowjetuni-

* SAPMO-BA, ZPA, Paul Merker 102/27, Bl. 1-3. 



Antisemitismus in der SED 651 

on ein treuer Anhänger dieses ersten sozialistischen Landes ist, zu einem Feind derselben und des So­
zialismus gestempelt wurde) - nicht als eine zulässige Taktik des Marxismus-Leninismus im revolutio­
nären Kampfe angesehen werden durfte, wie es von ihnen behauptet wurde, -, sondern, daß es sich 
dabei um eine verbrecherische Abirrung vom Marxismus-Leninismus handelte, von der nach meiner 
Überzeugung weder Du noch Otto [Grotewohl] oder Walter [Ulbricht] Kenntnis haben konnten. 

So habe ich mich während meiner jahrelangen Haft, ungeachtet der völligen Isolierung und trotz der 
fortgesetzten schlimmsten Bedrohungen, Beschuldigungen und Beschimpfungen, trotz des ständig zu­
nehmenden Hasses der Vernehmer und der Härte der außergewöhnlichen verfassungswidrigen Haft, 
mit allen meinen Kräften gegen die von den Beria-Vertretern und den ihnen unterstehenden deutschen 
Vernehmern geäußerten Absichten, mich zum Träger und zur zentralen Figur eines großen politischen 
Sensationsprozesses in Berlin zu machen, zur Wehr gesetzt. 

Ich habe dabei mit aller Entschiedenheit die von den Obengenannten immer wieder aufgestellte Be­
hauptung zurückgewiesen, daß nicht nur die Untersuchung gegen mich, sondern auch die dabei ange­
wandten gesetzwidrigen und teilweise verbrecherischen Methoden, die in schwersten verleumderi­
schen Anschuldigungen, in der Beschaffung lügnerischer angeblicher Zeugenaussagen, der Dingung 
falscher Zeugen und den schon erwähnten Handlungen bestanden, auf Veranlassung des Politbüros des 
ZK oder seines Sekretariats geschehe. 

Ich habe diesen Kampf nicht nur zur Verteidigung meines Namens als ein Angehöriger der Arbeiter­
klasse und als ein Funktionär der kommunistischen Bewegung, nicht nur zur Verteidigung des Namens 
meiner Frau, der Genossin Grete Menzel-Merker und meiner sowie ihrer Familie, deren Angehörige 
alle treu zu den Grundsätzen und den Zielen der Partei stehen, geführt. Mich veranlaßte dazu auch die 
Überzeugung, daß ein Eingehen auf das an mich gestellte verbrecherische Ansinnen einen Verrat an den 
Grundsätzen des Marxismus-Leninismus und damit eine schwere Schädigung unserer Bewegung be­
deute. Die Tatsache, daß der Kampf, den ich unter schweren Bedingungen an einer so eigenartigen 
Front zu führen gezwungen war, dazu beigetragen hat, die Beria-Vertreter daran zu hindern, auch in 
Berlin einen Prozeß zu arrangieren, der sich letzten Endes als eine schwere Schädigung der Partei aus­
gewirkt hätte, hilft mir, die Auswirkungen dieses Kampfes auf meine Gesundheit und mein persönli­
ches Leben leichter zu tragen. Dasselbe trifft für meine Frau, Genossin Grete Menzel-Merker zu, die 
ebenfalls schuldlos einige Tage verhaftet und, da sie es ablehnte, eine Erklärung gegen mich abzugeben, 
von der KPKK Luckenwalde aus der Partei ausgeschlossen wurde. 

Für die mit meiner Freilassung begonnene Änderung der Stellungnahme mir gegenüber bin ich 
dankbar und, obwohl noch keine Parteistelle mit mir in Verbindung getreten ist, sehe ich in der Be­
handlung, die mir seit meiner Freilassung von der Berliner Dienststelle zuteil geworden ist, den Beginn 
meiner Rehabilitierung. 

Ich habe seit meinem ungerechtfertigten Ausschluß aus der Partei immer wieder erklärt, daß es nichts 
gibt, das mich von meiner kommunistischen Überzeugung und von meiner Verbundenheit mit der Par­
tei und der sozialistischen Welt abbringen könnte. Ich habe immer wieder darauf hingewiesen, daß ich 
nie aufhören werde, meine Rehabilitierung zu erstreben, von der ich stets überzeugt war. 

Umso bedrückender ist es für mich, daß noch nach der Entlarvung Berias und nach der Klärung der 
Field-Angelegenheit ein Prozeß gegen mich durchgeführt worden ist und auf der Grundlage von An­
klagen, deren Unhaltbarkeit von mir jederzeit bewiesen werden kann, sowie unter Verwendung fal­
scher Zeugenaussagen meine Verurteilung erfolgte. Du wirst verstehen, daß mich die Frage nicht ruhen 
läßt, warum das geschehen ist, und da ich darauf nur eine Antwort finde, sehe ich mich veranlaßt, Dir 
und der Parteileitung folgendes zu erklären: 

1. Das Vorgehen gegen mich und meine Verurteilung waren ungerechtfertigt, denn ich habe in meinem 
ganzen politischen Leben nie vorsätzlich etwas getan, was der Partei und der Bewegung Schaden zufü­
gen konnte. Auch meine Verteidigung gegen die gegen mich erhobenen verleumderischen Anschuldi­
gungen führte ich, um der Partei und der Bewegung zu nützen. In dem gegen mich durchgeführten 
Prozeß verzichtete ich auf einen Verteidiger, um dazu beizutragen, die unbedingte Geheimhaltung der 
Verhandlungen zu sichern. In der Verhandlung selbst trat ich so zurückhaltend wie möglich auf, um zu 
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verhüten, daß Feinde der DDR mein Auftreten ausnützen könnten. Auch habe ich, ebenso wie meine 
Frau, über den ganzen Fall Stillschweigen bewahrt und werden das auch in Zukunft tun. 

2. Ich habe, ebenso wie meine Frau, Grete Menzel-Merker, auch unter den schweren Bedingungen der 
letzten sechs Jahre stets treu zur Partei und zur Bewegung gestanden und wir werden das auch in Zu­
kunft tun. 

3. Ich befinde mich mit der Politik der Partei, über die ich mich nach der langen Abgeschlossenheit 
durch die Beschlüsse des 25. ZK-Plenums, durch die Stellungnahme des Politbüros zum XX. Parteitag 
der KPdSU und durch die Reden und Beschlüsse der 3.Parteikonferenz informieren konnte, in Über­
einstimmung. 

Sofern die Parteileitung eine umfassende schriftliche Darstellung meiner Angelegenheit als notwendig 
erachtet, bin ich bereit, eine solche anzufertigen. 

Was meinen Gesundheitszustand betrifft, so konnte ich die eingetretene Erschöpfung noch nicht 
überwinden. Ich bin wegen dieser Erschöpfung und einem Herzleiden zum Invaliden erklärt worden 
und befinde mich, da meine Rechte als Verfolgter des Naziregimes ruhen, durch die Sozialversicherung 
in ärztlicher Behandlung. 

In unwandelbarer Verbundenheit 

Paul Merker 

Dokument 3 * 

Paul Merker • 
Luckenwalde, den l.Juni 1956 
Petrikirchstraße 8 b. 

A n die Zentrale Kontrollkommission des ZK. der SED 

Berlin 

Werte Genossen! 

Eurem Wunsche nachkommend, gebe ich nachfolgend eine Darstellung meiner Stellungnahme zur Ju­
denfrage, wie ich sie in der Zeit meines Aufenthaltes in Mexiko zum Ausdruck brachte, und deren fal­
sche Auslegung mit als Anklagepunkte gegen mich verwendet wurden. 

/. Die gegen mich erhobenen Beschuldigungen 
In dem Beschluß des Zentralkomitees der Sozialistischen Einheitspartei vom 26. Januar 1953, der mir 
erst nach meiner im Januar 1956 erfolgten Freilassung bekanntgeworden ist, wird mir vorgeworfen: 
1. „Die Interessen zionistischer Monopolkapitalisten verteidigt zu haben." 
2. „Ein Subjekt der USA-Finanzoligarchie zu sein, das die Entschädigung der jüdischen Vermögen nur 

forderte, um dem USA-Finanzkapital das Eindringen in Deutschland zu ermöglichen." 
3. „Die Finanzierung der Auswanderung jüdischer Kapitalisten nach Israel und die Verschiebung von 

deutschem Volksvermögen gefördert zu haben." 

* Paul Merker, „Stellungnahme zur Judenfrage", SAPMO-BA, ZPA, NL Paul Merker 102/27, Bl. 1-38. 
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4. „Die aus deutschen und ausländischen Arbeitern herausgepreßten Maximalprofite der Monopolka­
pitalisten in angebliches Eigentum des jüdischen Volkes und die zionistische Agentur des amerika­
nischen Imperialismus in eine national-jüdische Bewegung umgefälscht zu haben." 

5. „Gefordert zu haben, daß die Juden als nationale Minderheit anerkannt werden, damit diese 
Agentur die Möglichkeit erhalte, ihre Spione und Diversanten in das Neue Deutschland zu ent­
senden." 

6. „In Mexiko alles daran gesetzt zu haben, die gesamte Emigration in das feindliche Agentennetz ein-
zubeziehen und zu diesem Zwecke den größten Teil der Emigration beauftragt zu haben, in die zio­
nistische Loge ,Menorah' einzutreten." 

7. „Nach meiner Rückkehr nach Deutschland die Dienste für die zionistische Agentur fortgesetzt und 
alle Genossen jüdischer Abstammung aufgefordert zu haben, in die jüdische Gemeinde einzutreten, 
angeblich, damit sie in den Genuß von Care-Paketen der amerikanischen Agenturzentrale „Joint" 
kommen sollten, in Wirklichkeit, damit sie auf diese Weise dieser imperialistischen Agentur ver­
pflichtet werden." 

Von dem sowjetischen Vernehmer und den deutschen Vernehmern der Staatssicherheit wurden nach 
meiner Verhaftung 1952 Beschuldigungen im ähnlichen Sinne gegen mich erhoben und mir in diesem 
Zusammenhange unterstellt, selbst Jude zu sein. Ich wurde von ihnen als „König der Juden" und als 
„von den Juden gekauft" bezeichnet. Meine Absicht sei gewesen, „die DDR an die Juden zu ver­
schachern". 

Als Beweis für diese unsinnigen Anklagen führten sie einige aus dem Zusammenhang gerissene Sätze 
aus verschiedenen Artikeln an, die ich in den Jahren 1941 bis 1945 geschrieben habe, deren Sinn und 
Zweck sie völlig entstellten. Um diese Entstellungen aufrechterhalten zu können, weigerten sich die 
Vernehmer, den vollständigen Wortlaut der Artikel zur Grundlage der Vernehmung zu machen und ihn 
auch mir zur Einsicht vorzulegen. Auch lehnten sie deshalb immer wieder ab, meine wahrheitsgemäßen 
Darlegungen 
über den wirklichen Sinn und Zweck der Artikel und der darin vertretenen Anschauungen; 
über die Beziehungen der KPD- und KPÖ-Emigration in Mexiko zu der deutsch-sprachigen jüdischen 
Emigration und deren Organisation „Menorah"; 
über den Charakter, die Zusammensetzung und die Tätigkeit dieser Organisation; 
über die Tatsache, daß ich keinen Genossen beauftragt habe, der „Menorah" beizutreten, sondern daß 
deren Beitritt schon vor meinem Eintreffen in Mexiko erfolgt war, und 
über den wirklichen Zweck meiner Aufforderung an einige Genossen jüdischer Herkunft, in Berlin der 
jüdischen Gemeinde beizutreten, 
zu Protokoll zu nehmen und den Akten beizufügen. 

In der von einem sehr jungen deutscher Vernehmer verfaßten Anklageschrift sind ähnliche Beschul­
digungen enthalten, wie sie in dem bereits erwähnten Beschluß des ZK der SED gegen mich erhoben 
werden. 

In der Verhandlung vor dem Obersten Gericht der DDR wurden diese Beschuldigungen von dem 
Staatsanwalt Kirchstädter und dem Vorsitzenden Dr. Ziegler zum zentralen Punkt der Anklage, des 
Strafantrages und der Urteilsbegründung gemacht. 

Auch in der Verhandlung wurden mir die Artikel, mit deren Wortlaut ich die Unhaltbarkeit dieser 
Beschuldigungen hätte nachweisen können, vorenthalten. Meine wahrheitsgemäßen Darlegungen 
gegen die Beschuldigungen wurden von dem Staatsanwalt und dem Gericht mit dem Hinweis auf an­
gebliche Erfahrungen aus anderen Prozessen als lügnerisch und demagogisch zurückgewiesen. 

Der sowjetische Vernehmer und die deutschen Vernehmer haben immer wieder erklärt, es sei ihnen 
völlig unverständlich, daß ein Nichtjude, wie ich, für die Juden eintrete, wenn er nicht in ihrem Solde 
oder im Solde jüdischer Organisationen stehe, wobei die letzteren nach der Meinung dieser Vernehmer 
ausnahmslos als Agenturen imperialistischer Mächte anzusehen seien. Darum könne ein Nichtjude, der 
so wie ich für die Juden eingetreten sei, auch nur ein Agent des Imperialismus sein. Für sie war mein 
Eintreten für die jüdischen Menschen, das in einer Zeit ihrer grausamsten Verfolgung durch die Hitler­
faschisten stattfand, allein schon der genügende Beweis dafür, daß ich ein Agent des Imperialismus und 
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ein Feind der Arbeiterklasse sein müsse. Der Staatsanwalt und das Gericht schlossen sich dieser An­
schauung bedenkenlos an und verurteilten mich nach Artikel 6 der Verfassung und nach Abschnitt 38 
der Direktive der Militärregierung. 

Daß ich für mein von politischen und nationalen Erwägungen sowie von Gefühlen der Menschlich­
keit diktiertes Auftreten gegen den Antisemitismus und für mein von denselben Erwägungen diktiertes 
Eintreten für die jüdischen Menschen, das, ich wiederhole, in der Zeit der furchtbarsten Verfolgungen, 
die sie von Seiten des Hitlerfaschismus zu erleiden hatten, stattfand, von einer sozialistischen Justiz des 
Verrates an der Arbeiterklasse, der ich entstamme und ihrer Partei, zu der ich mich seit 1918 bekenne, 
angeklagt und eingekerkert werden würde, ist so unfaßbar, daß ich es nie für möglich gehalten hätte. 
Ich bin auch diesen verleumderischen Beschuldigungen während der Dauer der Untersuchung und in 
der Verhandlung vor dem Obersten Gericht mit aller Entschiedenheit entgegengetreten. 

/ / . Die Ursache meines Interesses für die jüdischen Menschen 
Mein Interesse galt nicht den jüdischen Monopolisten, sondern den einfachen jüdischen Menschen und 
den fortschrittlichen Angehörigen der jüdischen Intelligenz. Es wurde schon durch Ereignisse, die in 
der Zeit des Ersten Weltkrieges stattfanden, geweckt, als sich mein sozialistisches Bewußtsein zu for­
men begann. 

In meinem Truppenteil, der Luftschiff-Abteilung 4 Mannheim-Sandhofen, war ich Zeuge, wie ein 
schwächlicher jüdischer Kamerad von Offizieren und Unteroffizieren so unwürdig behandelt und ge­
hetzt wurde, daß er, obwohl ich und andere Kameraden ihn, wenn es nur möglich war, in Schutz nah­
men, doch zugrunde ging. 

In dem Luftschiffhafen Jamobli/Bulgarien sah ich, wie ein jüdischer Hilfsarzt, der Besitzer eines Sa­
natoriums in einem Kurort bei Frankfurt/Main war, sich ohne Zögern bereit erklärte, in einem aus 
Strohhütten und Stacheldraht bestehenden Lager die Behandlung von an Flecktyphus erkrankten ser­
bischen Kriegsgefangenen zu übernehmen und sie durchführte, während der nicht-jüdische Stabsarzt 
und der nicht-jüdische Oberarzt des Luftschiffhafens die Behandlung der Kriegsgefangenen wegen der 
damit verbundenen Ansteckungsgefahr ablehnten. 

Zu diesen und anderen Erlebnissen, die ich damals mit jüdischen Menschen hatte, kam bald die 
Bekanntschaft mit den Werken des Begründers des Wissenschaftlichen Sozialismus, Karl Marx, 
mit den Leistungen jüdischer Wissenschaftler und Schriftsteller sowie die Kenntnis von dem 
Kampf Rosa Luxemburgs und anderer linker deutscher und ausländischer Sozialisten jüdischer 
Herkunft. 

Während einer Versammlungstour in Mecklenburg 1929 stieß ich mit einem Apostel des Hitleri­
schen Antisemitismus zusammen, der die Wirkung seiner Hetzreden gegen die Juden mit abstoßenden 
bildlichen Darstellungen jüdischer Menschen noch verstärken wollte. Ich verfolgte ihn fast eine Woche 
lang von Ort zu Ort und erreichte durch mein Auftreten, daß er zusammen mit seiner Schutzgarde aus 
allen Versammlungen hinausgeworfen wurde. 

Während meiner Tätigkeit in den USA 1931/1933 hatte ich in New York und in Chicago Gelegen­
heit, das Leben jüdischer Proletarier kennenzulernen. In New York waren ca. 75 Prozent der Mitglie­
der der KPUSA jüdischer Herkunft. Die starke sozialistische Gewerkschaft der Pelzarbeiter befand 
sich in ihren Händen. In den sozialistischen Gewerkschaften der Bekleidungsarbeiter und der Hutma­
cher bildeten sie eine starke Minderheit. Ein besonderer Charakterzug der jüdischen Proletarier und 
der jüdischen Intellektuellen und der jüdischen Mittelständler war, ihre Solidarität mit der farbigen Be­
völkerung, die unter dem weißen Chauvinismus, der auch in der amerikanischen Arbeiterklasse noch 
weit verbreitet ist, schwer zu leiden hatten. 

Sowohl in New York als auch in Chicago und anderen Städten der USA befanden sich unter den Par­
teimitgliedern und unter den mit der Partei Sympathisierenden viele Angehörige der Intelligenz, Ärzte, 
Anwälte, Künstler, Schriftsteller, Angestellte, Handwerker, Kaufleute und kleine Unternehmer. Sie 
übten den Aktionen der Partei gegenüber eine vorbildliche Solidarität, z. B. bei der in den USA sehr 
wichtigen Aufbringung von oftmals sehr hohen Kautionen oder Bürgschaften zur Ermöglichung der 
Entlassung verhafteter Kommunisten, bei Sammlungen zur finanziellen Stützung des Parteiapparates 
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und der Parteipresse, zur Finanzierung von Partei- und sonstigen Konferenzen, bei Sammlungen für 
die Rote Hilfe und für Streikende und bei der Überlassung von Räumen als illegale Wohnungen und 
Sitzungszimmer. 

In der Zeit meiner Tätigkeit als Mitglied der illegalen Landesleitung der KPD in Berlin fanden die 
schon bis dahin von mir gemachten Erfahrungen, daß es unter den jüdischen Menschen im Verhältnis 
zu ihrer Zahl und ihrer sozialen Schichtung einen großen Prozentsatz gab, der, ohne Parteimitglied zu 
sein, doch stets bereit war, die Arbeit und den Kampf der Partei zu fördern, eine neue Bestätigung. In 
vielen Fällen waren es jüdische Familien, die trotz ihrer besonderen Gefährdung Räume als illegale 
Wohnungen und Sitzungszimmer zur Verfügung stellten, illegale Genossen für kürzere oder längere 
Zeit aufnahmen und verpflegten und sonstige Hilfe leisteten. 

Diese Erfahrungen trugen dazu bei, daß der mörderische Antisemitismus des Hitlerfaschismus nicht 
nur aus grundsätzlichen, politischen und nationalen, sondern auch aus menschlichen Motiven in mir 
einen entschiedenen Gegner fand. Mit der Zunahme der nazistischen Judenverfolgungen kam mir 
immer stärker zum Bewußtsein, daß der Kampf der deutschen Arbeiterklasse gegen den Antisemitis­
mus unzulänglich gewesen war, und es schien mir besonders die Pflicht nicht-jüdischer Menschen zu 
sein, entschieden gegen den Antisemitismus aufzutreten. 

III. Meine Arbeiten über den Antisemitismus 
So wurde ich veranlaßt, die Frage der Entwicklung des Antisemitismus in Deutschland, die Stellung­
nahme der deutschen Arbeiterbewegung dazu, die ökonomischen Hintergründe der verschiedenen an­
tisemitischen Exzesse, die in Deutschland stattgefunden haben, sowie die Besonderheiten des hitlerfa­
schistischen Antisemitismus eingehender zu studieren. Ich begann damit im Jahre 1938 nach der „Kri­
stallnacht" und dem Bekanntwerden ihrer Folgen und schrieb darüber eine Arbeit für die in Paris vom 
Auslandskomitee der Partei herausgegebenen „Deutschland-Informationen". 

Der Artikel „Hitlers Antisemitismus und wir", den ich im Oktober 1942 in der Zeitschrift „Freies 
Deutschland" Mexiko veröffentlichte, war eine weitere Niederschrift von Gedanken und Erkenntnis­
sen den Antisemitismus betreffend, die mich schon seit Jahren beschäftigten und deren Formulierung 
angesichts der Auswirkungen des aufwühlenden mörderischen hitlerfaschistischen Antisemitismus 
dringlich geworden war. 

Der Artikel war also nicht das Resultat angeblicher Beziehungen zu jüdischen Monopolisten und 
Kapitalisten. Ich habe mit dem Artikel auch nicht die Redaktion der Zeitschrift „Freies Deutschland" 
Mexiko überrascht, wie Alexander Abusch, der damalige Chefredakteur dieser Zeitschrift, vor dem 
Obersten Gericht behauptete, sondern ich wurde in einer der üblichen Redaktionssitzungen, die zur 
Vorbereitung einer jeden Nummer der Zeitschrift unter Leitung von Abusch stattfanden und an denen 
in der Regel sieben bis neun Genossen teilnahmen - wenn ich nicht irre, auf eine Anregung von Egon 
Erwin Kisch hin -, veranlaßt, einen grundsätzlichen Artikel gegen den Antisemitismus zu schreiben 
und die Stellung der Bewegung „Freies Deutschland" zur Judenfrage darzulegen. 

Das geschah, weil sich unter den Deutschen in Lateinamerika, in den USA noch starke antisemitische 
Tendenzen zeigten, und da in der deutschsprachigen jüdischen Emigration und in ihrer Presse eine ag­
gressive deutschfeindliche Propaganda betrieben wurde, die alle Deutschen mit den nazistischen Ver­
brechern auf eine Stufe stellte. Der Artikel wurde von mir der üblichen zweiten Redaktionssitzung, in 
der die Beiträge der Mitarbeiter zu den einzelnen Nummern der Zeitschrift durchgesehen und disku­
tiert wurden, vorgelegt und von ihr ohne Widerspruch angenommen. 

Die politischen Kernfragen des Artikels waren angesichts der damals gegebenen Umstände: 

1. Das deutsche Volk hat, da es die Verbrechen seiner nazistischen Herrscher gegen die jüdischen 
Menschen zuließ, eine drückende Verantwortung auf sich geladen; 

2. Der Antisemitismus ist jedoch keine angeborene Charaktereigenschaft der Deutschen, wie es von 
vielen Juden und von der jüdischen Presse behauptet wird; 

3. Die sozialen und ökonomischen Ursachen des hitlerischen Antisemitismus sind vielmehr in der 
monopolistischen Entwicklung des deutschen Kapitalismus zu suchen und kann nur durch den Sturz 
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des Hitlerfaschismus und durch die Nationalisierung der monopol-kapitalistischen Unternehmungen 
und des Großgrundbesitzes ausgerottet werden. 

Nach der Abfassung des Artikels „Hitlers Antisemitismus und wir" setzte ich die Studien der Ent­
wicklung des Antisemitismus in Deutschland und der Stellung der deutschen Arbeiterbewegung dazu 
sowie der Besonderheiten des hitlerfaschistischen Antisemitismus fort. In meinem Buch „Der Nazis­
mus und sein Ende" sind darüber neben einer ausführlichen Darstellung der Entwicklung der imperia­
listischen Rassentheorie die folgenden Abschnitte zu finden: 

a) Die Entwicklung des deutschen Antisemitismus im 19. Jahrhundert 
b) Der nazistische Antisemitismus 
c) Der Antisemitismus als Werkzeug der nazistischen Außenpolitik 
d) Rassistische Methoden des Naziregimes zur chauvinistischen Verseuchung des Volkes 
e) Der Antisemitismus in der Schule und in der Propaganda. 

Alle diese Ausführungen sind im marxistisch-leninistischen Geiste geschrieben. Das ganze Buch 
wurde von der Zeitschrift für Geschichtswissenschaft der UdSSR durch einen langen Artikel zustim­
mend und positiv besprochen. 

Ein Ergebnis der Studien des Antisemitismus war die Feststellung der Tatsache, daß es in der deut­
schen Arbeiterbewegung nur eine grundsätzliche Stellungnahme zur Frage des Antisemitismus gab. Sie 
war in der Rede, die August Bebel auf dem Parteitag der SPD 1893 in Köln hielt, enthalten. Diese Stel­
lungnahme mußte unzulänglich sein, da sie zu einer Zeit erfolgte, als sich der deutsche Kapitalismus 
erst im Anfangsstadium seiner imperialistischen Entwicklung befand. Ich setze mich deshalb mit Be­
beis Stellungnahme wie folgt auseinander: 

„Bebel bezeichnet den Antisemitismus als „den Sozialismus der dummen Kerle". Aber in Wirklich­
keit war der Antisemitismus schon damals viel mehr. Er war ein Mittel der äußersten Reaktion, das 
Volk zu solchen dummen Kerlen zu erziehen. Bebel beschränkte sich auf die Erklärung, die Sozialde­
mokratie trete gegen den Antisemitismus im Rahmen des Kampfes gegen die kapitalistische Wirt­
schaftsform auf, um ihn zusammen mit dieser zu beseitigen. Aber in Wirklichkeit wäre es notwendig 
gewesen, die Hetze mit einer näheren Zielsetzung und zwar in Gemeinschaft mit allen liberalen Kräften 
zu bekämpfen, um sie bereits innerhalb der imperialistisch-kapitalistischen Ära zurückzudrängen, den 
antisemitischen Kampf zu einem untrennbaren Bestandteil des Kampfes um demokratische Volksrech­
te und deren Verteidigung zu machen. Die im Verlaufe der Konjunktur und der imperialistischen Ent­
wicklung zunehmende opportunistische Entartung zahlreicher Führer der deutschen Sozialdemokratie 
hinderte die Arbeitermassen noch mehr, die Bedeutung des Kampfes gegen den Antisemitismus zu er­
kennen, wie ihn z. B. der französische Liberalismus unter Führung von Emile Zola und Anatole France 
im Falle Dreyfus führten. Die deutsche Sozialdemokratie erkannte auch niemals die gewaltige Bedeu­
tung des Kampfes gegen Rassismus und Antisemitismus, den die russische Sozialdemokratie unter 
Führung Plechanows und Lenins entfaltete." 

IV. Meine Artikel über den Antisemitismus und über die Judenfrage in der Zeitschrift 
„Freies Deutschland" Mexiko und die Gründe, die mich veranlaßten, sie zu schreiben 
Der Artikel „Hitlers Antisemitismus und wir" verursachte eine Diskussion der darin behandelten Fra­
gen. Zur weiteren Klärung schrieb ich deshalb für die März-Nummer 1943 des „Freien Deutschland" 
den kurzen Artikel „Das Echo". 

Im Verlaufe des Jahres 1943/44 wurde von nicht-jüdischen und von jüdischen Anhängern der Bewe­
gung „Freies Deutschland" in den Ländern Lateinamerikas die Frage gestellt, ob es nach dem starken 
Anwachsen der Bewegung unter den deutsch-jüdischen Emigranten für ein eigenes jüdisches Staatswe­
sen und nachdem diese sich fast allgemein als staatenlos betrachteten, noch angängig sei, daß sie der Be­
wegung „Freies Deutschland" ebenfalls angehören können. 

Das Mitglied des Parteivorstandes der SPD, Hans Vogel, veröffentlichte zur selben Zeit eine offizielle 
Stellungnahme der SPD zur Judenfrage, in der das formale Verhalten der SPD gegenüber den antisemi-
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tischen Treibereien der Nazis während der Weimarer Herrschaft verteidigt wurde. Als Antwort auf die 
gestellten Fragen und zur grundsätzlichen Auseinandersetzung mit Hans Vogel, schrieb ich daraufhin 
in der Aprilnummer 1943 des „Freien Deutschland" den Artikel „Brief an einen Freund". In den Jahren 
1944-1945 wurden in USA, Kanada und in den Lateinamerikanischen Ländern immer mehr Einzelhei­
ten über das ungeheure Ausmaß der Naziverbrechen bekannt. Nach der Unterzeichnung des Waffen-
stillstandsvertrags 1945 erhielten fast alle jüdischen Emigranten, die aus Deutschland, Österreich, Un­
garn, Polen und der Tschecho-Slowakei stammten, durch das Rote Kreuz die Nachricht von der Er­
mordung ihrer Angehörigen in einem der nazistischen Todeslager. Die noch in Deutschland, Öster­
reich oder in Polen lebenden oder aus den Konzentrationslagern nach dort zurückgekehrten Angehö­
rigen der jüdischen Emigranten schrieben über das Leid, das ihnen zugefügt worden war, und baten in 
verzweifelten Ausdrücken, sie so schnell wie möglich nach den USA oder nach Lateinamerika zu 
holen. 

Die tiefe Feindseligkeit der Juden gegen alle Deutschen, die in den Jahren zuvor durch die aggressi­
ven Artikel [Ilya, J. H.] Ehrenburgs noch besonders genährt worden war, nahm nun ein ganz außeror­
dentliches Ausmaß an. Die Zionisten nützten die unter den jüdischen Menschen vorhandene Erregung 
aus, um zu propagieren, daß es die heilige Pflicht eines jeden Juden sei, einen völligen Bruch mit allem 
was deutsch oder österreichisch sei, herbeizuführen. Diejenigen jüdischen Emigranten, die versuchten, 
sich auch unter diesen schweren Verhältnissen ein objektives Urteil über die Deutschen zu bilden und 
an ihrer freundlichen Gesinnung gegenüber der Bewegung „Freies Deutschland" festhielten, wurden 
von den Zionisten als Verräter an der jüdischen Sache bezeichnet. 

Diese Propaganda drohte, nach der Auffassung der in den verschiedenen Ländern Lateinamerikas an 
der Spitze der „Bewegung Freies Deutschland" stehenden Genossen, dem damals schon entstandenen 
Neuen Deutschland erheblichen Schaden zuzufügen. Von den Landeskomitees der „Bewegung Freies 
Deutschland" waren kurz zuvor Listen ausgelegt worden, in die sich die Mitglieder und Freunde der 
Bewegung, die die Absicht hatten, nach Deutschland zurückzukehren, eintragen konnten. Unter 
denen, die sich eingetragen hatten, befanden sich auch viele jüdische Emigranten, unter ihnen vorwie­
gend Ärzte, Zahnärzte, Wissenschaftler, Handwerker, kleine Unternehmer und auch Kaufleute, denen 
es nicht gelungen war, sich eine Existenz in ihrem Emigrationsland aufzubauen, und die überzeugt 
waren, daß auch in Palästina für ihren Beruf keine Entwicklungsmöglichkeit bestand. Unter dem Ein­
fluß der zionistischen Propaganda ließen sich fast alle wieder aus der Rückkehrerliste streichen. 

Um dieser Propaganda entgegenzuwirken und so unserem Lande wertvolle Kräfte zu erhalten, 
schrieb ich in der Oktobernummer 1945 des „Freien Deutschland" den Artikel „Die Juden und das 
Neue Deutschland". 

Auf diesen Artikel antwortete ein Freund der „Bewegung Freies Deutschland", der jüdische Arzt Dr. 
J. Louri, der in Haiti lebte. Er schilderte sehr klar die Anschauungen des Teiles der jüdischen Emigrati­
on, der es ablehnte, endgültig mit Deutschland zu brechen, und der trotz allem was geschehen war, 
auch die Rückkehr nach Deutschland in Erwägung zog. Unter der Überschrift „Die Juden im Neuen 
Deutschland" druckte die Redaktion des „Freien Deutschland", das unterdessen den Namen „Neues 
Deutschland" angenommen hatte, in seiner März-Aprilnummer 1946 den Brief Dr. Louris ab, ebenso 
meine Antwort, die ich an ihn schickte. Von den Parteien des „Demokratischen Block" in Berlin war 
unterdessen eine Aufforderung an die Emigranten ergangen, nach Deutschland zurückzukehren. Ich 
versuchte deshalb in beiden Artikeln die jüdischen Menschen zu überzeugen, daß es für viele von 
ihnen, trotz der furchtbaren Verbrechen, die von den Nazis an ihnen verübt worden waren, doch am 
vorteilhaftesten sein würde, nach dem Neuen Deutschland zurückzukehren. 

Alle von mir in der Emigration über den Antisemitismus und die Judenfrage geschriebenen Artikel 
haben sich also aus ganz bestimmten politischen Umständen ergeben. Sie befinden sich in Übereinstim­
mung mit der Politik, die damals die KPUSA, die KP Mexikos, die Kommunistischen Parteien der La­
teinamerikanischen Länder und die sowjetischen Freunde in der Judenfrage durchführten. Dafür einige 
Tatsachen: 

Das Politbüro der KPUSA gab zur Judenfrage einige Broschüren heraus, deren Inhalt im Sinne die­
ser Politik gehalten war. Es entsandte einen besonderen Instrukteur nach Mexiko, der den Auftrag 
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hatte, das Politbüro der KP Mexikos in seiner Arbeit unter der stark angewachsenen jüdischen Bevöl­
kerung zu unterstützen. 

Das Politbüro der KPD Mexikos faßte alle Parteimitglieder und Sympathisierenden jüdischer Her­
kunft in einer besonderen Gruppe zusammen, um deren Arbeit in den jüdischen Sprachorganisationen, 
denen sie angehörten, anzuleiten. 

Nach Mexiko kamen zwei bekannte Mitglieder des Moskauer yiddischen Theaters als Delegierte zur 
Herbeiführung enger Beziehungen zu den in Mexiko lebenden Juden, und um über den Kongreß der 
Juden in Moskau, der kurz zuvor stattgefunden hatte, zu berichten. 

Der damalige UdSSR Botschafter in Mexiko, Umanski veranstaltete wenige Wochen nach seiner An­
kunft zu Ehren der Schauspielerdelegation einen großen Empfang für die in Mexiko lebenden Juden in 
dem größten Hotel der Stadt, zu welchem einige hundert Vertreter aller jüdischen politischen und kul­
turellen Organisationen eingeladen wurden. Vertreter aller dieser Organisationen erhielten auch regel­
mäßig Einladungen zu den großen offiziellen Veranstaltungen, die in der Botschaft stattfanden. 

V. Meine Stellung zur 'Wiedergutmachung der den Juden vom Hitlerfaschismus zugefügten 
materiellen Schäden 
Ich komme nun zu den, im Zusammenhange mit der Behandlung der Wiedergutmachungsfrage in den 
von mir geschriebenen Artikeln gegen mich erhobenen Vorwürfen. Ich stelle die Frage an mich selbst: 
„War es überhaupt notwendig, zu der Wiedergutmachungsfrage in diesen Artikeln Stellung zu neh­
men?" Angesichts der Umstände, die mich veranlaßten, die Artikel zu schreiben, konnte diese Frage 
nicht ignoriert werden, ohne die Interessen des erstrebten Neuen Deutschlands zu schädigen. 

Der Artikel „Hitlers Antisemitismus und wir" wurde von mir in einer Zeit geschrieben als die So­
wjetregierung und die Regierungen der Vereinigten Nationen die Frage der Wiedergutmachung der 
Kriegsschäden durch Deutschland stark in den Mittelpunkt ihrer Antinazipropaganda stellten. Diese 
Frage wurde bald von der deutschjüdischen Emigration in allen Ländern Lateinamerikas, in USA, in 
Kanada und in England aufgegriffen. Nach einiger Zeit mischte sich auch der Weltkongreß der Juden 
ein, der die Forderung an die Vereinigten Nationen richtete, durch die kommende Friedenskonferenz 
ihm das gesamte den deutschen Juden geraubte Vermögen, gleichviel ob deren ehemaligen Besitzer 
noch lebten, verstorben oder ermordet waren, in Treuhänderschaft zu übergeben. 

Unter den jüdischen Emigranten gab es jedoch viele, die eine solche Regelung ablehnten. Es handelte 
sich vor allem um die kleinen Leute unter ihnen, die von der Unterstützung lebten, die sie von den jü­
dischen Hilfsorganisationen erhielten. Diese Emigranten fürchteten, daß, wenn dem jüdischen Welt­
kongreß die Treuhänderschaft nach dem Sturze des Hitlerregimes über das von diesem geraubte jüdi­
sche Eigentum und damit die Regelung der Wiedergutmachung überlassen würde, sich das nur zu 
ihrem Schaden auswirken könne. Durch die bezogene Unterstützung fühlten sie sich dem Weltkongreß 
gegenüber materiell verschuldet und waren überzeugt, daß dieser sich für die den Emigranten gewährte 
Unterstützung an den Wiedergutmachungsgeldern schadlos [?] halten werde. Sie traten deshalb für die 
direkte Wiedergutmachung durch die kommende deutsche Regierung - an eine eventuelle Spaltung 
Deutschlands dachte damals noch niemand - an jeden einzelnen Geschädigten ein. 

Die Bewegung „Freies Deutschland", in deren Namen ich den Artikel „Hitlers Antisemitismus und 
wir" schrieb, übernahm auf meinen Vorschlag hin diesen Standpunkt, da er sich gegen die Pläne des jü­
dischen Weltkongresses richtete. Die Wiedergutmachung wurde somit von mir als eine Angelegenheit, 
die zwischen den einzelnen Geschädigten und der Regierung eines kommenden demokratischen 
Deutschlands direkt zu regeln sei, behandelt. Schon diese von mir vertretene grundsätzliche Stellung­
nahme richtete sich gegen die Interessen zionistischer Monopolisten, die ohne Zweifel mit der Forde­
rung des jüdischen Weltkongresses sehr einverstanden waren. 

Aber auch der Charakter der zur Wiedergutmachung von mir gemachten Anregungen zeigt eindeu­
tig, daß ich dabei nicht die „Interessen zionistischer Monopolkapitalisten", sondern die Interessen der 
jüdischen Menschen im Auge hatte, deren Rückkehr nach Deutschland oder deren Deutschfreundlich­
keit jeder deutsche Patriot nur wünschen konnte. So heißt es in dem Artikel „Hitlers Antisemitismus 
und wir": 
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„Den Rückkehrern ist ungeachtet der Wiedergutmachung wirtschaftlicher Schäden eine Wohnung 
von Staatswegen zur Verfügung zu stellen. Die Behörden haben für die wirtschaftliche Sicherung 
der Rückkehrenden in der Übergangszeit bis zu ihrer Eingliederung in von ihnen gewählte Berufe 
oder Gewerbe zu sorgen. 

Es sind sofort umfassende Maßnahmen zur kostenlosen Schulung der durch die Verschleppung 
oder Verbannung in ihrer beruflichen Entwicklung gehinderten Jugendlichen zu treffen." 

Daß sich der Artikel „Hitlers Anitsemitismus und wir" gegen die Interessen, nicht nur der nichtjüdi­
schen, sondern auch gegen die Interessen der jüdischen Monopolkapitalisten richtete, ergibt sich ferner 
aus Folgendem: Ich stelle in dem Artikel fest, daß die jüdischen deutschen Großbürger, indem sie sich 
auf die Seite der Reaktion stellten und manchmal sogar die Nazibewegung finanziell unterstützten, an 
ihrem eigenen und an dem Untergang ihrer jüdischen Mitbürger gearbeitet haben und schrieb dann: 

„Die Lösung der lebenswichtigen Probleme der jüdischen Mitbürger Deutschlands ist demnach 
untrennbar verbunden mit dem Befreiungskampf der Arbeiter und des Mittelstandes. Sie ist ab­
hängig von dem Siege über den Hitlerfaschismus und von der Vernichtung seiner Basis: des Wirt­
schaftsmonopols der Wenigen. Die Zukunft für die jüdische Bevölkerung, die dadurch möglich 
gemacht wird, zeigt das Beispiel der Sowjetunion." 

Im Anschluß daran schildere ich die Erscheinungen des Antisemitismus in dem Zaristischen Rußland 
und die Ausrottung des Antisemitismus durch die Sowjetmacht und fahre fort: 

„Nach 25 jährigem Bestehen der Sowjetmacht verteilt sich die jüdische Bevölkerung, die vorher zu 
95 Prozent aus Händlern und kleinen Handwerkern bestand, vorwiegend auf Berufe, die ihr unter 
dem Zarismus verschlossen waren. Heute gibt es jüdische Industriearbeiter, Bauern, Ärzte, Inge­
nieure, Journalisten, Flieger, Offiziere, Professoren, Betriebsdirektoren, Wirtschafts- und Staats­
beamte, jede Position, und mag sie noch so hoch sein, steht den jüdischen Mitbürgern genau so 
offen wie jedem anderen. Aber nicht nur das, die Sowjetunion ermöglichte es der jüdischen Bevöl­
kerung, sich durch die Bildung einer autonomen Republik im Rahmen der Sowjetunion zu einer 
Nation zu konstituieren." 

Alle diese Ausführungen zeigen, daß der Artikel im Interesse der einfachen jüdischen Menschen und 
nicht im Interesse jüdischer Monopolisten und Kapitalisten geschrieben wurde. 

Die Beseitigung der politischen und ökonomischen Herrschaft des Finanzkapitals und des Groß­
grundbesitzes in Deutschland habe ich nicht nur in dem Artikel „Hitlers Antisemitismus und wir", 
sondern auch in anderen Artikeln sowie in der Broschüre „Was wird aus Deutschland", die in Mexiko 
in deutscher Sprache und als Beitrag zu dem Schwarzbuch gegen den Naziterror in spanischer Sprache, 
in USA und in England außerdem in englischer Sprache herausgegeben wurde und in den Büchern 
„Von Weimar zu Hitler" und „Der Nazismus und sein Ende" immer wieder als das Kampfesziel der 
Antifaschisten, das unbedingt erreicht werden müsse, dargestellt. In keinem Falle habe ich dabei das jü­
dische Monopolkapital ausgenommen, sondern ich habe stets von der Gesamtheit des Finanzkapitals 
gesprochen. 

In der Broschüre „Was wird aus Deutschland", die im Februar 1943 erschienen ist, heißt es dazu auf 
Seite 53: 

„Die ökonomische Macht der kleinen Gruppe von Bevorrechteten, der Plutokraten und der 
Großgrundbesitzer, die von 1918 bis 1933 die Totengräber der demokratischen Freiheit und später 
die Hauptnutznießer des Hitlerregimes waren, ist zu brechen. Eine ökonomische Fundierung 
jeder demokratischen Politik in Deutschland ist nur möglich, wenn die Schwerindustrie, die 
Großbanken und der Großgrundbesitz nationalisiert werden." 

In dem Buch „Der Nazismus und sein Ende" schrieb ich auf Seite 330: 

„Alles was sich in den Händen der deutschen Imperialisten befindet - an Industriewerken, an 
Rohstoffvorkommen, Geldkapital, an Betriebsgeheimnissen und Patenten sowie an finanziellen 
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Forderungen gegenüber dem Staat - ist auf diese oder jene Weise dem deutschen Volk und den 
Völkern Europas gestohlen worden. Oder sind die Kriegsgewinne der deutschen Plutokraten etwa 
nicht das Resultat der furchtbarsten Ausbeutung der europäischen Arbeiterklasse. (...) Ein demo­
kratisches Regime kann in Deutschland nur bestehen, wenn es seine gefährlichsten Gegner, die 
Imperialisten und Pangermanisten mit ihren faschistischen Hintermännern, die seit jeher die Wirt­
schaft des Landes beherrscht haben, enteignet und vernichtet. Wenn man den deutschen Imperia­
listen ihren Raub überlassen und gar noch die Milliardenforderungen, die sie gegenüber dem Staat 
erheben, anerkennen würde, so wäre das deutsche Volk im egoistischen Interesse dieser kleinen 
räuberischen Schicht von kaum tausend Familien auf Jahrzehnte hinaus wirtschaftlich und poli­
tisch versklavt." 

Aber ich lasse auch durch die Formulierung des Abschnittes des Artikels, der sich mit der Wiedergut­
machung der den deutschen Juden von den Nazis zugefügten wirtschaftlichen Schäden befaßt, keinen 
Zweifel darüber, daß eine Rückgabe der jüdischen Großvermögen durch eine demokratische deutsche 
Regierung, die die Monopolbetriebe, die Banken und den Großgrundbesitz enteignet, nicht in Frage 
kommen kann. Natürlich stand damals dieses Problem nicht im Mittelpunkt der Diskussion über die 
gesamte Wiedergutmachungsfrage und sie wurde auch in der diesbezüglichen Propaganda, die die so­
wjetischen Stellen im Auslande betrieben, nie erwähnt. Wäre es geschehen, so hätte das sofort einen 
heftigen Pressefeldzug gegen die Sowjetunion zur Folge gehabt. Ich habe deshalb in dem Artikel „Hit­
lers Antisemitismus und wir" diese Frage ebenfalls nur durch eine jedoch genau überlegte Formulie­
rung angedeutet. Diese Formulierung lautet: 

„Die den jüdischen Staatsbürgern zugefügten wirtschaftlichen Schäden werden im Rahmen der 
eingeschlagenen wirtschaftlichen Orientierung wiedergutgemacht." 

Von Alexander Abusch wurde vor dem Obersten Gericht behauptet, diese Formulierung sei erst in der 
Redaktionssitzung, die ich - ebenfalls nach seiner Behauptung mit dem Artikel überrascht hatte - in 
denselben aufgenommen worden. Diese Behauptung ist unwahr. Abusch hat an dem Wortlaut des Ar­
tikels nicht ein Wort verändert und nicht ein Wort hinzugefügt. Der an einigen Stellen etwas literarische 
Stil stammt von Egon Erwin Kisch, mit dem ich den Artikel durchgegangen bin. 

Da ich als die erste Voraussetzung einer wirklich ökonomisch gefestigten Demokratie in Deutsch­
land die Enteignung der Monopolbetriebe, der Banken und des Großgrundbesitzes betrachtete, was ich 
auch in dem Artikel „Hitlers Antisemitismus und wir" hervorhob, und da ich fest davon überzeugt 
war, daß ein solches Ziel von den deutschen Antifaschisten mit Hilfe der Sowjetunion erreicht werden 
könne, wäre es völlig widersinnig gewesen, diese Frage bei der Behandlung der Entschädigung für die 
ausgeplünderten deutschen Juden nicht zu berücksichtigen. 

Ich habe dieselbe Formulierung übrigens in einer proklamatischen Stellungnahme, die ich im Sep­
tember 1942 schrieb und an die Komitees der Freien Deutschen in den Lateinamerikanischen Ländern 
schickte, gebraucht. Dort heißt es: 

„Die Entschädigung der Juden, die wieder in ihre vollen Rechte als Staatsbürger eintreten, wird 
weitherzig im Rahmen der eingeschlagenen wirtschaftlichen Orientierung festgesetzt." 

Die Abfassung dieser Proklamation regte mich übrigens an, die Broschüre „Was wird aus Deutsch­
land?" zu schreiben, in die sie als Schlußabschnitt aufgenommen wurde. 

Ungeachtet dieser klaren, wenn auch zurückhaltenden Stellungnahme verbreitete Georg Stibi als 
eine seiner gegen mich gerichteten politischen Verleumdungen das Gerücht, der Artikel „Hitlers Anti­
semitismus und wir" zeige, daß es meine Absicht sei, den früheren jüdischen Bankherren und Großka­
pitalisten ihre Vermögen zurückzugeben. Auch Kurt Rosenfeld, mit dem Stibi in Verbindung stand, 
äußerte sich, jedoch in freundschaftlicher Weise, in ähnlichem Sinne. Ich legte daraufhin in der März-
Nummer 1943 des „Freien Deutschland" unter dem Titel „Das Echo" ausführlicher den Rahmen dar, 
in welchem die Entschädigung der den Juden von den Nazis zugefügten wirtschaftlichen Schäden nach 
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der Auffassung der Bewegung „Freies Deutschland" von einer demokratischen Regierung Deutsch­
lands vorgenommen werden solle. Ich schrieb dort: 

„Ich schrieb zur materiellen Entschädigung der jüdischen Bürger deutscher Nationalität, daß diese 
von dem kommenden demokratischen Regime im Rahmen seiner ökonomischen Orientierung 
vorgenommen werden müsse. Man weiß, die Freien Deutschen erwarten von dem kommenden 
demokratischen Regime, daß es die monopolisierte Großindustrie, die Großbanken und den 
Großgrundbesitz nationalisiert. Nur dadurch kann der Faschismus in Deutschland mit den Wur­
zeln ausgerottet werden. Erfolgt diese Nationalisierung, so wäre es widernatürlich, z.B. den 
Rothschilds ihren Anteil an diesen Monopolen zurückzugeben. (...) Das kommende demokrati­
sche Regime muß dafür sorgen, daß alles geraubte jüdische Eigentum an den Staat zurückgegeben 
wird. Bei der Festsetzung der Entschädigung kann weder die Klassenzugehörigkeit noch die 
Moral des Einzelnen, sondern nur das Ausmaß des erlittenen materiellen und moralischen Scha­
den eine Rolle spielen. Notwendig wird dagegen die Bestimmung einer Höchstgrenze sein. In vie­
len Fällen wird dem jüdischen Bürger sein früherer Betrieb zurückgegeben werden können, be­
sonders wenn es sich um Handwerker, kleinere und mittlere Industrielle, Ärzte oder ähnliche Be­
rufe handelt!" 

Die sowjetische Militärregierung hat durch die Verordnung zur Entschädigung der Verfolgten des Na­
ziregimes, deren Ausarbeitung ich - es wird wohl 1948 gewesen sein - im Auftrage des Zentralsekreta­
riats der SED anleitete, und die von ihm beschlossen wurde, die Entschädigung der Juden im Sinne die­
ser Ausführungen vorgenommen. Auch hat die sowjetische Militärregierung in Übereinstimmung mit 
dem Zentralsekretariat der SED Verfolgten des Naziregimes und anderen antinazistischen Unterneh­
mern die ihnen von den Nazis geraubten Betriebe zurückgegeben oder sie im Besitze ihrer Betriebe be­
lassen. 

In diesen grundsätzlichen Ausführungen erhebe ich auch die Forderung, daß alles von den Nazis ge­
raubte jüdische Eigentum an den Staat zurückgegeben wird. Ich wende mich damit noch einmal direkt 
dagegen, daß die Verfügung über dieses Eigentum, durch die Friedenskonferenz, dem Weltkongreß der 
Juden überschrieben werden soll. 

Ich bin also nicht „ein Subjekt der USA Finanzoligarchie, das die Entschädigung der jüdischen Ver­
mögen nur forderte, um dem USA-Finanzkapital das Eindringen in Deutschland zu ermöglichen", wie 
es in dem Beschluß des ZK der SED heißt. Ich habe nie eine Entschädigung der „jüdischen Vermögen" 
gefordert, sondern die Entschädigung der einfachen, von den Nazis verfolgten jüdischen Menschen. 
Meine Stellungnahme richtete sich gerade gegen die von dem USA-Finanzkapital diktierten Bestrebun­
gen des jüdischen Weltkongresses, und ich verteidigte damit die Interessen meiner Klasse und meines 
Landes. 

Daß die Rückkehr der von der Hitlerregierung vertriebenen oder verbannten jüdischen Menschen auf 
Kosten des deutschen Staates erfolgen solle - beim Schreiben des Artikels war noch nicht zu erkennen, 
daß es unmittelbar nach Ende des Krieges einen selbständigen deutschen Staat nicht geben würde - , hielt 
ich für eine Selbstverständlichkeit. Materiell wäre die Durchführung dieser Anregung für eine gesamt­
deutsche Regierung ohne Bedeutung gewesen. Sie wurde von mir natürlich nicht für jüdische Monopo­
listen und Kapitalisten gemacht — es gehört ja auch nicht zu deren Gewohnheiten bei ihren Reisen Zwi­
schendeckplätze auf Schiffen und die Dritte Klasse auf der Eisenbahn zu benutzen - , sondern für die ein­
fachen jüdischen Menschen, die sich danach sehnten, wieder in ihre deutsche Heimat zurückzukehren 
oder in einem Lande ihrer Wahl sich wieder mit ihren Familienmitgliedern zu vereinigen und zur Ruhe 
zu kommen. Dem Ansehen des deutschen Volkes und seiner Regierung hätte die Durchführung dieser 
Anregung sicher nicht geschadet und auch der Frieden wäre dadurch nicht gefährdet worden. 

Daß ich die „Finanzierung der Auswanderung jüdischer Kapitalisten nach Israel und die Verschie­
bung deutschen Volksvermögens gefördert" hätte - wie es in dem Beschluß des ZK der SED heißt - , ist 
ebenfalls eine Verleumdung der Berialeute, die diesen Beschluß verfaßten und deren Praktiken ich Ge­
legenheit hatte, kennenzulernen. Ich habe nie selbständig über die Verwendung irgend welcher Teile 
deutschen Volksvermögens entschieden. Ich habe nie mit der Frage der Ausfuhr von deutschem Volks-
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vermögen zu tun gehabt und ich habe nie zu solchen Fragen Vorschläge gemacht, es sei denn, daß meine 
Vorschläge, die Qualität unserer Seife zu verbessern und den Preis unserer Margarine so festzusetzen, 
daß sie gegen die Westberliner Margarine konkurrieren kann, die ich 1951 machte, um den Abfluß von 
vielen Millionen D-Mark nach Westberlin zu unterbinden, zu dieser Kategorie gehören. Sie dienten 
aber der Sicherung unseres Volksvermögens. 

Die Anregung, daß die Entschädigung der Juden in dem oben geschilderten Rahmen an die Rück­
kehrer als auch an diejenigen, die im Auslande zu bleiben wünschten, erfolge, ergab sich aus den dama­
ligen Verhältnissen. Angesichts der Tatsache, daß wohl 9/10 aller jüdischen Emigranten eine Rückkehr 
nach Deutschland ablehnten, wäre ein Vorschlag, die Entschädigung nur auf die Rückkehrer zu be­
schränken, geradezu als eine Verhöhnung der Massen der jüdischen Flüchtlinge nicht nur von diesen 
selbst, sondern auch von Emigranten der verschiedenen, von den Nazis unterdrückten Völkern aufge­
faßt worden. Aber schließlich handelte es sich auch bei dieser, wie bei allen Anregungen zur Frage der 
Entschädigungen an die deutschen Juden um nicht mehr als Anregungen an eine erwartete demokrati­
sche Regierung Gesamtdeutschlands, die dieselbe annehmen oder ablehnen konnte. Aber auch diese 
Anregung richtete sich gegen die Absichten des Weltkongresses der Juden, die unterdessen von der Re­
gierung Israel, nachdem sie mehr und mehr unter den Einfluß des amerikanischen Imperialismus gera­
ten ist, mit Unterstützung der Adenauerregierung, verwirklicht worden sind. 

Ohne Zweifel wäre die direkte Entschädigung der von den Nazis beraubten, noch im Auslande als 
Emigranten lebenden deutschen Juden durch eine Vereinbarung auf der Friedenskonferenz unter 
Ausschaltung der ehemaligen Besitzer von Anteilen an nationalisierten Betrieben, Banken, des 
Grundbesitzes und anderer Großvermögen und bei Festsetzung einer Höchstgrenze für den einzel­
nen Entschädigungsfall einem Gesamtdeutschland wesentlich vorteilhafter gewesen, als der von den 
Regierungen Israels und Westdeutschlands unterzeichnete Vertrag, der das gesamte Vermögen der 
ehemals in Deutschland lebenden Juden der Regierung Israels ausliefert und Westdeutschland, wenn 
ich nicht irre, mit 4 Milliarden belastet, während die wirklich geschädigten, in der Welt verstreuten 
Juden, soweit es sich um die einfachen Menschen handelt, von der Entschädigung ausgeschaltet 
bleiben. 

Den Standpunkt der Regierung der DDR, mit der Regierung Israel Verhandlungen über die Wieder­
gutmachungsfrage der deutschen Juden und über das von den Regierungen Israels und Westdeutsch­
lands unterzeichnete Abkommen abzulehnen sowie die Frage der Wiedergutmachung als durch die 
Verordnung der SMA von 1948 oder 1949 über die Entschädigung der Verfolgten des Naziregimes als 
erledigt zu betrachten, halte ich unter diesen Umständen für unbedingt richtig. 

[Im folgenden Abschnitt VI betont Merker, er habe in seinen Schriften niemals einen Zweifel daran be­
stehen lassen, daß die Enteignung jüdischen Besitzes in Deutschland in voller Übereinstimmung mit 
den „arischen Monopolisten" erfolgt sei. In diesem Zusammenhang habe er auch den Fall der Hambur­
ger Warburg-Bank erwähnt. Die Beziehungen der Warburg-Bank zu amerikanischen Bankierskreisen, 
die die DDR-Staatsanwaltschaft als Indiz für seine angebliche jüdisch-amerikanische Agententätigkeit 
herangezogen hatte, seien ihm damals unbekannt gewesen und hätten mit der Aussage seiner Schriften 
nichts zu tun gehabt.] 

VII. Hätte ich dem Artikel „ Hitlers Antisemitismus und wir" und in meinen sonstigen 
Veröffentlichungen zur Judenfrage in den Jahren 1942 bis 1948 gegen die Schaffung 
eines jüdischen Staatswesens auftreten müssen? 
In dem Artikel „Hitlers Antisemitismus und wir" weise ich darauf hin, 

„daß der vertiefte, vom Hitlerfaschismus entfesselte Antisemitismus und seine verheerenden Fol­
gen für die Juden als Gegenwirkung zu einer wesentlichen Stärkung des jüdischen Nationalgefühls 
geführt hat" ... „Die Schaffung eines jüdischen Nationalstaates sei damit mehr denn je zu einem 
internationalen Problem geworden, daß von der kommenden Friedenskonferenz, ungeachtet der 
bisherigen Prinzipien, Erwägungen und Vorurteile, dem Wunsche der Juden rechnungtragend, be­
handelt werden müsse." 
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In dem Artikel „Die Juden und das Neue Deutschland" sage ich zur Frage der nationalen Bestrebungen 
der Juden: 

„Die großen Erwartungen, die der Zionismus mit dem Siege der Arbeiterpartei in England ver­
band, sind nicht in Erfüllung gegangen ... So wird Palästina weiterhin für hundertausende zwar 
das nationale, aber auch das unerreichbare Ideal bleiben." 

Diese Ausführungen waren für die Vernehmer der Staatssicherheit Anlaß zu der Behauptung, daß ich 
Jude und Zionist sei, daß ich die Absicht gehabt hätte, nach Israel zu fliehen, und daß ich im Gegensatz 
zu der Stellung Stalins zur Nationalen Frage den Zionismus in seinen Bestrebungen zur Errichtung 
eines selbständigen jüdischen Staates in Palästina unterstützt hätte. 

Ich bin weder Jude noch Zionist - ein Verbrechen wäre wohl keines von beiden -, ich hatte nie 
die Absicht nach Palästina zu fliehen, auch habe ich die Bestrebungen des Zionismus nicht unter­
stützt. Ich habe in den oben zitierten Äußerungen lediglich die Auffassung zum Ausdruck gebracht, 
daß, nachdem die Juden durch den Hitlerfaschismus ausgeplündert, auf das tiefste beleidigt, aus 
ihren Heimatländern vertrieben und Millionen von ihnen, nur weil sie Juden waren, ermordet wor­
den sind, zwischen den Juden der verschiedenen Länder das Gefühl engster Verbundenheit und das 
Sehnen nach einem eigenen, jüdischen Lande entstanden ist. Und weiter, daß besonders wir Deut­
schen, da sich der Hitlerfaschismus unter uns herausgebildet hat und es uns nicht gelungen war, 
durch Aktionen der werktätigen Massen die Errichtung seiner Herrschaft und damit seine Verbre­
chen zu verhindern, dieses Gefühl der Juden, das der Ausdruck der aufs tiefste Beleidigten und Em­
pörten war und das ich als Stärkung des jüdischen Nationalgefühls bezeichnete, nicht ignorieren 
oder bekämpfen dürfen. 

Ich bin der Ansicht, daß auch diese von mir vertretene Auffassung richtig war, obwohl sie - was die 
Errichtung eines eigenen jüdischen Nationalstaates betrifft - mit einer Stellungnahme Lenins aus der 
Zeit vor dem ersten Weltkrieg nicht übereinstimmt. Doch, der Leninismus ist kein Dogma und ich bin 
fest überzeugt, daß Lenin der erste gewesen wäre, der angesichts der von dem Nazifaschismus gegen die 
Juden verübten Verbrechen deren Gefühl tiefer Verbundenheit untereinander und deren Sehnen nach 
einem eigenen Lande respektiert hätte. 

Diese Ansicht und Überzeugung findet durch die Politik der Sowjetregierung zur Unterstützung der 
Bestrebungen der Juden nach einem eigenen Lande und Staatswesen ihre volle Bestätigung. 

Da es zu keiner Friedenskonferenz gekommen ist, hat sich die U N mit diesem Problem der Juden 
befaßt, und es waren die Vertreter der Sowjetunion - wie hätte es auch anders sein können - , die im 
Frühjahr 1947, in der Palästinakonferenz der U N die Forderung nach einer Teilung Palästinas zwischen 
den Juden und den Arabern erhoben, um die Sehnsucht der Juden nach einem eigenen Lande zu er­
füllen. 

Die Palästinakonferenz der UN hatte, nachdem die britische Regierung auf ihr Mandat über dieses 
Land verzichtete, über das Schicksal der dort lebenden Völker zu beraten, die der Kommission ange­
hörenden sowjetischen Vertreter forderten eine Lösung der Frage, die, wie sie erklärten: 

„dem Prinzip des Selbstbestimmungsrechts der Völker entspricht und die berechtigten Interessen 
der Juden und der Araber im gleichen Maße berücksichtigt. Dieses Ziel hätte durch die Errichtung 
eines unabhängigen demokratischen arabisch-jüdischen Staates verwirklicht werden können. Da 
es aber durch erfolgte gegenseitige Verhetzung unmöglich gemacht wurde, ein friedliches Zusam­
menleben der arabischen und der jüdischen Bevölkerung in Palästina herbeizuführen, ist die Tei­
lung des Landes in zwei unabhängige Staaten, d. h. in einen jüdischen und in einen arabischen, das 
gegebene, um den Frieden im Nahen Osten zu sichern." 

In der UN-Vollversammlung, die am 19. November 1947 stattfand, stimmte die sowjetische Delegation 
für den Beschluß, nach dessen Wortlaut es der jüdischen Bevölkerung Palästinas ermöglicht werden 
sollte: „Die Gründung ihres eigenen souveränen Staatswesens vorzunehmen." 

Als die USA-Regierung, die anfangs den Teilungsbeschluß unterstützte, den Versuch unternahm, 
dessen Durchführung zu unterbinden, indem sie den Vorschlag machte, Palästina unter die Treuhän-
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derschaft der U N zu stellen, traten die Vertreter der Sowjetunion in der Außerordentlichen Vollver­
sammlung, die im März 1948 stattfand und die sich mit der Palästina-Frage beschäftigte, gegen diesen 
Vorschlag auf und brachten ihn zu Fall. Der sowjetische Vertreter Gromyko erklärte dort: 

„Der USA-Vorschlag ist von Erdöl- und militär-strategischen Interessen bestimmt. Hinter dem 
Vorschlag stehen einflußreiche Kreise der USA, die aus Palästina einen militärisch-strategischen 
Stützpunkt machen möchten. Deshalb muß der Vorschlag abgelehnt werden." 

In Palästina fanden unterdessen heftige Kämpfe zwischen der Arabischen Legion und der jüdischen 
Haganah, in der die Mitglieder der KP Palästinas eine aktive Rolle spielten, statt, und in denen die 
Juden die Oberhand behielten. Unter dem Einfluß der erfolgreichen Abwehr der Sabotage des Tei­
lungsbeschlusses durch die Vertreter der Sowjetunion in der U N nahm die Führung der Juden in Palä­
stina, die sich nicht nur aus Zionisten, sondern aus Vertretern aller Parteien zusammensetzte, im Ge­
gensatz zu den USA und zu England die Bildung der provisorischen Regierung vor. 

Von den 58 der U N angehörenden Staaten war es die Sowjetunion, die als Erste dem nunmehr errich­
teten jüdischen Staat ihre offizielle Anerkennung mitteilte, und ihre Vertreter in der UN unterstützten 
ihn weiterhin gegen die Sabotage der USA und Englands. 

Ich schrieb im August 1948 auf Veranlassung der sowjetischen Freunde einen Artikel „Der Krieg in 
Palästina" für die „Neue Welt". In diesem Artikel schilderte ich die Sabotage der USA und Englands 
gegenüber den Juden und die tiefen Gegensätze, die zwischen diesen beiden Mächten in der Palästina-
Frage bestanden. Als Schlußfolgerung aus diesen Verhältnissen stellte ich fest, daß für die Juden in Pa­
lästina die Lösung folgender grundlegender Probleme im Mittelpunkt stehe: 

„Alles für eine Verbesserung des Verhältnisses zu der arabischen Bevölkerung einsetzen, die eige­
nen Kräfte zum Kampfe gegen die arabischen Reaktionäre und ihre Helfershelfer stärken, sich 
nicht in die politische oder wirtschaftliche Abhängigkeit der einen oder der anderen imperialisti­
schen Großmacht zu begeben, enge, freundschaftliche Beziehungen mit der Sowjetunion und zu 
den Ländern der neuen Demokratie und der um ihre nationale Freiheit kämpfenden asiatischen 
Völker herbeiführen, die Kräfte des Fortschritts in der ganzen Welt unterstützen und den Staat 
Israel in deren Front einreihen." 

Ich selbst habe jedoch die Bestrebungen der Juden nach einem eigenen Lande nicht aktiv unterstützt, 
aber m.E. wäre es falsch gewesen, damals gegen diese Bestrebungen aufzutreten. Das Schwergewicht 
meiner Stellungnahme zu diesen Fragen lag stets in der Beweisführung, daß auch die Bildung eines ei­
genen jüdischen Staates keine Lösung der Judenfrage bringe, und daß deshalb die Propaganda der Zio­
nisten für einen völligen Bruch der deutschen Juden mit Deutschland und die Charakterisierung der 
Absicht zur Rückkehr nach Deutschland als Verrat an der jüdischen Sache gegen das Lebensinteresse 
der heimatlos gewordenen Juden gerichtet sei. 

VIII. War der Zionismus in den Jahren der hitlerfaschistischen Judenverfolgungen 
eine national-jüdische Bewegung? 

In dem Beschluß des ZK der SED wird mir auch vorgeworfen, ich hätte die zionistische Partei der 
Juden - die darin als zionistische Agentur des amerikanischen Imperialismus bezeichnet wird - „in eine 
national-jüdische Bewegung umgefälscht". Der Vorwurf stützt sich offenbar auf einen Satz in dem Ar­
tikel „Brief an einen Freund", der folgenden Wortlaut hat: 

„Die Zugehörigkeit zu einer national-jüdischen Bewegung, wie z. B. zum Zionismus, schließt die 
Zugehörigkeit deutscher Staatsbürger zur Bewegung Freies Deutschland nicht aus." 

Auch dieser Vorwurf ist unberechtigt. Denn es kann nicht bestritten werden, daß die Zionistische 
Partei der Juden in der damaligen Zeit als eine der nationalen Bewegungen der Juden anzusehen war 
und zwar als diejenige, die am radikalsten für die Errichtung eines jüdischen Staates in Palästina ein­
trat. Auch die Bezeichnung der Zionistischen Partei der Juden als „Agentur des amerikanischen Im-
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perialismus" ist für die damalige Periode geschichtlich unzutreffend. Denn ihre Bestrebungen, in Pa­
lästina einen jüdischen Staat zu errichten, stießen sowohl bei den englischen als auch bei den ameri­
kanischen Imperialisten auf heftigen Widerstand, und ihre Realisierung war, nachdem die Massen der 
Juden in den verschiedenen Ländern diese Bestrebungen unter den Auswirkungen der Verbrechen des 
Hitlerfaschismus zu ihren eigenen gemacht haften und große Opfer dafür brachten, nur mit der 
tatkräftigen Unterstützung der Sowjetunion möglich. Niemand wird behaupten wollen, daß die So­
wjetregierung damals „eine Agentur des amerikanischen Imperialismus" gefördert habe. Übrigens 
rettete der Kampf der Sowjetarmeen durch die Siege bei Stalingrad gegen die Paulus-Armee die in Pa­
lästina unter dem Zionismus lebenden Juden vor der Vernichtung durch die vordringende Rommel-
Armee. 

Um diese Frage abzuschließen, wiederhole ich: Ich bin kein Jude und ich bin kein Zionist. Meine An­
schauungen über das Sehnen der jüdischen Menschen nach einem eigenen Lande befanden sich in 
Übereinstimmung mit der Politik der Kommunistischen Parteien der USA, Kanadas und der Latein­
amerikanischen Länder sowie mit der Politik der Sowjetregierung zu dieser Frage. Ich habe weder die 
Interessen zionistischer oder amerikanischer Monopolisten und Kapitalisten vertreten noch habe ich 
im Dienste zionistischer Organisationen gestanden, ich habe auch niemanden aufgefordert, in die Or­
ganisation der deutschen und österreichischen Juden in Mexiko einzutreten - auf diese Frage komme 
ich noch zurück - und habe auch nicht nach meiner Rückkehr nach Deutschland - wie es in dem Be­
schluß des ZK der KPD heißt - „die Dienste für die zionistische Agentur fortgesetzt". Und damit 
komme ich zu der nächsten Frage: 

IX. 'Welchen Rat habe ich den Genossen jüdischer Herkunft betreffs ihres Verhältnisses 
zur Jüdischen Gemeinde in Berlin erteilt? 
In einer Konferenz, die, wenn ich nicht irre, noch im Jahre 1947 auf Veranlassung der Genossen der 
VVN zur Beratung eines Entwurfes für eine Verordnung zur Entschädigung und Versorgung der Ver­
folgten des Naziregimes einberufen wurde und die ich im Auftrage des Zentralsekretariats leitete, 
brachte der Sekretär der Jüdischen Gemeinde in Berlin, Jules Meyer, der auch Mitglied des Vorstandes 
der VVN, Berlin und Mitglied der SED und später Mitglied der Volkskammer war, zum Ausdruck, daß 
er der Hetze, die besonders von Seiten der SPD-Leute in den Veranstaltungen der Jüdischen Gemeinde 
gegen die Politik der SED betrieben werde, ganz allein gegenüberstehe, und daß die Genossen jüdischer 
Herkunft, die sich zwar die Care-Pakete von der Jüdischen Gemeinde abholen oder sich zuschicken 
lassen, sich nicht im geringsten um die Gemeinde und das Anwachsen reaktionärer Tendenzen in ihr 
kümmern. 

Ich stellte daraufhin an Jules Meyer die Frage, ob der Jüdischen Gemeinde alle Bürger jüdischer Her­
kunft angehören können oder nur gläubige Juden. Jules Meyer antwortete, daß sie offen für alle Juden 
sei. Ich bezeichnete es daraufhin als die Pflicht der Genossen jüdischer Herkunft, die in der Konferenz 
anwesend waren, Jules Meyer in der Abwehr der Angriffe feindlicher Elemente in der Jüdischen Ge­
meinde gegen die Partei zu unterstützen und deren Veranstaltungen zu diesem Zweck zu besuchen. Ich 
machte im Zusammenhange damit die Bemerkung, daß, wenn die Genossen sich nicht scheuen, die 
Care-Pakete von der Jüdischen Gemeinde anzunehmen, sie sicher auch keinen Schaden an ihrer Gesin­
nung erleiden würden, wenn sie in der Jüdischen Gemeinde gegen die in deren Versammlungen betrie­
bene gegnerische Agitation auftreten. 

Ich habe also die Genossen nicht aufgefordert, sich der Jüdischen Gemeinde in Berlin anzuschließen, 
um in den Genuß der Care-Pakete „der amerikanischen Agenturzentrale Joint zu kommen, damit sie 
auf diese Weise dieser imperialistischen Agentur verpflichtet würden", sondern ich habe die an der 
Konferenz teilnehmenden Genossen jüdischer Herkunft - es handelte sich ausnahmslos um alte und 
geschulte Genossen - , die bereits alle von der Jüdischen Gemeinde Care-Pakete erhielten und bei ihr 
als Empfänger solcher Pakete eingetragen waren, aufgefordert, in den Veranstaltungen der Jüdischen 
Gemeinde aufklärende revolutionäre Arbeit zu leisten. 

War das ein Unrecht? Ich bin nicht der Meinung. Es war der Vorschlag an die Genossen jüdischer 
Herkunft, in der Jüdischen Gemeinde die Leninsche Taktik anzuwenden, jede erreichbare Tribüne für 
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die revolutionäre Arbeit unter den Werktätigen auszunützen. Das war unter den damaligen Verhältnis­
sen auch dann richtig, wenn der religiöse Charakter der Jüdischen Gemeinde - die übrigens eine von 
der SMA genehmigte Organisation war, vorherrschend gewesen wäre. 

Natürlich kann man zu dieser Frage auch anderer Meinung sein. Ich habe jedoch in Amerika erlebt, 
daß die KPUSA in vielen Orten, um überhaupt die Möglichkeit zu haben, an die Massen der farbigen 
Werktätigen heranzukommen, die farbigen Parteigenossen dazu anhielt, ihrer Kirchengemeinde anzu­
gehören und an deren gesellschaftlichem Leben teilzunehmen, wenn irgend möglich auch Funktionen 
im Vorstand derselben auszuüben. Fast alle Mitglieder der KPUSA, soweit sie Farbige waren, gehörten 
ihrer Kirchengemeinde an, in der sich das gesamte gesellschaftliche Leben der Negerbevölkerung ab­
spielt. In Chicago z. B. wurden Sitzungen oder Konferenzen der Partei unterbrochen, um den farbigen 
Genossen die Möglichkeit zur Teilnahme an der Betstunde in ihrer Kirche zu geben. Ein Fernbleiben 
der Genossen von diesen Betstunden hätte sofort eine Minderung ihres Einflusses in der Kirchenge­
meinde zur Folge gehabt. Wollte die Partei eine Versammlung der farbigen Werktätigen veranstalten, so 
konnte sie das in vielen Orten nur, wenn sie dieselbe durch den Negerpfarrer oder mit Erlaubnis des 
Pfarrers selbst nach der Kirche einberief. Ich habe im Mittelwesten selbst wiederholt an solchen Ver­
sammlungen teilgenommen und in ihnen gesprochen. In Marseille lebte ich 1941-42 fünf Monate illegal 
bei dem Vorsitzenden der Armenischen Volksfront, der gleichzeitig der politische Leiter der armeni­
schen Kommunisten war. Sowohl die Volksfront als auch die Partei benutzte als ihre Basis unter den 
Werktätigen die armenische Kirche. Der Genosse, bei dem ich wohnte, hatte nicht nur die beiden ge­
nannten Funktionen, sondern er war auch der Vorsitzende des Kirchenvorstandes. Er übte einen star­
ken Einfluß unter allen armenischen Emigranten aus. Obwohl er nicht zu den Gläubigen gehörte, 
nahm er an allen Veranstaltungen der Kirche teil, die stets stark besucht waren, und entfaltete dort auch 
in der Zeit der Illegalität eine erfolgreiche Arbeit für die Partei. Auf seine Tätigkeit war es zurückzu­
führen, daß viele der armenischen Emigranten, die zu den Verfolgten der Türken nach dem ersten Welt­
krieg gehörten, nach Sowjetarmenien gingen. Beruflich war er Schuhmacher. Das ist Anwendung 
Leninscher Taktik unter besonderen Verhältnissen. 

In dem Artikel „Brief an einen Freund" habe ich geschrieben, daß Hitler die Juden als Landfremde 
erklärte und als Feinde behandelte. Daraus ergebe sich die Pflicht für die Deutschen, sie als nationale 
Minderheit anzuerkennen. Ich glaube, daß die Äußerung dieser Meinung ebenfalls kein Unrecht ist, 
denn sie wurde ja nicht gemacht, „damit diese Agentur (gemeint ist der Zionismus) die Möglichkeit er­
hält, ihre Spione und Diversanten in das Neue Deutschland zu entsenden", wie es in dem Beschluß des 
ZK der SED heißt, sondern um den jüdischen Menschen, die sich noch nicht entscheiden konnten, 
nach Deutschland zurückzukehren, mehr Zuversicht und eine größere Sicherheit zu geben. In dem 
Antwortbrief an den jüdischen Arzt, Dr. Louri behandele ich diese Frage eingehender in folgender 
Weise: 

„Die Anerkennung der nationalen Zugehörigkeit der Juden, die es wünschen, zum jüdischen 
Volke würde meines Erachtens deren Anerkennung als eine ethnische Gruppe einschließen. 
(Ethnisch im Sinne von Volkseigentümlich). Das Recht der freien Pflege ihrer Kultur und Religi­
on, die Einrichtung von Schulen dafür, die Bildung von jüdischen Gemeinden gehört zur Gleich­
berechtigung; nur müßte es angesichts der geringen Zahl der Juden in Deutschland durch beson­
dere Gesetzes- und praktische Maßnahmen gesichert werden, bis durch die gänzliche Ausrottung 
des Antisemitismus solche Maßnahmen auf natürlichen Wegen überflüssig werden. Das Problem 
besteht nur darin, wie die Zersplitterung der in Deutschland lebenden Juden zu überwinden und 
ihnen zu helfen [ist], ihr kulturelles und religiöses Leben gemeinsam aufzubauen? Ich selbst sehe 
nur eine Lösung: die Bildung von jüdischen Gemeinden in solchen deutschen Städten und Gebie­
ten, die schon seit Jahrhunderten als Kulturzentren der in Deutschland lebenden Juden angesehen 
werden konnten, als Stützpunkte der Gesamtheit der in Deutschland verstreut lebenden Juden. 
Bei der Auswahl dieser Stützpunkte sollte jedoch die Stärke der demokratischen Bewegung in den 
einzelnen Städten und Gebieten in erster Linie entscheidend sein." 
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Vorschläge zur Durchführung dieser Anregungen sind nach meiner Rückkehr nach Deutschland von 
mir nicht gemacht worden. Auch bin ich nicht an der Gründung Jüdischer Gemeinden beteiligt gewe­
sen und habe zu keiner von ihnen Beziehungen unterhalten. 

[Der größte Teil der gegen Merker in der Judenfrage erhobenen Vorwürfe stand in Verbindung mit den 
Beziehungen, die KPD- und KPO-Emigranten in Mexiko zur deutschsprachigen jüdischen Emigration 
unterhielten. Zu seiner Verteidigung geht Merker daher im folgenden Teil (X.) ausführlich auf diese Be­
ziehungen ein. Besondere Aufmerksamkeit findet dabei die politische und kulturelle Tätigkeit der jü­
dischen Sprachorganisation „Menorah" sowie anderer deutschsprachiger Organisationen. Ferner schil­
dert Merker die Geschichte des „Freien Deutschland" sowie des Verlages „Freies Buch" und beschreibt 
schließlich seine Bemühungen, die finanziellen Lasten der Zeitschrift und des Verlages auf einen brei­
teren Leserkreis zu verteilen. 

Im letzten Teil seiner Rechtfertigungsschrift geht Merker detailliert auf die zu Protokoll genomme­
nen Aussagen einiger Zeugen ein, die ihn in seinem Prozeß belastet hatten, und schildert die Einzelhei­
ten aus seiner Sicht.] 



Notizen 

Für Theodor Eschenburg 

Theodor Eschenburg feiert am 24. Oktober 1994 seinen 90. Geburtstag. Schon längst 
ist er jener ersten Generation der Bundesrepublik, die sich bald mehr, bald weniger be­
wußt an ihm orientiert hat, historisch geworden. Zum 90. Geburtstag wird er nun er­
neut von vielen Seiten vernehmen, daß er zu den Persönlichkeiten gehört, die den seit 
1945 unternommenen Versuch mit der zweiten deutschen Demokratie zu einem Erfolg 
werden ließen. Und anders als viele Mitstreiter bei dieser großen Aufgabe ist dieser 
Altmeister immer noch quicklebendig. So wird er den ihm reichlich darzubringenden 
Tribut an Respekt, Verehrung und guten Wünschen mit der ihm eigenen Mischung von 
skeptischem Stolz und von Einsicht in die Vergänglichkeit jedes geistig-politischen Be­
mühens gelassen anhören. 

Historisch geworden ist er auch für unsere „Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte". 
Zum 70. Geburtstag hat noch Hans Rothfels die Hommage formuliert, der mit Eschen­
burg zusammen seit 1953 Gründer und Herausgeber der Zeitschrift gewesen ist. Zum 
80. Geburtstag war es bereits die neue Herausgebergeneration, die dem „Altmeister 
nicht nur der Politikwissenschaft, sondern auch der Zeitgeschichte in Deutschland" 
zugleich namens der Redaktion und des Wissenschaftlichen Beirats des Instituts für 
Zeitgeschichte den Dank und den Glückwunsch nach Tübingen hinübergereicht hat. 
So bleibt es auch zum Neunzigsten, und dem früher Ausgeführten ist nichts hinzuzu­
fügen. Denn an der Einschätzung von Gestalt und Lebensleistung Eschenburgs hat 
sich im Kommen und Gehen der wissenschaftlichen Moden, doch auch im Auf und Ab 
der politischen Konjunkturen tatsächlich nichts geändert. 

Wissenschaftsgeschichtlich gehörte und gehört er zu denen, die darauf halten, daß 
die Regierungslehre einer differenzierten Kenntnis der Zeitgeschichte in allen ihren 
Aspekten bedarf und daß umgekehrt die Zeitgeschichte politisch irrelevant bliebe, so 
sie nicht bewußt zum kritisch vertieften Verständnis der Institutionen und des institu­
tionengerechten Verhaltens genutzt würde. Ohne daß er je ein steriler Traditionalist 
oder ein aufgeregter Alarmist gewesen wäre, ist es ihm aufgrund dieses Verständnisses 
der Disziplinen gelungen, die Traditionen, Gefährdungen und positiven Möglichkei­
ten deutscher Demokratie vom Kaiserreich über die Weimarer Republik bis in die letz­
ten Jahre der Bonner Republik in ihrer Bedeutung für die politische Praxis faßbar zu 
machen. Wenn es zeitweilig, vielleicht sogar auf eine gewisse Dauer geglückt ist, der 
Bundesrepublik Deutschland das Bewußtsein institutioneller Kontinuitäten und ihres 
Orts in der umfassenden Entwicklung neuerer deutscher Geschichte zu vermitteln, 
dann nicht zuletzt dank eines Professors der Politischen Wissenschaft und der Zeitge­
schichte wie Theodor Eschenburg. 
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Im tagespolitischen Meinungsstreit war er zumeist eher kritisch als optimistisch, 
eher unwillig mit der Politik und den Politikern als deren Selbstgefälligkeit ertragend, 
eher barsch als verbindlich. Nur so wird man zur gefürchteten Autorität und erhält die 
eigene geistige Unabhängigkeit. Aber in einer häufig durch Nörgelei und abgehobenes 
Moralisieren gekennzeichneten Öffentlichkeit ist dieser realistische Institutionalist 
stets bemerkenswert konstruktiv geblieben und auf eindrucksvolle Art und Weise un­
aufgeregt vernünftig. 

Zur Vernünftigkeit, die ihn auszeichnet, gehört auch die Erkenntnis, wann der rich­
tige Zeitpunkt da ist, nicht mehr wie früher unablässig durch ein Feuerwerk wissen­
schaftlicher und publizistischer Publikationen die politische Landschaft zu erhellen, 
sondern ruhig darauf zu vertrauen, daß die eigene ragende Gestalt und das eigene 
reichhaltige, unverwechselbare und immer noch frische Oeuvre von selbst weiter ihre 
Wirkung tun. Was die „Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte" angeht, so wird dies so 
bleiben, und in diesem Sinne grüßen in Verbundenheit 

Karl Dietrich Bracher Hans-Peter Schwarz Horst Möller 



JÜRGEN ZARUSKY 

„ W I D E R S T A N D ALS H O C H V E R R A T 1933-1945' 

E I N E M I K R O F I C H E - E D I T I O N DES INSTITUTS 

F Ü R Z E I T G E S C H I C H T E 

„Als ich tätig war im Zentralapparat der Sowjetischen Militäradministration in Deutsch­
land, nahm ich teil an der Aufbewahrung von einer Großzahl von Archivmaterialien des so­
genannten ,Volksgerichtshofes'. [...] Ich erinnere mich noch sehr gut daran, wie ich mich in 
den wenigen freien Stunden, die mir verblieben, mit großem Interesse in die Gerichtsakten 
der deutschen Antifaschisten einarbeitete. Sie eröffneten mir ein absolut unbekanntes Bild, 
und auch der deutschen Öffentlichkeit war nichts bekannt über die Tätigkeit des ,Volksge-
richtshofes'."1 

Der Bericht des ehemaligen SMAD-Mitarbeiters und russischen Historikers Jefim Brod-
skij2, der viele VGH-Akten wohl als erster Forscher in der Hand gehabt hat, unterstreicht 
auf eindrucksvolle Weise, daß die schriftliche Hinterlassenschaft des Volksgerichtshofes und 
anderer Einrichtungen des NS-Verfolgungsapparates von Anfang an zu den wertvollsten 
Quellen für die Erforschung des deutschen Widerstandes gehörte, um so mehr als dieser 
wegen des Zwangs zu konspirativem Handeln relativ wenige unmittelbare schriftliche 
Zeugnisse hinterlassen hat. Seither hat die Widerstandsforschung in großem Umfang auf 
diese Quellengruppe zurückgegriffen. Dennoch ist sie noch keineswegs ausgeschöpft. Zum 
einen waren große Bestände in der DDR, in Prag und Moskau nicht oder allenfalls einge­
schränkt zugänglich. Zum anderen konnten diese Quellen bislang nur in verschiedenen Ar­
chiven benutzt werden. Urteilspublikationen in größerem Umfang gab es nicht, was Klaus 
Bästlein bereits 1986 in einem Aufsatz über den - von ihm generell hoch eingeschätzten -
Erkenntniswert von Justizakten aus der NS-Zeit monierte3. 

1 Jefim Brodskij: „Offensichtlich Provokateure" ? Über den Widerstand sowjetischer Kriegsgefange­
ner in Nazi-Deutschland und über seine Tabuisierung in der Stalin-Ära, in: Informationen. Studien­
kreis: Deutscher Widerstand 16 (1991), S. 17f., hier S. 17. 

2 Bei der Beschäftigung mit den VGH-Akten fand Brodskij zu seinem historischen Lebensthema, 
dem Widerstand sowjetischer Kriegsgefangener und Zwangsarbeiter in Deutschland. Im Rahmen 
des politisch in der Sowjetunion Möglichen hat er mit seinen Arbeiten wesentlich zur moralischen 
Rehabilitierung dieser in der Stalin-Ära verfemten Personengruppe beigetragen. Vgl. Die Lebenden 
kämpfen. Brüderliche Zusammenarbeit der Kriegsgefangenen, (BSW), Berlin (O) 1968; Im Kampf 
gegen den Faschismus. Sowjetische Widerstandskämpfer in Hitlerdeutschland 1941-1945, Berlin 
(O) 1975; Timor und andere - Sowjetische Zwangsarbeiter im Widerstand und ihr Schicksal nach 
der Befreiung, in: Ulrich Herbert (Hrsg.): Europa und der Reichseinsatz. Ausländische Zivilarbei­
ter, Kriegsgefangene und KZ-Häftlinge in Deutschland 1938-1945, Essen 1991, S.251-269. 

3 Klaus Bästlein: Zum Erkenntniswert von Justizakten aus der NS-Zeit. Erfahrungen in der konkre­
ten Forschung, in: Datenschutz und Forschungsfreiheit. Die Archivgesetzgebung des Bundes auf 
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Die vom Institut für Zeitgeschichte herausgegebene Mikrofiche-Edition 'Widerstand als 
„Hochverrat" 1933-1945 erleichtert den Zugang zu einem zentralen Bestand dieser Quel­
lengruppe erheblich. Sie umfaßt die Anklage- und Urteilsschriften gegen Deutsche und 
Österreicher aus Hochverratsprozessen vor den zentralen Gerichten des Dritten Reichs 
(Reichsgericht, Volksgerichtshof, Reichskriegsgericht). Die erste Folge dieser von Jürgen 
Zarusky und Hartmut Mehringer bearbeiteten Edition mit 251 Mikrofiches (ca. 24 500 Sei­
ten) wurde soeben ausgeliefert. Zwei weitere Mikrofiche-Lieferungen und zwei umfangrei­
che Registerbände werden bis Anfang 1996 folgen4. Der Gesamtumfang beläuft sich auf ca. 
80000 Seiten auf 850 Fiches. Dokumentiert werden rund 2500 Verfahren mit 7500 Ange­
klagten. Jede Mikrofiche-Lieferung enthält eine Verfahrensliste auf Fiche, die den Zugriff 
auf die Namen der Erstangeklagten und die staatsanwaltschaftlichen und gerichtlichen Ak­
tenzeichen ermöglicht. Die endgültige Erschließung wird durch ein sechsgliedriges Register 
mit folgenden Komponenten erfolgen: 

1. Register der Angeklagten, sonstigen Tatbeteiligten und Zeugen 
2. Decknamenregister 
3. Register der Widerstandsgruppen 
4. Ortsregister 
5. Register der in den Akten zitierten illegalen Schriften 
6. Konkordanz der Anklage- und Urteilsaktenzeichen. 

Die Edition ist aus dem von der Stiftung Volkswagenwerk geförderten Projekt „Be­
standsaufnahme und Sammlung wichtiger Quellen zur Geschichte des deutschen Wider­
standes gegen die NS-Herrschaft" erwachsen. Sie stützt sich im wesentlichen auf die ein­
schlägigen Bestände im Bundesarchiv Koblenz, im Berlin Document Center, die Sammlung 
der Staatsanwaltschaft beim Landgericht Berlin, in der auch Verfahrensakten aus DDR-Be­
ständen enthalten sind5, sowie auf die vom Bundesarchiv zusammengeführten Bestände des 
ehemaligen Zentralen Staatsarchivs der DDR in Potsdam, des ehemaligen SED-Parteiar­
chivs und der NS-Aktensammlung des Ministeriums für Staatssicherheit sowie den Reichs-

dem Prüfstand (Akademiebeiträge zur politischen Bildung, Bd. 15), München 1986, S. 85-102, hier 
S. 86. Veröffentlichungen von Urteilen des Volksgerichtshofs finden sich verschiedentlich in den 
Dokumentationsteilen von Arbeiten zur Widerstandsgeschichte. Auszüge und vollständige Wie­
dergaben einiger VGH-Urteile enthalten die Broschüre „... für immer ehrlos". Aus der Praxis des 
Volksgerichtshofes, Berlin 1978, sowie die Publikation von Heinz Hillermeier (Hrsg.): „Im Namen 
des Deutschen Volkes". Todesurteile des Volksgerichtshofes, Darmstadt/Neuwied 1980. Eine Reihe 
von Urteilen des Reichsgerichts ist, zum Teil faksimiliert, wiedergegeben bei Norbert Haase: Das 
Reichskriegsgericht und der Widerstand gegen die nationalsozialistische Herrschaft, hrsg. von der 
Gedenkstätte Deutscher Widerstand mit Unterstützung der Senatsverwaltung für Justiz, Berlin 
1993. In allen Fällen handelt es sich um Auswahlpublikationen. Eine umfassendere Edition liegt für 
das Sondergericht Bremen in der Kriegszeit vor: Hans Wrobel (Bearb.): Strafjustiz im totalen Krieg. 
Aus den Akten des Sondergerichts Bremen 1940 bis 1945, Band 1, hrsg. vom Senator für Justiz und 
Verfassung der Freien Hansestadt Bremen, Bremen 1991. 

4 Widerstand als „Hochverrat". Die Verfahren gegen deutsche Reichsangehörige vor dem Reichsge­
richt, dem Volksgerichtshof und dem Reichskriegsgericht. Mikrofiche-Edition, hrsg. vom IfZ Mün­
chen, bearb. von Jürgen Zarusky/Hartmut Mehringer, München 1994ff. Ca. 80000 Seiten auf 
850 Fiches. 3 Lieferungen und 2 Registerbände. Lesefaktor 24X. 

5 Bernhard Jahntz/Volker Kähne: Der Volksgerichtshof. Darstellung der Ermittlungen der Staatsan­
waltschaft bei dem Landgericht Berlin gegen ehemalige Richter und Staatsanwälte am Volksge­
richtshof, Berlin 21987, S. 42. 
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gerichtsbestand der ehemaligen Bibliothek des Obersten Gerichts der DDR, die in der Bi­
bliothek des Bundesgerichtshofes aufgegangen ist. Darüber hinaus konnten neue Quellen in 
Moskau und Prag erschlossen werden6. 

Der Aspekt, unter dem die Quellensammlung erfolgte, wird im Titel der Edition genannt. 
Ausgangspunkt ist die Beobachtung, daß die strafrechtlichen Bestimmungen über den Hoch­
verrat in der Formierungsphase des NS-Regimes zur zentralen justitiellen Handhabe für die 
Bekämpfung jeglicher systemoppositioneller Aktivität ausgeformt wurden. Hatte die Ge­
setzgebung der Weimarer Republik an den aus dem Kaiserreich überkommenen Hochver­
ratsparagraphen nicht gerührt7, so begann sofort nach Hitlers Ernennung zum Reichskanzler 
eine geradezu hektische Serie von Modifikationen der einschlägigen strafgesetzlichen Be­
stimmungen8, die vielfach unmittelbar auf die Verhaltensweisen des Widerstandes reagierten. 
Zugleich paßte auch das Reichsgericht seine Rechtsprechung in Hochverratssachen an die 
Vorgaben der „nationalen Revolution" an9. Als mit dem Gesetz zur Änderung von Vorschrif­
ten des Strafrechts und des Strafverfahrens vom 24. April 193410 der Volksgerichtshof ins 
Leben gerufen wurde, auf den die Hauptmasse der in der Edition dokumentierten Verfahren 
entfällt11 *, wurden zugleich die durch die hektisch erlassenen Regierungsgesetze unübersicht­
lich gewordenen Bestimmungen über Hoch- und Landesverrat zusammengefaßt und weiter 
verschärft. Die Definition von Hochverrat als Versuch der Verfassungs- oder Gebietsverän­
derung „mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt" präzisierte das im alten Gesetz ver­
wendete Kriterium „gewaltsam" und entschied einen alten Interpretationsstreit zugunsten 
der schärferen Rechtsauffassung12. Für eine Reihe von Tatbeständen wurde der Versuch der 
Vollendung des Verbrechens gleichgestellt (§ 87 StGB), was in der Praxis bedeutete, daß 
schon die entfernteste Vorbereitungshandlung - und das war bereits jegliche noch so beschei­
dene Propaganda, programmatische oder organisatorische Vorbereitung für einen Regime­
wechsel - als Hochverrat galt. Das entsprach dem Selbstverständnis der NS-Diktatur, die sich 
auf Dauer etabliert hatte. Ein Machtwechsel war aus ihrer Sicht nicht anders als gewaltsam 
möglich, und im Umkehrschluß steckte somit schon im Gedanken an einen solchen der Keim 
der Gewaltsamkeit. In der amtlichen Begründung des Gesetzes hieß es hierzu: „Während das 
bisherige Recht für die Vorbereitung des Hochverrats im Strafmaß die Fälle der öffentlichen 

6 Zum Bestand „Reichskriegsgericht" im Militärhistorischen Archiv Prag vgl. Norbert Haase: Aus 
der Praxis des Reichskriegsgerichts. Neue Dokumente zur Militärgerichtsbarkeit im Zweiten Welt­
krieg, in: VfZ 39 (1991), S.379-411; zu den Justizakten im Centr chranenija istoriko-dokumen-
tal'nych kollekcij (ehemals Sonderarchiv) in Moskau vgl. Jürgen Zarusky: Bemerkungen zur russi­
schen Archivsituation, in: VfZ 41 (1993), S. 139-147, hier S. 143 f. 

7 Reinhard Frank: Das Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich, Tübingen 181931, S.250ff. 
8 Zur Rechtsentwicklung vgl. Lothar Gruchmann: Justiz im Dritten Reich 1933-1940. Anpassung 

und Unterwerfung in der Ära Gürtner, München 1988, S. 844 ff.; Walter Wagner: Der Volksgerichts­
hof im nationalsozialistischen Staat, Stuttgart 1974, S. 50 ff.; Gerhard Werle: Justiz-Strafrecht und 
polizeiliche Verbrechensbekämpfung im Dritten Reich, Berlin/New York 1989, S. 65 ff. und 112 ff. 
Dieser Aspekt wird an anderer Stelle genauer herausgearbeitet werden. 

10 RGBl. LS.541. 
11 Zum VGH siehe Wagner, Volksgerichtshof; Jahntz/Kähne: Volksgerichtshof; Hannsjoachim 

W. Koch: Volksgerichtshof. Politische Justiz im 3. Reich, München 1988; Günther Wieland: Das war 
der Volksgerichtshof. Ermittlungen, Fakten, Dokumente, Berlin (O) 1989. 

12 Vgl. die amtliche Begründung des Gesetzes in: Akten der Reichskanzlei. Das Kabinett Hitler. Teil I, 
Band 2: 12.9. 1933-27.8. 1934, bearb. von Karl-H. Minuth, Boppard a.Rh. 1983, S. 1176-1182, 
S.1178. 
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Aufforderung (§ 85 StGB. Freiheitsstrafe bis zu 10 Jahren) und der sonstigen Vorbereitungs­
handlungen (§ 86 StGB. Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren) stark unterscheidet, stellt der Ent­
wurf diese Gruppen gleich. Gerade die im Gesetz nicht ausdrücklich aufgeführten Vorberei­
tungshandlungen umfassen, wie die letzten Jahre gezeigt haben, die große Masse der dem 
Umsturz dienenden Betätigungen. Sie stehen in ihrer Gefährlichkeit der Aufforderung zum 
Hochverrat in nichts nach. Für sie sind auch nach der Neugestaltung des Reichs die Milde­
rungsgründe fortgefallen, die in der Zeit der politischen Verwirrung noch geltend gemacht 
werden konnten."13 Jegliche politische Opposition gegen das NS-Regime wurde somit als 
„Hochverrat" kriminalisiert14. Dabei unterschied die NS-Justiz zwar zwischen Handlungen, 
nicht aber zwischen politischen Haltungen. Politische Unmutsäußerungen ohne organisato­
rischen und politischen Hintergrund konnten als „Heimtücke" oder ab 1939als „Wehrkraft­
zersetzung" verfolgt werden. Bei der Bewertung der inneren Tatseite in Hochverratsverfah­
ren achtete die Rechtsprechung jedoch nur darauf, inwiefern der Angeklagte bewußt zum 
Sturz der NS-Herrschaft beitragen wollte und nicht in welcher programmatischen Absicht, 
da jegliche Alternative zum Regime gleichermaßen als verwerflich und verbrecherisch galt. 
Die strafrechtliche Normierung des Hochverrats deckt sich insoweit mit dem semantischen 
Gehalt des Begriffs „politischer Widerstand"15. Die in der Edition präsentierten Verfahren 
betreffen daher Kommunisten und Verschwörer des 20.Juli, Mitglieder linkssozialistischer 
Kleinorganisationen und Gruppen des Jugendwiderstandes ohne politische Traditionsbin­
dung, nationalrevolutionäre Anhänger von Otto Strassers „Schwarzer Front" und Ernst 
Niekischs Gruppe um die Zeitschrift „Widerstand", Legitimisten und Monarchisten aus 
Bayern und Österreich, Sozialdemokraten und Gewerkschafter und christlich motivierte 
Gegner des NS-Regimes. Zahlenmäßig dominieren dabei Anhänger der Linken, insbesonde­
re Kommunisten. Die Rechtsprechung in Hochverratssachen bildet den Widerstand in seiner 
ganzen Vielfalt und Widersprüchlichkeit ab. 

Dabei ist es im übrigen unerheblich, ob eine entsprechende Handlung im Inland oder 
vom Ausland aus unternommen wurde. Bereits das auf der Basis des Ermächtigungsgesetzes 
von der Regierung erlassene Gesetz zur Gewährleistung des Rechtsfriedens vom 13. Okto­
ber 1933 ermöglichte die Verhängung härtester Strafen bis hin zur Todesstrafe für die Her­
stellung und Verbreitung hochverräterischer Schriften im Ausland und ihre Einfuhr und 
Verbreitung in Deutschland16. Diese Bestimmung wurde in die Novelle vom April 1934 
übernommen17. Die Eroberungsfeldzüge gegen die europäischen Nachbarn ermöglichten 
es den NS-Behörden, diese Bestimmungen auch anzuwenden. Viele politische Emigranten 
wurden in ihren Zufluchtsländern verhaftet und vor Gericht gestellt18. Der politische Wi­
derstand aus dem Exil war nicht nur aufgrund von Strafandrohungen in einer Reihe von 

13 Ebenda, S. 1179 f. 
14 Werle, Justiz-Strafrecht, S. 115. 

15 Nicht selten, insbesondere in der Kriegszeit, war dabei die Anklage wegen mehrerer Delikte. So 
wurden beispielsweise Hans Scholl, Sophie Scholl und Christoph Probst außer wegen Vorbereitung 
zum Hochverrat auch noch wegen landesverräterischer Feindbegünstigung und Wehrkraftzerset­
zung verurteilt. Vgl. das VGH-Urteil 1H 47/43 gegen Hans Scholl u.a., Widerstand als „Hochver­
rat", Mikrofiche 481. 

16 RGBl.LS.723. 
17 Vgl. §83,4. 
18 Einige Fälle werden bei Wagner, Volksgerichtshof, S. 186-197, geschildert. 
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Asylländern, sondern auch angesichts der Eroberungspläne und der Besatzungspraxis des 
NS-Regimes alles andere als gefahrlos. 

Die Strafbestimmungen zum Hochverrat wurden nicht nur auf Reichsangehörige ange­
wendet19. Die Edition beschränkt sich jedoch auf die Wiedergabe der Akten aus Verfahren 
gegen Reichsdeutsche und Österreicher. Obwohl das heutige österreichische Staatsbewußt­
sein gerade im Widerstand entscheidend geprägt wurde und die Mehrzahl der österreichi­
schen Widerstandskreise den großdeutschen Gedanken ablehnte20, wurden die Verfahren 
gegen den österreichischen Widerstand in die Edition einbezogen. Diese Entscheidung be­
ruht nicht nur auf der rechtlichen Gleichbehandlung der „angeschlossenen" österreichi­
schen Reichsbürger, sondern auch darauf, daß der österreichische Widerstand viele Mög­
lichkeiten des Vergleichs mit dem deutschen bietet. Rechtlich und auch was das Bewußtsein 
weiter Bevölkerungskreise betrifft, stellte sich die NS-Herrschaft in Österreich faktisch 
nicht als Okkupationsregime21 dar. Der österreichische wie der deutsche Widerstand 
kämpften auf jeweils spezifische Weise gegen die in der eigenen Gesellschaft verwurzelte 
NS-Herrschaft und nicht gegen ein fremdes Okkupationsregime wie die anderen europäi­
schen Resistance-Bewegungen. Diese Feststellung markiert auch die feine Trennungslinie 
zu den rheinischen Separatisten und zu eingedeutschten Angehörigen anderer Nationen, die 
in nichtdeutschen Widerstandsgruppen aktiv waren. Diese Fälle wurden nicht in die Edition 
aufgenommen, anders als Verfahren gegen Personen, die nicht die deutsche Staatsangehörig­
keit hatten, aber in deutschen politischen Gruppen tätig waren. 

Erstinstanzlich zuständig für die Aburteilung von Hochverrat war zunächst das Reichs­
gericht. Es konnte aber auch Verfahren von minderer Bedeutung an bestimmte Oberlan­
desgerichte abgeben. Diese Regelung wurde bei der Errichtung des Volksgerichtshofes 
beibehalten22. Die Überlieferung der mit Hochverratssachen befaßten Oberlandesgerich­
te ist insbesondere für lokal- und regionalgeschichtliche Untersuchungen von großer Be­
deutung24. Die wünschenswerte Erschließung dieser Aktenbestände war wegen der oft 

19 Vgl. die ausführliche Übersicht über die Rechtsprechung des Volksgerichtshofes in Hochverratssa­
chen bei Wagner, Volksgerichtshof, S. 85-205, S. 442-789; neueste statistische Erkenntnisse zur na­
tionalen Herkunft der Angeklagten vor dem VGH finden sich bei Klaus Marxen: Das Volk und sein 
Gerichtshof, Frankfurt a.M. 1994, S. 31-38. 

20 Radomir Luza: Österreich und die großdeutsche Idee in der NS-Zeit, Wien/Köln/Graz 1977, 
S. 206-208; ders.: Der Widerstand in Österreich 1938-1945, Wien 1983, S. 309; Wolfgang Neugebau-
er: Widerstand und Opposition, in: Emmerich Tälos/Ernst Hanisch/Wolf gang Neugebauer (Hrsg.): 
NS-Herrschaft in Österreich 1938-1945, Wien 1988, S. 537-552, hier S.550; Peter Eppel: Österrei­
cher im Exil 1938-1945, in: Ebenda, S. 553-570, hier S. 555 ff. 

21 Tälos/Hanisch/Neugebauer (Hrsg.), NS-Herrschaft in Österreich, Einleitung S. IX und passim. 
22 Wagner, Volksgerichtshof, S. 59 f. 
23 Zur Quellenüberlieferung vgl. Inventar archivalischer Quellen des NS-Staates. Die Überlieferung 

von Behörden und Einrichtungen des Reichs, der Länder und der NSDAP, Teil 1, im Auftrag des 
IfZ bearb. von Heinz Boberach, München/London/New York u. a. 1991, S. 199-206. 

24 Die für die ersten vier Jahre des NS-Regimes weitgehend vollständig überlieferten Akten des bedeu­
tenden Oberlandesgerichtes Hamm waren etwa für die folgenden Studien von erheblicher Bedeu­
tung: Kurt Klotzbach: Gegen den Nationalsozialismus. Widerstand und Verfolgung in Dortmund 
1930-1945, Hannover 1969; Hans-Josef Steinberg: Widerstand und Verfolgung in Essen 1933-1945, 
Hannover 1945; Kuno Bludau: Gestapo - geheim! Widerstand und Verfolgung in Duisburg 1933-
1945, Bonn 1973; Detlev Peukert: Die KPD im Widerstand. Verfolgung und Untergrundarbeit an 
Rhein und Ruhr 1933-1945, Wuppertal 1980; Barbara Dorn/Michael Zimmermann: Bewährungs-
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schwierigen Überlieferungslage und des Umfangs des Materials im Rahmen des Projekts 
„Widerstand als ,Hochverrat'" nicht möglich . Die Beschränkung auf die zentralen Ge­
richte findet aber darin ihre eigentliche Rechtfertigung, daß die Oberlandesgerichte in der 
Regel Fälle von „minderer Bedeutung" behandeln sollten - wobei, wie stets, auch diese 
Regel viele Ausnahmen kennt. 

Die Mikrofiche-Edition beschränkt sich auf Anklage- und Urteilsschriften und gibt nicht 
die vollständigen Verfahrensakten wieder, die in manchen Fällen viele Bände umfassen und 
je nach Umfang und Vollständigkeit auch Vernehmungsprotokolle, beschlagnahmtes Mate­
rial, Korrespondenz von Angehörigen, Gnadenappelle, Photos, Vollstreckungsakten, 
manchmal auch einzelne Exemplare der berüchtigten roten Hinrichtungsplakate, in selte­
nen Einzelfällen auch persönliche Aufzeichnungen und daneben so banale Unterlagen wie 
Abrechnungen über Fahrkosten von Ermittlungsbeamten etc. enthalten können. Anklagen 
und Urteile bilden gewissermaßen das Kondensat der Ermittlungen und der Hauptverhand­
lungen. Sie enthalten regelmäßig Schilderungen des persönlichen und politischen Werde­
ganges der Angeklagten, häufig eine Einschätzung der Organisationen, in denen diese tätig 
waren, detaillierte Schilderungen der Widerstandstätigkeit sowie deren rechtliche Würdi­
gung. Oft wird zur Unterstützung der Argumentation illegales Schrifttum ausführlich zi­
tiert. Hier kommt der Widerstand im Rahmen der Verfolgerakten direkt zu Wort. Bestim­
mend für die Auswahl war dabei natürlich die Absicht der Staatsanwaltschaften und Gerich­
te, zu belegen, daß bestimmte Straftatbestände erfüllt waren. Diesem Interesse der Verfol­
gungsinstanzen war das der Angeklagten in der Regel diametral entgegengerichtet. Für sie 
kam es darauf an, Zusammenhänge zu verschleiern, nicht entdeckte Tatbeteiligte zu schüt­
zen, den eigenen Tatbeitrag zu minimieren, in manchen Fällen aber auch zur Entlastung an­
derer Beteiligter die eigene Rolle stärker zu betonen, als es der Wirklichkeit entsprach. Nur 
selten waren derartige Täuschungsmanöver, die sehr genaue Absprachen unter den Mitglie­
dern einer Gruppe voraussetzten, wirklich erfolgreich. In der Untersuchungshaft waren die 
einzelnen Häftlinge voneinander isoliert, während bei den Ermittlern die Informations­
stränge zusammenliefen. Diese verfügten überdies über eine breite Palette von psychischen 
und physischen Druckmitteln. Diese Konstellation und das Bestreben von Gestapo und po­
litischer Justiz, tatsächliche Vorgänge zu ermitteln und nicht, wie in den stalinistischen Dik­
taturen, schauprozeßfähige Fiktionen zu erzeugen, bedingen den hohen Quellenwert der 

probe. Herne und Wanne-Eickel 1933-45. Alltag, Widerstand und Verfolgung unter dem National­
sozialismus, Bochum 1987; Annette Zehnter: Widerstand und Verfolgung in Bochum und Watten­
scheid 1933-1945, Essen 1992. Die Akten des OLG München wurden insbesondere von Hartmut 
Mehringer für seine Studien über den Widerstand von SPD und KPD in Bayern benutzt: Die KPD 
in Bayern 1919-1945. Vorgeschichte, Verfolgung und Widerstand, in: Martin Broszat/Hartmut 
Mehringer (Hrsg.): Bayern in der NS-Zeit, Bd. V: Die Parteien KPD, SPD, BVP in Verfolgung und 
Widerstand, München 1983, S. 1-286; ders.: Die bayerische Sozialdemokratie bis zum Ende des NS-
Regimes. Vorgeschichte, Verfolgung und Widerstand, in: Ebenda, S. 287-432. 
25 Die Akten der Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht München wurden 1977 im Zuge des 
„Bayernprojekts" inventarisiert. Die gesamten Justizakten des OLG-Bezirks Hamburg sollen im 
Zuge eines justizgeschichtlichen Projekts auf EDV-Basis inventarisiert werden. Allerdings ist die 
Überlieferung des OLG Hamburg selbst sehr fragmentarisch. Vgl. Gunther Schmitz/Hans-Chri­
stian Lassen/Klaus Bästlein: Hunderttausend Akten - Millionen Fakten. Zur Erfassung und Aus­
wertung der Strafakten aus der NS-Zeit, in: „Für Führer, Volk und Vaterland ..." Hamburger Justiz 
im Nationalsozialismus, hrsg. von der Justizbehörde Hamburg, Hamburg 1992, S. 432-442. 
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Gerichtsakten, die ja im wesentlichen auf der Vorarbeit der Gestapo beruhen26. Diesen Be­
fund hat bereits Kurt Klotzbach bestätigt, der für seine Arbeit über Widerstand und Verfol­
gung in Dortmund auch eine Reihe von Interviews führte und eine hohe Übereinstimmung 
dieser Berichte mit den von ihm ausgewerteten Gerichtsakten feststellte27. Deutlich wird 
beim Vergleich von Gerichtsakten und autobiographischen Berichten aber auch der Verfol­
gerblickwinkel, unter dem die Akten entstanden sind. Nicht so sehr geifernder Haß - ein 
Spezifikum Roland Freislers - spielt dabei eine Rolle, sondern eine schematische, feindbild­
orientierte Betrachtungsweise, die insbesondere die Motivationen der Gegner des NS-Re-
gimes nicht wirklich nachvollziehen konnte. Es ist wichtig, sich dieses Unterschieds bewußt 
zu bleiben, um so mehr als die Akten sich als relativ zuverlässig erweisen und ihre Sprache 
überwiegend nüchtern-juristisch erscheint. 

Diese quellenkritischen Aspekte gelten für Anklageschriften wie Urteile gleichermaßen. 
Die Anklageschriften sind häufig etwas umfangreicher als die Urteile. Sie enthalten am Ende 
eine Auflistung der Beweismittel, zu denen auch Zeugenaussagen zählen. In den Informa­
tionen zur Sache gehen die Urteile zumeist kaum über das hinaus, was aus der Anklage­
schrift zu erfahren ist. Dies wirft ein Schlaglicht auf den Stellenwert der Hauptverhandlung 
in der politischen Justiz des NS-Staates. Allerdings enthalten sie die rechtliche Würdigung 
und die gerichtliche Sanktionierung des Widerstands der jeweiligen Angeklagten. Bei den 
Angaben über die verhängten Strafen ist Vorsicht geboten. Eine kurzfristige Gefängnisstrafe 
konnte nicht selten durch die anschließende Einweisung in ein KZ in eine langjährige Ge­
fangenschaft münden. Sogar bei Freisprüchen bestand diese Möglichkeit. Andererseits 
konnten Todesurteile auf dem Gnadenweg in Zeitstrafen umgewandelt werden. Manche, 
wie Alexander Schwab, der Vordenker der linkssozialistischen „Roten Kämpfer", starben 
im Gefängnis, jüdische Widerstandskämpfer wurden aus den Zuchthäusern in Vernich­
tungslager verbracht, „arische" hingegen konnten aus der Gefangenschaft in Bewährungs-
einheiten von Wehrmacht oder SS eingezogen werden. Manchem von ihnen gelang die De­
sertion. Die Lebenswege der Verurteilten sind mannigfaltig. Die Akten der Edition be­
schreiben sie nur bis zum Urteilsspruch. 

Der Informationsgehalt des Aktenmaterials hängt unter anderem vom Zeitpunkt der Ent­
stehung der Dokumente ab. Daß in den Kriegsjahren noch häufiger als zuvor „kurzer Pro­
zeß" mit den Gegnern des NS-Regimes gemacht wurde, zeigt sich auch darin, daß der Um­
fang der Akten, bedingt durch die stark steigende Anzahl der Verfahren ab 194028, im Durch­
schnitt erheblich sinkt, wobei allerdings häufiger Einzelangeklagte abgeurteilt werden. 

Angesichts der Masse des Materials sowie der verfügbaren technischen und materiellen 
Möglichkeiten ist seine Präsentation auf Mikrofiche das gebotene Medium. Es ermöglicht 

26 Zur Quellenkritik von Gestapo-Ermittlungsprotokollen siehe Steinberg, Widerstand und Verfol­
gung in Essen, S.21 ff.; Bernd-A. Rusinek: Gesellschaft in der Katastrophe. Terror, Illegalität, 
Widerstand - Köln 1944/45, Essen 1989, S. 50-74; ders.: Vernehmungsprotokolle, in: Ders./Volker 
Ackermann/Jörg Engelbrecht: Einführung in die Interpretation historischer Quellen. Schwer­
punkt: Neuzeit, Paderborn 1992, S. 111-131. 

27 Klotzbach, Widerstand und Verfolgung in Dortmund, S. 14. Eigene unsystematisch vorgenommene 
Vergleiche von Lebensberichten und Gerichtsakten bestätigen dies ebenfalls. 

28 Marxen, Volksgerichtshof, S. 86f. Die Steigerung ist auf neue Tatbestände wie den der „Wehrkraft­
zersetzung" und die Ausdehnung der Zuständigkeit des VGH auf Angehörige der besiegten Natio­
nen, insbesondere Tschechen, zurückzuführen, nicht etwa auf eine Erhöhung der Aktivität des 
deutschen Widerstandes. 
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eine schnelle und bequeme Nutzung großer Mengen von Akten. Allerdings ist es auch ko­
stenträchtig, so daß voraussichtlich nur eine relativ eng begrenzte Anzahl von Forschungs­
einrichtungen, Bibliotheken und Archiven in der Lage sein wird, die Edition „Widerstand 
als .Hochverrat'" zu erwerben. Selbstverständlich ist sie im Institut für Zeitgeschichte Mün­
chen benutzbar. Hier wird auch, unterstützt von der Fritz Thyssen Stiftung, eine erste Aus­
wertung der Aktensammlung vorbereitet. Eine biographische Datenbank der Angeklagten 
ist im Aufbau, die als Ausgangspunkt für eine Studie über die politischen und sozialen Pro­
file des deutschen und des österreichischen Widerstandes dienen soll. 



AKTUELLES AUS DER D D R - F O R S C H U N G 

Ein Newsletter, zusammengestellt vom Arbeitsbereich 
DDR-Geschichte, Universität Mannheim 

Seit der Öffnung der ostdeutschen und osteuropäischen Archive ist das Interesse an zeithi­
storisch und sozialwissenschaftlich orientierten Forschungen zur DDR-Geschichte erheb­
lich gewachsen. Die Neuordnung der Wissenschaftslandschaft in den ostdeutschen Ländern 
hat den Austausch über laufende Vorhaben zeitweilig erschwert. Es fehlte eine systemati­
sche Erfassung aller Forschungs- und Publikationsprojekte, wie sie etwa die in mehreren 
Auflagen erschienenen Dokumentationsreihen zur DDR- und Deutschlandforschung des 
Gesamtdeutschen Instituts geboten hatten. Eine 1990 vom Arbeitsbereich DDR-Geschich­
te unternommene Umfrage erbrachte nur die Momentaufnahme einer noch stark bewegten 
Forschungslandschaft und konnte nicht alle tatsächlich in Arbeit befindlichen Projekte er­
fassen. 

Dieses Defizit wurde nun durch eine neue Erhebung der Mannheimer Forschungsstelle 
gemildert. Sie vermittelt einen Überblick über 759 Vorhaben, die Ende 1993 in Arbeit bzw. 
gerade abgeschlossen waren. Die im Auftrag der Enquete-Kommission des Deutschen Bun­
destages zur „Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur in Deutschland" 
unternommene Untersuchung konnte Mitte April dieses Jahres auf der Mannheimer Ta­
gung über „Stand und Perspektiven der zeitgeschichtlichen DDR-Forschung" erstmals vor­
gestellt werden. Ab Juni 1994 wird sie als Veröffentlichung der Enquete-Kommission über 
den Deutschen Bundestag zu beziehen sein. 

Auf der Mannheimer Konferenz herrschte Einigkeit darüber, daß es wünschenswert sei, 
die Berichterstattung über einschlägige Projekte, aber auch aktuelle Probleme der Erfor­
schung der DDR-Geschichte fortzusetzen. Der Arbeitsbereich DDR-Geschichte und das 
Deutschland Archiv sind dazu gerne bereit. Vorerst in unregelmäßiger Folge wird diese 
Zeitschrift unter dem Rubrum „Aktuelles aus der DDR-Forschung" Raum für Mitteilun­
gen aus der historischen DDR-Forschung zur Verfügung stellen. Die Informationen sollen 
zuvor in Mannheim gesammelt werden. 

Wir fordern alle Interessenten auf, von ihnen betreute oder bearbeitete Projekte nach 
Mannheim zu melden. Sobald eine hinreichende Anzahl entsprechender Mitteilungen vor­
liegt, werden sie im Deutschland Archiv in der Rubrik „Aktuelles aus der DDR-For­
schung" veröffentlicht. Darüber hinaus soll der Newsletter auch die Möglichkeit bieten, in 
aller Kürze über institutionelle und personelle Veränderungen in der scientific Community 
sowie über Kooperationen zu berichten, Fachtagungen anzukündigen etc. Zudem werden 
Stiftungen und andere Einrichtungen der Forschungsfinanzierung gebeten, über neue För­
derungsschwerpunkte zu informieren. Berücksichtigt werden sollen ebenfalls Auskünfte 
über einschlägige Archive, neu erschlossene Bestände, Ansprechpartner, Öffnungszeiten 
usw. 

Der Informationsgehalt des Newsletters wird entscheidend von Ihrer Mitarbeit abhän­
gen. Deutschland Archiv und Arbeitsbereich hoffen daher auf eine gute Resonanz. Beiträge 
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zu den angesprochenen Themen (mit einer Länge von maximal einer Manuskriptseite), ins­
besondere aber Projektmeldungen, adressieren Sie bitte an den Arbeitsbereich DDR-
Geschichte im Mannheimer Zentrum für Europäische Sozialforschung der Universität 
Mannheim, zu Händen Herrn Ulrich Mählert, 68131 Mannheim, Telefon 0621/292-8472, 
Fax 0621/292-8435. 



Abstracts 

Hanns Jürgen Küsters, Sovereignty and the Renunciation of ABC Weapons by the Federal 
Republic of Germany at the London Nine Power Conference in 1954. 

Ever since the signing of the Bonn treaty in May 1952, Chancellor Adenauer struggled to 
attain sovereignty for the Federal Republic of Germany through negotiations with the three 
Western Powers. Following the failure of the EDC treaty, the London Nine Power Confer­
ence tried to solve the problem of abolishing the occupation regime and the question of 
German rearmament by integration into NATO and WEU. The verbatim records of the ne­
gotiations reveal the compromises the foreign secretaries agreed to regarding the status of 
sovereignty for the Federal Republic, French demand for security guarantees and Adenau­
er's renunciation of ABC weapons production. The three Western powers retained their 
rights and responsibilities heretofore exercised or held by them relating to Berlin and Ger­
many as whole, which included the reunification of Germany and a peace settlement. This 
guaranteed the allied powers a certain measure of control and gave Bonn the assurance the 
aim of reunification would be supported. Thus, this compromise reflected political oppor­
tunism and legal necessity. Germany's Western allies avoided giving up their obligations as 
occupying powers which they shared with the Soviet Union. However, before the revised 
London and Paris agreements went into effect, members of parliament in London, Paris and 
Bonn expressed different opinions regarding the legal status of the Federal Republic. Ade­
nauer later argued that American Foreign Secretary Dulles and he had agreed upon the 
renunciation of ABC weapons only under the condition of the clausula rebus sic stantibus. 

Michael Schwartz, „Proletarier" and „Lumpen". Socialist Origins of Eugenic Policy. 
The question of eugenic policy was intensely debated but was put into practice only 

vestigially by Weimar Social Democracy. To fully comprehend this question, a rather un­
known element of Socialist identity must be taken into account. In close connection with 
the conflict between capitalist ..bourgeoisie" and the socialist ,,proletariat", another Freund-
Feind-Gegensatz grew up out of internal tensions and division within the ,,lower classes". 
The socialist attempt to develop a self-confident and viable ,,working class" was hampered 
by the bourgeois disparagement of the working class as an anarchical and criminal mob of 
..Lumpen". Socialism developed a counter concept of ..Lumpenproletariat" which transmit­
ted the bourgeois slander campaign to the unorganized segments of the working class. The 
idea that the ..antisocials" would soon become antisocialist, already expressed by Marx, 
soon lost its influence as an ideological concomitant to establishing and developing a Ger­
man workers' movement. As social democracy shifted toward ..negative integration" within 
German society, all factions of Socialist thought responded to the omnipresent biologist and 
social darwinist ideas in terms of its own version of social eugenics. During the Weimar Re­
public when the possibility arose to put socialist eugenics into practice, the social democra­
tic idea of ..Lumpenproletariat" moved from delimitation to active implementation in an 
ambiguous welfare state. Indeed, socialist eugenics was endorsed on a voluntary basis for a 
self-controlled majority, but tended to coercive measures against the antisocial group of 
..Lumpenproletariat". In principle this concept of exclusion of the ..antisocials" was not re­
stricted to bourgeois politics or even the Nazi regime. It was also an integral part of „work-
ing class" identity. 
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Lothar Gruchmann, Corruption in the Third Reich. 
The myth that corruption was not prevalent in the upper echelons of Nazi leadership is 

refuted by the following case which took place during the war. In 1942, it was widely known 
that prominent government and party officials were illegally purchasing additional rationed 
goods from the Berlin grocer Nöthling. Aware of the detrimental effect these transgressions 
had on the morale and endurance of the population, Hitler (who was informed in confi­
dence by Goebbels) nevertheless refrained from taking criminal action against the officials 
involved for reasons of state. While the average Volksgenosse was severely sentenced for vio­
lations against war time regulations, government leadership remained totally exempt from 
punishment. This example clearly illustrates that justice was served on a purely selfserving 
basis. In response to police investigations, the „caught" officials sought to disclaim any in­
volvement as well as place all of the blame on the owner of the store. This kind of despicable 
behaviour was a perfect example of what justice meant during the Nazi regime. Nöthling, 
deserted and betrayed by his former customers, took his life while in prison awaiting trial. 

Gabriele Brenke, The Free Trade Zone Negotiations during 1956-1958. 
Negotiations to establish a free trade zone extending from Scandinavia to Greece were 

initiated by Great Britain in an attempt to preclude a situation of isolation in foreign trade. 
Furthermore, Britain hoped to attain a greater measure of influence on the integration 
process taking place on the European continent, despite strong domestic opposition to an 
ever increasing commitment to the six founding nations of the European Economic Com­
munity. On the surface, negotiations seemed to focus on economic problems. Britain's re­
quirement that agriculture be excluded from the free trade zone, was unacceptable to coun­
tries such as France, Italy and the Netherlands, who depended on the export of agricultural 
goods. However, Britain's main opponent was France. The German Federal Government 
took on the role of a mediator, although internally there was disagreement between the Mi-
nistery of Economics on the one hand, and the Foreign Office and Chancellory on the other. 
Finally, the main negotiating parties lacked political purpose for a successful outcome. A re­
solution to the Algerian conflict, internal political reorganization as well as updating French 
industry were De Gaulle's primary concerns. The main options for the British government 
were revitalizing its privileged relations with the United States and attaining the status of a 
nuclear power even with American aid. Konrad Adenauer felt economic interests were 
subordinate to foreign policy considerations. 

Jeffrey Herf Antisemitism in the SED. The Paul Merker Case. 
In the aftermath of the Noel Field Affair in 1950, and the Slansky Trial in Prague in 1952, 

the East German Communist regime conducted a purge of leading party members, Jews and 
non-Jews. The accused had been in Western emigration during the Nazi era, supported 
restitution payments to Jewish survivors of the Holocaust, close relations with the new state 
of Israel, and a postwar Germany which would eradicate anti-Semitism. Paul Merker, a past 
member of the Politburo of the German Communist Party (KPD), and since 1946, of the 
Central Committee of the Socialist Unity Party (SED) as well, was the most important tar­
get of the purge. Documents from the recently opened SED, and Stasi archives confirm that 
the Jewish question stood at the center of Merker's denunciation, expulsion, arrest, impri­
sonment, conviction, and only partial rehabilitation between 1950 and 1956. The Merker 
case was a decisive moment in the history of the Jewish question in the German Democratic 
Republic and sheds crucial light on the interaction between Communism, nationalism, and 
anti-Semitism in the postwar period. 



MITARBEITER DIESES HEFTES 

Dr. Hanns Jürgen Küsters, Leiter der Editionsgruppe „Dokumente zur Deutschlandpolitik" II, Bundes­
archiv, Außenstelle Bonn (Lennestr. 8, 53113 Bonn); veröffentlichte u. a. drei Bände der Edition „Rhön-
dorfer Ausgabe", „Adenauer. Teegespräche 1950-1954, 1955-1958, 1959-1961" (Berlin 1984, 1986, 
1988), bereitet gegenwärtig die II. Reihe der „Dokumente zur Deutschlandpolitik", Bd. 7 (1949/50) und 
Bd. 11 Annexband (Die Londoner Neunmächte-Konferenz 1954) vor und arbeitet an einer Studie zum 
Thema „Die Deutschlandkonferenzen der alliierten Siegermächte und die Wiedervereinigung Deutsch­
lands 1945 bis 1955". 

Dr. Michael Schwartz, wissenschaftlicher Mitarbeiter des Instituts für Zeitgeschichte München, Außen­
stelle Potsdam (Tizianstr. 13, 14467 Potsdam); Veröffentlichungen u.a. „Bernhard Bavink: Völkische 
Weltanschauung - Rassenhygiene - ,Vernichtung Lebensunwerten Lebens'" (Bielefeld 1993), in Vorbe­
reitung: „Sozialistische Eugenik. Eugenische Sozialtechnologien in Diskurs und Politik der deutschen 
Sozialdemokratie 1890-1933". Arbeitet gegenwärtig an einem Forschungsprojekt über die Flüchtlings­
und Umsiedlerfrage in der SBZ/DDR. 

Dr. Lothar Gruchmann, Mitarbeiter des Instituts für Zeitgeschichte (Leonrodstr. 46b, 80636 München); 
veröffentlichte u. a. „Völkerrecht und Moral. Ein Beitrag zur Problematik der amerikanischen Neutrali­
tätspolitik 1939-1941" (VfZ 1960), „Nationalsozialistische Großraumordnung" (Stuttgart 1962), „Der 
Zweite Weltkrieg" (München 1967, 1990), „Autobiographie eines Attentäters: Johann Georg Elser", 
Hrsg. (Stuttgart 1970, 21989), „Die ,verpaßten strategischen Chancen' der Achsenmächte im Mittel­
meerraum 1940/41" (VfZ 1970), „Euthanasie und Justiz im Dritten Reich" (VfZ 1972), „Schweden im 
Zweiten Weltkrieg" (VfZ 1977), „Ausgewählte Dokumente zur deutschen Marinejustiz im Zweiten 
Weltkrieg" (VfZ 1978), „Justiz im Dritten Reich 1933 bis 1940. Anpassung und Unterwerfung in der Ära 
Gürtner" (München 1988, 1990), „Totaler Krieg. Vom Blitzkrieg zur bedingungslosen Kapitulation" 
(München 1991). 

Dr. Gabriele Brenke, wissenschaftliche Mitarbeiterin im Forschungsinstitut der Deutschen Gesellschaft 
für Auswärtige Politik (DGAP) (Adenauerallee 131,53113 Bonn) sowie Lehrbeauftragte am Seminar für 
Politische Wissenschaft an der Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn; veröffentlichte u. a. „Die Bundes­
republik Deutschland und der Namibia-Konflikt" (München 1989), „Die Nukleargeschichte der Bun­
desrepublik. Eine Bibliographie" (Ebenhausen 1989, Nuclear History Program: Arbeitspapier), „Per­
spectives of the Political Unification of Europe and the Position of Germany", in: Soong Sil Journal of 
Social Sciences, Vol. 11, 1993, „Die Außenpolitik der Bundesrepublik", in: Die Internationale Politik, 
hrsg. von der DGAP, München 1994. 

Dr. Jeffrey Herf, Professor, Fellow am Institute for Advanced Studies, Princeton/N. J. (School of Histo-
rical Studies, Princeton, New Jersey 08540, USA); veröffentlichte u.a. „Reactionary Modernism: Tech­
nology, Culture and Politics in Weimar and the Third Reich" (Cambridge 1984), „War By Other Means: 
Soviet Power, West German Resistance and the Battle of the Euromissiles" (New York 1991). Gegenwär­
tig arbeitet er an einem Forschungsprojekt über Politics and Memory in the Two Germanies, 1945-1989. 


	vfz_1994_4.JPG
	1994_4_0_inhalt.pdf
	1994_4_1_kuesters.pdf
	1994_4_2_schwarz.pdf
	1994_4_3_gruchmann.pdf
	1994_4_4_brenke.pdf
	1994_4_5_herf.pdf
	1994_4_6_notizen.pdf

